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Sozialraum Europäische Gemeinschaft 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
mit Schreiben vom 6. Juni 1989 die Große Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung zur Erfassung und zum Vergleich 
der Systeme der sozialen Sicherung und 
statistischer Daten der Mitgliedstaaten 

Für die 12 Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften existieren eine Vielzahl wirtschafts- und so- 
zialstatistischer Daten, welche von den einzelnen na- 
tionalen statistischen Ämtern erhoben, aufbereitet 
und ausgewertet werden. Daneben gibt es eine Fülle 
von oftmals sehr umfangreichen vergleichenden Dar- 
stellungen der sozialen Sicherungssysteme oder ihrer 
Teilbereiche, die von einzelnen Wissenschaftlern oder 
nationalen oder internationalen Institutionen erstellt 
wurden. 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten (SAEG) in Luxemburg ist seit langem darum be- 
müht, die einzelstaatiichen Daten gemäß einer mög- 
hchst einheitüchen, vergleichbaren statistischen No- 
menklatur zusammenzuführen, so daß relativ zutref- 
fende statistische Vergleichsbasen für die EG-Mit- 
gliedstaaten geschaffen werden. 


Angesichts der zum Teil stark divergierenden Erfas- 
sungsmethoden imd auch der statistischen Definitio- 
nen ist das ein schwieriges Unterfangen. Das Statisti- 
sche Amt der EG strebt aus diesem Grunde verein- 
heitiichte statistische Erhebungen in den Mitghed- 
staaten an, die harmonisierten statistischen Kriterien 
genügen. Ein hervorragendes Beispiel für diese Be- 
mühungen des SAEG ist die seit 1983 im jährüchen 
Turnus stattfindende EG -Arbeitskräftestichprobe. 
Ohne diese statistische Erhebung könnten die Fragen 
zur Beschäftigung und zum Arbeitsmarkt in den EG- 
Mitghedstaaten kaum so umfassend beantwortet wer- 
den, wie es im folgenden geschieht. Dennoch bleiben 
weite Teüe der europäischen Sozial- und Wirtschafts- 
statistik auf die einzelstaatiichen, nur näherungs- 
weise harmonisierten statistischen Ergebnisse ange- 
wiesen. Das hat zur Folge, daß aus Gründen der Ver- 
gleichbarkeit die statistischen Daten in einem relativ 
hohen Aggregierungsstand gehalten werden müssen 
und auf detailherte Darstellungen und Analysen ver- 
zichtet werden muß. Nur so können falsche Schlußfol- 
gerungen vermieden werden. 

Für den großen Bereich der Sozialpohtik und der Sozi- 
alversicherung ist zudem zu berücksichtigen, daß de- 
ren Systeme in den Mitghedstaaten recht unterschied- 
Üche Strukturen aufweisen; somit treten diese speziel- 
len Probleme noch neben diejenigen der statistischen 
Erhebungstechnik. Bei den folgenden Antworten ist 
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daher zu berücksichtigen, daß trotz intensiver Bemü- 
hungen, eine Vergleichbarkeit herzustellen, dies oft- 
mals nur annäherungsweise mögüch ist. Hinzu 
kommt, daß Vergleiche einzelner Aspekte der Sy- 
steme sozialer Sicherung irreführend sein können, 
wenn sie nicht zugleich eine Vielzahl anderer Aspekte 
dieser Systeme oder auch die jeweiligen Wechselwir- 
kungen mit der Finanz- und Wirtschaf tspoütik mit ein- 
schließen. 

Als Beleg für diese notwendige Relativierung zahlrei- 
cher Antworten soll beispielhaft die Frage H 7 heran- 
gezogen werden: 

Die dort zusammengestellte Versorgung mit Kranken- 
hausbetten in den Mitgüedstaaten der Gemeinschaft 
kann nicht einmal ansatzweise als Indikator für die 
Beurteilung der Krankenhausversorgung heran gezo- 
gen werden, selbst wenn man die gleichzeitig ange- 
gebene Zahl des medizinischen Personals pro Kran- 
kenhausbett miteinbezieht. Für einen aussagefähigen 
Vergleich wären ebenso die berufliche Qualifikation 
des Personals zu berücksichtigen wie die Einwei- 
sungsgewohnheiten der niedergelassenen Ärzte oder 
die durchschnittiiche Verweildauer der Patienten. 
Eine relativ niedrige Bettendichte kann danach 
ebenso für eine schlechte Krankenhausversorgung 
(Bettenmangel) charakteristisch sein, wie für ein 
hochentwickeltes Gesundheitssystem, bei dem viele 
Eingriffe ambulant durchgeführt werden. Genauso 
kaim eine relativ hohe Bettendichte Ausdruck eines 
Mißstandes (Fehlbelegung) sein. 

Diese grundsätzüchen Fragen sind von den verant- 
wortlichen Institutionen seit langem erkannt. So ar- 
beitet das SAEG als koordinierende Stelle mit den 
nationalen statistischen Ämtern an Konzeptionen, 
welche die Vergleichbarkeit der einzelstaatlichen sta- 
tistischen Daten ständig verbessern und außerdem die 
statistischen Erhebungen von vornherein harmonisie- 
ren. Durch die Anforderungen, welche der zu ver- 
wirkhchende europäische Binnenmarkt stellt, haben 
diese Arbeiten des SAEG und der EG -Mitgüedstaaten 
wichtige Impulse erhalten. 

Gerade die weitere Harmonisierung der statistischen 
Definitionen und Erhebungsmethoden wird dazu füh- 
ren, daß die soziokulturellen und historischen Phäno- 
mene in den EG-Mitgüedstaaten auch in der statisti- 
schen Analyse gesellschaftücher Tatbestände klarer 
und neutraler zu Tage treten. 


A. Vergleich der Arbeitsmarkt- und Lohnstrukturen in 
den EG-Mitgliedstaaten 

1. Wie hoch ist die Zahl der Erwerbstätigen, aufge- 
schlüsselt nach abhängig Beschäftigten und Selbstän- 
digen (einschließlich mithelfender Familienangehöri- 
ger) in absoluten Zahlen imd im Verhältnis zur Ge- 
samtbevölkenmg in den EG-Mitgliedstaaten (Bei- 
spiel: Bundesrepublik Deutschland 60 Millionen Be- 
völkerung, 27,2 Millionen Erwerbstätige), und wie hat 
sich dies in den letzten zehn Jahren entwickelt? 

Die erfragten Daten ergeben sich aus der Tabelle A 1 
im Anhang. 

Die für die EG-Mitgüedstaaten genannten statisti- 
schen Ergebnisse beruhen auf der im Jahre 1988 vom 
Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften 
herausgegebenen Pubükation „Beschäftigung und 
Arb eitslosigkeit " . 

2. Wie hoch ist der Anteil der Beschäftigten, aufge- 
schlüsselt nach Männern und Frauen, in den EG-Mit- 
gliedstaaten im 

a) Dienstleistungssektor, 

b) Produzierenden Gewerbe, 

c) Landwirtschaft, Fischerei, etc., und wie hat sich 
dies in den letzten zehn Jahren entwickelt? 

Auf der Grundlage der in der Antwort auf Frage A 1 
zitierten QueUe wurde die im Anhang beigefügte Ta- 
beUe A 2 ersteUt, die eine Übersicht über die erfragten 
Daten bietet. 


3. Wie hoch ist die Zahl der erwerbstätigen Frauen in 
den EG-Mitgliedstaaten, gegliedert nach Selbständi- 
gen sowie abhängig Beschäftigten (letztere imterteilt 
nach Voll-, Teilzeit- und Heimarbeitsverhältnissen)? 

Wie hat sich die Teilzeitbeschäftigimg entwickelt, 
und welche Hemmnisse stehen in den einzelnen EG- 
Mitgliedstaaten ggf. bei Ausweitung einer Teüzeitbe- 
schäftigung entgegen? 

In welchem Umfang sind Frauen im öffentlichen 
Dienst vertreten? 

In welchem Umfang (Prozentsatz) sind Führungsposi- 
tionen in Wirtschaft, Verwaltung imd Wissenschaft 
mit Frauen in den EG-Mitgliedstaaten besetzt? 

Nach den Ergebnissen der EG -Arbeitskräftestich- 
probe des Jahres 1986 betragen die Anzahlen der er- 
werbstätigen Frauen in der Güederung nach Selb- 
ständigen und Abhängigen sowie nach VoU- bzw. 
Teilzeitbeschäftigten: 
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Erwerbstättge Frauen in der EG 1986 


EG-Mitgliedstaat 

Erwerbstätige 
Frauen insge- 
samt 

darunter 

Von den Abhängigen waren 

Selbständige/ 

Mithelfende 

Abhängige 

VoUzeitbe- 

schäfticfte 

Teilzeitbe- 

schäfticfte 

1000 

Belgien 

1 250 

239 

1 011 

756 

255 

Dänemark 

1 194 

97 

1 097 

629 

468 

Bundesrepubhk Deutschland 

10 332 

1 170 

9 162 

6 487 

2 675 

Griechenland 

1 220 

657 

563 

519 

44 

Spanien 

3 175 

1 007 

2 150 

KA 

KA 

Frankreich 

9 074 

1 304 

7 770 

5 993 

1737 

Irland 

336 

37 

299 

262 

37 

Italien 

6 770 

1 773 

4 996 

4 605 

386 

Luxemburg 

51 

6 

45 

37 

7 

Niederlande 

1 788 

173 

1615 

811 

804 

Portugal 

1 684 

571 

1 113 

1 023 

90 

Vereinigtes Königreich 

10 255 

693 

9 561 

5 222 

4 236 

Zusammen 

47 128 

7 727 

39 381 

26 344 1) 

10 739 1) 


Über Heimarbeitsverhältnisse liegen entsprechende Daten nicht vor. 


1) ohne Spanien 


Wie sich die Teilzeitbeschäftigung von Frauen in ab- 
hängiger Beschäftigung in den EG-Mitghedstaaten 
entwickelt hat, läßt sich ebenfalls anhand der Ergeb- 


nisse der EG-Arbeitskräftestichproben darstellen, je- 
doch sind vergleichbare Angaben erst ab 1983 verfüg- 
bar: 


Entwicklung der abhängig teilzeitbeschäftigten Frauen in der EG 1983 bis 1986 


EG-Mitghedstaaten 

in 1000 

1983 = 100 

1983 

1984 

1985 

1986 

1984 

1985 

1986 

Belgien 

195 

210 

227 

254 

107,7 

116,4 

130,3 

Dänemark 

450 

375 

460 

468 

83,3 

102,2 

104,0 

Bundesrepublik Deutschland . . . 

2 580 

2 466 

2 632 

2 675 

95,6 

102,0 

103,7 

Griechenland 

43 

40 

46 

44 

93,0 

107,0 

102,3 

Spanien 

— 

— 

— 

KA 

— 

— 

KA 

Frankreich 

1 369 

1464 

1600 

1 737 

106,9 

116,9 

126,9 

Irland 

35 

34 

36 

37 

97,1 

102,8 

105,7 

Itahen 

365 

383 

428 

386 

104,9 

117,3 

105,7 

Luxemburg 

7 

6 

7 

7 

85,7 

100,0 

100,0 

Niederlande 

712 

KA 

807 

804 

KA 

113,3 

112,9 

Portugal 

— 

— 

— 

90 

— 

— 

— 

Vereinigtes Königreich 

3 662 

4 031 

4 251 

4 236 

110,1 

116,1 

115,7 


KA = Keine Angabe 
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In welchem Umfang Frauen im öffentlichen Dienst in Arbeitskräftestichprobe (NAGE) für das Jahr 1986 wie 
den einzelnen Mitghedstaaten vertreten sind, läßt sich folgt beantworten: 
in der wirtschaftssystematischen Abgrenzung der EG- 


Beschäftigte Frauen im öffentlichen Dienst der EG -Mitgliedstaaten 1986 

Anteil an allen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in Prozent — *) 


EG-Mitgliedstaat 

Öffentliche 
Verwaltung q 

Sonstige 

Dienstleistungen 2) 

Insgesamt 

Belgien 

30,1 

61,8 

52,0 

Dänemark 

50,5 

73,1 

68,4 

Bimdesrepubhk Deutschland 

34,9 

64,6 

54,1 

Griechenland 

31,1 

50,6 

44,0 

Spanien 

25,9 

63,8 

53,8 

Frankreich 

48,0 

66,9 

61,1 

Irland 

29,8 

60,9 

52,4 

Itahen 

35,7 

51,0 

45,0 

Luxemburg 

23,1 

60,7 

48,8 

Niederlande 

KA 

KA 

KA 

Portugal 

29,9 

76,2 

60,2 

Vereinigtes Königreich 

37,6 

68,0 

61,7 


KA = keine Angabe 

1) Der Sektor „Öffentliche Verwaltmig" umfaßt die öffentliche Verwaltung im engeren Sinne, Verteidigimg und gesetzhche 
Sozialversicherung 

2) „Sonstige Dienstleistungen"' umfassen hygienische Einrichtungen und Verwaltung von Friedhöfen; Unterrichtswesen; For- 
schung und Entwicklung; Gesundheits- und Veterinärwesen; sonstige Dienstleistungen für die Allgemeinheit; Dienstleistungen 
zur Unterhaltimg imd andere kulturelle Dienstleistimgen; persönliche Dienste; häushche Dienste; Vertretimgen fremder Staa- 
ten, inter- xmd supranationale Organisationen xmd Stationierungsstreitkräfte. 

’) Die Tabelle ist nach für alle Mitgliedstaaten gleichen Kategorien aufgebaut, die von den jeweils nationalen abweichen kön- 
nen. 


In welchem Umfang Führungspositionen in der Wirt- 
schaft, Verwaltung und Wissenschaft in den EG -Mit- 
ghedstaaten von Frauen besetzt sind, läßt sich auf der 
Grundlage der verfügbaren Materiahen nicht feststel- 
len. 


4. In welchem Alter beginnt in den EG -Mitghedstaaten 
durchschnitüich der Berufseinstieg, und wann wird in 
der Regel im Durchschnitt die Berufstätigkeit been- 
det? 

Eine aussagekräftige Antwort zur Frage des durch- 
schnitthchen Alters in den EG -Mitghedstaaten bei 
dem Berufseinstieg kann nicht gegeben werden. 

Das Alter zum Abschluß der jeweihgen Schulzeit, der 
beruflichen Ausbildung und der Hochschulbildung 
und damit das Alter für einen möghchen Berufsein- 
stieg sind in den einzelnen Mitghedstaaten zu unter- 
schiedhch. 

In vielen Mitghedstaaten herrscht eine hohe, insbe- 
sondere Jugendarbeitslosigkeit, die einen unmittelba- 
ren Berufseinstieg verhindert. 

In einem Teil der Mitghedstaaten steht eine organi- 
sierte, breit angebotene Berufsausbildung erst in den 
Anfängen. Die berufliche Ausbildung dauert zwi- 
schen einem und drei und mehr Jahren. 


Da in der Bundesrepublik Deutschland in der Regel 
eine voUquahfizierende Ausbildung durchlaufen 
wird, sind die Absolventen imseres Berufsbildungssy- 
stems naturgemäß älter als in den anderen Mitghed- 
staaten. 


Zum Alter der Hochschulabsolventen in der Bundes- 
repubhk Deutschland im Vergleich zu anderen Mit- 
ghedstaaten wird auf die Antwort auf die Frage E 5 
verwiesen. 


Die Beendigung der Berufstätigkeit vollzieht sich in 
viehältigen Formen (z. B. Kindererziehimg, Invahdi- 
tät, Arbeitslosigkeit, Erreichen einer bestimmten Al- 
tesgrenze) und häufig fließend (Übergang von VoU- 
auf Teilzeitarbeit; Aufgabe der Hauptberufstätigkeit 
oder Fortführung oder Aufnahme einer Nebentätig- 
keit). Letzteres gilt ganz besonders bei Selbständigen 
und mithehenden Famihenangehörigen. Daher gibt 
es weder national noch international exakte Daten 
über das Alter bei Berufs- oder Erwerbstätigkeits- 
ende. 


Hilfsweise können altersspezifische Erwerbstätigen- 
quoten (Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölke- 
rung einer bestimmten Altersgruppe) herangezogen 
werden. 
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Erwerbstätige in v.H. der gleichaltrigen Bevölkerung 1986 


EG -Mitgliedstaat 

55 bis unter 60 Jahre 

60 bis unter 65 Jahre 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Belgien 

54,2 

16,7 

22,4 

4,2 

Dänemark 

78,4 

57,3 

52,7 

29,2 

Bundesrepublik Deutschland 

73,9 

35,9 

30,8 

10,5 

Griechenland 

73,7 

29,9 

51,7 

20,9 

Spanien 

67,9 

21,0 

45,6 

14,8 

Frankreich 

57,3 

36,4 

22,0 

14,7 

Irland 

71,6 

18,6 

57,3 

12,1 

Italien 

67,8 

20,2 

37,0 

9,7 

Luxemburg 

56,5 

19,0 

(16,2) 

(7,4) •) 

Niederlande 

— 

— 

— 

— 

Portugal 

72,2 

33,5 

53,5 

23,6 

Großbritannien 

73,3 

48,6 

48,6 

18,0 


Quelle: EG-Statistik/ Arbeitskräftestichprobe 1986 
* ) Den Zahlen liegt eine kleinere Stichprobe zugrunde. 


5. Wie hoch ist das durchschnittliche Lohnniveau, ge- 
trennt nach Männern und Frauen, Arbeitern/ Ange- 
stellten sowie Beamten, in den EG-Mitgliedstaaten in 
den letzten 10 Jahren im 

a) Dienstleistungssektor, 

b) Produzierenden Gewerbe, 

c) Landwirtschaft etc.? 


Die harmonisierte Statistik der Verdienste enthält nur 
Angaben für die Arbeiter im produzierenden Ge- 
werbe und in der Landwirtschaft und für die Ange- 
stellten im produzierenden Gewerbe und im Dienst- 
leistungsgewerbe (vgl. die Tabellen A 5/1 bis A 5/7). 
Für Beamte liegen keine vergleichbaren Angaben 
vor. 


Anteil der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes an den Beschäftigten*) 
des gesamten Dienstleistungsbereichs 1983 und 1986 in Prozent 


EG-Mitghedstaat 

1983 

1986 

öffentliche 
Verwaltung 2) 

sonstige 
Dienst- 
leistungen 2) 

Öffentlicher 

Dienst 

insgesamt 

öffentliche 
Verwaltung 2) 

sonstige 

Dienst- 

leistimgen^) 

Öffentlicher 

Dienst 

insgesamt 

Belgien 

14,7 

33,0 

47,7 

15,2 

34,0 

49,2 

Dänemark 

9,6 

44,6 

54,2 

11,3 

42,6 

53,9 

Bundesrepublik Deutschland 

18,4 

25,8 

44,2 

15,8 

28,9 

44,7 

Griechenland 

12,0 

24,6 

36,6 

13,0 

25,2 

38,2 

Spanien 

— 

— 

— 

10,6 

29,4 

40,0 

Frankreich 

14,5 

32,8 

47,3 

15,3 

34,2 

49,5 

Irland 

11,6 

30,2 

41,8 

11,6 

30,9 

42,5 

Italien 

14,8 

30,1 

44,9 

18,6 

28,4 

47,0 

Luxemburg 

13,3 

28,9 

42,2 

13,4 

28,9 

42,3 

Niederlande 

10,9 

39,0 

49,9 

KA 

KA 

KA 

Portugal 

— 

— 

— 

15,5 

29,3 

44,8 

Vereinigtes Königreich 

10,5 

33,2 

43,7 

9,1 

34,9 

44,0 


KA = Keine Angabe 

1) Der Dienstieistungsbereich umfaßt die Sektoren Handel, Gaststätten- und Beherbergimgsge werbe, Reparaturen; Verkehr und 
Nachrichtenübermittlung (nut Eisenbahnen) ; Kreditwesen, Versicherungsgewerbe, Dienstleistungen für Unternehmen, Vermie- 
tung; Öffentlicher Dienst 

2) Der Sektor „Öffentliche Verwaltung“ umfaßt die öffentliche Verwaltung im engeren Sinne, Verteidigimg und gesetzliche 
Sozialversicherung 

3) „Sonstige Dienstleistungen“ umfassen Hygienische Einrichtungen und Verwaltung von Friedhöfen; Unterrichts wesen; For- 
schimg imd Entwicklimg; Gesundheits- und Veterinärwesen; sonstige Dienstleistungen für die Allgemeinheit; Dienstleistimgen 
zur Unterhaltung imd andere kulturelle Dienstleistungen; persönliche Dienste; häusliche Dienste; Vertretimgen fremder Staa- 
ten, inter- imd supranationale Organisationen und Stationierungsstreitkräfte. 

* ) Die Tabelle ist nach für aUe Mitghedstaaten gleichen Kategorien auf gebaut, die von den jeweils nationalen abweichen kön- 
nen. 


5 





Drucksache 11/4700 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


6. Wie hat sich das Verhältnis der Beschäftigten im öf- 
f entheben Dienst in den letzten 10 Jahren zu den 
Beschäftigten im gesamten Dienstleistungsbereich in 
allen EG-Mitghedstaaten entwickelt und zwar unter 
Berücksichtigung imd Darstellung der unterschiedh- 
chen Aufgabenfelder des jeweUigen öffenüichen 
Dienstes in den einzelnen EG-Mitghedstaaten? 

Wie sich das Verhältnis der Beschäftigten im öffentli- 
chen Dienst für den Beschäftigten im gesamten 
Dienstleistungsbereich entwickelt hat, läßt sich in der 
wirtschaftssystematischen Abgrenzung der EG-Ar- 
beitskräftestichprobe (NAGE) wie folgt beantworten. 
Vergleichbare Angaben für die Jahre vor 1983 liegen 
nicht vor (siehe Tabelle Seite 5). 


7. In welchen EG-Mitghedstaaten bestehen Mindest- 
lohnregelungen? Wie hoch ist die Spannbreite zwi- 
schen Minimumlöhnen imd Maximumlöhnen? 

Kann die Bundesregierung Aussagen über den Unter- 
schied zwischen den höchsten und niedrigsten Stun- 
denlöhnen/Monatsgehältem für die EG-Mitghedstaa- 
ten machen? 

Mindestlohnregelungen bestehen in folgenden EG- 
Mitgliedstaaten: 

Belgien 

Dänemark 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Irland 

Ltixemburg 

Niederlande 

Portugal 

Großbritannien 

In Italien dürfte die Rechtslage der in der Bimdesre- 
publik Deutschland (siehe nachstehend) nahekom- 
men: Mindestentgelte werden nicht oder nur für eine 
sehr geringe Zahl von Personen festgelegt. 

In der Bundesrepublik Deutschland können nach dem 
Gesetz über die Festsetzung von Mindestarbeitsbe- 
dingungen vom 11. Januar 1952 staatlicherseits Min- 
destarbeitsbedingimgen festgesetzt werden, wenn 

a) Gewerkschaften oder Vereinigungen von Arbeit- 
gebern für den Wirtschaftszweig oder die Beschäf- 
tigimgsart nicht bestehen oder nur eine Minderheit 
der Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber umfassen 
und 

b) die Regelung von Entgelten oder sonstigen Ar- 
beitsbedingimgen durch Allgemeinverbindlicher- 
klärung eines Tarifvertrags nicht erfolgt ist und 

c) die Festsetzung von Mindestarbeitsbedingungen 
zur Befriedigimg der notwendigen sozialen und 
wirtschaftiiehen Bedürfnisse der Arbeitnehmer 
notwendig erscheint. 

Mindestarbeitsbedingungen können nur für be- 
stimmte Wirtschaftszweige oder Beschäftigimgsarten 
erlassen werden; in jedem Falle gehen tarifvertragli- 
che Bestimmungen festgesetzten Mindestarbeitsbe- 
dingimgen vor. 


Die gesetzlichen Voraussetzungen zum Erlaß von 
Mindestarbeitsbedingungen sind betont eng gehal- 
ten, um der Regelung der Arbeitsbedingungen durch 
Tarifvertrag den uneingeschränkten Vorrang vor ei- 
ner staatlichen Lohnfestsetzung zu sichern. — Seit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 11. Januar 1952 
sind bisher noch keine staatlichen Mindestarbeitsbe- 
dingungen erlassen worden. 

Es wird darauf hingewiesen, daß der Begriff Mindest- 
lohn in den einzelnen Ländern sehr unterschiedliche 
Sachverhalte bezeichnet. In einigen Ländern ist der 
Mindestlohn gesetzlich verankert, in anderen beruht 
er auf Tarifverträgen. Im übrigen können die Mindest- 
löhne branchenübergreifend oder branchenbezogen 
sein. 

Der Vergleich des Unterschieds zwischen höchsten 
und niedrigsten Stundenlöhnen/Monatsgehältem für 
die EG-Mitgliedstaaten setzt einen einheitlichen Be- 
zugsrahmen voraus. Ferner hängt die Höhe dieses 
Unterschieds von der Art und dem Ausmaß der Aggre- 
gation von Einzeldaten ab. Nimmt man die Einteilung 
der harmonisierten Verdienststatistik nach Wirt- 
schaftszweigen als Bezugsrahmen und desaggregiert 
nach dem Geschlecht, so ergeben sich für den Okto- 
ber 1987 zwischen den Wirtschaftszweigen des produ- 
zierenden Gewerbes die in der Tabelle A 7 im Anhang 
ausgewiesenen Unterschiede. 

8. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur Erfas- 
sung der Schwarzarbeit in der EG und zum zwischen- 
staatlichen Vergleich? 

Welche Maßnahmen sind in den anderen EG-Mit- 
ghedstaaten zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und/ 
oder illegalen Beschäftigung ergriffen worden? 

Da es im Wesen der Schwarzarbeit liegt, daß sie heim- 
lich vorgenommen wird, ist es nicht möglich, den tat- 
sächlichen Umfang der Schwarzarbeit und die daraus 
entstehenden wirtschaftlichen Schäden in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu erfassen. Schätzungen 
über den Umfang der Schwarzarbeit nimmt die Bun- 
desregierung nicht vor. Die von verschiedenen ande- 
ren Stellen veröffentlichten Schätzungen schwanken 
erheblich und bestätigen damit den Vorbehalt gegen- 
über derartigen Schätzungen. 

Zur Entwicklimg der Schwarzarbeit legt die Bundes- 
regienmg dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre 
im Rahmen der Berichte über Erfahrxingen bei der 
Anwendung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 

— AÜG — sowie über die Auswirkungen des Gesetzes 
zui Bekämpfung der illegalen Beschäftigimg — 
BillBG — auch eine Darstellung der Erfolge bei der 
Bekämpfung der Schwarzarbeit vor. Der Sechste Be- 
richt der Bundesregienmg über Erfahnmgen bei der 
Anwendung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 

— AÜG — sowie über die Auswirkungen des Gesetzes 
zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigimg — 
BillBG (Drucksache 11/2639) wurde dem Bundes- 
tag im Juli 1988 zugeleitet. 

Nach Auskunft der deutschen Botschaften in den EG- 
Ländem machen die zuständigen staatlichen Stellen 
ganz überwiegend ebenfalls keine Angaben zum Um- 
fang der Schwarzarbeit. Soweit aus den Niederlanden 
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berichtet wird, daß der Anteil der Schwarzarbeit am 
Volkseinkommen zwischen 5 und 15 % schwanke und 
der Anteil der Sozialleistimgsempfänger mit illegaler 
Beschäftigung 4 bis 5 % betrage, werden diese Zahlen 
als wenig verläßhch dargestellt. 

Für Italien wird geschätzt, daß der Umfang der „irre- 
gulären" oder nicht gemeldeten Arbeit einen Anteil 
von 12,9% habe. Nach einem Bericht des französi- 
schen Arbeitsministeriums vom 18. Januar 1989 soll es 
z. Z. 800 000 in Frankreich illegal beschäftigte Perso- 
nen geben, wobei seit den Jahren 1986 bis 1987 ein 
Anstieg von 40 % angenommen wird. Nach einer Stu- 
die des spanischen Wirtschaftsministeriums waren in 
den letzten drei Monaten des Jahres 1985 rd. 2,2 Mio. 
Arbeitnehmer „irregulär" beschäftigt. 

Da der Begriff „Schwarzarbeit" in den EG-Ländem 
verschieden definiert wird, ist ein zwischenstaatiicher 
Vergleich erhebhch erschwert. Nach dem deutschen 
Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit ist 
Schwarzarbeit z. B. auch dann gegeben, wenn ein 
Handwerk als stehendes Gewerbe selbständig betrie- 
ben wird, ohne daß der Betreiber in der Handwerks- 
rolle eingetragen ist. Die meisten EG-Staaten kennen 
keine Handwerksrolle. Nach Auskunft der Deutschen 
Botschaften in Belgien, Niederlanden, Luxemburg, 
Großbritannien und Irland bestehen dort dem deut- 
schen Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit ver- 
gleichbare oder ähnhche Vorschriften. Allerdings be- 
steht z. B. in den Niederlanden keine Möghchkeit, 
denjenigen mit einem Bußgeld zu belegen, der 
„Schwarzarbeit" in Auftrag gibt. 

Um eine vergleichende Darstellung zum Thema 
Schwarzarbeit bemüht sich auch die EG-Kommission. 
Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom Juni 
1986 in Den Haag die Kommission auf gef ordert, die 
Probleme der Schattenwirtschaft eingehend zu unter- 
suchen. Inzwischen hat eine Arbeitsgruppe von Sach- 
verständigen verschiedene Länderberichte vorgelegt, 
auf deren Gnmdlage die Kommission einen zusam- 
menfassenden Bericht erarbeitet. Bereits jetzt zeigt 
sich die Vielfalt von Schwierigkeiten, Schwarzarbeit 
national, insbesondere aber im internationalen Be- 
reich zu erfassen. Die EG-Kommission ist derzeit be- 
müht, aus den Mitgliedstaaten ergänzende und vor 
allem präzisierende Informationen zu erhalten. Für 
1989 beabsichtigt sie die Durchführung einer Konfe- 
renz zur Erörtenmg des Problems der Schwarzarbeit 
in den EG-Mitghedstaaten. 

B, Vergleich der gesetzlichen und tarifvertraglichen 
oder betrieblichen Lohn- und Mitbestimmungsrege- 
lungen in den EG-Mitgliedstaaten 

1. Wie hoch sind die Unterschiede im durchschnittlichen 
Brutto- und Nettolohnniveau in den EG-Mitgliedstaa- 
ten, gegliedert nach 

a) Dienstleistungssektor, 

b) Produzierendes Gewerbe, 

c) Landwirtschaft etc.? 

Nettolöhne werden im Rahmen der harmonisierten 
Verdienststatistik des SAEG nicht erhoben. Das 
SAEG erstellt aber Modellrechmmgen für Arbeiter in 


der Industrie. Diese basieren zwar auf den Durch- 
schnittsbruttolöhnen der harmonisierten Lohnstati- 
stik, jedoch beruhen die Berechnungen auf einer 
Reihe von Annahmen, die nicht dem tatsächhchen 
Durchschnitt in den Mitgliedstaaten entsprechen 
müssen. Abgesehen von methodischen Problemen 
des Vergleiches sind die teilweise beträchtiichen Un- 
terschiede der Abgabenquoten auf strukturelle Unter- 
schiede bei den Steuern (direkte/indirekte Steuern), 
auf unterschiedhche Finanzierungssysteme der sozia- 
len Sichenmg (Steuer-, Beitragsfinanzienmg) sowie 
auf Unterschiede hinsichthch der Beitragsbelastimg 
von Arbeitgebern und Versicherten (paritätisch/ 
asymmetrisch) zurückzuführen. 

Die sich aus diesen Modellrechnungen für das Jahr 
1986 ergebende Differenz zwischen Brutto- und Net- 
tolohn in Prozent des Bruttolohns weist die Tabelle B 1 
im Anhang aus. 


2. Wie hoch sind die Lohnnebenkosten in Relation zum 
Arbeitsentgelt in den EG-Mitgliedstaaten? 

Inwieweit sind die Lohnnebenkosten in den EG-Mit- 
gliedstaaten jeweils durch gesetzliche oder nicht ge- 
setzliche (z. B. tarifvertragliche oder betriebliche) Re- 
gelungen bedingt, und wie haben sie sich in den ver- 
gangenen zehn Jahren entwickelt? 

In welchem Umfang werden kleinere, mittlere Be- 
triebe oder Großunternehmen durch gesetzliche oder 
tarifliche/betriebliche Lohimebenkosten belastet? 

Vergleichbare amtiiche Ergebnisse der Arbeitsneben- 
kosten („Lohnnebenkosten") in Relation zum Arbeits- 
entgelt in den EG-Mitghedstaaten hegen zuletzt für 
das Jahr 1984 vor. Daten für das Jahr 1988 werden 
z. Z. erhoben. 

Die Unterteilimg in gesetzhche oder nicht gesetzhche 
Nebenkosten ist nur für den Bereich der Sozialen Si- 
chenmg möghch. Die Entwicklung von 1978 bis 1984 
zeigen die 3 Tabellen B 2/1 bis B 2/3 im Anhang zur 
Struktur der Arbeitskosten. Die zweitletzte Zeile gibt 
die Arbeitsnebenkosten in v.H. des Arbeitsentgelts 
an. Die Aufteilung auf gesetzhche und nicht gesetzh- 
che Nebenkosten für den Bereich der Sozialen Siche- 
nmg ist aus Zeile 5.4 und 5.5 ersichthch. Bei der Inter- 
pretation der Zahlenwerte ist zu beachten, daß der 
Anteil der Arbeitsnebenkosten direkt vom Finanzie- 
nmgsverfahren der jeweihgen nationalen Sozialversi- 
cherung abhängt. Wird die Sozialversicherung nicht 
aus Beiträgen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
sondern aus aUgemeinen Steuermitteln finanziert, so 
sind die Arbeitsnebenkosten naturgemäß niedriger 
(vgl. o. Antwort zu Frage B.I.). 

Die „Belastung" der Betriebe durch Arbeitsnebenko- 
sten nimmt u.a. mit der Betriebsgröße zu, so daß klei- 
nere Betriebe geringer belastet werden als Großbe- 
triebe. Das zeigt die beigefügte TabeUe B 2/4 im An- 
hang, die der Veröffenthchung des SAEG: Arbeitsko- 
sten 1984, Band 1, TabeUe 313 A entnommen ist, und 
die für 1984 die monathchen Verdienste der Arbeiter 
imd AngesteUten in v.H. der gesamten Arbeitskosten 
nach Betriebsgrößenklassen darsteUt. Aus der Ab- 
nahme des Anteils der monathchen Verdienste an den 
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gesamten Arbeitskosten folgt die Zunahme des An- 
teils der Nebenkosten. 


3. Welches sind die Hauptbestandteile der tarifvertrag- 
lich oder betrieblich geregelten Lohnnebenkosten in 
den einzelnen EG-Mitgliedstaaten (Urlaubsgeld 

. etc.)? 

Die Tabellen B 2/1, B 2/2 und B 2/3 im Anhang geben 
auch Auskunft über die Hauptbestandteile der Ar- 
beitsnebenkosten. ln Ländern mit beitragsfinanzier- 
ten Sozialversicherungssystemen entfällt der größere 
Anteil der Arbeitsnebenkosten auf die gesetzhchen 
Aufwendungen für die Soziale Sichenmg, in Ländern 
mit steuerfinanzierten Sozialversicherungssystemen 
auf die Entlohnung für nicht gearbeitete Tage. Unter 
dieser letzten Position werden zusammengefaßt: be- 
zahlter Urlaub, Urlaubsgeld, bezahlte Feiertage, an- 
dere gesetzhche, vertraghche oder freiwiUig bezahlte 
Ausfalltage, Entlassungsentschädigimgen. 

4. Welche Unterschiede bestehen zwischen den EG- 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen im Arbeitsleben (z. B. beim 
Entgelt, beim Berufszugang und bei Beförderung)? 

Die Gleichbehandlung von Männern und Frauen im 
Arbeitsleben hängt von einer ganzen Reihe von 
Rechtsnormen ab, die in den verschiedenen Mitghed- 
staaten oft in unterschiedhchen Regelungszusam- 
menhängen stehen. Eine umfassende Darstellung 
würde daher den für die Beantwortung einer Großen 
Anfrage zur Verfügung stehenden Rahmen bei wei- 
tem sprengen. So umfaßt eine von der EG-Kommis- 
sion 1986 über die Situation in den 12 Mitghedstaaten 
in enghscher und französischer Sprache veröffent- 
hchte Übersicht 425 Seiten. 

Die Antwort wird daher auf Gegenstände beschränkt, 
die in der pohtischen Diskussion von besonderer Be- 
deutimg sind und die auch in der Frage besonders 
angesprochen werden. Die Angaben über die Situa- 
tion in den anderen Mitghedstaaten beruhen auf Bot- 
schaftsberichten; über Dänemark hegen hier keine 
Informationen vor. 

1. Gesetzhche Verankerung des Gnmdsatzes des 
gleichen Entgelts für gleiche oder gleichwertige 
Arbeit; gesetzhche Definition der Begriffe „glei- 
che" Arbeit und „gleichwertige" Arbeit. 

Belgien: Gesetzhche Verankerung, jedoch ohne 
Verwendung von Begriffen wie „gleiche" oder 
„gleichwertige" Arbeit. 

Bundesrepublik Deutschland: Gesetzhche Veran- 
kerung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleiche oder gleichwertige Arbeit. Keine Defini- 
tion. 

Frankreich: Gesetzhche Verankerung des Grund- 
satzes des gleichen Entgelts für gleiche oder 
gleichwertige Arbeit. Gesetzhche Definition: „Die 
Arbeiten sind als gleichwertig zu betrachten, die 
von den Beschäftigten vergleichbare berufliche 
Kenntnisse, die durch einen Titel, ein Zeugnis oder 
die Berufspraxis ausgewiesen werden, verlangen. " 
Außerdem müssen aUe Elemente, die der Festset- 


zung des Entgelts dienen, identisch sein, wie z. B. 
Berufsgruppen, Kriterien für die berufliche Ein- 
gruppierung, Berechnungsgnmdlagen für die Be- 
wertung eines Arbeitsplatzes. 

Griechenland: Gesetzhche Verankerung von glei- 
chem Lohn für gleiche Tätigkeiten, aber keine Ver- 
wendung des Begriffs „gleichwertig". Keine Defi- 
nition. 

Spanien: Gesetzhche Verankerung, wobei der Be- 
griff „gleichwertige" Arbeit nicht erwähnt wird. 
Keine Definition. 

Irland: Gesetzhche Verankerung gleichen Entgelts 
für gleiche oder gleichwertige Arbeit. Gesetzhche 
Definition (ohne Trennimg zwischen gleicher und 
gleichwertiger Arbeit): Verrichtung derselben Ar- 
beit imter denselben oder ähnhchen Bedingungen, 
oder Austauschbarkeit der zu vergleichenden Ar- 
beitnehmer im Hinbhck auf die Arbeit, oder ver- 
gleichbare Art der zu verrichtenden Arbeit, wobei 
Unterschiede entweder selten Vorkommen oder 
von geringer Bedeutung sind, oder Gleichwertig- 
keit der Arbeit in bezug auf Anforderungen wie 
Ausbildung, körperhche oder geistige Belastung, 
Grad der Verantwortung und Arbeitsbedingun- 
gen. 

Italien: Gesetzhche Verankerung des gleichen 
Entgelts für gleiche oder gleichwertige Arbeit. 
Keine Definition. 

Luxemburg: Gesetzhche Verankerung des Grund- 
satzes des gleichen Entgelts für gleiche oder 
gleichwertige Arbeit. Keine gesetzhche Defini- 
tion. 

Niederlande: Gesetzhche Verankerung des 
Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche oder 
gleichwertige Arbeit. Keine Definition, aber ge- 
setzhche Vorgaben für den Lohnvergleich: Die 
gleiche Arbeit soU mit Hilfe eines „taughchen Sy- 
stems von Funktionsbewertungen ermittelt wer- 
den, wobei so viel wie möghch an das System der 
Funktionsbewertung im Unternehmen des fragh- 
chen Arbeitnehmers angeknüpft werden soU. " 

Portugal: Gesetzhche Verankerung des Gnmdsat- 
zes des gleichen Entgelts für gleiche oder gleich- 
wertige Arbeit. Definition für gleiche Arbeit: 
„Demselben Arbeitgeber geleistete Arbeit, bei der 
die ausgeführten Aufgaben gleich oder ihrer Natur 
nach objektiv ähnhch sind." Definition der gleich- 
wertigen Arbeit: „Demselben Arbeitgeber gelei- 
stete Arbeit, faUs die ausgeführten Aufgaben, ob- 
wohl unterschiedhcher Art, bei Anwendimg objek- 
tiver Kriterien der Fimktionsbewertimg als gleich- 
wertig anzuerkennen sind." 

Großbritannien: Gesetzhche Verankerung des 
Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche oder 
gleichwertige Arbeit. 

Definition: 

Arbeit derselben oder im wesenthchen ähnhcher 
Natur, wobei Unterschiede zwischen den zu ver- 
richtenden Tätigkeiten in bezug auf die Arbeitsbe- 
dingimgen ohne praktische Wichtigkeit sind, wo- 
bei die Häufigkeit solcher Unterschiede ebenso 
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wie ihre Natur und ihr Ausmaß zu berücksichtigen 
sind. Definition der gleichwertigen Arbeit: Arbeit, 
die von den an den Arbeitnehmer gerichteten An- 
forderungen (z. B. Anstrengung, Ausbildung, Ge- 
schicklichkeit, Entscheidungsfreiheit) von glei- 
chem Wert ist innerhalb eines Unternehmens oder 
eines Konzerns. 

2. Sanktion bei Geschlechtsdiskriminierung bei der 
Einstellung oder Beförderung 

Belgien: Strafrechtliche Sanktionen und admini- 
strative Geldbußen. 

Bundesrepublik Deutschland: Ersatz des immate- 
riellen Schadens wegen Verletzung des Persön- 
lichkeitsrechts in Höhe von regelmäßig einem Mo- 
natsgehalt, außerdem Ersatz des Vertrauensscha- 
dens (im Vertrauen auf eine diskriminierungsfreie 
Entscheidung des Arbeitgebers gemachte Aufwen- 
dungen). 

Frankreich: Gefängnisstrafe von 2 Monaten bis zu 
einem Jahr und/oder Geldstrafe von 2 000 bis 
20 000 FF (ca. 600 bis 6 000 DM). 

Griechenland: vom Gericht zu verhängende Geld- 
bußen. 

Spanien: Keine gesetzlichen Sanktionen, nach der 
bisherigen Rechtsprechung auch keine Rechtsfol- 
gen bei Diskriminierung. 

Irland: Sofern die Diskriminierung einen Verstoß 
gegen eine gerichtliche Verfügung darstellt, kann 
sie mit einer Geldstrafe geahndet werden. Zusätz- 
lich kann das Gericht der betroffenen Person eine 
Entschädigung zuerkennen. 

Italien: Bußgeld zwischen 200 000 und 1 000 000 
Lire (ca. 270 bis 1 370 DM). Außerdem im Falle der 
Diskriminierung bei der Einstellung gerichtiiches 
Schnellverfahren, in dem das Gericht dem Arbeit- 
geber eine Einstellung des diskriminierenden Ver- 
haltens aufgeben kann. 

Luxemburg: Keine Sanktion für Diskrimiiüerung 
bei Einstellung oder Beförderung. Bei geschlechts- 
spezifischer Stellenausschreibung strafrechtliche 
Verfolgung dann, wenn diese trotz schriftlicher 
Aufforderung der Arbeitsverwaltung aufrechter- 
halten wird. 

Niederlande: Keine Sanktion, die über die Nichtig- 
keit diskriminierender Maßnahmen hinausginge. 

Portugal: Geldbußen zwischen 5 000 und 40 000 
Esc. (ca. 60 bis 480 DM). 

Großbritannien: Sanktionen sind nicht vorge- 
schrieben. Die Arbeitsgerichte können allerdings 
bei Nichtbefolgung einer Empfehlung eine Kom- 
pensationszahlung (max. 5 200 Pfund) vorsehen. 

3. Ausdrückliches gesetzliches Verbot der mittelbar 
ren Diskriminierung-, Definition der mittelbaren 
Diskriminierung 

Belgien: Ausdrückhches Verbot, keine Definition. 

Bundesrepublik Deutschland: Kein ausdrückliches 
gesetzliches Verbot, aber in Rechtsprechung aner- 
kannt, keine Definition. 


Frankreich: Ausdrückliches gesetzliches Verbot, 
keine Definition. 

Griechenland: Kein ausdrückhches gesetzhches 
Verbot, keine Definition. 

Spanien: Kein ausdrückhches Verbot, keine Defi- 
nition. 

Irland: Kein ausdrückhches Verbot der mittelbaren 
Diskriminierung, aber Definition der Diskriminie- 
rung, die Fähe der mittelbaren Diskriminierung 
einschheßt: Danach zählen zur Diskriminierung 
auch Fähe, in denen Erfordernisse aufgesteUt wer- 
den, die von Personen des anderen Geschlechts in 
einer substantieU höheren Anzahl erfüUt werden 
können als von Personen des diskriminierten Ge- 
schlechts. 

Italien: Ausdrückhche Nennung des Verbots der 
indirekten Diskriminierung in einem zur Zeit dem 
Parlament vorhegenden Gesetzentwurf. Definition 
in diesem Entwurf: „Als indirekte Diskriminierung 
gilt jedes Verhalten, das durch Aufstehung von Kri- 
terien in proportionaler Weise die Arbeitnehmer 
des einen oder anderen Geschlechts mehr benach- 
teihgt, wenn diese Kriterien die nichtwesenthchen 
Bedingungen für die Ausübung einer Arbeit be- 
treffen. " 

Luxemburg: Kein ausdrückhches Verbot der mit- 
telbaren Diskriminierung, keine Definition. 

Niederlande: Kein ausdrückhches Verbot der mit- 
telbaren Diskriminierung, keine Definition. Mittel- 
bare Diskriminierung wird aber als Bestandteil des 
Diskriminierungsverbots angesehen. 

Portugal: Ausdrückhches Verbot der mittelbaren 
Diskriminierung, keine Definition. 

Großbritannien: Ausdrückhches Verbot der mittel- 
baren Diskriminierung. Definition der mittelbaren 
Diskriminierung: Aufstehung einer Anforderung 
oder einer Bedingung gegenüber einer Frau, die 
auch gegenüber Männern angewandt wird, die 
aber überproportional von Frauen nicht erfüht 
wird, nicht mit Gründen außerhalb des Geschlechts 
gerechtfertigt werden kann und für Frauen, die sie 
nicht erfühen können, von Nachteü ist. 

4. Behörde, die in Gleichbehandlungsfragen vor der 
Einschaltung der Gerichte beteiligt werden muß/ 
kann 

Belgien: Nein, ledighch ministerieher Ausschuß für 
öffenthchen Dienst. 

Bundesrepublik Deutschland: Konsultation von 
Frauenbeauftragten möghch. 

Frankreich: Konsultationsmöghchkeit beim Staats- 
sekretariat für die Rechte der Frau. 

Griechenland: Kommission beim Arbeitsministe- 
rium. 

Spanien: Möghchkeit der Beteihgung des dem So- 
zialministerium nachgeordneten Fraueninstituts 
bei Gerichtsverfahren. 
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Irland: Behörde für Gleichbehandlung bei der Be- 
schäftigung, die vor Gerichtsverfahren beteiligt 
werden kann. 


Griechenland 

Spanien 


20% (geschätzt) 

8% bis 14% (geschätzt) 


Italien: Nationales Komitee für die Gleichheit im 
Arbeitsleben, in dem die Parteien, die Frauenbe- 
wegung, die Tarifvertragsparteien und die zustän- 
digen öffentiichen Verwaltungen vertreten sind. 
Beratende Rolle des Komitees ist fakultativ. Nach 
einem dem Parlament vorhegenden Gesetzentwurf 
soll das Komitee sich künftig an Gerichts- und Ver- 
waltungsverfahren, die von diskriminierten Perso- 
nen angestrengt werden, beteüigen, auf Anforde- 
rung des Gerichts Stellungnahmen abgeben und 
Stellungnahmen für Diskriminierte oder deren Or- 
ganisationen erarbeiten. 

Luxemburg: Keine Behörde. 

Niederlande: Dem Sozialministerium angeghe- 
derte Kommission für Gleichbehandlung, die vor 
Gerichtsverfahren beteüigt werden kann. 

Portugal: Beim Sozialministerium besteht eine 
Kommission für die Gleichheit der Arbeit und Be- 
schäftigung, die im Diskriminierungsverfahren be- 
teiügt werden kann. Ihre Mitgheder werden teils 
von der Regierung, teils von Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden bestimmt. 

Großbritannien: Vor Gerichtsverfahren Schhch- 
tungsversuch eines besonderen staatiichen 
Schhchtungsdienstes. 


5. In welchem Umfang sind Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber verbandlich organisiert? 

Wieviel Arbeitnehmer werden durch tarifvertragliche 
Regelimgen in den EG-Mitghedstaaten erfaßt? 

In welchem Anteil (Prozent) werden in den einzelnen 
EG -Mitgliedstaaten Tarifverträge — gegliedert nach 
Sektoren — für allgemeinverbindlich erklärt? Welche 
Voraussetzungen müssen für eine AUgemeinverbind- 
hchkeitserkläumg in den anderen EG-Mitghedstaa- 
ten erfüllt werden? Wieviel Arbeitnehmer sind von 
allgemeinverbindüchen Tarifverträgen betroffen, und 
was sind die hauptsächhchen Regelungsmaterien? 


a) In welchem Umfang sind Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber verbandhch organisiert? 

Für die Bundesrepubhk Deutschland hegt der ge- 
werkschafthche Organisationsgrad bei 41% der 
abhängig Erwerbstätigen (Gewerkschaftsreport 
Nr. 6/87, Seite 32). 

Für den EG-Bereich hegen folgende — aUerdings 
imgesicherte Angaben vor: 

aa) Arbeitnehmer — Organisationsgrad 

Niederlande 29% 

Großbritannien 48 % 


Irland 

Belgien 

Portugal 

Luxemburg 


45% 

75% 

keine offizieUen Zahlen 
keine offizieUen Zahlen 


Itahen 

Frankreich 

Dänemark 


47% 

10% (geschätzt) 
86 % 


bb) Arbeitgeber — Organisationsgrad 


Land 

Unternehmen 

mit 

Beschäftigten 

Bimdes- 

repubhk 

Deutschland 

1,2 Mio. 

18 Mio. 

Belgien 

30 000 

1 Mio. 

Luxemburg 

250 

45 000 

Niederlande 

8 000 

980 000 

Frankreich 

1 Mio. 

13,6 Mio. 

Groß- 

britannien 

200 000 

10 Mio. 

Irland 

3 500 

250 000 

Dänemark 

22 000 

460 000 

Itahen 

100 000 

3 Mio. 

Spanien 

1,2 Mio. 

5 Mio. 

Portugal 

35 700 

820 000 

Griechenland 

2 500 

keine 

Angaben 


Quelle: Bundesvereinigimg der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände. 


In welchem Verhältnis die vorstehenden Zahlen 
zur jeweihgen Gesamtzahl der Unternehmen des 
betreffenden Landes stehen, ist nicht bekannt. 

b) Wie viele Arbeitnehmer werden durch tarifver- 
traghche Regelungen in den EG-Mitghedstaaten 
erfaßt? 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es keine 
amthche Statistik über die Zahl der Arbeitnehmer, 
die von Tarifverträgen erfaßt werden. Dabei ist zu 
berücksichtigen: Tarifverträge entfalten unmittel- 
bare und zwingende Wirkimg nur zwischen den 
beiderseits unmittelbar Tarifgebundenen, also den 
Mitghedem der Tarifvertragsparteien, oder soweit 
sie für aUgemeinverbindhch erklärt worden sind. 

Dagegen ist ermittelt, daß Tarifverträge für Wirt- 
schafts- und Dienstleistungszweige sowie Unter- 
nehmen bestehen, in denen rd. 90 % der Arbeiter 
und AngesteUten beschäftigt sind. 

Die entsprechenden Zahlen in den anderen EG- 
Mitghedstaaten lauten wie folgt: 

Niederlande 80 % 

Großbritannien 37 %, darüber hinaus gelten für 

etwa 10% gesetzhche Mindest- 
löhne 

Irland nicht bekannt 
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Belgien 

keine genauen Zahlen vorhan- 
den, im sekundären Sektor 
über 60% 

Portugal 

50% 

Luxemburg 

70% 

Griechenland 

ahe 

Spanien 

80% 

Itahen 

nicht genau bekannt; es dürf- 
ten die weitaus meisten Arbeit- 
nehmer von Tarifverträgen er- 
faßt sein 

Frankreich 

etwa 86%. 


c) In welchem Anteil (Prozent) werden in den einzel- 
nen EG -Mitgliedstaaten Tarifverträge — geglie- 
dert nach Sektoren — für allgemeinverbindhch er- 
klärt? 

Die Frage unterstellt, daß in allen Mitghedstaaten 
das Rechtsinstitut der Allgemeinverbindlicherklä- 
rung besteht. Nach den hier vorliegenden Informa- 
tionen kennen folgende Mitghedstaaten eine AU- 
gemeinverbindhcherklärung von Tarifverträgen: 

Frankreich 

Luxemburg 

Belgien 

Niederlande 

Irland 

Griechenland 

Spanien 

Portugal 

Itahen 

Bundesrepublik Deutschland 

In Italien wurden die Vorschriften, die eine AUge- 
meinverbindhcherklärung vorsehen, vom Verfas- 
sungsgericht beanstandet. 

In Großbritannien gibt es kein Verfahren zur Aus- 
dehnung der Verbindhchkeit von Tarifverträgen. 
In Dänemark gibt es grundsätzhch ebenfalls kein 
Ausdehnungsverfahren. Allerdings gelten Beson- 
derheiten bei Tarif Streitigkeiten. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind von rund 
32 000 als gültig in das Tarif register eingetragenen 
Tarifverträgen z. Z. 539 allgemeinverbindhch 
(Stand: 1. Januar 1989). 

Der prozentuale Anteil der für aUgemeinverbind- 
hch erklärten Tarifverträge an der Gesamtzahl der 
Tarifverträge läßt sich nui für Frankreich nennen: 
Dort werden für ahgemeinverbindhch erklärt: 

146 nationale Tarifabkommen (conventions natio- 
nales): 48% 

87 nationale Einzelverträge (accords nationaux): 
50% 

4 interprof essioneUe Einzelverträge (accords inter- 
professionels): 22% 

54 reginale Tarif abkommen (conventions regiona- 
les): 30% 


Für folgende Länder lassen sich nur absolute Zah- 
len nennen: 



allgemeinverbindliche 

Tarifverträge 

Irland 

40 

Portugal 

289 

Griechenland 

82 


In Luxemburg sind zur Zeit nur die Kohektiwer- 
träge im Bausektor, im Handwerk (ca. 10% der 
KoUektivverträge), im Bankenwesen, im Kranken- 
hauswesen, im Brauereisektor, im Transportwe- 
sen, im Versicherungswesen, auf dem Apotheken- 
sektor, auf dem Gebiet der Kraftfahrzeugwerk- 
stätten und im Bereich der Sicherheitsfirmen ahge- 
meinverbindhch. 

Das verfügbare Zahlenmaterial läßt eine Aufghe- 
derung der ahgemeinverbindhchen Tarifverträge 
nach Sektoren EG-weit nicht zu. 

d) Welche Voraussetzungen müssen für eine Allge- 
meinverbindhcherklärung in den anderen EG-Mit- 
ghedstaaten erfüUt werden? 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht gemäß 
§ 5 Abs. 1 TVG folgende Rechtslage: 

Der Bundesnünister für Arbeit und Sozialordnung 
kann einen Tarifvertrag im Einvernehmen mit ei- 
nem aus je drei Vertretern der Spitzenorganisatio- 
nen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer beste- 
henden Ausschuß auf Antrag einer Tarifvertrags- 
partei für ahgemeinverbindhch erklären, wenn 

1. die tarif gebundenen Arbeitgeber nicht weniger 
als 50 v.H. der unter den Geltungsbereich des 
Tarifvertrags faUenden Arbeitnehmer beschäfti- 
gen und 

2. die Ahgemeinverbindhcherklärung im öff enth- 
eben Interesse geboten erscheint. 

Präzisere Angaben hegen darüber hinaus nur von 
folgenden Ländern vor: 

Niederlande: 

— Tarifvertrag muß für den größeren Teil des In- 
dustriezweigs gelten 

— Tarifvertrag darf für nicht länger als zwei Jahre 
abgeschlossen sein 

— Tarifvertrag darf keine rückwirkende Kraft be- 
sitzen 

~ Tarifvertrag muß nach Begutachtung des Sozi- 
alministeriums bereits in Kraft sein, bevor die 
Ahgemeinverbindhcherklärung erfolgt. 

Portugal: 

Ausdehnungsverfahren durch Ministerialverord- 
nung 

— mit Anhörung der Arbeitnehmer- und Arbeitge- 
berverbände 
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— öffentiiche Bekanntmachung vor Inkrafttreten 
des Ministererlasses, um Gegenvorstellungen 
zu ermöghchen. 

Über das Verfahren zur Erklärung der AUgemein- 
verbindhchkeit von Tarifverträgen ergeben sich 
Einzelheiten auch aus der im Anlagenteil beige- 
fügten Übersicht B 5 d) aus einer Veröffenthchung 
der Kommission aus dem Jahre 1988 — Soziales 
Europa, Sondernummer „Die soziale Dimension 
des Binnenmarktes" — , deren Quahtät nicht beur- 
teilt werden kann. Die Angaben zur Bundesrepu- 
bhk Deutschland sind jedenfalls ungenau und zum 
Teil unrichtig. 

e) Wie viele Arbeitnehmer sind von allgemeinver- 
bindlichen Tarifverträgen betroffen und was sind 
die hauptsächhchen Regelungsmaterien? 

Der erste Teil der Frage läßt sich auch für die Bun- 
desrepublik Deutschland nicht beantworten. Stati- 
stiken werden in den meisten Ländern nicht ge- 
führt. In den Niederlanden werden 15% aller Ar- 
beitnehmer, in Luxemburg etwa 40 000, in Spanien 
weniger als 50 000 Arbeitnehmer von allgemein- 
verbindhchen Tarifverträgen erfaßt. In Griechen- 
land werden dagegen alle Arbeitnehmer mit Aus- 
nahme des leitenden Managements von den sog. 
nationalen Kollektivverträgen erfaßt. 

Von den z. Z. 539 allgemeinverbindhchen Tarifver- 
trägen in der Bundesrepublik Deutschland regeln 
z. B. 

— 103 Tarifverträge: Lohn, Gehalt und Ausbil- 
dimgsvergütung 

— 96 Tarifverträge: manteltarifvertraghche Fra- 
gen 

— 36 Tarifverträge: vermögenswirksame Leistun- 
gen 

— 28 Tarifverträge: Urlaub 

— 27 Tarifverträge: Jahressonderzahlung 

In den anderen EG-Mitghedstaaten können allge- 
meinverbindhche Tarifverträge folgende Materien 
regeln: 

Niederlande: 

alle Angelegenheiten im Verhältnis Arbeitgeber — 
einzelner Arbeitnehmer 

Irland: 

alle Angelegenheiten der Entlohnung und der üb- 
rigen Arbeitsbedingungen 

Belgien: 

Lohn- und Arbeitsbedingungen 
Luxemburg: 

alle Gebiete des Arbeitsrechts 


Spanien: 

in der Regel Lohn- und Gehaltstarif Verträge, aber 
auch Manteltarifverträge 

Portugal: 

— Anwendungsbereich 

— Einstellung, Karriere und Funktionsbeschrei- 
bimgen 

— Arbeitsdauer 

— Überstunden 

— Löhne und Zulagen 

— Arbeitsabwesenheit 

— Ferien und Ferienzulagen 

— Disziphnarmaßnahmen 

— Kündigungen 

— besondere Arbeitsbedingungen u. a. zum 
Schutz von Mutter- und Vaterschaft, Arbeit 
Minderjähriger, besondere Bedingungen für 
Studierende, die nebenher entgeltlich arbeiten 

— gewerkschafüiche Betätigung. 

Ein großer Teü dieser möghchen Regelungs- 
materien ist allerdings durch Gesetz weitge- 
hend festgelegt. 

Frankreich: 

In den Artikeln L. 133-5 und L. 133-7 sind die Klau- 
seln aufgeführt, die für eine Allgemeinverbindlich- 
erklärung eines Tarifvertrages auf nationaler 
Ebene verbindhch sind: 

1. Die Festlegung des Gültigkeitsbereiches (Arti- 
kel L. 132-5) und der Laufzeit (Artikel L. 133-7) 
des Tarifvertrages sowie die Bedingungen für 
die Teilnahme der Arbeitnehmervertreter an 
den Verhandlungen, wie z. B. Lohnfortzahlung 
(Artikel L. 133-17). 

2. Folgende Einzelheiten müssen durch den Tarif- 
vertrag gewährleistet bzw. geregelt worden 
sein: 

— Das Recht der gewerkschaftiichen Betäti- 
gung und der freien Meinungsäußerung der 
Beschäftigten. 

— Die Personalvertretung, der Betriebsrat und 
die Finanzierung sozialer und kultureller 
Einrichtungen, die vom Betriebsrat gelenkt 
werden. 

— Die Existenz und Amtsausübung der Perso- 
nalvertretimg, des Betriebsrates imd des 
Ausschusses für Hygiene, Arbeitsschutz und 
Arbeitsbedingungen. 

— Wesenüiche Elemente für die Eingruppie- 
rung der Beschäftigten in die Lohnskala. 

— Modahtäten für die Lohnfestsetzung (unter 
Beachtung des Prinzips des gleichen Lohnes 
für die gleiche/gleichwertige Arbeit). 
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— Bezahlte Urlaubstage. 

— Einstellungsbedingungen. 

— Bedingungen für ein eventuelles Arbeitsver- 
tragsende. 

— Modalitäten für die Organisation der berufli- 
chen Bildung, Weiterbildung, insbesondere 
auch für Behinderte. 

— Die berufliche Gleichheit von Mann und 
Frau und die Maßnahmen, eventuell festge- 
stellte Unterschiede auszugleichen, insbe- 
sondere in bezug auf berufliche Bildung, Be- 
förderung und Arbeitsbedingungen. 

— Die Behandlung französischer und ausländi- 
scher Arbeitnehmer. 

— Die Bedingungen für die Tätigkeit Behin- 
derter. 

— Weitere auf Branchen bezogene Bedingun- 
gen, wie z. B. für Schwangere, für Teilzeit- 
beschäftigte, für Heimarbeiter, für Tätigkei- 
ten im Ausland. 

3. Bei Tarifverträgen auf Branchenebene: 

— Besondere Arbeitsbedingungen: Überstun- 
den, Schichtarbeit, Nachtarbeit, Sonntags- 
und Feiertagsarbeit. 

— Prämien- und Zulagenregelungen. 

— Zusatzrentenversicherung. 

6. Welche gesetzlichen oder tarifvertraglichen Formen 
innerbetrieblicher Beteiligungsrechte von Arbeitneh- 
mern gibt es in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten? 
Wie sind Beteüigungsrechte der Arbeitnehmer auf 
Untemehmensebene geregelt? 

a) Welche gesetzhchen oder tarifvertraghchen For- 
men innerbetrieblicher Beteüigungsrechte gibt es 
in den EG-Staaten? 

Vorbemerkung: Eine vergleichende Bewertung 
der in den einzelnen EG-Mitghedstaaten beste- 
henden Beteüigungsrechte der Arbeitnehmer auf 
Betriebs- und Untemehmensebene (hier ist nicht 
die Mitwirkung in den Untemehmensorganen ge- 
meint) gestaltet sich wegen der sehr unterschiedh- 
chen Organisationsstmkturen der Arbeitnehmer- 
vertretungen schwierig. Es gibt drei Gmndtypen 
von Arbeitnehmervertretungen, die sich zum Teü 
auch wieder überschneiden: 

— Reine Arbeitnehmervertretungen (ohne Arbeit- 
geber), die von aUen Beschäftigten gewählt 
werden (z. B. Bundesrepubhk Deutschland, 
Niederlande). 

— Gemischte Arbeitnehmervertretungen, denen 
der Arbeitgeber oder sein Stellvertreter sowie 
von aUen Arbeitnehmern gewählte Beleg- 
schaftsvertreter angehören (z. B. Belgien, 
Frankreich). 

— Gewerkschafthche Vertretungen im Betrieb/ 
Unternehmen mit Doppelfunktion: Interessen- 


vertretung für die Gewerkschaft und ihre Mit- 
gheder als auch für aUe Beschäftigten des Be- 
triebs (z. B. Frankreich, Itahen). 

Belgien: 

Die Beteüigung der Arbeitnehmer auf Betriebs- 
ebene erfolgt durch drei Organe: den Untemeh- 
mensrat, den Sicherheits- und Gesundheitsaus- 
schuß und die Gewerkschaftsdelegation. Der Un- 
ternehmensrat wird auf gesetzlicher Gmndlage in 
Betrieben mit mindestens 100 Beschäftigten (bei 
schon bestehendem Untemehmensrat: 50 Beschäf- 
tigten) gewählt. Er besteht aus dem Arbeitgeber, 
von diesem benannten Beauftragten und gewähl- 
ten Vertretern der Beschäftigten. Der Untemeh- 
mensrat hat Unterrichtungs-, Beratungs- und in 
bestimmten FäUen auch Entscheidungsrechte. Der 
Sicherheits- und Gesundheitsausschuß übt ledig- 
hch beratende Funktionen aus. Die auf tarifver- 
traghcher Gmndlage errichtete Gewerkschaftsde- 
legation ist in aUen wichtigen Fragen des Betriebs 
zu beteüigen. Seit 1985 gibt es ferner eine Vertre- 
tung der höheren AngesteUten (nicht zu verwech- 
seln mit den deutschen „leitenden AngesteUten", 
weü es sich um einen wesentiich größeren Perso- 
nenkreis, ca. 20 % der Beschäftigten, handelt). 

Bundesrepublik Deutschland: 

Die Beteüigungsrechte der Arbeitnehmer sind im 
Betriebsverfassungsgesetz 1972 geregelt. In Be- 
trieben der Privatwirtschaft ab 5 Arbeitnehmern 
werden Betriebsräte auf 4 Jahre von der Beleg- 
schaft gewählt (für den öffenthchen Dienst gelten 
Personalvertretungsgesetze des Bundes und der 
Länder). Ausländische Arbeitnehmer haben das 
aktive und passive Wahlrecht zum Betriebsrat. Der 
Arbeitgeber ist nicht MitgUed des Betriebsrats; die 
leitenden AngesteUten werden ab 1990 durch ein 
eigenes gesetzliches Vertretungsorgan, den Spre- 
cherausschuß, vertreten. In Unternehmen mit meh- 
reren Betrieben ist ein Gesamtbetriebsrat und auf 
Konzernebene kann ein Konzembetriebsrat gebil- 
det werden. Die BetriebsratsmitgUeder verfügen 
über weitreichende Schutzrechte, insbesondere 
über Kündigungsschutz. 

Das Betriebsverfassungsgesetz ist eine betriebU- 
che Friedensordnung, in der Interessengegensätze 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat nicht durch 
Arbeitskampf, sondern in geregelten Verfahren 
durch paritätisch besetzte EinigungssteUen (mit 
neutralem Vorsitzenden) oder Arbeitsgerichte ent- 
schieden werden. Deshalb besteht rechtUch eine 
gmndsätzUche Trennung zwischen Betriebsrat (in- 
nerbetriebUches Friedensorgan) und den Gewerk- 
schaften (überbetriebUche Interessenvertretung, 
Kampforgan). TatsächUch gibt es jedoch eine 
starke personeUe Verqmckung: 80 % der Betriebs- 
ratsmitgUeder sind Gewerkschafter. 

Als aUgemeine Aufgaben nimmt der Betriebsrat 
Überwachungsfunktionen wahr (Einhaltung von 
zugunsten der Arbeitnehmer geltenden Gesetzen, 
Verordnungen, UnfaUverhütungsvorschriften, Ta- 
rifverträgen), dient als Sprachrohr der Arbeitneh- 
mer und kümmert sich um Problemgmppen (ältere, 
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jugendliche, ausländische, schwerbehinderte Ar- 
beitnehmer). Zu den besonderen Aufgaben des Be- 
triebsrats gehört seine Beteiligung an Entschei- 
dungen des Arbeitgebers aufgrund zahlreicher Be- 
teiligungsrechte, die abgestuft von Unterrich- 
tungs- über Anhörungs- und Beratungsrechte bis 
hin zu echten Mitbestimmungsrechten reichen: 

— Bei der Planung neuer Techniken hat der Be- 
triebsrat bereits in der Planungsphase Unter- 
richtungs- und Beratimgsrechte insbesondere 
über die Auswirkungen auf die Arbeitnehmer. 

— In wirtschaftlichen Angelegenheiten (Betriebs- 
änderung) bestehen Unterrichtungs- und Bera- 
tungsrechte, jedoch Mitbestimmung über So- 
zialplan zur Milderung der sozialen Folgen. 
Außerdem: In Unternehmen mit mehr als 100 
Arbeitnehmern bestellt der Betriebsrat einen 
Wirtschaftsausschuß, den der Unternehmer um- 
fassend über wirtschaftliche Angelegenheiten 
des Unternehmens (z. B. finanzielle Lage, Pro- 
duktions- und Absatzlage, Produktions- und In- 
vestitionsprogramme, Rationahsierungsvorha- 
ben) zu unterrichten hat. 

— In personellen Angelegenheiten (Einstellun- 
gen, Kündigungen) besteht eine Mitwirkung 
von stärkerer Intensität: Anhörungs- und Wi- 
derspruchsrechte (z. B, Unwirksamkeit der 
Kündigung ohne Anhörung des Betriebsrats). 

— Soziale Angelegenheiten (z. B. Arbeitszeit 
einschl. Überstunden und Kurzarbeit, techni- 
sche Verhaltens- und Leistungskontrolle, So- 
zialeinrichtungen, betriebüche Lohngestal- 
tung) unterliegen der Mitbestimmung des Be- 
triebsrats. 

Bei echter Mitbestimmung ist die Durchführung 
der unternehmerischen Maßnahmen nur mit Zu- 
stimmung des Betriebsrats zulässig; der Betriebsrat 
kann auch von sich aus die Initiative ergreifen. 
Konfhktlösung erfolgt durch die Einigungsstelle. 

Dänemark: 

Die Beteiligung der Arbeitnehmer auf Betriebs- 
ebene ist durch ein Abkommen zwischen Arbeit- 
geberverband und Gewerkschaftsbund geregelt. 
Dieses sieht in industriellen und handwerkhchen 
Unternehmen Kooperationsausschüsse vor, die von 
der Geschäftsleitxmg und gewählten Arbeitneh- 
mervertretem paritätisch besetzt sind. In Unter- 
nehmen mit mindestens 50 Beschäftigten müssen 
Kooperationsausschüsse auf Empfehlung des Ar- 
beitgebers oder auf Antrag der Mehrheit der Ar- 
beitnehmer gebildet werden. In kleineren Unter- 
nehmen wird deren Errichtung empfohlen. Die Ko- 
operationsausschüsse haben das Recht auf Infor- 
mation, z. B. über die Arbeitsbedingungen imd die 
wirtschaftiiche Lage des Unternehmens. Sie haben 
ferner Beratungsrechte bei der Arbeitsplanung 
und der Durchführung größerer Veränderungen im 
Betrieb sowie Mitbestimmungsrechte hinsichtlich 
der Personalpolitik und der Sozialeinrichtungen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, so ist ein 
Schlichtungsverfahren vorgesehen. 


Frankreich: 

Es lassen sich drei gesetzliche Interessenvertre- 
txmgsorgane unterscheiden: 

— Die Personaldelegierten: Sie werden jedes Jahr 
in Betrieben/Untemehmen ab 11 Beschäftigten 
von allen Arbeitnehmern gewählt. Sie haben 
zur Aufgabe, individuelle oder kollektive Be- 
schwerden und Anliegen der Belegschaft über 
Arbeitsentgelte und andere Arbeitsbedingun- 
gen dem Arbeitgeber vorzutragen. Außerdem 
stellen sie den Kontakt zwischen Belegschaft 
imd Betriebsrat/Untemehmensrat her. 

— Untemehmens-ZBetriebsrat: In Unternehmen 
ab 50 Arbeitnehmern werden Untemehmens- 
räte gebildet, in Unternehmen mit mehreren 
Betrieben ab 50 Beschäftigten werden Betriebs- 
räte gewählt, denen dann ein Hauptuntemeh- 
mensausschuß übergeordnet wird. Unter be- 
stimmten Voraussetzungen kann ein Konzem- 
betriebsrat gebüdet werden. 

Dem Betriebsrat gehören der Arbeitgeber als 
Vorsitzender und Arbeitnehmervertreter an. 
Diese werden alle 2 Jahre von der Belegschaft 
gewählt. Jede im Unternehmen vertretene Ge- 
werkschaft kann einen Beauftragten mit bera- 
tender Stimme in den Betriebsrat entsenden. 
Der Betriebsrat verwaltet und kontrolliert alle 
sozialen imd kulturellen Einrichtungen des Be- 
triebs. Ansonsten hat er vor allem Unterrich- 
tungs- und Beratungsrechte in sozialen, wirt- 
schaftlichen und beruflichen Angelegenheiten. 
Sie betreffen z. B. die allgemeine Lage des Un- 
ternehmens (Gewinn, Verlust, Stellung im Kon- 
zern) und die Beschäftigungsverhältnisse (Ar- 
beitsbedingungen, Arbeitszeitfragen, Auswir- 
kungen neuer Techniken, Größe und Struktur 
der Belegschaft). 

— Die repräsentativsten Gewerkschaften können 
in Unternehmen (Betrieben) ab 50 Arbeitneh- 
mern Gewerkschaftssektionen gründen und 
Gewerkschaftsdelegierte benennen. Letztere 
erledigen zum einen Aufgaben der Sektion, 
zum anderen vertreten sie alle Beschäftigten 
gegenüber dem Arbeitgeber und schließen Be- 
triebsvereinbanmgen insbesondere über Ar- 
beitsbedingungen ab. 

Griechenland: 

In Unternehmen der privaten Wirtschaft mit min- 
destens 50 Beschäftigten (oder mindestens 20 Be- 
schäftigten, sofern keine Gewerkschaft im Betrieb 
vertreten ist) können Betriebsräte auf gesetzücher 
Grundlage gewählt werden. Die Mitglieder des 
Betriebsrats werden auf die Dauer von zwei Jahren 
von den Beschäftigten gewählt, der Arbeitgeber ist 
kein Mitglied des Betriebsrats, Der Betriebsrat ver- 
fügt über Informationsrechte, z. B. bei der Einfüh- 
rung neuer Techniken, und über die wirtschaftli- 
che Lage des Unternehmens. Beratimgsrechte hat 
der Betriebsrat z. B. bei Massenentlassungen, Ver- 
hängung von Betriebsbußen und der Festlegung 
des Urlaubsplans, sofern in dem Unternehmen 
keine Gewerkschaft oder ein anderes Vertretungs- 


14 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4700 


Organ existiert. Bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat kann ein 
„Präfektur-Komitee" angerufen werden. 

Großbritannien : 

Gesetzhche Regelungen über die Beteüigung der 
Arbeitnehmer auf Betriebsebene fehlen. Die Inter- 
essen der Beschäftigten werden von „shop-ste- 
wards" wahrgenommen. Dabei handelt es sich um 
gewerkschaftiiche Vertrauensleute, die von den 
Beschäftigten gewählt werden. Ihre Aufgabe ist es, 
für die Belegschaft Verhandlungen mit dem Ar- 
beitgeber zu führen. 

Irland: 

Gesetzliche Regelungen über die Beteüigung der 
Arbeitnehmer auf Betriebsebene fehlen; jedoch 
stehen einer derartigen Beteüigung auch keine 
Vorschriften entgegen. In einer geringen Anzahl 
von Betrieben sind Betriebsräte auf freiwilliger Ba- 
sis gebüdet. Daneben werden die Beschäftigten 
durch gewerkschaftliche „shop-stewards" vertre- 
ten. 

Luxemburg: 

Die Beteüigimg der Arbeitnehmer auf Betriebs- 
ebene erfolgt auf gesetzlicher Grundlage durch 
zwei Organe: die Personaldelegierten und die ge- 
mischten Ausschüsse. Die Personaldelegierten 
werden grundsätzlich getrennt nach den Gruppen 
der Arbeiter und Angestellten gewählt, sofern in 
dem Betrieb mindestens 15 Arbeiter oder Ange- 
stellte beschäftigt sind. Die Delegierten haben die 
aUgemeine Aufgabe, die Interessen der Arbeitneh- 
mer durch Beratung nut dem Arbeitgeber wahrzu- 
nehmen. Gemischte Ausschüsse werden in Betrie- 
ben mit mindestens 150 Beschäftigten gebüdet; sie 
sind paritätisch mit Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
mervertretem besetzt. Die Ausschüsse dienen 
überwiegend der Unterrichtimg und Beratung, ha- 
ben aber auch Entscheidungsrechte. 

Italien: 

SteUimg imd Rechte der betriebhchen Arbeitneh- 
mervertretungen werden durch Gesetz und Tarif- 
vertrag geregelt. Der Arbeitgeber ist nicht Mitghed 
der Arbeitnehmervertretung. In „Produktionsein- 
heiten" ab 16 Arbeitnehmern werden betriebliche 
Gewerkschaftsvertretungen gebüdet: Es werden 
Delegierte von aUen Beschäftigten gewählt, die 
den Fabrikrat büden. Dieser hat ein Mitbestim- 
mimgsrecht bei Regelungen über Leibesvisitatio- 
nen imd bei technischer Überwachung durch au- 
diovisuelle Anlagen. Ferner hat er die Einhaltung 
der Sicherheitsbestimmimgen im Betrieb zu über- 
wachen sowie Maßnahmen zum Gesundheits- 
schutz der Arbeitnehmer zu fördern. Er kann Be- 
triebsvereinbarungen über Verkürzung der be- 
triebhchen Arbeitszeit und Teüzeitarbeit abschhe- 
ßen. Bei Betriebskrisen sind die Gewerkschaftsver- 
tretungen vor Suspendierung einer bestimmten 
Arbeitnehmerzahl über Gründe, Modahtäten und 
Dauer der Suspendierung anzuhören. Weitere In- 


formationsrechte bestehen bei Rationahsierungs- 
maßnahmen, Leiharbeit, Heimarbeit und Verände- 
rung der Arbeitsbereiche. Eine Unterlassung der 
Information kann zur Unwirksamkeit der Unter- 
nehmermaßnahme führen. 

Niederlande: 

In Betrieben mit mindestens 35 Beschäftigten wer- 
den Untemehmensräte gebildet; Arbeitnehmer- 
vertretungen bestehen auch auf Untemehmens- 
und Konzemebene. Die Mitgheder des Untemeh- 
mensrats werden von den Beschäftigten für die 
Dauer von zwei Jahren gewählt; der Unternehmer 
gehört dem Untemehmensrat nicht mehr an. Der 
Untemehmensrat hat ein umfassendes Unterrich- 
timgsrecht und in bestimmten Angelegenheiten 
(z. B. bei Untemehmensänderungen sowie bei Er- 
nennung oder EnÜassung eines Mitgheds der Un- 
ternehmensleitung) Beratungsrechte, bei deren 
Verletzung die Gerichte angerufen werden kön- 
nen. Der Unternehmer hat eine umfassende Darle- 
gungs- und Begründungspflicht. In überwiegend 
sozialen Angelegenheiten verfügt der Unterneh- 
mensrat auch über Mitbestimmungsrechte. Kommt 
eine Einigung zwischen ihm und dem Arbeitgeber 
nicht zustande, so entscheidet eine paritätisch be- 
setzte „ Gewerbekommission " . 

Portugal: 

In den Unternehmen der Privatwirtschaft und des 
öffentlichen Dienstes werden unabhängig von der 
Beschäftigtenzahl Arbeiterausschüsse auf gesetzh- 
cher Grundlage errichtet; auf Betriebsebene sind 
Arbeiteiunterausschüsse vorgesehen. Für mehrere 
Unternehmen können Koordinierungsausschüsse 
geschaffen werden. Die Mitgheder des Arbeiter- 
ausschusses werden von den Beschäftigten ge- 
wählt; der Arbeitgeber gehört dem Ausschuß nicht 
an. Der Arbeiterausschuß hat ein umfassendes In- 
formationsrecht und in zahlreichen Angelegenhei- 
ten Beratungsrechte. Er ist ferner zur KontroUe der 
Unternehmensleitung berechtigt, ohne aber in die- 
sem Punkt Entscheidungsbefugnisse zu besitzen. 
Diese beschränken sich auf die Leitung von Sozial- 
einrichtungen. Vor der Kündigung von Arbeitneh- 
mern ist der Arbeiterausschuß zu hören; die Unter- 
lassung der Anhörung führt zur Rechtswidrigkeit 
der Kündigung. Schheßlich ist der Arbeiteraus- 
schuß bei der Reorganisation der jeweihgen Pro- 
duktionseinheit (wirtschaftiiche Umgestaltung in 
Portugal!) und bei der Arbeitsgesetzgebung sowie 
der AufsteUung von Wirtschafts- und Sozialplänen 
zu beteüigen. 

Spanien: 

Auf gesetzhcher Grundlage werden in Unterneh- 
men mit weniger als 50 Arbeitnehmern Personal- 
delegierte, in Unternehmen ab 50 Arbeitnehmern 
Untemehmens-ZBetriebsräte von aUen Beschäftig- 
ten gewählt. Der Arbeitgeber ist nicht Mitghed der 
Arbeitnehmervertretung. Die Betriebsräte sind an 
der Verwaltung der betriebhchen Sozialeinrich- 
tungen beteihgt. Außerdem stehen ihnen zahlrei- 
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che Unterrichtungsrechte (Produktions- und Ab- 
satzlage des Unternehmens, Produktionspro- 
gramm und voraussichtliche Beschäftigungsent- 
wicklung), Einsichtsrechte (Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung) und Anhörungsrechte (Zu- 
sammenschluß von Betrieben, Verkleinerung der 
Belegschaft, Abbau von Arbeitsplätzen, Arbeits- 
zeitverkürzxmg, Verlegung von Betrieben oder Be- 
triebsteilen, Änderung der Arbeitsorganisation, 
Arbeitskontrolle) zu. Außerdem haben sie darüber 
zu wachen, daß die einschlägigen arbeitsrechtli- 
chen Vorschriften sowie Vereinbarungen einge- 
halten werden. 

b) Wie sind Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer auf 
Unternehmensebene geregelt? 

Vorbemerkung: Bei einer vergleichenden Bewer- 
tung der in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten be- 
stehenden Beteiligungsrechte auf Unternehmens- 
ebene ist zu berücksichtigen, daß weder die 
Rechtsformen der Unternehmen noch ihre Organe 
ohne weiteres vergleichbar sind: 

— So ist in der Bundesrepublik Deutschland die 
Aktiengesellschaft in erster Linie auf größere 
Unternehmen zugeschnitten, es gibt rund 2 300 
Unternehmen in dieser Rechtsform. Dagegen 
gibt es in Frankreich rd. 125 000 Aktiengesell- 
schaften, überwiegend kleinere und mittlere 
Unternehmen. 

— Das uns vertraute „dualistische" System, in 
dem neben einem Geschäftsführungsorgan 
(Vorstand) ein Überwachungsorgan (Aufsichts- 
rat) besteht, existiert nur in einer Minderheit 
der EG-Mitgliedstaaten. In den EG-Staaten 
überwiegt das „monistische" System, das kein 
dem deutschen Aufsichtsrat vergleichbares 
Überwachxmgsorgan kennt. Im einzelnen hat 
das dualistische System in den EG-Staaten un- 
terschiedhche Ausgestaltungen gefunden. 

Insgesamt ist die Tragweite der Arbeitnehmerbe- 
teiligung von einem umfangreichen Geflecht ar- 
beits- und gesellschaftsrechtlicher Vorschriften ab- 
hängig, das sich der bei der Beantwortung einer 
parlamentarischen Anfrage gebotenen Kurzdar- 
stellung entzieht. 

Belgien: Monistisches System. Keine allgemeine 
gesetzliche Regelung über eine Arbeitnehmerbe- 
teiligung in Unternehmensorganen. Lediglich im 
Verwaltungsrat der Staatsbahnen ist ein Siebtel 
der Sitze mit von den Arbeitnehmern gewählten 
Vertretern besetzt. 

Dänemark: Dualistisches System, jedoch ohne 
strenge Kompetenzabgrenzung wie im deutschen 
Recht. In Aktiengesellschaften und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung mit jeweils mindestens 
50 Arbeitnehmern können die Arbeitnehmer ein 
Drittel der Aufsichtsratsmitglieder (mindestens je- 
doch 2) wählen. In Konzernen findet die Wahl mit- 
telbar statt, sonst unmittelbar. Der Aufsichtsrat 
kann — anders als der Aufsichtsrat nach deut- 
schem Recht — dem Vorstand Weisungen ertei- 
len. 


Bundesrepublik Deutschland: Es bestehen ver- 
schiedene Mitbestimmungsregelimgen: 

— Der Aufsichtsrat einer AG, GmbH, bergrechtli- 
chen Gewerkschaft, die Eisen und Stahl erzeugt 
oder Bergbau betreibt, besteht zu gleichen Tei- 
len aus Anteilseigner- und Arbeitnehmervertre- 
tem (Montan-Mitbestimmung nach dem Mon- 
tan-Mitbestimmungsgesetz). Die Arbeitneh- 
mervertreter werden von den Betriebsräten ge- 
wählt. Beide Seiten des Aufsichtsrates wählen 
gemeinsam ein weiteres, neutrales Mitglied 
hinzu. Dem Vorstand gehört ein Arbeitsdirektor 
an, der nicht gegen die Stimmen der Mehrheit 
der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer 
gewählt und abberufen werden kann. 

— In Unternehmen dieser Rechtsformen, die selbst 
keine Montan- Unternehmen sind, aber ein vor- 
stehend genanntes Unternehmen beherrschen, 
besteht ebenfalls der Aufsichtsrat zu gleichen 
Teilen aus Anteilseigner- und Arbeitnehmer- 
Vertretern sowie einem neutralen Mitglied 
(Montan-Mitbestimmung nach dem Mitbestim- 
mungsergänzimgsgesetz). Die Arbeitnehmer- 
vertreter werden von der Belegschaft unmittel- 
bar oder mittelbar gewählt. Für die Wahl des 
Arbeitsdirektors gibt es keine besonderen 
Mehrheitserfordemisse. 

— In den übrigen Wirtschaftszweigen besteht in 
Unternehmen und Konzernen mit mehr als 2000 
Arbeitnehmern (AG, GmbH, Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien, Genossenschaft) der Auf- 
sichtsrat zu gleichen Teilen aus Anteilseigner- 
und Arbeitnehmervertretern. Die Arbeitneh- 
mervertreter werden von der Belegschaft un- 
mittelbar oder mittelbar gewählt. Bei Stimmen- 
gleichheit im Aufsichtsrat kann der Aufsichts- 
ratsvorsitzende, der immer ein Anteilseigner- 
vertreter ist, eine zweite Stimme abgeben. Für 
die Wahl des Arbeitsdirektors bestehen keine 
besonderen Mehrheitserfordernisse. 

— In kleineren Unternehmen in den Rechtsformen 
der GmbH, der Genossenschaft, des Versiche- 
rungsvereins auf Gegenseitigkeit (jeweils ab 
500 Arbeitnehmern), der AG und der Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien (ohne Untergrenze) 
wird ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder von 
den Arbeitnehmern (unmittelbar oder mittel- 
bar) gewählt. 

— Für öffentlich-rechtlich verfaßte Unternehmen 
(z. B. Sparkassen, Bundespost, Bundesbahn) 
bestehen unterschiedliche Regelungen. Hier 
liegt die Arbeitnehmervertretung in Untemeh- 
mensorganen immer unterhalb der Parität, teü- 
weise ist eine Vertretung der Arbeitnehmer/ 
Beschäftigten in den Unternehmensorganen 
nicht vorgesehen. 

Griechenland: Monistisches System. Es besteht 
keine gesetzliche Regelung über eine Arbeitneh- 
mervertretung in Unternehmensorganen. Eine Re- 
gelung durch Tarifvertrag ist nicht ausgeschlossen, 
existiert aber offenbar nicht. 
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Spanien: Es besteht keine Regelung über eine Ar- 
beitnehmervertretung in Untemehmensorganen. 

Frankreich: Die Unternehmen haben die Wahl zwi- 
schen einem monistischen und einem dualistischen 
System. Das monistische System überwiegt in der 
Praxis bei weitem. 

In Aktiengesellschaften nehmen an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats (oder des Aufsichtsrats) zwei 
Vertreter der betrieblichen Arbeitnehmervertre- 
timg mit beratender Stimme teil. In Unternehmen 
mit mindestens 25 gehobenen Angestellten kom- 
men noch zwei Vertreter dieser Gruppe, ebenfalls 
mit beratender Stimme, hinzu. 

In Staatsunternehmen (z. B. Banken, Versicherun- 
gen, Bahnen, Flughnien, Energieversorgung) ent- 
fällt ein Drittel der Verwaltungsrats sitze auf Ar- 
beitnehmervertreter. Die praktische Bedeutung 
dieser Regelung ist allerdings dadurch begrenzt, 
daß die Verwaltungsräte dieser Unternehmen we- 
gen der Weisungsbefugnisse staatlicher Organe 
den Verwaltungsräten privater Unternehmen nicht 
vergleichbar sind, 

Irland: Monistisches System. Es gibt keine allge- 
meine gesetzhche Regelung über eine Arbeitneh- 
merbeteiligung in Untemehmensorganen. Freiwü- 
hge Regelungen sind aber nicht ausgeschlossen. 

Für einige halbstaathche Unternehmen ist die 
Wahl eines Drittels der Verwaltungsratsmitglieder 
durch die Arbeitnehmer gesetzhch vorgeschrie- 
ben. 

Italien: Monistisches System. Keine allgemeine ge- 
setzhche Regelung über eine Arbeitnehmervertre- 
tung in Untemehmensorganen. 

Nur in einigen öffenthchen Unternehmen ist die 
Beteüigung von Arbeitnehmervertretem im Ver- 
waltungsrat vorgesehen. 

Luxemburg: Monistisches System. Arbeitnehmer- 
vertreter sind für die Verwaltungsräte von Aktien- 
gesellschaften vorgeschrieben, die mehr als 1000 
Arbeitnehmer haben oder an deren Kapital der 
Staat zu mindestens 25 % beteihgt ist oder für de- 
ren Haupttätigkeit eine staathche Konzession er- 
forderhch ist. Im erstgenannten Fall steht ein Drit- 
tel der Verwaltungsratssitze Arbeitnehmervertre- 
tem zu, die von den betriebhchen Arbeitnehmer- 
vertretungen gewählt werden. In den beiden ande- 
ren Fällen erhält die Belegschaft pro hundert Ar- 
beitnehmer einen Verwaltungsratssitz, mindestens 
jedoch 3 Sitze und höchstens ein Drittel der Ver- 
waltungsratssitze. In der Kohle- und Stahhndustrie 
wird ein Teil der Arbeitnehmervertreter von den 
Gewerkschaften ernannt; diese Arbeitnehmerver- 
treter müssen nicht im Unternehmen beschäftigt 
sein. 

Niederlande: Duahstisches System. In Aktienge- 
sellschaften und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung mit mindestens 100 Arbeitnehmern xmd 
mindestens 20 000 000 Gulden Kapital (einschheß- 
lich der Rücklagen) richtet sich die Besetzung des 
Aufsichtsrats nach einem Kooptationssystem, so- 
fern in diesen Unternehmen eine betriebliche Ar- 


beitnehmervertretung besteht. Ausgenommen 
sind Tochtemnternehmen von unter das Koopta- 
tionssystem fallenden Gesellschaften. Daneben 
besteht eine Reihe von Ausnahmen für verschie- 
dene Fälle multinational tätiger oder verflochtener 
Unternehmen, Arbeitnehmervertreter sind für den 
Aufsichtsrat nicht vorgesehen; Gewerkschaftsver- 
treter und Arbeitnehmer des Unternehmens sind 
als Aufsichtsratsmitgheder auch nicht wählbar. Der 
Aufsichtrat besetzt freiwerdende Sitze selbst durch 
Kooptation. Dabei haben sowohl die Hauptver- 
sammlvmg als auch die betriebliche Arbeitnehmer- 
vertretung ein Widerspruchsrecht. Über Wider- 
sprüche, die in der Praxis fast nie Vorkommen, ent- 
scheidet das Gericht, 

Portugal: Monistisches System. Eine Arbeitneh- 
merbeteihgung in Unternehmensorganen ist nicht 
allgemein vorschrieben. 

Es gibt Bestimmungen, die eine Vertretung der 
Arbeitnehmer in Organen öffentlicher Unterneh- 
men vorschreiben. Diese Bestimmungen sind bis- 
her jedoch nicht in die Praxis umgesetzt. 

Grobritannien: Monistisches System. Es gibt keine 
gesetzlichen Bestimmungen über eine Arbeitneh- 
merbeteüigung in Untemehmensorganen. Diese 
Beteüigung ist aber auf freiwilliger Basis möglich; 
in seltenen Fällen findet sie tatsächlich statt. 


7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit und 
Möglichkeit einer Harmonisierung der Beteiligungs- 
rechte der Arbeitnehmer im EG-Raum, insbesondere 
für grenzüberschreitende Untemehmensverflechtun- 
gen? Welche EG-Mitghedstaaten haben ggf. dagegen 
Bedenken, und was sind die Gründe dafür? 

Im Falle grenzüberschreitender Untemehmensver- 
flechtungen ergeben sich durch unternehmerische 
Entscheidungen, die in einem Land getroffen werden, 
nicht selten Auswirkungen für die Beschäftigten in 
Filialen oder verbundenen Unternehmen in einem an- 
deren Land. Nationale Regelungen über die Unter- 
richtxmg und Beteüigung von Arbeitnehmervertretem 
können dann nicht greifen. Deshalb hält die Bundes- 
regierung eine Harmonisiemng der Beteiligungs- 
rechte der Arbeitnehmer, insbesondere für grenz- 
überschreitende Untemehmensverflechtimgen für 
wünschenswert. Wegen der sehr unterschiecUichen 
Gegebenheiten in den Mitgliedstaaten ist dies jedoch 
nicht leicht zu verwirklichen. 

Beratungen beim Rat der EG über einen Richtiinien- 
vorschlag über die Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer aus dem Jahre 1980 — sog. Vredehng- 
Richtlinie — hatten bisher keinen Erfolg und führten 
im Juh 1986 zur vorübergehenden EinsteUxmg der 
Beratungen und zu einem Beschluß des Ministerrates, 
in dem er die Kommission ersucht, ihre engen Kon- 
takte mit den Sozialpartnern zu diesem Thema fortzu- 
setzen und dem Rat über die wichtigen Entwicklun- 
gen zu berichten, und in dem er sich selbst verpflich- 
tet, Anfang 1989 die Beratungen wieder aufzuneh- 
men. Der Richtiinienentwurf hatte sich stark an deut- 
sche Betriebsverfassungsregelungen angelehnt und 
sah eine verbindliche gesetzhche Regelung der Un- 
terrichtungs- und Anhömngsrechte vor. Einige Staa- 
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ten — vor allem Dänemark und Großbritannien — 
sahen keine Möglichkeit, diese Materie, die in ihrem 
Land zu den ureigensten Aufgaben der Sozialpartner 
gehört, gesetzlich zu regeln. Dem Vernehmen nach 
hat es in der Kommission in der Zwischenzeit den Ver- 
such gegeben, einen Vorschlag zu erarbeiten, der die 
materiellen Informations- und Anhörungsregelungen 
auf ein Minimum reduzieren und eine Umsetzung der 
Richtlinie durch Regelungen der Sozialpartner ermög- 
lichen sollte. Die Bundesregierung sähe auch in einem 
auf wenige Grundsätze reduzierten Instrument eine 
Möglichkeit, im Bereich der grenzüberschreitenden 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer einen 
Schritt nach vorne zu machen. 

Die Harmonisierung der Beteiligungsrechte der Ar- 
beitnehmer auf Untemehmensebene in Aktiengesell- 
schaften ist — neben anderen Fragen — Gegenstand 
des Kommissions Vorschlages einer Fünften Gesell- 
schaftsrechtlichen Richtlinie über die Struktur von 
Aktiengesellschaften. Angesichts der großen zwi- 
schen den EG -Mitgliedstaaten bestehenden Unter- 
schiede hinsichtlich der Beteiligungsrechte der Ar- 
beitnehmer auf Untemehmensebene (s. dazu Antwort 
auf Frage B 6, zweite Frage), die durch die sehr unter- 
schiedlichen sozialen Stmkturen und Traditionen der 
einzelnen Mitgliedstaaten bedingt sind, gestalten sich 
die Bemühungen um eine Harmonisierung der Mitbe- 
stimmung sehr schwierig. Die Bundesregierung betei- 
ligt sich intensiv und konstmktiv an diesen Bemühun- 
gen. Sie ist sich dabei jedoch im klaren darüber, daß 
von anderen Mitgliedstaaten nicht erwartet werden 
kann, daß sie das hochentwickelte deutsche System 
der Mitbestimmung übernehmen. Zugleich hat die 
Bundesregierung immer wieder deutlich gemacht, 
daß Harmonisierungsvorhaben der EG nicht zu einer 
Beeinträchtigung der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestehenden Mitbestimmung führen dürfen. Die 
Beratungen über den Vorschlag der Fünften Richtlinie 
dauern in der zuständigen Arbeitsgmppe des EG- 
Rates an. Es wäre daher verfrüht, Aussagen über die 
Haltung anderer Mitgliedstaaten zu machen. 

C. Vergleich der Arbeitsschutz- und Arbeitszeitbestim- 
mungen in den EG^Mitghedstaaten 

1. Welche Arbeitsschutzbestimmungen sind bereits har- 
monisiert? 

In folgenden Bereichen des Arbeitsschutzes sind Har- 
monisierungsmaßnahmen der EG bereits getroffen 
worden: 

— 13 Richtlinien über Anfordemngen an land- oder 
forstwirtschaftliche Zugmaschinen (74/150, 
79/694, 74/152, 76/763, 77/311, 77/536, 78/764, 
79/622, 80/720, 83/190, 86/297, 86/298, 86/415 und 
87/402/EWG), 

— Richtlinie über Sicherheitskennzeichnung am Ar- 
beitsplatz 

(77/576/EWG) mit ÄnderungsrichÜinie (79/640/ 
EWG), 

— Richtlinie für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe (67/548/EWG) 
einschließlich 6 Ändeiungs- und zehn Anpas- 
sungsrichtlinien, 


— Richtlinie für die Einstuf img, Verpackung und 
Kennzeichnung von Zubereitungen gefährlicher 
Stoffe (Lösemittel) — 73/173/EWG — einschließ- 
lich Ändenmgs- und Anpassungsrichtlinie (80/ 
781, 82/473/EWG), 

— Richtlinie für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung von Anstrichmitteln, Lacken, 
Druckfarben, Klebstoffen und dgl., die gefährliche 
Stoffe enthalten (77/728/EWG), einschließlich ei- 
ner Ändenmgs- und zweier Anpassungsrichtlinien 
(83/265, 81/916 und 86/508/EWG), 

— Richtlinie für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen 
(Schädlingsbekämpfungsmittel) — 78/63 1/EWG 
— einschließlich Ändenmgs- und Anpassungs- 
richtlinien (81/187 und 84/291/EWG), 

— Richtlinie für Beschränkungen des Inverkehrbrin- 
gens und der Verwendung gewisser gefährlicher 
Stoffe und Zubereitimgen (76/769/EWG) mit sie- 
ben Ändenmgsrichtlinien, 

— Richtlinie über den Schutz der Gesundheit von 
Arbeitnehmern, die Vinylchloridmonomer ausge- 
setzt sind (78/610/EWG), 

— Richtlinie betreffend Ammoniumnitrat — Einnähr- 
stoffdüngemittel mit hohem Stickstoffgehalt (80/ 
876/EWG) einschließlich Ergänzungs- und Ände- 
rungsrichtlinie, 

— Richtlinie zum Schutz der Arbeitnehmer vor Ge- 
fährdung durch chemische, physikalische und bio- 
logische Arbeitsstoffe bei der Arbeit — Rahmen- 
richtlinie — (80/1107/EWG) einschließlich dreier 
Einzel- und einer Ändenmgsrichtlinie, 

— Richtlinie für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen — 
Allgemeine Zubereitungsrichtlinie — (88/379/ 
EWG), 

— Richtlinie über gemeinsame Vorschriften für He- 
bezeuge und Fördergeräte — Rahmenrichtlinie — 
(84/528/EWG), 

— Richtlinie über elektrisch betriebene Aufzüge (84/ 
529/EWG) mit Anpassungsrichtlinie (86/312/ 
EWG), 

— Richtlinie über kraftbetriebene Flurförderzeuge 
(86/663/EWG), 

— Richtlinie über gemeinsame Vorschriften für 
Druckbehälter sowie über Verfahren zu deren Prü- 
fung (76/767/EWG), 

— Richtlinie über nahtlose Gasflaschen aus Stahl (84/ 
525/EWG), 

— Richtlinie über nahtlose Gasflaschen aus unle- 
giertem Aluminium und Aluminiumlegienmgen 
(84/526/EWG), 

— Richtlinie über geschweißte Gasflaschen aus unle- 
giertem Stahl (84/527/EWG), 

— Richtlinie über einfache Druckbehälter (87/404/ 
EWG), 
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— Richtlinie über Aerosol- Packungen (75/324/EWG) 
mit Änderungsrichtlinie (80/232/EWG), 

— Richtlinie über elektrische Betriebsmittel zur Ver- 
wendung iimerhalb bestimmter Spannungsgren- 
zen (73/23/EWG), 

— Richtlinie über elektrische Betriebsmittel zur Ver- 
wendimg in explosibler Atmosphäre (76/117/ 
EWG), 

— Richtlinie über bestimmte Zündschutzarten für 
elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in ex- 
plosibler Atmosphäre (79/196/EWG), 

— Richtiinie zur Änderung der Grundnorm für Strah- 
lenschutz (80/836/EURATOM), 

— Richtlinie über Gefahren schwerer Unfälle bei be- 
stimmten Industrietätigkeiten (82/501/EWG) mit 
Ändenmgsrichtiinie (87/216/EWG), 

— Richtlinie über gemeinsame Vorschriften für Gas- 
verbrauchseinrichtungen, hierfür bestimmte Gas- 
sicherheits- imd Regelgeräte und über Prüfverfah- 
ren für diese Einrichtungen bzw. Geräte (84/530/ 
EWG), 

— Richtlinie über Warmwasserbereiter für sanitäre 
Zwecke, die mit gasförmigen Brennstoffen beheizt 
werden (84/531/EWG), 

— Richtlinie über gemeinsame Bestimmungen für 
Baugeräte imd Baumaschinen (84/532/EWG), 

— Richtlinie über die Ermittlung des Geräusch- Emis- 
sionspegels von Baumaschinen und Baugeräten 
(79/113/EWG) mit Änderungsrichtlinie (81/1051/ 
EWG), 

— Richtlinie über den zulässigen Schalleistirngspegel 
von Motorkompressoren (84/533/EWG), 

— Richtiinie über den zulässigen Schalleistungspegel 
von Turmdrehkränen (84/534/EWG) mit Ände- 
rungsrichtlinie (87/405/EWG), 

— Richtiinie über den zulässigen Schalleistungspegel 
von Schweißstromerzeugern (84/535/EWG), 

— Richtlinie über den zulässigen Schalleistungspegel 
von Kraftstromerzeugem (84/536/EWG), 

— Richtlinie über den zulässigen Schalleistirngspegel 
handbedienter Betonbrecher und Abbau-, Ab- 
bruch- und Spatenhämmer (84/537/EWG), 

— Richtlinie über den zulässigen Schalleistirngspegel 
von Rasenmähern (84/538/EWG) mit Anpassungs- 
richtlinie (87/252/EWG) und zwei Änderungsricht- 
linien (88/180, 88/181/EWG), 

— Richtlinie über elektrische Geräte in der Human- 
und Veterinärmedizin (84/539/EWG), 

— Richtlinie über die Festlegung der grundlegenden 
Maßnahmen für den Strahlenschutz bei ärztlichen 
Untersuchungen und Behandlungen (84/466/ 
EWG), 

— Richtlinie über den Schutz der Arbeitnehmer ge- 
gen Gefährdung durch Lärm am Arbeitsplatz (86/ 
188/EWG), 


— Richtlinie über Überrollschutzbauten (ROPS) be- 
stimmter Baumaschinen (86/295/EWG), 

— Richtlinie über Schutzaufbauten gegen herabfal- 
lende Gegenstände (FOPS) bestimmter Bauma- 
schinen (86/296/EWG). 


2. Welche weiteren Harmonisierungen sind bis 1992 
vorgesehen xmd welche Schwierigkeiten bestehen 
derzeit? 

Die EG-Kommission hat bisher die folgenden Richtli- 
nienvorschläge vorgelegt: 

— Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz (sog. neue Rahmen- 
richtlinie), 

— Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes an Arbeitsstätten, 

Mindestvorschriften bezüghch der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes bei der Benutzung von 
Maschinen, Apparaten und Anlagen durch die Ar- 
beitnehmer, 

— Mindestvorschriften für die Benutzung persönh- 
cher Schutzausrüstungen durch Arbeitnehmer, 

— Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an Bild- 
schirmgeräten, 

— Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes bei der Handhabung 
schwerer Lasten, die für die Arbeitnehmer Gefähr- 
dung der Lendenwirbelsäule mit sich bringen, 

— Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung 
durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit, 

— Allgemeine Richtiinie für krebserzeugende Stoffe, 

— Verbot weiterer Asbestprodukte (Textilien), 

— Achte Änderungsrichtlinie zur Richtlinie 76/769/ 
EWG (Beschränkungen des Inverkehrbringens 
und der Verwendung von Antifoulingfarben (PCB, 
PCT und bestimmten krebserzeugenden Stoffen 
sowie Farben), 

— Neunte Änderungsrichtlinie zur Richtiinie 76/769/ 
EWG (Pentachlorphenol), 

— Zehnte Ändenmgsrichthnie zur Richtlinie 76/769/ 
EWG (Cadmium), 

— Änderungsrichtiinie zur Richtlinie 83/477/EWG 
(Schutz gegen Asbest), 

— Hebezeuge und Zubehör, 

— Maschinen, 

— Beweghche Maschinen, 

— Anforderungen an persönhche Schutzausrüstun- 
gen, 

— Gasverbrauchseinrichtungen. 

Die EG-Kommission hat weitere Richtiinienvor- 

schläge über den Arbeitsschutz auf Baustellen, in der 
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Fischerei, in der Landwirtschaft, über Dampfkessel 
und Rohrleitungen angekündigt. 

Außerdem sollen durch eine Richtlinie über Konformi- 
tätszeichen und eine Ratsentschließung zum Prüfen 
und Zertifizieren harmonisierte Grundlagen für die 
Vergleichbarkeit und europaweite Anerkennimg von 
Prüfungen, Prüfergebnissen und -Zertifikaten sowie 
Konformitätszeichen geschaffen werden. 

Bei den aufgeführten Richtlinien handelt es sich ziun 
Teil um Vorschläge, die in erster Linie der Verbesse- 
rung des Arbeitsschutzes dienen und auf der Grund- 
lage des durch die Einheitiiche Europäische Akte neu 
eingeführten Artikels 118a EWG-Vertrag erlassen 
werden sollen. Erwähnenswerte Schwierigkeiten be- 
stehen bei diesen Harmonisierungsvorhaben insoweit 
nicht. 

Teilweise bezwecken die genannten Richtlinienvor- 
schläge — insbesondere diejenigen, die Anforderun- 
gen an Erzeugnisse (wie z. B. die Maschinen-Richtli- 
nie) enthalten — in erster Linie den Abbau sog. „tech- 
nischer Handelshemmnisse". Bei diesen Vorhaben 
handelt es sich überwiegend um Richtlinien nach der 
sog. „neuen Konzeption" der EG. Danach werden in 
der Richtlinie selbst nur noch sog. „grundlegende Si- 
cherheitsanfordeiungen" mit einem sehr hohen Ab- 
straktionsgrad festgelegt, die sehr weite Auslegungs- 
spielräume zulassen. Der so gesteckte Rahmen soll 
durch detaiUierte harmonisierte Normen ausgefüllt 
werden. Die Einhaltung dieser Normen soll eine Ver- 
mutungswirkung dahingehend auslösen, daß die 
grundlegenden Sicherheitsanforderungen erfüllt 
sind. Harmonisierte Normen liegen aber noch nicht 
vor und werden voraussichtlich auch bei Inkrafttreten 
dieser Richtlinien noch nicht in ausreichender Menge 
vorhanden sein. Für diese „Übergangszeit" sind allein 
die grundlegenden Sicherheitsanforderungen maß- 
gebend. Bei deren großem Auslegungsspielraum ist 
nicht auszuschließen, daß bei den in Verkehr ge- 
brachten Maschinen das in der Bundesrepublik 
Deutschland erreichte Sicherheitsniveau — zumin- 
dest fallweise — unterschritten wird. 

Die Vorhaben zur Harmonisierung von Prüfungen, 
Zertifikaten und Konformitätszeichen sowie der Ak- 
kreditierung von Prüflabors lassen erwarten, daß die 
Mitgliedstaaten ein aufwendiges Anerkennungsver- 
fahren einführen müssen, um die gleiche Qualität ih- 
rer Prüfstellen nachzuweisen. Dies ist in mehrfacher 
Hinsicht aufwendiger als das derzeitige deutsche Sy- 
stem, das im wesentlichen auf der zivil- und straf- 
rechtlich fundierten Eigenverantwortimg der Prüfstel- 
len basiert. 

Zu den Richtlinienvorhaben, die gefährliche Stoffe 
betreffen, ist noch zu bemerken, daß Schwierigkeiten 
sich vor allem daraus ergeben, daß in den Mitglied- 
staaten unterschiedliche Vorstellungen über die Risi- 
ken beim Umgang mit Gefahrstoffen und die hiernach 
erforderlichen Schutzmaßnahmen bestehen. Dies 
wird besonders deutlich z.B bei Asbest, bei dem einige 
Staaten — wie z. B. die Bundesrepublik Deutschland 
— ein weitgehendes Verbot, andere hingegen nur 
gewisse Arbeitsschutzmaßnahmen fordern. 

3. In welchem Verhältnis steht nach Meinung der Bun- 
desregierung das in den EG-Richtlinien vorgesehene 


Mindestniveau zum deutschen Standard? Sind daraus 
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der deutschen 
Wirtschaft zu befürchten? 

Bei den auf der Grundlage des Artikels 118a EWG- 
Vertrag erlassenen bzw. noch zu erlassenden Richtli- 
nien handelt es sich um Mindestvorschriften, die größ- 
tenteils durch bestehende Vorschriften in der Bundes- 
republik Deutschland abgedeckt sind. In vielen Punk- 
ten gehen die deutschen Vorschriften, wie auch die 
anderer Mitgliedstaaten über das durch die Richtli- 
nien vorgesehene künftige Mindestniveau hinaus. 
Aussagen, inwieweit dadurch Wettbewerbsverzer- 
rungen zu Lasten der deutschen Wirtschaft entstehen, 
lassen sich nicht allgemein treffen. Wettbewerbsver- 
zerrungen in geringem Maße sind jedoch nicht auszu- 
schließen. Sie fallen jedoch geringer aus, als wenn 
man in diesen Bereichen ganz auf Regelungen ver- 
zichtet hätte. Sie dürften außerdem im Laufe der Zeit 
entfallen, da angestrebt wird, die Sicherheitsanforde- 
rungen schrittweise auf einem hohen Niveau in der 
Gemeinschaft anzugleichen. 

Die sicherheitstechnischen Inhalte der auf Artikel 100 
EWG-Vertrag gestützten Richtlinien, die vor Anwen- 
dung der „neuen Konzeption" verabschiedet wurden, 
sind in aller Regel sorgfältig ausdiskutiert worden, 
weil die Richtlinien einstimmig beschlossen werden 
mußten. Die gefundenen Kompromisse sind tragbar; 
eine Absenkung des deutschen Sicherheitsniveaus 
bei der Umsetzimg dieser Richtlinie ist nicht zu be- 
fürchten. 

Auch bei dem auf Artikel 100 a EWG-Vertrag beru- 
henden Richtlinienvorschlag über Anforderungen an 
persönhche Schutzausrüstimgen sind nach dem ge- 
genwärtigen Beratungsstand kaum Niveauunter- 
schiede und Wettbewerb sverzerrungen zu erwarten, 
da dieser Vorschlag in etwa entsprechend dem deut- 
schen Standard erarbeitet wurde. Zum Niveau der 
übrigen auf Artikel 100 a EWG-Vertrag gestützten 
Richtlinienvorschläge wird auf die Ausführungen bei 
Frage C.2 Bezug genommen. 


4. Welche Höchstarbeitszeitgrenzen bestehen in den 
EG-Mitgliedstaaten? Wie hat sich die tarifvertraglich 
geregelte Arbeitszeit in den letzten zehn Jahren ent- 
wickelt? Wie ist die Sonn- imd Feiertagsarbeit gesetz- 
lich oder tarifvertraglich geregelt? Welche Ausnah- 
men sind aus welchen Gründen und in welchen Bran- 
chen möghch? Sind die einschlägigen Regelungen in 
den letzten Jahren verändert worden? 

Bestehen besondere Arbeitszeitregelungen für 
Frauen? 


Die regelmäßige gesetzliche Wochenarbeitszeit ist 
nach Informationen des Internationalen Arbeitsamtes 
aus dem Jahre 1983 in den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft wie folgt festgelegt: 

Belgien 40 Stimden 

Dänemark keine gesetzliche Regelung, ge- 

regelt durch Tarifverträge 

Frankreich 39 Stunden 


Bundesrepublik 
Deutschland 48 Stimden 
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Griechenland 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Spanien 

Großbritannien 


48 Stunden 
48 Stunden 
48 Stunden 
40 Stunden 
48 Stunden 
48 Stunden 
40 Stunden 

keine gesetzliche Regelung, ge- 
regelt durch Tarifverträge 


Quelle: 

Conditions of Work, A cumulative Digest, Internatio- 
nal Labour Office, Geneva, ISSN 0252-8088 

Conditions of work digest, Volume 5 2/1986, Interna- 
tional Labour Office, Geneva, ISSN 0257-3512 

Zuverlässige Informationen über die gesetzlichen 
Höchstarbeitszeiten in den Mitghedstaaten hegen 
nicht vor. Auch die neuesten Botschaftsberichte 
ermöghchen keine Tabelle über die gesetzhchen 
Höchstarbeitszeiten mit vergleichbaren Zahlen. 

Über die Regelung der Sonn- und Feiertagsruhe in 
den EG-Staaten hat das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung in den Jahren 1987 und 1988 eine 
Umfrage durchgeführt. Die anhand dieser Umfrage 
erstellte „Zusammenstellung der gesetzhchen Rege- 
lungen über Sonn- und Feiertagsarbeit in Gewerbe- 
betrieben in Westeuropa" ist am 29. November 1988 
dem Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung des Deutschen Bundestags übersandt 
worden (sie hegt als Ausschuß-Drucksache 11/0978 
vor). 

In den Mitghedstaaten Dänemark, Irland, Luxem- 
burg, Niederlande, Portugal, Spanien und Großbri- 
tannien bestehen nach Auskunft der deutschen Bot- 
schaften keine besonderen Arbeitszeitregelungen für 
Frauen. In Belgien, Frankreich, Griechenland und ha- 
ben ist die industrieUe Nachtarbeit für Frauen — mit 
xmterschiedhchen Ausnahmeregelungen — grund- 
sätzhch verboten. 

In der Bundesrepubhk Deutschland ist Nachtarbeit für 
Arbeiterinnen grundsätzhch verboten. In dem von der 
Bundesregierung zu Beginn der Legislaturperiode 
eingebrachten Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes 
(Drucksache 11/360) ist zwar die Beibehaltung des 
Nachtarbeits Verbots für Arbeiterinnen vorgesehen. In 
den Koahtionsvereinbarungen zur Wiedereinbrin- 
gung dieses Gesetzentwurfs ist jedoch vereinbart 
worden, das Nachtarbeits verbot für Arbeiterinnen aus 
Gründen der Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern sowie zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungsmöghchkeiten für Frauen aufzuheben. Diese 
Vereinbarung wird bei den Ausschußberatungen des 
Entwurfs eingebracht werden. 

Über die tarifvertraghche regelmäßige Wochenar- 
beitszeit in der Bundesrepubhk Deutschland in den 
letzten zehn Jahren gibt Anlage C 4/1 im Anhang 
(QueUe: Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 


nung: Tarifvertraghche Arbeitsbedingungen im Jahre 
1988, lila 1-31205-2) und über die vorherrschende ta- 
rifliche Arbeitszeit der Industriearbeiter in den Mit- 
ghedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in den 
Jahren 1970, 1980, 1985/86 gibt Anlage C 4/2 im An- 
hang (QueUe: Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung: Statistik, Stand Dezember 1988) Aus- 
kunft. 


5. Wie lang ist der gesetzlich geregelte Mindestjahresur- 
laub? Wie lang ist der übhche Jahresurlaub für die 
Mehrheit der Arbeitnehmer? 

Wieviel gesetzliche Feiertage bestehen darüber hin- 
aus in den EG-Mitgliedstaaten? 

Verläßhche Kenntnisse über die Rechtslage zu diesen 
Fragen in den übrigen EG-Mitghedstaaten hegen 
nicht vor. Eine kurzfristig erfolgte Umfrage bei den 
deutschen Auslandsvertretungen ergab die im folgen- 
den dargesteUten Ergebnisse: 



Gesetzücher 

Mindesturlaub 

Übücher Jahresur- 
laub für die Mehr- 
heit der Arbeitneh- 
mer 

Niederlande 

viermal die Ar- 
beitstage einer 
Arbeitswoche 
(grundsätzhch 
also 4 Wochen) 

25 Tage 

Großbritannien 

Keine Rege- 
lung 

Zahlen für Ar- 
beitnehmer ins- 
gesamt hegen 
nicht vor; Urlaub 
für „manual 
employees " 

22,5 Arbeitstage 

Irland 

3 Wochen 

4 Wochen 

Belgien 

K.A, 

20 Tage 

Portugal 

21 Tage 

keine genauen 
Daten 

Luxemburg 

25 Arbeitstage 

gleich gesetzh- 
cher Mindestur- 
laub 

Griechenland 

22 Arbeitstage 

in der Regel 
gleich gesetzh- 
cher Mindestur- 
laub 

Spanien 

30 Wochentage 
(1 Monat) 

in der Regel 
gleich gesetzh- 
cher Mindestur- 
laub 

Itahen 

10 bis 30 Tage 
je nach Dienst- 
alter 

4 bis 5 Wochen, 

öffenthcher 

Dienst 

30 Tage ^ 

Frankreich 

5 Wochen 

keine genauen 
Daten 


Der gesetzhche Mindestjahresurlaub beträgt in der 
Bundesrepubhk Deutschland für aUe erwachsenen 
Arbeitnehmer einheithch 18 Werktage = 3 Wochen 
(§ 3 Abs. 1 BUrlG). Die durchschnitthche tarif vertrag- 
liche Urlaubsdauer für rd. 17,4 Milhonen Arbeitneh- 
mer, die in Wirtschafts- und Dienstleistungszweigen 
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mit Tarifverträgen arbeiten, beträgt nach Berechnun- 
gen des BMA — unter Berücksichtigung der Lebens- 
alter- und Betriebszugehörigkeitsstufen nach dem 
Stand von Ende 1988 — 29 Arbeitstage (Arbeitstage = 
5 Tage je Woche). 

Zu den Feiertagen in den EG-Mitghedstaaten wird 
auf die dem Amtsblatt der Emopäischen Gemein- 
schaften entnommene Übersicht, die als Anlage C 5 
beigefügt ist, verwiesen. 

6. Welche Unterschiede werden nach 1992 nach folgen- 
den Bereichen voraussichüich bestehen bleiben: 

a) Allgemeiner Arbeitsschutz (Gesundheit, Hygiene, 
Sicherheit, Kinderarbeit etc.), 

b) Arbeitszeitregelungen (täghche bzw. wöchentii- 
che Höchstarbeitsdauer, Feiertags- und Sonntags- 
arbeit, Urlaub etc.), 

c) Frauenspezifische Arbeitsschutzvorschriften (z. B. 
Arbeitsverbot wegen Mutterschutz, Nachtarbeit), 

d) Arbeitsplatzsicherheit (Kündigungsschutz, Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfall, Mutterschutz etc.), 

e) Freizügigkeit? 

Sind diese Unterschiede nach Meinung der Bundesre- 
gierung tragbar oder besteht weiterer Harmonisie- 
rungsbedarf? 

a) Zunächst werden Unterschiede im Umfang und in 
der Effektivität der Überwachung der Betriebe 
durch die zuständigen Behörden bestehen blei- 
ben. 

Weiterhin dürften in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land nach 1992 im Vergleich zu einigen EG-Mit- 
gliedstaaten weitergehende Vorschriften gelten in 
den Bereichen 

— arbeitsmedizinische Vorsorge, 

— Anfordenmgen an Arbeitsstätten imd 

— Verwendung/Betrieb von Maschinen. 

Diese Unterschiede sind seit langem vorhanden. 
Sie können vorerst als tragbar angesehen werden, 
sollten auf lange Sicht aber auf hohem Niveau har- 
monisiert werden. Vorher müssen aber die Erfah- 
rungen mit den auf Artikel 118 a EWG-Vertrag ge- 
stützten Richtlinien abgewartet und ausgewertet 
werden. 

Im Bereich der Gefahrstoffe werden nach 1992 vor- 
aussichtlich noch Unterschiede bei den Regelun- 
gen über den betrieblichen Umgang mit Chemika- 
hen bestehen bleiben. So fehlen konkrete Regelun- 
gen für Schutzmaßnahmen, wie sie in der Bundes- 
republik Deutschland beispielsweise in den Tech- 
nischen Regelwerken enthalten sind. Überdies 
enthalten die Rahmenrichtlinie zum Schutz der Ar- 
beitnehmer vor Gefährdung durch chemische, 
physikahsche und biologische Arbeitsstoffe bei der 
Arbeit und die darauf gestützten Einzelrichtlinien 
lediglich Regelungen für den Fall, daß die Mit- 
gliedstaaten in diesem Bereich Vorschriften erlas- 
sen. Ob die Mitghedstaaten Vorschriften treffen, 
bleibt diesen überlassen. Wünschenswert wäre es 
jedoch, alle Mitgliedstaaten zu verpflichten, beim 


Umgang mit Gefahrstoffen geeignete Schutzmaß- 
nahmen und hierfür Mindeststandards vorzu- 
schreiben. Im übrigen erscheinen in Anbetracht 
der erhebhchen Unterschiede in der industriellen 
Entwicklung der Mitgliedstaaten sehr detaillierte 
Regelungen wenig sinnvoll. 

Im Bereich sicherheitstechnischer Anforderungen 
an technische Arbeitsmittel (z. B. Maschinen) geht 
die Bundesregierung davon aus, daß auch nach 
1992 erhebhcher Harmonisierungsbedarf besteht 
insoweit, als die Sicherheit von vielen Detailrege- 
lungen abhängt, die in den Richtlinien nach der 
„neuen Konzeption" selbst nicht getroffen werden. 
Deshalb ist die Erarbeitung einschlägiger harmoni- 
sierter Normen nach Kräften zu fördern. 

Im Bereich des Schutzes von Kindern imd Jugend- 
hchen vor Gefahren für die körperliche, geistige 
imd sittiiche Entwicklung kann im Bereich der EG 
von einem im wesentlichen einheitiichen Niveau 
ausgegangen werden. Entsprechende Mindestre- 
gelungen sind in der Europäischen Sozialcharta 
vom 18. Oktober 1961, die von der überwiegenden 
Mehrheit der EG-Staaten ratifiziert worden ist, 
festgesetzt worden. Im Rahmen dieser Mindestre- 
gelungen sind enge Ausnahmen zulässig. Insofern 
sind Unterschiede zwischen den einzelnen Mit- 
ghedstaaten denkbar, die auf unterschiedhchen 
Traditionen und Lebensverhäitnissen beruhen. Be- 
strebungen der EG-Kommission, diese Unter- 
schiede bis 1992 zu harmonisieren, sind nicht be- 
kannt. 

b) Es ist davon auszugehen, daß die innerhalb der EG 
bestehenden Unterschiede bei Arbeitszeitregelun- 
gen und besonderen Arbeitszeitregelungen für 
Frauen auch über 1992 hinaus f ortbestehen, da die 
EG-Kommission bislang auf diesen Gebieten eine 
Harmonisierung der Vorschriften nicht für erfor- 
derhch gehalten hat. 

Die Harmonisierung der genannten Regelungen ist 
keine unerläßhche Voraussetzung für das Funktio- 
nieren des Binnenmarktes ohne Grenzen. Dies 
schheßt für den Bereich des Arbeitszeitschutzes 
nicht aus, daß es eines Tages — unter Wahrung der 
Gestaltungsspielräume der Tarifvertragsparteien 
— auch EG-weit einheithche Regelungen geben 
kann. 

c) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat im Rahmen des mittelfristigen Aktionspro- 
gramms Frauen (1986 bis 1990) im Jahr 1987 eine 
Mitteilung vorgelegt, in der sie einen Gesamtüber- 
blick über die gesetzhchen Schutzbestimmungen 
für Frauen in den Mitgliedstaaten gibt (Dok-Nr. 
5682/87 SOG 59). Danach bestehen in den Mit- 
gliedstaaten die unterschiedhchsten Schutzbe- 
stimmungen für Frauen. 

Der Rat hat am 26. Mai 1987 Schlußfolgerungen 
bezüghch der Gesetze zum Schutz der Frauen in 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft verabschie- 
det, in dem u.a. die Notwendigkeit anerkannt wird, 
Frauenschutzgesetze zu revidieren, wenn sie für 
die Chancengleichheit abträglich sind oder für den 
Frauenschutz nicht notwendig sind. Darüber hin- 
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aus wurden die Mitghedstaaten und Sozialpartner 
aufgefordert, die von der Kommission als unge- 
rechtfertigt bezeichneten Schutzgesetze zu über- 
prüfen. Soweit es um den Mutterschutz geht, ist in 
der EG-Kommission die Beratung des Entwurfs ei- 
nes EG -Kodex für empfehlenswertes Verhalten 
zum Schutz bei Schwangerschaft und Mutterschaft 
(Dok. V/1745/1/87-DE) anhängig, der auch we- 
sentliche Fragen des Arbeitsschutzes betrifft. Ein- 
schränkungen imseres Mutterschutzgesetzes ste- 
hen dabei nicht zur Diskussion. 

Es ist davon auszugehen, daß auch nach 1992 un- 
terschiedhche Arbeitsschutzbestimmungen für 
Frauen in den EG-Mitghedstaaten bestehen wer- 
den. Die Kommission hat für 1990 eine aktuahsierte 
Fassung des Berichts angekündigt. Da alle Mit- 
ghedstaaten sich zu einer Überprüfung der Frauen- 
schutzgesetze unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung von Mann und Frau bekannt 
haben, ist davon auszugehen, daß es langfristig zu 
einer gewissen Angleichung der Frauenschutzge- 
setze kommen wird. Die Bundesregierung hat in 
dem Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes eine Reihe 
von Vorschlägen zur Neuordnung des Frauenar- 
beitsschutzes vorgelegt. Hinsichthch näherer Ein- 
zelheiten, insbesondere zur Nachtarbeit, wird auf 
die Antwort zu Frage C 4 verwiesen. 

d) In der Bundesrepubhk Deutschland werden Ar- 
beitnehmer vor imgerechtfertigten Kündigungen 
durch den Arbeitgeber — abgesehen vom Sonder- 
kündigungsschutz für bestimmte Arbeitnehmer- 
gruppen — allgemein durch das Kündigungs- 
schutzgesetz und § 626 BGB geschützt. Diese ge- 
setzhchen Vorschriften zielen in erster Linie auf 
den Bestandsschutz des Arbeitsverhältnisses, d. h. 
den Erhalt des Arbeitsplatzes. In anderen Mitghed- 
staaten der EG erhalten Arbeitnehmer vomehm- 
hch Abfindungen für den Verlust des Arbeits- 
platzes. Wegen dieser unterschiedhchen Grundpo- 
sitionen wird die Schaffung einer einheithchen 
Rechtsordnung in einem EG-Binnenmarkt insoweit 
auf erhebhche Schwierigkeiten stoßen. Es ist des- 
halb davon auszugehen, daß diese Unterschiede im 
Kündigungsschutz auch nach 1992 weiter beste- 
hen bleiben. 

Zur wirtschafthchen Absicherung der Arbeitneh- 
mer im Krankheitsfall bestehen zwar in allen Mit- 
ghedstaaten der EG Regelungen. Äußerst unter- 
schiedhch ist aber geregelt, für welchen Zeitraum 
und in welcher Höhe diese Absicherung erfolgt 
und inwieweit sie zu Lasten des Arbeitgebers oder 
der Sozialversicherung geschieht. In einigen Län- 
dern begiimt die Anspruchsberechtigung erst nach 
gewissen Karenztagen; der arbeitsrechthche Ent- 
geltfortzahlungsanspruch ist teilweise auch von ei- 
ner Mindestdauer des Arbeitsverhältnisses abhän- 
gig. Eine Vereinheithchung der Rechtslage in den 
Mitghedstaaten der EG dürfte angesichts dieser 
grundsätzhchen Unterschiede sehr schwierig sein; 
auch nur eine Angleichung bis 1992 zeichnet sich 
bisher nicht ab. 

e) Die Freizügigkeit der Wanderarbeitnehmer in der 
Gemeinschaft ist schon jetzt weitgehend durch EG- 
einheithch geltende Verordnungen und Richtlinien 


gewährleistet. Besonders hervorzuheben sind die 
Freizügigkeitsverordnung (Verordnung (EWG) Nr. 
1612/ 68) und die Aufenthaltsrichthnie (Richtlinie 
68/360/EWG). Die Verwirkhchung des Binnen- 
marktes bis Ende 1992 gemäß Art. 8 a des EWG- 
Vertrages ändert daran nichts. Auch der Vorschlag 
der EG-Kommission vom April 1989 zin: Ändenmg 
der Freizügigkeitsverordnung und der Aufent- 
haltsrichthnie enthält nin: punktueUe Änderungen 
oder Ergänzungen, der die Gewährleistung der 
Wanderarbeitnehmerfreizügigkeit nicht berührt. 

Auch im Bereich der öffenthchen Verwaltimg blei- 
ben die Freizügigkeitsgarantien des EWG-Vertra- 
ges grundsätzhch unberührt. Es ist davon auszuge- 
hen, daß das deutsche öffenthche Dienstrecht den 
entsprechenden gemeinschaftsrechthchen Anfor- 
derungen weitgehend Rechnung trägt. Die Bun- 
desregierung unterstreicht ihre Bereitschaft, die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der EG auch im 
Bereich der deutschen öffenthchen Verwaltung 
durch geeignete Schritte weiter zu fördern. Ob und 
ggf. welche Einschränkungen in den einzelnen 
Mitghedstaaten insoweit bestehen, wird zur Zeit 
von der EG-Kommission im Rahmen einer „syste- 
matischen Aktion" zur Auslegung des Artikels 48 
Abs. 4 des EWG- Vertrages geprüft. 

Bezüghch des Aufenthaltsrechts für nicht erwerbs- 
tätige Staatsangehörige der EG-Staaten ist im Rat 
der Entwurf einer Richtlinie beraten worden, die 
den genannten Personen ein Aufenthaltsrecht in 
den Mitghedstaaten gewähren soU, sofern der 
Nachweis für den Lebensunterhalt ausreichender 
Eigenmittel geführt wird. Die Kommission hat, 
nachdem sie ihren ursprünghchen Vorschlag for- 
men zurückgezogen hat, die Vorlage neuer Vor- 
schläge angekündigt. 

D. Vergleich der Arbeitslosigkeit in den EG-Mitglied- 
Staaten 

1 . Wie hat sich die Arbeitslosenzahl in den EG-Mitglied- 
staaten unter Berücksichtigung der Unterschiede bei 
der Arbeitslosenstatistik (z. B. Nichterfassung bzw. 
teilweise Nichterfassung von Frauen, Nichterfassung 
von Arbeitslosen ohne Bezüge, unterschiedliche Be- 
rechtigimg zur Meldung bei Jugendlichen etc.) ent- 
wickelt, gegliedert nach 

a) Männern und Frauen, 

b) Jugendhchen unter 20/25 Jahren, 

c) älteren Arbeitslosen 

d) Schwerbehinderten, 

e) bei besonderen Personengruppen (z. B. Unqualifi- 
zierte, Facharbeiter, Akademiker)? 

Welches sind die Gründe für die Entwicklimg der 
Arbeitslosigkeit? 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten (EUROSTAT) in Luxemburg veröffenthcht Statisti- 
ken über Arbeitslosigkeit, geghedert nach Insgesamt- 
quote, Quote für Männer und Frauen sowie jeweils 
nach der Altersgruppierung unter 25 Jahren und 25 
Jahre und älter (s. Tabelle D 1 im Anhang). Bei der 
Veröffenthchung handelt es sich um die „harmoni- 
sierten" EG- Arbeitslosenquoten. 
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Entsprechende Arbeitslosenstatistiken der EG über 
Schwerbehinderte und andere besondere Personen- 
gruppen liegen nicht vor. Bei den in dem in der Ant- 
wort zu Frage D 9 zitierten Bericht der Kommission zur 
Beschäftigung von Behinderten in der Gemeinschaft 
genannten Zahlen über arbeitslose Behinderte han- 
delt es sich um statistische Daten, die untereinander 
nicht vergleichbar sind, da die Bewertungsmethoden 
und zugnmdegelegten Definitionen voneinander ab- 
weichen. 

Die Gründe für die imterschiedlich hohe Arbeitslosig- 
keit zwischen den Mitgliedsländern der EG liegen in 
erster Linie in der unterschiedlichen Wirtschaftsent- 
wicklung. 

2. Sind die nationalen Arbeitsmarktstatistiken miteinan- 
der vergleichbar? Wenn nein, in welchen Pimkten 
unterscheiden sie sich gravierend? Welches sind die 
Gründe für die Abweichung der EG-Beschäftigungs- 
statistik von der deutschen Arbeitsmarktstatistik? 

Die nationalen Arbeitsmarktstatistiken sind nicht mit- 
einander vergleichbar. Wegen imterschiedhcher Ge- 
setzgebung und Verwaltungspraxis in den einzelnen 
Mitgliedstaaten sind die nationalen Zahlen über regi- 
strierte Arbeitslose für internationale Niveauverglei- 
che der Arbeitslosigkeit nicht oder nur sehr bedingt 
geeignet. Die wesentlichen Abweichungen begrün- 
den sich z. B. darin, daß bei der Berechnung der natio- 
nalen Arbeitslosenquote in der Bundesrepublik 
Deutschland wegen des dualen Ausbildungssystems 
die Auszubildenden zu den Beschäftigten gezählt 
werden, in den anderen EG-Staaten nicht. Unter- 
schiede gibt es auch bei der Registrierung von Ar- 
beitslosen nach Art der gesuchten Tätigkeit (Vollzeit-, 
Teilzeitarbeit). Das Verfügbarkeitskriterium wird in 
den einzelnen Mitgliedstaaten imterschiedlich ausge- 
legt. 

Für internationale Vergleiche greift man deshalb auf 
die „harmonisierte" Arbeitslosenstatistik zurück, die 
allerdings nur mit sehr wenigen Merkmalen und auf- 
grund einer Erhebimg, die einmal im Jahr vorgenom- 
men wird, vorliegt. 

3. Welche Maßnahmen haben die EG-Mitgliedstaaten 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ergriffen, ge- 
ghedert nach 

a) Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen, 

b) Abbau beschäftigungshemmender Reglementie- 
rung und flexiblerer Arbeitszeitgestaltung, 

c) Aktive Arbeitsmarktpolitik, z. B. durch Qualifizie- 
rungsmaßnahmen, ABM, 

d) Existenzgründungsförderung, 

e) Frühverrentungsprogramme? 

a) Wirtschaftliche Erfolge sind in der Gemeinschaft 
seit einigen Jahren unverkennbar. Dazu hat die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen in den meisten EG-Mitgliedstaaten beige- 
tragen, insbesondere die Rückführung der Staats- 
quote, durch strikte Ausgabendisziplin, Steuersen- 
kungen, die Öffnung der Märkte sowie mehr Fle- 


xibilität auf dem Arbeitsmarkt. Auch 1989 und 
1990 sind erneute Fortschritte zu erwarten. Ange- 
sichts der guten Investitions- und Beschäftigungs- 
entwicklung und dem beschäftigungsintensiveren 
Wachstum in der Gemeinschaft dürfte ein weiterer 
Rückgang der Arbeitslosigkeit zu erwarten sein. 

Wichtig ist es, auf dem eingeschlagenen Weg im 
Sinne der kooperativen Wachstumsstrategie wei- 
terzugehen. In allen Bereichen muß der Wettbe- 
werb verstärkt zum Zuge kommen, zugleich sollten 
für den privaten Bereich mehr Freiräume und Ent- 
wicklungschancen eröffnet werden. Die damit be- 
wirkte Förderung des Strukturwandels wird dem 
Wirtschaftswachstum neue Impulse geben und die 
Vollendung des Binnenmarktes erleichtern. 

b) In einer Reihe von EG-Mitgliedstaaten wurden in 
den letzten Jahren Maßnahmen mit dem Ziel er- 
griffen, Einstellungssperren abzubauen und zu- 
sätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten zu eröff- 
nen. Nach Angaben in einer Mitteilung der Kom- 
mission vom 13. Mai 1987 — KOM (87) 229 endg.- 
wurde z. B. in Frankreich die erschöpfende Liste 
mit den Anwendungsmöglichkeiten für befristete 
Arbeit s Verträge abgeschafft, ebenso die vorherige 
Verwaltungsgenehmigung. Die Höchstdauer der 
Verträge wurde von 6 oder 12 Monate auf 24 Mo- 
nate verlängert. In Italien erfolgte eine Ausdeh- 
nung der Anwendungsmöglichkeiten für befristete 
Arbeitsverträge auf alle Wirtschaftsbereiche, In 
Belgien und Frankreich wurden z. B. die Möglich- 
keiten der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlas- 
sung erweitert. In der Bundesrepublik wurde durch 
das Beschäftigungsförderungsgesetz der Abschluß 
befristeter Arbeitsverträge bis zum 1. Januar 1990 
erleichtert. 

Darüber hinaus ist ein Trend in der Gemeinschaft 
zu mehr Teilzeitarbeit und flexibleren Arbeitszeit- 
formen erkennbar. Die Bundesrepublik hat im Be- 
schäftigimgsförderungsgesetz die Teilzeitarbeit 
arbeitsrechtlich grundsätzlich ebenso abgesichert 
wie die Vollzeitarbeit. Außerdem werden die vari- 
able Arbeitszeit und die Arbeitsplatzteilung als zu- 
lässige Arbeitszeitformen sozialverträglich ausge- 
staltet, Auch im Bereich des öffentlichen Dienstes 
hat die Bundesrepublik Maßnahmen mit dem Ziel 
einer Entlastung des Arbeitshiarktes ergriffen. Ein 
Gesetzentwurf, der eine nochmalige Erweiterung 
der Teilzeitbeschäftigimgs- und Beurlaubungs- 
möglichkeiten bei Beamten, Richtern und Soldaten 
zum Inhalt hat, befindet sich zur Zeit in der parla- 
mentarischen Beratung. 

Zu c), d) und e) 

Wie die Übersicht (s. Tabelle D 3 im Anhang) verdeut- 
licht, werden in allen EG-Mitgliedstaaten in großem 
Umfang arbeitsmarktpolitische Maßnahmen durch- 
geführt. Gefördert werden in erster Linie arbeitslose 
oder von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer, 
aber auch nicht akut gefährdeten Beschäftigten kom- 
men arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zugute. 

Da die Maßnahmen auf die nationalen Gegebenhei- 
ten ausgerichtet sind, unterscheiden sie sich teilweise 
deutlich hinsichtiich Struktur und Ausgestaltung. Die 
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Auszählung einer aktuellen, synopseartigen Über- 
sicht ergab für die 12 EG -Mitgliedstaaten insgesamt 
über 700 verschiedene Maßnahmevarianten. Eine 
Übersicht über die wesenthchen Maßnahmearten in 
den EG-Ländern bietet die Tabelle D 3 im Anhang. 
Ohne aktive Arbeitsmarktpolitik wäre die registrierte 
Arbeitslosigkeit in den größeren EG-Ländern um 
400 000 bis 500 000 Personen höher ausgefallen. 

Besonderes Gewicht haben in allen EG-Ländern Oua- 
lifizierungsmaßnahmen, mit deren Hilfe vor allem Ar- 
beitslose und von Arbeitslosigkeit Bedrohte beruflich 
fortgebildet und umgeschult werden sollen. Nicht zu- 
letzt vor dem Hintergrund des technologischen und 
strukturellen Wandels sind die Qualifizierungsan- 
strengungen tendenziell verstärkt und häufiger ge- 
zielt auf besonders betroffene Regionen und Perso- 
nengruppen konzentriert worden. Die Art der Quahfi- 
zierungsmaßnahmen hängt stark vom jeweihgen Bil- 
dungssystem ab. Beispielsweise braucht die Bundes- 
repubhk Deutschland mit ihrem dualen Ausbildungs- 
system prinzipiell weniger Programme mit betriebli- 
cher Ausbildung als Länder mit überwiegend schuli- 
schem Ausbildungsabschluß. 

In vielen EG -Mitgliedstaaten treten, anders als in der 
Bundesrepubhk Deutschland, die Arbeitsverwaltun- 
gen selbst als Maßnahmeträger auf, z. B. in Belgien, 
Griechenland, Spanien, Dänemark, Irland, Portugal. 
In Frankreich und Großbritannien gibt es neben den 
Arbeitsverwaltungen überregionale Organisationen 
für berufliche Erwachsenenbildung. 

Auch zeithch befristete Eingliederungshilfen an Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer werden in irgendeiner 
Form in jedem EG-Land gegeben. 

Von der Maßnahmeart her überwiegen Lohnkosten- 
zuschüsse an Arbeitgeber, die bereit sind, schwerver- 
mittelbare Arbeitslose einzustellen. Einige Länder, 
z. B. Belgien und Frankreich, gewähren Steuer- und 
Sozialabgabenerleichterungen. Die Hilfen werden 
entweder generell gewährt oder sind gezielt für be- 
stimmte Unternehmen, etwa Klein- und Mittelbe- 
triebe (Belgien) oder zur Unterstützung der regiona- 
len oder wirtschaftiichen Umstrukturierung gedacht. 

Die Arbeitslosen erhalten finanzielle Hilfen zur Förde- 
rung der Arbeitsaufnahme — etwa in Form von Be- 
werbungs-, Trennungs- oder Umzugskosten — oder 
einen Zuschuß, wenn eine niedriger bezahlte Arbeit 
als bei der vorangegangenen Tätigkeit angenommen 
wird. 

Ein weiteres wichtiges Instrument zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit sind in allen EG-Ländern die Ar- 
beitsbeschaffung smaßnahmen. In allen EG-Miglied- 
staaten ist Voraussetzung, daß diese Maßnahmen 
keine öffentiichen oder privaten Pflichtaufgaben er- 
setzen und im öffentlichen Interesse hegen. In der 
Regel werden die Maßnahmen durch einen privaten 
oder öffentiichen Träger durchgeführt, und die Ar- 
beitsverwaltung oder das Arbeitsministerium finan- 
ziert ganz oder teilweise den Lohn der befristet einge- 
steUten Arbeitslosen. 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen konzentrieren sich 
auf schwervermittelbare Arbeitslose (z. B. Langzeitar- 
beitslose) und soUen ihre Chancen auf eine dauer- 
hafte berufliche Wiedereinghederung verbessern. 


Teilweise werden sie, insbesondere bei der Einstel- 
lung junger Menschen, auch in Verbindung mit beruf- 
hcher Qualifizierung durchgeführt. 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen haben vor allem in 
Belgien, Spanien, Frankreich, Irland, Portugal, Groß- 
britannien und der Bundesrepublik Deutschland ein 
besonderes Gewicht. 

Spezielle Hilfen für Arbeitslose bei einer Unterneh- 
mensgründung — Aufbau einer selbständigen Exi- 
stenz — bieten mittlerweile alle EG -Mitgliedstaaten 
an. Dieses Instrument wird — so auch in der Bundes- 
repubhk Deutschland — im Vergleich zu dem übrigen 
arbeitsmarktpohtischen Instrumentarium erst seit re- 
lativ kurzer Zeit eingesetzt; in Großbritannien und 
Frankreich aber immerhin bereits seit Beginn der 80er 
Jahre. 

Bei den Maßnahmen für Beschäftigte spielt verstärkt 
die Verkürzung der Lebensarbeitszeit eine Rohe. 
Hierunter fallen vor allem Programme des vorzeitigen 
Ruhestandes bzw. Teilruhestandes. In Frankreich und 
England beispielsweise ist ein Teilrentenbezug bei 
gleichzeitiger reduzierter Beschäftigung möghch. In 
der Bundesrepubhk Deutschland ist seit dem 1. Ja- 
nuar 1989 bei entsprechender tarifvertraghcher, be- 
triebhcher oder einzelvertraghcher Regelung eine Al- 
tersteilzeit möghch. Diese Regelung soh ab 1993 
durch ein Teilrentenmodeh ersetzt werden (vgl. zu 
dieser Frage auch die Ausführungen unter G.4.d.). 

4. Wie wird die soziale Absicherung der Arbeitslosen in 
den EG -Mitgliedstaaten gewährleistet (durchschnitt- 
liche Dauer und Höhe des Arbeitslosengeldes, der 
Sozialhilfe bzw. vergleichbarer Leistungen)? 

Aufgrund der in den EG-Mitgliedstaaten sehr unter- 
schiedhchen Systeme für Leistungen bei Arbeitslosig- 
keit sind diese nur schwer vergleichbar. 

So ist es in mehreren Staaten als Versicherungssystem 
aufgebaut, das durch Beiträge vom Arbeitgeber, vom 
Arbeitnehmer und mitunter auch aus Steuermitteln 
finanziert wird (Belgien, Dänemark, Bundesrepubhk 
Deutschland, Griechenland, Frankreich, Irland, ha- 
ben, Niederlande, Portugal, Spanien, Vereinigtes 
Königreich). 

Daneben haben mehrere Mitghedstaaten in Ergän- 
zung ein zusätzhches System für Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit vorgesehen, das immer dann zum Zuge 
kommt, falls der Arbeitslose nicht unter die Vorausset- 
zungen des Primärsystems fällt oder die Leistungen 
hieraus erschöpft sind (Bundesrepubhk Deutschland, 
Frankreich, Irland, Italien, Niederlande, Portugal, 
Spanien). 

In Luxemburg gibt es kein Versicherungssystem für 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit. Die Leistungen wer- 
den aus einem Beschäftigungsfonds gewährt. 

Eine Übersicht über die Leistungen bei Arbeitslosig- 
keit ergibt sich aus der Tabelle D 4 im Anhang. 

5. Wie werden Lohnersatzleistungen an Arbeitslose in 
den EG-Mitgliedstaaten finanziert (Versicherungs- 
beiträge/Haushaltsmittel), und wie hoch sind ggf. die 
durchschnittlichen Beiträge, und von wem werden sie 
getragen? Werden Zeiten der Arbeitslosigkeit — mit 
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oder ohne Lohnersatzleistungen — bei der Alterssi- 
cherung berücksichtigt und ggf. in welchem Um- 
fang? 

Die Finanzierung der Lohnersatzleistungen an Ar- 
beitslose erfolgt in fast allen EG-Mitghedstaaten aus 
Beiträgen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Nur in 
Lxixemburg erfolgt eine Finanzierung aus Steuermit- 
teln. Nähere Einzelheiten ergeben sich aus der Ta- 
belle D 5 im Anhang. Hinsichtiich der Höhe der Bei- 
träge wird darauf hingewiesen, daß in einzelnen Mit- 
gliedstaaten keine isoherten Beiträge zur Arbeitslo- 
senversicherung erhoben werden, sondern Gesamt- 
versicherungsbeiträge, in denen auch Beiträge für an- 
dere Sozialversicherungszweige enthalten sein kön- 
nen. In Portugal z. B. enthalten die in der Tabelle 
angegebenen Beiträge auch diejenigen zur Invahdi- 
tätssicherung. Für einen Vergleich sind die Angaben 
der Tabelle daher nur bedingt verwendbar. 

In der Bundesrepubhk Deutschland werden unter be- 
stimmten Voraussetzungen Zeiten der Arbeitslosig- 
keit in der gesetzhchen Rentenversicherung als Aus- 
fallzeiten angerechnet und entsprechend dem Durch- 
schnitt der vorher zurückgelegten Versicherungszei- 
ten bewertet. 

Nach Auskunft der EG-Kommission werden in Frank- 
reich und Großbritannien Zeiten der Arbeitslosigkeit 
sowohl bei der Anspruchsprüfung als auch bei der 
Rentenberechnung berücksichtigt. In den Niederlan- 
den ist eine Berücksichtigung nicht vorgesehen. In 
Dänemark scheidet eine Berücksichtigung aufgrund 
des Systems aus, da das dortige Volksrentensystem 
keine Versicherungszeiten, sondern nur Wohnzeiten 
kennt. 


6. Ist im Vergleich der EG-Mitgliedstaaten die Arbeits- 
losigkeit älterer Arbeitnehmer höher oder geringer als 
im Vergleich zur Bundesrepubhk Deutschland? Worin 
hegen nach Meinung der Bundesregierung die Ursa- 
chen für diese Abweichung? 

Wie der Tabelle D 6 im Anhang (Quelle: EUROSTAT, 
Ausgabe 1988 Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, S. 
187) zu entnehmen ist, liegen nicht für alle EG-Länder 
die Altersstrukturen der Arbeitslosen vor. Im übrigen 
sind auch die Erheb imgsmethoden der einzelnen Län- 
der sehr unterschiedhch. Es handelt sich nicht um 
bereinigte Zahlen. Daher sind die Daten nur schwer 
vergleichbar. 

Ein Vergleich der vorhandenen Länderdaten zeigt, 
daß der Anteil der älteren arbeitslosen Arbeitnehmer 
(hier: 55 Jahre imd älter), gemessen an allen Arbeits- 
losen, in der Bundesrepubhk Deutschland am größten 
ist (13,5 %), gefolgt von Großbritannien (12,2 %) und 
Dänemark. Am geringsten ist der Anteil älterer Ar- 
beitsloser in Belgien. 

Die hohe Zahl der in der Statistik ausgewiesenen älte- 
ren Arbeitslosen in der Bundesrepubhk Deutschland 
im Vergleich zu den übrigen Ländern beruht im 
wesenthchen auf unterschiedhchen Erhebungs-/ 
bzw. Erfassungsmethoden. In der Bundesrepubhk 
Deutschland werden im Gegensatz zu einigen ande- 
ren Ländern auch ältere Arbeitslose in der Statistik 
erfaßt. 


7. Wie hoch ist im Vergleich der EG-Mitgliedstaaten die 
Arbeitslosigkeit von Frauen? Auf welche beruflichen 
Bereiche konzentrieren sich die Berufsvorstellungen 
von Frauen und in welchen Bereichen erwartet die 
Bundesregierung Beschäftigimgsgewinne durch den 
Binnenmarkt? Welche Maßnahmen werden in den 
EG-Mitgliedstaaten unternommen, xim Frauen nach 
der Kindererziehungsphase wieder ins Berufsleben 
einzugliedem? 

Die vom Statistischen Amt der EG für Vergleichs- 
zwecke berechnete Arbeitslosenquote der Frauen be- 
trug im Jahresdurchschnitt 1988: 


Europa der 12 13,4 % 

Belgien 17,1 % 

Dänemark 7,7 % 

Bundesrepubhk Deutschland 8,1 % 

Griechenland 12,6 % 

Spanien 28,1 % 

Frankreich 13,6 % 

Irland 19,3 % 

Itahen 19,7 % 

Luxemburg 3,5 % 

Niederlande 13,4 % 

Portugal 8,4 % 

Vereinigtes Königreich 8,2 % 


Bei diesen, für den internationalen Vergleich be- 
stimmten Quoten handelt es sich um Werte, bei denen 
der Einfluß unterschiedhcher nationaler Erhebungs- 
methoden ausgeschaltet wurde; sie weichen daher 
von den national übhchen ab. 

Über die BerufsvorsteUungen von Frauen hegen nur 
Angaben aus der Berufsberatimgsstatistik 1986/87 
der Bundesanstalt für Arbeit vor. Danach wünschten 
gut vier Fünftel aller Bewerberinnen für Berufsausbü- 
dungsstellen eine Vermittlung in Dienstleistungsbe- 
rufe. 60 % der an einem Dienstleistungsberuf inter- 
essierten Mädchen nannten die Berufe Bürokauffrau, 
Bürogehilfin, Verkäuferin, Arzthelferin, Industrie- 
kauffrau und Friseurin als Vermittlungswunsch. Für 
Fertigungsberufe interessierten sich 12 % der Bewer- 
berinnen. 32 % der Bewerberinnen für Fertigungsbe- 
rufe nannten die Berufe Damenschneiderin, Beklei- 
dungsnäherin und Köchin. Das Interesse an sog. Män- 
nerberufen lag im Beratungsjahr 1986/87 etwas höher 
als im Vorjahr: 3 700 der insgesamt rund 337 000 Be- 
werberinnen woUten einen MetaUberuf erlernen (Vor- 
jahr 3 300), für Elektrobenife meldeten sich 1 600 Be- 
werberinnen (Vorjahr: 1 500). 3 % der Bewerberinnen 
wünschten eine Vermittlung in einen technischen Be- 
ruf, 80 % von ihnen nannten die Berufe technische 
Zeichnerin, Chemielaborantin imd Bauzeichnerin. 
Gleichfalls 3 % der Bewerberinnen interessierten sich 
für eine Ausbildung in einem land- und forstwirt- 
schaftlichen Beruf. Diese Zahlen machen deuthch, 
daß die Berufswünsche vieler junger Frauen nach wie 
vor stark auf sogenannte frauentypische Berufe aus- 
gerichtet sind. Allerdings ist das Interesse an gewerb- 
hch-technischen Berufen im letzten Jahr etwas gestie- 
gen. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Bemühungen, das Berufsspektrum der Frauen zu er- 
weitern, fortgeführt werden müssen. 
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Aussagen zu den Auswirkungen des Binnenmarktes 
auf die Beschäftigung in den einzelnen Berufsberei- 
chen sind zur Zeit nicht möghch; dies gilt generell und 
erst recht für die von Frauen bevorzugten Berufe. 
Nach der lAB/Prognos-Studie „Zukunft der Arbeits- 
landschaft" sind bis zum Jahr 2000 Beschäftigungszu- 
nahmen vor allem im Bereich der privaten Dienstlei- 
stungen wie Bank- imd Versichenmgsleistimgen, 
Nachrichtenübermittlxmg imd imtemehmensorien- 
tierte Dienstleistimgen zu erwarten. Die VoUendimg 
des Binnenmarktes dürfte danach in diesen bereits 
seit Jahren expandierenden Bereichen der privaten 
Dienstleistimgen voraussichthch zu keinen wesentli- 
chen Veränderungen führen. Erwartete Automatisie- 
rungstendenzen und organisatorische Umstrukturie- 
rungen im Dienstleistungsbereich dürften den Wan- 
del der Tätigkeitsstrukturen verstärken: Bei einem 
tendenziell abnehmen Bedarf an „einfachen" Bürotä- 
tigkeiten dürfte der Bedarf an Tätigkeiten der Sach- 
imd Antragsbetreuung sowie der Entscheidungsvor- 
bereitung und -assistenz steigen. Für Frauen mit einer 
quahfizierten Ausbüdung in kaufmännisch-verwal- 
tenden Berufen oder gewerbhch-technischen Berufen 
als Voraussetzung für eine Organisations- und Dispo- 
sitionstätigkeit (z. B. Lagerverwaltung, Verkaufstätig- 
keit im Elektronikbereich) dürfte danach nicht mit 
negativen Tätigkeitseffekten durch den Binnenmarkt 
zu rechnen sein. 

Die Aktivitäten der Mitghedstaaten zur Wiederein- 
ghederung von Frauen, die nach der Kindererzie- 
hungsphase wieder ins Berufsleben zurückkehren, 
konzentrieren sich mehr oder weniger auf folgende 
Maßnahmen: 

— Förderung der Teilzeitarbeit zur besseren Verein- 
barkeit von Famüie und Berufstätigkeit. 

Gesetzhche Gebote der Gleichbehandlung von 
Vollzeit- und Teilzeitarbeit bestehen außer in der 
Bundesrepubhk Deutschland u. a. in Spanien imd 
Frankreich. In den meisten Mitghedstaaten wer- 
den — ebenso wie in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land — im Bereich des öffenthchen Dienstes Ar- 
beitnehmern wegen Kinderbetreuung Teilzeitar- 
beitsmöghchkeiten eingeräumt. 

— Arbeitsmarktpohtische Maßnahmen der Arbeits- 
verwaltungen. 

Hierzu gehören berufliche Qualifizierungsmaß- 
nahmen und Einghederungsbeihilfen. Sie werden 
in den meisten Ländern an Frauen und Männer in 
gleicher Weise gewährt. Nur die Niederlande ge- 
währen spezieU für die EinsteUung von Berufs- 
rückkehrerinnen (bei dreijähriger Arbeitslosig- 
keit) den Arbeitgebern eine teilweise Befreiung 
von Sozialabgaben. Außerdem sind 12 % des 
Haushalts der regionalen Arbeitsverwaltungen für 
Berufsrückkehrerinnen Vorbehalten. In der Bun- 
desrepubhk Deutschland sind durch das Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz von 1985 und durch das 7. 
AFG-Änderungsgesetz die Förderungsvorausset- 
zungen bei Fortbildung, Umschulung und ABM 
spezieU für Berufsrückkehrerinnen günstiger ge- 
staltet worden. Darüber hinaus soUen im Rahmen 
des ModeUprogramms des BMJFFG „Zweiter Start 
in den Beruf" Arbeitgebern Zuschüsse für die Be- 


reitsteUung von quahfizierten Arbeitsplätzen ge- 
zahlt werden (Gesamtvolumen 25 Mio DM für fünf 
Jahre). 

— Besondere Beratungsangebote. 

In Frankreich wurden spezieUe Informationsbüros 
eingerichtet, die den Frauen bei der Suche nach 
Arbeit behilflich sind und mit ihnen individueUe 
Benifspläne entwickeln. Im Rahmen des ModeU- 
programms des BMJFFG zur Wiedereinghederung 
ist ebenfaUs die Förderung und Erprobung von 
ModeUberatungssteUen vorgesehen. 

— SpezieUe Maßnahmen zur Berufskontaktpflege. 

In Großbritannien werden die Mitgheder des öf- 
fenthchen Dienstes während der Famihenphase 
über neue Entwicklungen ihres Arbeitsbereiches 
informiert und Gelegenheit zu kurzen Zwischen- 
beschäftigungen geboten. In der Bundesrepubhk 
Deutschland sind ähnhche Regelungen in der 
Richtlinie zur beruflichen Förderung von Frauen in 
der Bundesverwaltung sowie durch Tarifverträge 
und Betriebsvereinbarungen vorgesehen. 

Die aufgeführten Maßnahmen machen deuthch, daß 
in den meisten EG -Mitghedstaaten weitgehend die- 
selben Wege zur Wiedereinghederung von Frauen 
eingeschlagen werden. Die in der Bundesrepubhk 
Deutschland zur Verfügung stehenden Instrumente 
sind vielgestaltig und werden laufend weiterentwik- 
kelt. 


8. Bestehen neben der staatlichen Arbeitslosenverwal- 
tungZ-vermittlung private Vermittlungsdienste? 
Wenn ja, in welchem Umfang und für welche Perso- 
nengruppen werden sie tätig? 

In aUen Mitghedstaaten der EG, mit Ausnahme von 
Großbritannien und Irland, besteht ein AUeinvermitt- 
lungsrecht der Arbeitsverwaltungen. 

In Großbritannien und Irland sind neben der öffenth- 
chen Arbeitsverwaltung private Vermittlungsdienste 
zulässig, die ledighch einer amthchen Lizenz bedür- 
fen und sich vor ahem auf die Vermittlung von Fach- 
und Führungskräften konzentrieren. In Großbritan- 
nien gibt es fast 8 000 hzenzierte Vermittlungsdienste. 
Aber auch in den anderen Ländern ist grundsätzhch 
die Zulassung privater Vermittlungsdienste für be- 
stimmte Berufsgruppen möghch, wobei diese öffenth- 
cher KontroUe unterhegen. 

In der Bundesrepubhk Deutschland kann die Bundes- 
anstalt für Arbeit in Arbeitsmarktteilbereichen, in de- 
nen sie nicht oder noch nicht ausreichend Vermitt- 
lungsdienste anbieten kann, einen Auftrag zur Ar- 
beitsvermittlung erteilen. Dabei wird zwischen nicht 
auf Gewinn gerichteter und auf Gewinn gerichteter 
Arbeitsvermittlung unterschieden. Im erstgenannten 
Bereich handelt es sich vorwiegend um caritative, 
meist konfessioneU ausgerichtete Verbände, die in 
enger Verbindung mit ihrer sozialen Betreuungsauf- 
gabe Arbeitsvermittlung betreiben. Ende 1988 waren 
52 derartige Einrichtungen mit Arbeitsvermittlung be- 
faßt. Aufträge zu auf Gewinn gerichteter Arbeitsver- 
mittlung sind bislang nur im künstlerischen Bereich 
erteilt worden. Die Zahl der beauftragten Personen 
lag Ende 1988 bei 195. Die Tätigkeit der etwa 1000 
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Personalberatungsunternehmen ist, wenn sie sich im 
Rahmen der „Grundsätze zur Abgrenzung von Perso- 
nalberatung und Arbeitsvermittlung bei der Beset- 
zung von Stellen für Führungskräfte der Wirtschaft" 
hält — ähnUch wie in Frankreich — keine Arbeitsver- 
mittlung. ln den anderen Mitgliedstaaten mit einem 
Alleinvermittlungsrecht der Arbeitsverwaltungen 
konzentrieren sich private Vermittlungsdienste eben- 
falls vor allem auf die Berufsgruppe der Künstler. So- 
weit bekannt, gibt es daneben private Vermittlungs- 
einrichtungen für Führungskräfte (Dänemark), See- 
leute (Itahen, Griechenland), Hausangestellte (Italien) 
und Au-pair-Haustöchter (Frankreich). 

9. Welche Maßnahmen werden zur beruflichen Integra- 
tion Behinderter in den EG -Mitgliedstaaten getrof- 
fen? 

Einen guten Überblick über die Aktivitäten anderer 
EG-Mitgliedstaaten bei ihren Bemühungen zur beruf- 
lichen Eingliederung Behinderter gibt der Bericht der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
15. 12. 1988 über die Anwendimg der Empfehlung des 
Rates Nr. 86/379/EWG vom 24.07.86 zur Beschäfti- 
gung von Behinderten in der Gemeinschaft (KOM (88) 
746 endg.). — Danach ist das Recht des einzelnen auf 
die zu seiner Eingliederung erforderlichen Hilfen 
noch keineswegs in allen Mitgliedstaaten gesetzlich 
verankert (vgl. im einzelnen die als Anlage D 9/1 bei- 
gefügte Übersicht 2 des Berichts S. 72); auch wird der 
zu begünstigende Personenkreis nicht einheitlich de- 
finiert (Übersicht 1 des Berichts, Seite 70, Anlage D 
9/2.) Hiervon abgesehen ist aber in allen Mitgliedstaa- 
ten die Sorge erkennbar, bestehende spezifische Defi- 
zite durch staatiiche oder private Förderung auszu- 
gleichen, wobei auch bei den von den jeweiligen 
Staaten propagierten Programmen, Maßnahmen und 
Hilfen zum Teil bereits deutlich Parallelen zu erken- 
nen sind wie z. B. im Bereich der überbetrieblichen 
Berufsausbildung Behinderter in besonderen Rehabi- 
litationsstätten (Übersicht 7 des Berichts, Seite 88 An- 
lage D 9/3). Zum Teil sind allerdings auch unter- 
schiedliche Strategien erkennbar wie z. B. bei Einfüh- 
rung und Umfang von Quotensystemen zur Verbesse- 
rung der Beschäftigungschancen Behinderter auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt. Zu den Maßnahmen und 
Leistungen zur beruflichen Eingliederung Behinder- 
ter im einzelnen wird insbesondere auf die beigefüg- 
ten Übersichten 1 bis 19 des Berichts (Anlagen D9/1 
bis D9/20) Bezug genommen. 

10. Welche Auswirkungen hat die Tarifpohtik für die 
Arbeitslosigkeit und die Beschäftigung in der Ge- 
meinschaft gehabt (z. B. Sockellohnpolitik)? Wel- 
chen Beitrag können die Tarif partner zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit leisten? 

Die Bundesregierung besitzt keine gesicherten Er- 
kenntnisse, welche Auswirkungen die Tarifpolitik in 
den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft auf die dortige Entwicklung von Beschäf- 
tigung und Arbeitslosigkeit gehabt hat. 

Zu den beschäftigungspohtischen Beiträgen, welche 
die Tarifpolitik in der Bundesrepublik Deutschland 
geleistet hat und zukünftig leisten sollte, hat die Bun- 


desregierung in Ziffer 33 des Jahreswirtschaftsbe- 
richts 1989 (Drucksache 11/3917 vom 25. Januar 1989) 
folgendes ausgesagt: 

„Gesamtwirtschaftliche Richtschnur einer wachs- 
tumsgerechten Tarifpohtik ist, wie der Sachverständi- 
genrat [zur Begutachtung der gesamtwirtschafthchen 
Entwicidung] zu Recht feststellt (Ziffer 333 JG [Jahres- 
gutachten 1988/89 — Drucksache 11/3478 vom 24. 
November 1988 — ]), eine mittelfristige Orientierung 
am Produktivitätszuwachs unter Einbeziehung von 
Lohn- und Arbeitszeitkomponenten. Mit dem Ab- 
schluß mehrjähriger, moderater Tarifverträge in den 
letzten Jahren hat die Lohnpohtik an Berechenbarkeit 
gewonnen imd damit Beschäftigungsanstöße gege- 
ben. Die Bundesregierung stimmt mit dem Sachver- 
ständigenrat überein, daß kein Anlaß besteht, vom 
eingeschlagenen Kurs der Tarifpohtik abzugehen 
(Ziffer 335 JG). Für eine noch stärkere Ausweitung der 
Beschäftigung bedarf es weiterhin tarifpohtisch ver- 
antworthchen Handelns. Wenn weitere Arbeitszeit- 
verkürzungen nicht mit einer ausreichenden Flexibih- 
sierung der Arbeitszeiten verbunden werden, veren- 
gen 5ie aufgrund ihrer Kosten-, Einkommens- und 
Nachfragewirkungen Wachstumspotentiale und wer- 
fen beschäftigungspohtisch mehr Probleme auf, als sie 
zu lösen vorgeben. 

Lohn- und Arbeitszeitpohtik der Sozialpartner sind 
entscheidende Bestimmungsgründe für die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Betriebe imd damit für die Sicher- 
heit und Zukunft der Arbeitsplätze. Zugleich setzen 
sie zentrale Eckwerte für den laufenden Strukturwan- 
del. Deshalb ist eine Tarifpohtik mit Augenmaß für 
regionale, sektorale und quahfikatorische Besonder- 
heiten zentraler Bestandteil einer flexibihtätsorien- 
tierten Beschäftigungspohtik. Hier gilt es, tarifver- 
tragsrechthche Gestaltungsspielräume im Interesse 
neuer Beschäftigungschancen verstärkt auszuschöp- 
fen. Insbesondere soUen die Tarifpartner bei der Ge- 
staltung von Tarifvereinbarungen darauf achten, daß 
die Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses von Jugend- 
hchen ohne Berufsausbildung und nicht hinreichend 
quahfizierten Langzeitarbeitslosen erleichtert wird. 

Mehr Kreativität der Sozialpartner ist nach Auffas- 
sung der Bundesregierung insbesondere bei Betriebs- 
vereinbarungen, in der Vermögenspohtik oder bei 
Aufnahme gewinnorientierter Lohnelemente denk- 
bar. Die Überlegungen des Rates für eine betriebsnä- 
here Tarifpohtik (Ziffern 345 ff. JG) sind ein wichtiger 
Diskussionsbeitrag für die künftige Gestaltung von 
Vertragsvereinbarungen durch die autonomen Tarif- 
partner. Erinnert sei in diesem Zusammenhang auch 
an die in der Entkoppelung von Betriebs- und indivi- 
dueUer Arbeitszeit liegenden Beschäftigungs Chancen 
(siehe Ziffer 19 dieses Berichts). 

Eine verantwortungsbewußte Tarifpohtik muß die 
Entwicklung der Lohnzusatzkosten berücksichtigen. 
Mehr als die Hälfte der Lohnzusatzkosten ist tarifver- 
traghch bedingt. Gesetzgeber imd Tarifpartner stehen 
daher gemeinsam in der Pflicht, den Anstieg der auch 
im internationalen Vergleich hohen Lohnzusatzko- 
sten zu begrenzen. Mit der Gesundheitsreform leistet 
die Bundesregierung einen wichtigen Beitrag (siehe 
Ziffer 36 dieses Berichts). Darüber hinaus tragen die 
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Bemühungen um Konsohdierung des Haushaltes der 
Bimdesanstalt für Arbeit durch gezielte Straffung ar- 
beitsmarktpolitischer Leistungen und die zeitweilige 
Erhöhung des Bundeszuschusses dazu bei, Beitrags- 
satzerhöhungen zu vermeiden. 

Tarifvertragsparteien und Unternehmen sind aufge- 
fordert, ihrer Mitverantwortung für die betriebliche 
Kostenentwicklung auch in diesem Bereich Rechnimg 
zu tragen. " 


E. Vergleich der Bildungssysteme in den EG^Mitglied- 
staaten 

1. Wie groß ist der Anteil der Schulabgänger (mit Schul- 
abschluß) an der gleichaltrigen Bevölkerungsgruppe, 
differenziert nach einzelnen Bildungsstufen, im Ver- 
gleich der EG'MitgUedstaaten? 

Statistische Daten zum Anteil der Schulabgänger an 
der gleichaltrigen Be völkerungs gruppe liegen aus 
Statistiken der Organisation für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) für zehn Mit- 
gliedstaaten der EG vor. 

Die untenstehende Tabelle la gibt den Anteil der 
Schulabgänger mit Abschluß der Sekundarstufe II an 
der gleichaltrigen Bevölkerungsgruppe für das Jahr 
1985 an. Die OECD hat sich um ein hohes Maß an 
internationaler Vergleichbarkeit bemüht, indem sie 
die Statistiken an der internationalen Standardklassi- 
fikation für das Büdungswesen der UNESCO ausge- 
richtet hat. Dennoch ergeben sich Einschränkungen 
in erster Linie aus der Unterschiedlichkeit der Bil- 
dungssysteme imd der jeweiligen nationalen Bil- 
dungsstatistiken. 

Mit dem Abschluß der Sekundarstufe II ist nach der 
internationalen Standardklassifikation für das Bil- 
dungswesen derjenige Abschluß erfaßt, der zum 
Hochschulstudium berechtigt. Bei den entsprechen- 
den Daten in Tabelle la ist zu berücksichtigen, daß 
die qualitative Gleichwertigkeit der Hochschulzu- 
gangsberechtigungen in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten nicht immer gegeben ist. In mehreren Staaten ist 
der Abschluß der Sekundarstufe II mit einer fach- oder 
notengebimdenen Hochschulreife verknüpft, nicht je- 
doch mit einer allgemeinen Hochschulreife (so z.B. in 
den Ländern Dänemark, England, Griechenland, Lu- 
xemburg, Niederlande, Portugal). 

In Tabelle la sind nur die an allgemeinbüdenden 
Schulen erworbenen Abschlüsse aufgeführt. In meh- 
reren Ländern ist es zwar möglich, eine Hochschulzu- 
gangsberechtigung auf dem beruflichen Weg zu er- 
reichen — wie in der Bundesrepublik Deutschland 
durch die duale Ausbüdung und die anschließende 
Fachoberschule — ; diese Ausbüdimgswege sind je- 
doch zu heterogen und die Verwendbarkeit der Ab- 
schlüsse zu unterschiedlich, als daß sie hier statistisch 
in einer Tabelle zusammengestellt werden könnten. 

Nach den von der OECD ermittelten Zahlen liegt die 
Bundesrepublik Deutschland mit einem Anteü von 
28 % der Jugendlichen, die die Hochschulzugangsbe- 
rechtigung erworben haben, im Mittelfeld des EG- 
Vergleichs. Es ist davon auszugehen, daß die weit 
höheren Quoten für die Länder Griechenland und 


Tabelle la 


Anteil der Schulabgänger mit Abschluß der Sekun- 
darstufe II an der gleichaltrigen Bevölkerungs- 
gruppe in einzelnen EG -Mitgliedstaaten 1985 


EG-Mitghedstaaten 

Anteil in Prozent 

Dänemark 

23,0 

Frankreich 

20,0 

Bimdesrepubhk 
Deutschland 

27,9 

Griechenland 

45,1 

Irland 

71,2 

Itahen 

11,0 

Niederlande 

29,6 

PortugaU) 

18,5 

Spanien 

21,4 

Vereinigtes Königreich . 

27,3 


Quelle: Organisation for Economic Cooperation and Develop- 
ment, Education in OECD Countries 1985 bis 1986, 
Comparative Statistics, Paris 1988 

1) Statistische Angaben für 1984 

Irland durch Hinzunahme der auf dem beruflichen 
Weg erworbenen Quahfikationen in den nationalen 
Statistiken entstanden sind. 

Auf einen Vergleich der Zahl der Abschlüsse in der 
Sekundarstufe I ist verzichtet worden, da nur ein Teü 
der Schüler nach diesem Abschnitt die Schule verläßt 
und die Erfassung der Schulabgänger bzw. der Se- 
kundarstufe I- Ab Schlüsse in den einzelnen Ländern 
uneinheitlich ist. 

Richtet man die Betrachtung jedoch auf die Bildtmgs- 
beteiligxmg der Jugendlichen im EG-Vergleich, so ist 
das vorhegende statistische Material aussagekräfti- 
ger. In der nachfolgenden Tabelle Ib ist die Bildungs- 
beteihgung der 17jährigen Bevölkerung dargestellt, 
eines Altersjahrgangs, der die Vollzeitschulpfhcht ab- 
geschlossen hat und weiterführende Ausbüdungen in 
unterschiedhchen Formen durchläuft. 

Die Quote ist für die Bundesrepubhk Deutschland mit 
90 % vergleichsweise hoch. Hier kommt die hohe Be- 
teihgung der Jugendhchen an der dualen Ausbildung 
zum Ausdruck. Herausgenommen aus der Berech- 
nung wurde der Teil der Jugendhchen, der keinen 
Ausbildimgsvertrag hat, aber wegen ErfüUung der 
Pfhchtschulzeit die Berufsschule besucht (siehe Seite 
30, TabeUe Ib. 


2. Wie groß ist im Vergleich mit den EG-Mitgliedstaaten 
die Zahl der Erwerbstätigen aufgeschlüsselt nach Al- 
ter und Geschlecht, und wie sieht die Verteilung ent- 
sprechend ihrer schuhschen und beruflichen Qualifi- 
kation aus? 

Aktuelle statistische Daten hegen zu dieser Fragestel- 
lung nicht vor. Aus der Erhebung über Arbeitskräfte 
1988 des Statistischen Amtes der Europäischen Ge- 
meinschaft sind hierzu Ergebnisse zu erwarten, die 
frühestens Ende 1989 vorhegen. 
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Tabelle Ib 


Anteil der 17jährigen Jugendlichen in der Ausbil- 
dung (Bildungsbeteiligung) an der gleichaltrigen Be- 
völkerung 1985 


EG-Mitghedstaaten 

Anteil in Prozent 

Dänemark . 

74,5 

Belgien 

82,0 

Frankreich 

77,9 

Bundesrepubhk 
Deutschland 2) 

90,7 

Griechenland 3) 

56,1 

Irland“) 

63,3 

Niederlande 

75,7 

Vereinigtes Königreich . 

45,5 


Quelle: Organisation for Economic Cooperation and Develop- 
ment, Education in OECD Countries 1985-86, Compa- 
rative Statistics, Paris 1988 

2) Bereinigung der Quote durch Abzug des Anteils der Jugend- 
lichen in Berufsschulen ohne Ausbildmigsvertrag 

3) Statistische Angaben für 1984 und nur VoUzeitausbildung 
erfaßt 

4) Statistische Angaben für 1984 und nur Vollzeitausbildmig 
erfaßt 


Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaft 
hat jedoch auf der Grundlage der Volkszählung 1981/ 
82 Angaben zum Bildungsstand der Erwerbstätigen in 
den Mitghedsländem veröffentlicht. 

Tabelle E 2/1 im Anhang vermittelt einen Überbhck 
über die Gesamtzahl der Erwerbstätigen nach dem 
jeweils erreichten höchsten Bildungsabschluß, Die 
Tabellen E 2/2 bis E 2/6 geben die Aufschlüsselung 
nach Alter und Geschlecht wieder. 

Die pubhzierten Angaben sind allerdings unvoll- 
ständig, zum Teil weil entsprechende Daten nicht er- 
hoben wurden (Frankreich, Luxemburg), zum Teil 
weil die Angaben lückenhaft waren. Im Fall der 
Bundesrepubhk Deutschland wurde ersatzweise 
auf Zahlen aus dem Mikrozensus des Statistischen 
Bundesamtes zurückgegriffen. Es ist ergänzend 
darauf hinzu weisen, daß in den Tabellen die im dua- 
len System erworbenen beruflichen Abschlüsse nicht 
erfaßt sind. 

Die Bundesregierung strebt jedoch an, daß dies für 
kommende statistische Veröffentlichungen der EG 
geändert wird. 


3. Gibt es in den anderen EG-Mitgliedstaaten eine sol- 
che Vielfalt an Schulformen wie in der Bimdesrepu- 
blik Deutschland, und wie wird die vertikale Durch- 
lässigkeit zwischen den einzelnen Schulformen si- 
chergestellt? 

Die Frage wird so verstanden, daß nach den Schulsy- 
stemen bis zum Ende der Schulpflicht, also Primarbe- 
reich und Sekundarbereich I gefragt wird. 


Zum ersten Teü ist zu sagen: 

a) Im Primarbereich gibt es in allen Mitgliedstaaten 
der EG nur eine gemeinsame öffentliche Schule für 
alle Kinder. 

b) Im Sekundarbereich I gibt es in der Mehrzahl der 
EG-Mitghedstaaten eine gemeinsame öffentliche 
Schule für alle Jugendhchen. Ausnahmen bilden 
außer der Bundesrepublik Deutschland die Bene- 
luxländer und Irland, die bis zu vier Schulformen 
nebeneinander kennen. 

c) In einigen Ländern mit öffentlichen Gesamtschul- 
systemen besucht ein merklicher Anteü der Schü- 
ler Privatschulen, deren Trägerschaft sehr unter- 
schiedlich ist (z.B. Frankreich und Spanien). 

Die Frage des Übergangs zwischen einzelnen Schul- 
formen stellt sich für Eltern und Schüler in den Bene- 
luxländem und Irland aufgnmd der dort gegebenen 
Strukturen nicht in gleicher Weise wie in der Bundes- 
repubhk Deutschland. Besondere Regelungen zur Si- 
cherstellung der vertikalen Durchlässigkeit in diesen 
Ländern sind daher hier nicht bekannt. 

4. Gibt es in den anderen EG-Mitgliedstaaten mit 
der AusbildungsfÖrderimg in der Bundesrepublik 
Deutschland vergleichbare Maßnahmen im 

a) schulischen Bereich, 

b) Hochschulbereich? 

Alle Mitghedstaaten der EG verfügen zwar über ein 
staathch finanziertes System der Ausbildungsförde- 
rung. Die Fördenmgssysteme unterscheiden sich je- 
doch insgesamt sehr, da die Ausbildungsförderung 
jeweils in unterschiedhche nationale Bildungs-, So- 
zial- und Steuersysteme eingebettet ist und unter- 
schiedhche Ziele verfolgt. Vor ahem unterscheidet 
sich die SteUung der Ausbüdungsförderung innerhalb 
des Gefüges staathcher Entlastungsmaßnahmen für 
Famihen mit Kindern in Ausbildung von Mitghedstaat 
zu Mitghedstaat. Ein Vergleich der Fördersysteme der 
EG-Mitghedstaaten ist deshalb nur schwer möghch. 

5. Wie hoch ist das Durchschnittsalter der Hochschulab- 
solventen in den EG-Mitgliedstaaten? Lassen sich 
diese Werte miteinander vergleichen? 

In welchen Fachrichtungen gibt es arbeitslose Hoch- 
schulabsolventen in größerer Zahl, so daß mit einer 
verstärkten Binnenwandenmg zu rechnen ist? Wel- 
che Bereiche werden davon möghcherweise beson- 
ders betroffen werden? Durch welche Maßnahmen 
kaim die Richtlinie betreffend die Anerkennung der 
Diplome die Berufschancen verbessern? 

AktueUe Daten aus aUen EG-Mitghedstaaten zu die- 
ser Frage stehen nicht zur Verfügung, was auch dar- 
auf zurückzuführen ist, daß in einzelnen Mitghedstaa- 
ten das Lebensalter in der Hochschulstatistik nicht 
erfaßt wird. 

Nach einer zur Veröffenthchung vorgesehenen Unter- 
suchung, die im Auftrag des Bundesministeriums für 
Büdung und Wissenschaft soeben fertiggesteUt wurde 
und in der Studiendauer und Alter von Universitäts- 
absolventen in ausgewählten Ländern abgefragt wor- 
den sind, beträgt das Durchschnittsalter des Studie- 
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renden bei Erreichen des ersten universitären Ab- 
schlusses in 

— Großbritannien; 

— Frankreich: 

— Niederlande: 

— Italien: 

— Zum Vergleich: 

Bundesrepublik Deutschland 28,4 Jahre. 

Andere EG -Mitgliedstaaten sind in die Untersuchung 
nicht mit einbezogen worden. 

Bei einem Vergleich dieser Daten muß berücksichtigt 
werden, daß das Lebensalter bei Erreichen des ersten 
universitären Abschlusses von folgenden Faktoren 
abhängig ist: Dauer der Schulzeit bis zum Erwerb der 
Hochschulzugangsberechtigung und Alter bei Schul- 
abschluß, Dauer der Zeitspanne vom Erwerb der 
Hochschulzugangsberechtigung bis zur Aufnahme 
des Studiums (insbesondere von Wehr- und Zivil- 
dienst), Alter bei Studienbeginn, erforderliche Dauer 
des Studiums (in der Bundesrepublik Deutschland Re- 
gelstudienzeit) und tatsächliche Dauer des Studiums 
(an deutschen Hochschulen statistisch durch die 
Fachstudiendauer erfaßt, die erheblich über den Re- 
gelstudienzeiten hegt). 

Diese Faktoren machen deuthch, daß das Lebensalter 
von Inhabern eines ersten universitären Abschlusses 
in den einzelnen Staaten nicht ohne Berücksichtigung 
der unterschiedhchen Bildungssysteme und Lebens- 
umstände vergüchen werden kann. 

Das relativ günstige Abschlußalter in Großbritannien 
ist z. B. einmal darauf zurückzuführen, daß durch den 
Erwerb einer nur fachgebimdenen Hochschulreife die 
Studienanfänger gezielter auf ihr Fachstudixim vorbe- 
reitet sind. Zum anderen kann das Studium unverzö- 
gert auf genommen werden, weil Zeiten für Wehr- und 
Zivildienst zwischen Schulabschluß und Studienbe- 
ginn entfallen. Der erste Universitätsgrad kann 
schheßhch bereits nach drei Jahren Studium erreicht 
werden imd die vorgesehene Studiendauer wird nur 
um ein knappes halbes Jahr im Durchschnitt über- 
schritten. Rechnet man hinzu, daß ein Viertel der Stu- 
denten über den ersten Abschluß hinaus in der Hoch- 
schule bleiben und einen weiteren Abschluß erwer- 
ben, dann erhöht sich das Durchschnittsalter der Ab- 
solventen ebenfalls um etwa ein Jahr. Im übrigen ist 
zu bedenken, daß der erste Studienabschluß an briti- 
schen Universitäten (Bachelor) mit dem deutschen Di- 
plom nicht gleichwertig ist hinsichtlich der berufli- 
chen Verwendimgsmöglichkeiten. 

Das durchschnittiiche Lebensalter der Universitätsab- 
solventen in der Bundesrepublik Deutschland beträgt 
hingegen 28,4 Jahre. Es ist hauptsächlich auf den spä- 
ten Studienbeginn, das Fehlen eines berufsqualifizie- 
renden Hochschulabschlusses unterhalb von fünf Jah- 
ren Studiendauer und eine erhebhche Überschreitung 
der Regelstudienzeiten zurückzuführen. Allerdings 
muß im Hinblick auf die Wertigkeit der deutschen 
Universitätsabschlüsse darauf aufmerksam gemacht 
werden, daß abweichend von vielen anderen Ländern 
der erste Abschluß im allgemeinen nicht nur zur un- 
mittelbaren Berufsausübung quahfiziert, sondern dar- 
über hinaus bereits die Möghchkeit eröffnet, mit der 


Promotion zu beginnen und sich als junger Wissen- 
schaftler zu qualifizieren. 

Über die Zahl der arbeitslosen Hochschulabsolventen 
in einzelnen Fachrichtungen hegen EG -weit keine 
vergleichbaren Angaben vor. Um abschätzen zu kön- 
nen, in welchen Bereichen mit einer verstärkten Bin- 
nenwanderung zu rechnen ist, wären darüber hinaus 
innerhalb der EG Vorausschätzungen über den zu- 
künftigen Arbeitskräftebedarf an Absolventen be- 
stimmter Fachrichtungen erforderhch. Diese sind aus 
methodischen Gründen nicht mögüch. Die bestehen- 
den EG-Richthnien zur Anerkennung von Hochschul- 
diplomen gewährleisten die Anerkennung der ent- 
sprechenden nationalen Hochschulabschlüsse für be- 
rufliche Zwecke und schaffen damit eine entschei- 
dende Voraussetzung für die tatsächhche Ausübung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs. Berufschancen werden insoweit ver- 
bessert, als die Inhaber dieser Diplome ihren Beruf im 
gesamten EG-Bereich auszuüben berechtigt sind. 


6. Wie hoch ist der Anteil der Akademiker im öffentli- 
chen bzw. privaten Sektor in den EG-Mitgliedstaa- 
ten? 

Der Anteil der Hochschulabsolventen an den Er- 
werbstätigen insgesamt geht aus der Beantwortung 
der Frage E 2 hervor (s. Tabellen E2/1 und E2/6). 

Statistische Angaben über den Anteil der Hochschul- 
absolventen im öffentlichen bzw. privaten Sektor in 
den anderen EG -Mitgliedstaaten liegen nicht vor. 
Erstmals sind in der Erhebung über Arbeitskräfte 1988 
des Statistischen Amtes der Europäischen Gemein- 
schaft Fragen gestellt worden, die entsprechende 
Aussagen zulassen. Die Ergebnisse dieser Erhebung 
werden frühestens Ende 1989 zur Verfügung ste- 
hen. 

Für die Bundesrepublik Deutschland sind näherungs- 
weise Angaben aus dem Mikrozensus zu erhalten, in 
dem alle zwei Jahre auch der berufliche Ausbildimgs- 
abschluß erfragt wird. Da die Systematik des Mikro- 
zensus nach Wirtschaftszweigen erfolgt, muß hier 
eine Zuordnung zum öffenüichen bzw. privaten Sek- 
tor vorgenommen werden, die mit Ungenauigkeiten 
behaftet ist. Das Statistische Bundesamt hat nach ei- 
ner Modellrechnung des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit 
eine entsprechende Sonderauswertung aus dem Mi- 
krozensus 1987 vorgenommen. 

Danach hatten 23,3 % der Erwerbstätigen im öffentli- 
chen Sektor einen Hochschulabschluß, und zwar 
17,6 % den Abschluß einer Wissenschaftlichen Hoch- 
schule und 5,7 % den Abschluß einer Fachhoch- 
schule. Im privaten Sektor verfügten insgesamt 5,9 % 
der Erwerbstätigen über einen Hochschulabschluß, 
darunter 3 % mit Abschluß an einer Wissenschaftii- 
chen Hochschule und 2,9 % mit Fachhochschulab- 
schluß. 


7. Gibt es ein mit der deutschen dualen Lehrlingsausbil- 
dung vergleichbares Ausbildungssystem in den ande- 
ren EG -Mitgliedstaaten? 


22,8 Jahre 

26.2 Jahre 
27,5 Jahre 

27.2 Jahre 


31 



Drucksache 11/4700 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Eine Berufsausbildung, wie sie in der Bundesrepubhk 
Deutschland auf der Grundlage gesetzhcher Vor- 
schriften in Betrieb und Berufsschule durchgeführt 
wird, gibt es in anderen EG-Mitghedstaaten in der 
gleichen Ausprägung nach Art und Umfang nicht. 

Duale Formen der Berufsausbildung gibt es jedoch 
mehr oder weniger ausgeprägt in allen Mitghedstaa- 
ten, zumeist aber nur in geringerem Umfange neben 
einer vorherrschenden vollzeitschulischen Berufsaus- 
bildung. 

Nach dem Anteil der Auszubildenden, die sich in For- 
men dualer Ausbildung befinden, lassen sich derzeit 
drei Kategorien in den Mitghedstaaten ausmachen: 

1. Duale Ausbildung spielt eine relativ geringe Rolle 
in Belgien, Frankreich, Griechenland, Itahen, Por- 
tugal imd Spanien, 

2. duale Ausbildung hat ein stärkeres Gewicht in 
Großbritannien, Luxemburg und den Niederlan- 
den, 

3. duale Ausbildung herrscht vor in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland, Dänemark und Irland. 

Mehrere Mitgliedstaaten unternehmen zur Zeit An- 
strengungen, den Anteil dualer Formen der Berufs- 
ausbildung zu verstärken. Griechenland will künftig 
überwiegend nach einem dualen Modell beruflich 
ausbüden. ln Spanien und Portugal wurden verschie- 
dene Formen einer dualen Berufsausbildung einge- 
führt. In Frankreich ist 1987 eine neue Lehrhngsge- 
setzgebung verabschiedet worden, die die Bedeutung 
und den Anteil der Berufsausbildung in dualen For- 
men erhöhen soll. In Großbritannien ist durch das 
„Youth Training Scheme", das eine zweijährige Aus- 
büdung vorsieht, die Grundlage für eine duale Berufs- 
ausbildung gelegt worden. 

Die Europäische Gemeinschaft hat sich wiederholt, 
insbesondere mit der Entschließung des Rates vom 18. 
Dezember 1979, für eine „alternierende'' Ausbüdung 
von Jugendhchen ausgesprochen (im Wechsel von 
Schule und betriebhcher Praxis). Der Beschluß des 
Rates vom 1. Dezember 1987 über ein Aktionspro- 
gramm für die Berufsbüdimg Jugendhcher (soge- 
nanntes PETRA-Programm) sieht u.a. Maßnahmen 
zur Verstärkung der Zusammenarbeit von Betrieben 
und Berufsschulen vor. Es ist jedoch auch bei fort- 
schreitender europäischer Integration nicht das Ziel 
der EG, die Beruf sbüdungssysteme der Mitghedstaa- 
ten einander anzugleichen, sondern vor allem die Er- 
gebnisse und Abschlüsse soweit wie möghch ver- 
gleichbar zu machen. Die weitere Entwicklung der 
Berufsausbüdungssy Sterne wird deshalb auch in Zu- 
kunft im wesenthchen von den nationalen Bedingun- 
gen und Erfordernissen abhängen. 

8. Welche Maßnahmen hat die Gemeinschaft ergriffen 

bzw. beabsichtigt sie zu ergreifen, um 

a) Alphabetisienmgsprogramme, 

b) Benachteihgtenprogramme für Un- und Ange- 
lernte, 

c) Nachqualifizierungen für Arbeitnehmer ohne Be- 
rufsausbüdung 

in die Wege zu leiten? 


Zu a): 

Der Rat und die im Rat vereinigten Minister für Bil- 
dungswesen haben am 14. Mai 1987 Schlußfolgerun- 
gen zu „Maßnahmen zur Bekämpfung des Analpha- 
betismus" verabschiedet und damit einem Arbeits- 
programm zugestimmt, in dessen Rahmen die Mög- 
hchkeiten zur Bekämpfung des Analphabetismus, die 
Probleme der statistischen Erfassung von Analphabe- 
tismus und die Prozesse des Rückfalls in Analphabe- 
tismus nach abgeschlossener Schulbüdung erforscht 
werden sollen. 

Eines dieser Forschungsprojekte wird in der Bundes- 
repubhk Deutschland unter der Bezeichnung 
„Aspekte des Verlernens des Lesens und des Schrei- 
bens bei Erwachsenen aus Sicht der Betroffenen" 
durchgeführt. Das Vorhaben soll Aufschlüsse darüber 
geben, in welchen schuhschen und beruflichen Sta- 
dien eine Überforderung im Hinbhck auf Schreib- und 
Lesefähigkeit ein tritt, so daß hier gezielt stützende 
Maßnahmen eingesetzt werden können. Das Vorha- 
ben wird aus Mitteln der Europäischen Gemeinschaft 
und des Bundesministeriums für Büdung und Wissen- 
schaft gefördert. Mit der Vorlage der Ergebnisse ist im 
Spätsommer dieses Jahres zu rechnen. 

Zu b): 

Es existiert noch kein EG-Programm, das sich speziell 
an benachteihgte un- und angelernte Arbeitnehmer 
wendet. Im Rahmen des Aktionsprogramms für die 
Berufs ausbüdung Jugendhcher und zur Vorbereitung 
der Jugendlichen auf das Erwachsenen- und Erwerbs- 
leben (PETRA-Programm) vom 1.12.1987 soU u.a. der 
Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit zwi- 
schen Maßnahmen gefördert werden, welche die Teü- 
nehmerquote von solchen Jugendhchen an der Be- 
rufsbildung erhöhen, die bisher nur erschwerten Zu- 
gang zum vorhandenen Ausbüdungsangebot hatten. 

Zu c): 

Einghederung der Erwerbslosen, insbesondere der 
Langzeitarbeitslosen ist ein erklärtes Ziel des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften. Arbeitnehmer 
ohne Berufsausbildung gehören zu den Gruppen, die 
ein besonderes hohes Arbeitsmarktrisiko tragen. 
Durch Weiterbildungs- und Nachqualifizierungsmaß- 
nahmen soU es dieser Gruppe ermöghcht werden, 
Mängel ihrer beruflichen Quahfikation zu überwin- 
den. Der Rat wird deshalb die Kommission ersuchen, 
ihm sobald wie möghch ein Aktionsprogramm zur be- 
ruflichen Weiterbüdung zu unterbreiten. Ein entspre- 
chender Beschluß des Rates wird voraus sichthch noch 
unter spanischer Präsidentschaft (bis zum Juni d. J.) 
verabschiedet. 

F. Vergleich der Familienförderung in den EG-Mitglied- 
Staaten 

1. Welche famüienpoUtischen Leistungen (Direktlei- 
stung und steuerliche Vergünstigungen) werden in 
den EG-Mitgliedstaaten gewährt? 

Im Augenbhck bereitet es große Schwierigkeiten, von 
einigen EG-Mitghedstaaten überhaupt detaillierte 
Auskunft über deren famihenpohtische Leistungen zu 
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erhalten. Zum einen deshalb, weil es in diesen Län- 
dern eine definierte FamilienpoHtik im eigentiichen 
Sinne kaum gibt und weil zum anderen die Europäi- 
sche Gemeinschaft aufgrund der Tatsache, daß Fami- 
henpohtik in den Römischen Verträgen expressis ver- 
bis nicht genannt ist, sich bis jetzt nur sehr wenig mit 
Famihenpolitik beschäftigt hat. 

Nachdem jedoch die französische Regierung auf der 
Tagimg des Europäischen Rates in Kopenhagen im 
Dezember 1987 auf die ihrer Ansicht nach besorgnis- 
erregende demographische Entwicklung in Europa 
hingewiesen und betont hatte, daß Europa seine poh- 
tische, wirtschaftiiche und kulturelle Stellung in der 
Welt nicht ohne eine Erneuerung seiner demographi- 
schen Kräfte behaupten könne, böschloß der Rat, daß 
die für Familienfragen zuständigen Minister zu einem 
Informationsaustausch über die Verhältnisse in ihren 
Ländern zusammentreten und 1989 einen Bericht 
über ihre Beratungen vorlegen. Es soll versucht wer- 
den, durch einen Meinungsaustausch über die Fami- 
lienpolitik der Mitgliedstaaten Themen von gemein- 
samem Interesse zu ernütteln, um eine Grundlage für 
eine verstärkte Konzertierung über die Pohtik der Mit- 
gliedstaaten zu schaffen. 

Aufgrund einer ersten Zusammenkunft der für die 
Familienpolitik „zuständigen '' Regierungsbeamten 
am 18. März 1988 in Brüssel, erstellte die EG-Komnüs- 
sion einen Fragenkatalog zur Famihenpolitik in den 
EG-Staaten, der bis zum Jahresende 1988 zu beant- 
worten gewesen ist. Ein erster, vorläufiger Bericht der 
EG-Kommission vom Februar 1989, der noch unvoll- 
ständig ist, weil noch nicht alle Mitghedstaaten geant- 
wortet haben, zeigt auf, daß famüienpohtische Lei- 
stungen in den Mitghedstaaten der EG in sehr unter- 
schiedhcher Weise gewährt werden. Er wird zur Zeit 
überarbeitet. 

Eine ZusammensteUung famihenpohtischer Leistun- 
gen auf EG-Ebene gibt es zum Kindergeld aus dem 
Jahre 1986/87 (Anlage Fl/1 im Anhang). Die Bundes- 
anstalt für Arbeit hat wegen der Kindergeldzahlungen 
eine derartige Übersicht damals erstehen lassen. 
Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit wird 
diese Übersicht fortgeschrieben und im Mai 1989 mit 
den Zahlen, Stand 1988, veröffenthcht werden. 

Unabhängig von den Bemühungen der EG ersteht das 
BMJFFG zur Zeit eine Übersicht über famihenpohti- 
sche Leistungen in den EG-Staaten und den Anrainer- 
staaten der Bundesrepubhk Deutschland, wie der 
Schweiz, Österreich. Anlage Fl/2 (im Anhang) zeigt 
eine Zusammenstehung der Kindergeldleistung nach 
neuestem Stand. Außerdem wird auf die Übersicht F 3 
verwiesen. 

Auf der Basis des bis jetzt zugegangenen Materials 
aus den Mitghedstaaten der EG konnten Übersichten 
über famüienpohtische Leistungen in den folgenden 
Ländern ersteht werden. Die Übersichten sind so um- 
fassend, daß sie sich einer Darstehung im Rahmen 
dieser Anfrage entziehen. 

a) Belgien 

b) Bundesrepubhk Deutschland 

c) Dänemark 

d) Frankreich 


e) Luxemburg 

f) Vereinigtes Königreich 

g) Spanien 

h) Portugal 

i) Griechenland 

2. Wie werden diese Leistungen finanziert imd welche 
Höhe machen sie aus im Vergleich zum jeweüigen 
nationalen Haushalt? 

Die famihenpohtischen Leistungen im engeren Sinne 
werden auf verschiedene Weise finanziert: 

— Ausschheßhch mit staathchen Mitteln in der Bun- 
desrepubhk Deutschland, in Dänemark, Irland und 
dem Vereinigten Königreich. 

— Aus Beiträgen der Arbeitgeber (teüweise und der 
Arbeitnehmer) zur Sozialversicherimg sowie mit 
staathchen Zuschüssen (gemischte Finanzierung) 
in Frankreich, Griechenland, Itahen, Luxemburg, 
Portugal und Spanien. 

— Ausschheßhch aus Beiträgen der Arbeitgeber zur 
Sozialversicherung in den Ländern Belgien und 
den Niederlanden. 

Auf die TabeUe F 2 im Anhang wird verwiesen. 

Über die Höhe dieser Leistungen im Vergleich zum 
jeweüs nationalen Haushalt kann vorläufig nichts ge- 
sagt werden, da aus den oben genannten Gründen 
Angaben hierzu fehlen. 

3. Gibt es mit dem Erziehxmgsgeld imd dem Erziehxmgs- 
urlaub vergleichbare Regelxmgen in anderen EG-Mit- 
gliedstaaten? Wie hoch sind die Kosten? 

Wie aus der Übersicht F 3 (im Anhang) ersichthch, gibt 
es in den Ländern Frankreich, Luxemburg und ßun- 
desrepublik Deutschland ein Erziehungsgeld. 

In Belgien und Dänemark gibt es SoziaUeistungen, die 
dem Erziehungsgeld in etwa vergleichbar sind, wobei 
in Dänemark ein verlängertes Mutterschaftsgeld bis 
zu 6 Monaten gezahlt wird. In Belgien besteht die 
Möghchkeit, sich im Rahmen einer spezieUen Sozial- 
leistung (pour la raison sociale), d. h. aus sozialen 
Gründen für 6 Monate oder länger zur Erziehung des 
Kindes nach Absprache mit dem Arbeitgeber beurlau- 
ben zu lassen. In Spanien kann Erziehungsurlaub ge- 
nommen werden, aber ohne Bezahlung. 

Über die Höhe der Kosten Hegen auch hier derzeit 
keine Berechnungen aus den anderen EG-Mitghed- 
staaten vor. 


4. Gibt es eine Anerkennimg von Erziehungszeiten der 
Alterssicherung imd wenn ja, in welcher Ausgestal- 
tung? Wie werden diese finanziert? Wie hoch sind die 
Kosten vergleichbarer Maßnahmen in anderen EG- 
Mitghedstaaten? 

Nach den der Bundesregierung zur Verfügung ste- 
henden Informationen besteht eine Anrechnung von 
Erziehungszeiten vorläufig nur in Frankreich, dem 
Vereinigten Königreich und in der Bundesrepubhk 
Deutschland. Nähere Einzelheiten ergeben sich aus 
den nachstehenden Erläuterungen, 
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Bundesrepublik Deutschland 
Anspruchsberechtigte : 

Eltern (Vater oder Mutter) — ab Geburtsjahr 1921 — , 
die im ersten Lebensjahr die Erziehung des Kindes 
übernehmen oder übernommen haben. 

Besondere Bedingungen: 

Bei Eltemteilen, die in dieser Zeit beitragspflichtig 
versichert waren bzw. freiwillige Beiträge gezahlt ha- 
ben, erfolgt eine Aufstockung der dadurch erreichten 
Werte. 

Leistungsmodus: 

Für jedes Kind wird ein Jahr in der Rentenversiche- 
rung angerechnet (rentenbegründende und renten- 
steigemde Wirkung). 

Sonderregelxmg für ältere Mütter: 

Ältere Mütter erhalten — zeitiich gestaffelt — eine 
vergleichbare Leistung unmittelbar ausgezahlt. 

Kosten: 

Im Jahr 1989 voraussichtiich 2,85 Mrd. DM. Die Ko- 
sten werden vom Bund getragen. 

Großbritannien 
Anspruchsberechtigte : 

Personen, die wegen der Versorgung von Kindern 
oder kranker, behinderter oder älterer Personen zu 
Hause bleiben. 

Besondere Bedingungen: 

Anspruch nicht gegeben, wenn eine reduzierte Ver- 
pflichtung (reduced liabüity) zur Sozialversicherung 
vorliegt (trifft bei manchen verheirateten Frauen 
zu). 

Dauer der Leistxmg: 

Bei der Versorgung eines Kindes so lange, wie Kinder- 
geld für ein Kind unter 16 Jahren bezogen wird. 

Leistungsmodus : 

Aufrechterhaltung des Rentenanspruches, auch wenn 
keine Beiträge entrichtet werden. 

Frankreich 

Anspruchsberechtigte : 

Frauen, die ein Kind oder mehrere Kinder großgezo- 
gen haben. 

Besondere Bedingungen: 

a) Ohne Einkommensgrenze 

b) Niedriges Einkommen des Ehegatten und Nicht- 
Erwerbstätigkeit der Ehefrau. 

Dauer der Leistung: 

a) 

b) Periode, bis das 1. oder 2. Kind das Alter von drei 
Jahren erreicht hat oder so lange, wie Frau drei 
oder mehr Kinder zu versorgen hat. 


Leistungsmodus : 

a) Grundsätzlich Anerkennung von 2 Versicherungs- 
jahren. 

b) CNAF entrichtet Beiträge zur Rentenversicherung, 
solange Bedingungen gegeben sind. 

ln Belgien werden die Zeit der Schwangerschaft imd 
des Mutterschutzes als gleichgestellte Zeit bei der 
Rentenberechnung anerkannt. 

Aus den in der Antwort zu Frage 3 genannten Grün- 
den kann auch hier über die Höhe der Kosten in den 
anderen EG-Ländem vorläufig nichts gesagt wer- 
den. 


G, Vergleich der Alters- und Invaliditätssicherung in 
den EG-Mitgliedstaaten 

1. Wie sind die Alterssichenmgssysteme in den EG-Mit- 
gliedstaaten gegliedert (z. B. als Einheitsversorgung, 
berufsständisch)? 

In den meisten EG-Mitgliedstaaten gibt es ein einheit- 
liches Versicherungssystem für alle abhängig Be- 
schäftigten. In Dänemark, den Niederlanden und 
Großbritannien wird eine Rente an alle im Staatsge- 
biet wohnenden Staatsangehörigen gezahlt. 

Daneben existieren für bestimmte Berufsgruppen in 
fast allen Ländern Sondersysteme, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland z.B. für Bergleute, Landwirte, Be- 
amte und bestimmte freie Berufe. 

Häufig werden diese staathchen Systeme durch be- 
triebliche Zusatzversorgrmgssysteme ergänzt. 

In den EG-Mitgliedstaaten bestehen grundsätzlich 
folgende Alterssicherungssysteme. 

Belgien: 

Einheitliches Versicherungssystem für Arbeiter imd 
Angestellte sowie alle lohnabhängigen Beschäftigten, 
ansonsten Sondersysteme für bestimmte Personen- 
gruppen (z. B. Künstler). 

Dänemark: 

Nationalrente für alle Dänen, die in Dänemark woh- 
nen. 

Bundesrepublik Deutschland: 

Einheitiiches Versicherungssystem für Arbeiter und 
Angestellte; Sondersysteme für Landwirte, Beamte, 
Bergleute und bestimmte freie Berufe. 

Griechenland: 

Einheitiiches Versicherungssystem für abhängig Be- 
schäftigte, ansonsten Sondersysteme für bestimmte 
Personengruppen (z. B. landwirtschaftliche Arbei- 
ten). 

Spanien: 

Einheitiiches Versicherungssystem für Arbeiter aus 
den Bereichen der Industrie imd der Dienstleistung, 
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ansonsten Sondersysteme für bestimmte Personen- 
gruppen und Branchen. 

Frankreich: 

Einheithches Versichenmgssystem für Arbeiter und 
Angestellte imd alle abhängig Beschäftigten, anson- 
sten Zusatzversorgungssystem für bestimmte Bran- 
chen. 

Irland: 

Einheitliches Versicherungssystem mit wenigen Aus- 
nahmen für alle Personen über 16 Jahre, die einen 
Arbeitsvertrag nachweisen. 

Italien: 

Einheithches Versicherungssystem für Arbeiter und 
Angestellte sowie alle abhängig Beschäftigten, anson- 
sten Sondersysteme für bestimmte Personengruppen 
(z. B. Künstler, Bühnenarbeiter). 

Luxemburg: 

Einheithches Versichenmgssystem für Arbeiter und 
AngesteUte, ansonsten Sondersysteme für bestimmte 
Personengruppen. 

Niederlande: 

Wohnlandrente für aUe im Staatsgebiet lebenden 
Staatsangehörigen. 

Portugal: 

Einheithches Versicherungssystem für aUe abhängig 
Beschäftigten. 

Großbritannien : 

Pauschalrente für aUe, die über das Schulalter hinaus 
sind und ihren Wohnsitz im Staatsgebiet haben. 


2. Wie werden die Alterssicherungssysteme in den EG- 
Mitgliedstaaten überwiegend finanziert? Wie hoch 
sind bei beitragsftnanzierten Alterssicherungssyste- 
men die Beiträge und wer hat sie in welchem Umfang 
zu tragen? 

Die Alterssicherxmgssysteme in den EG-Mitghedstaa- 
ten werden mit Ausnahme von Dänemark, wo aUe 
Steuerpflichtigen 3,5 % des steuerpflichtigen Einkom- 
mens für die Alterssicherung abführen, durch Bei- 
träge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer finanziert. 

Die Höhe der Beiträge und der Finanzierungsanteil 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer ergeben sich aus 
der Tabehe D 5 im Anhang. Neuere Daten stehen der- 
zeit nicht zur Verfügung. In Kürze — 7/89 — soU eine 
Neuauflage der vergleichenden DarsteUung der Sy- 
steme der Sozialen Sicherheit, herausgegeben von 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
erscheinen. 

Es wird darauf hingewiesen, daß in bestimmten Mit- 
güedstaaten — Großbritannien, Portugal und Spanien 
— Gesamtversicherungsbeiträge zur Absicherung un- 
terschiedücher Risiken, wie z.B. Alter und Invahdität, 
erhoben werden, so daß eine Zuordnung der Höhe der 
Beiträge zu den einzelnen Leistungen nicht mögüch 
ist. 


3. Wie hoch ist das Nettorentenniveau im Vergleich zur 
Nettolohn- imd Gehaltssumme in den EG-Mitglied- 
staaten? 

Altersrenten der gesetzhchen Rentenversicherung in 
der Bimdesrepublik Deutschland betragen etwa zwei 
Drittel bis drei Viertel des Nettoarbeitsverdienstes, 
wenn der Rente ein voUes Arbeitsleben mit einkom- 
mensgerechter Beitragszahlung zur gesetzhchen Ren- 
tenversicherung zugnmde hegt. 

Für einen Vergleich aussagefähige Nettorentenni- 
veau- Angaben aus den anderen EG-Mitghedsstaaten 
hegen nicht vor. Eine EG-Arbeitsgruppe hat zwar 
hierzu Modehrechnungen versucht, aber ihre Ergeb- 
nisse wegen methodischer Schwierigkeiten nicht in 
einem Bericht vorgelegt. Eine neue Untersuchimg 
wird z.Zt. vorbereitet, mit ihrer Fertigstehung wird 
1990 gerechnet. Die OECD hat 1988 in ihrer Studie 
„Reforming Pubhc Pensions" Nettorentenniveaus für 
einige Länder graphisch dargesteht (Chart 4.3. auf 
Seite 52); hiernach war Anfang der 80er Jahre das 
Nettorentenniveau in den Niederlanden etwa um die 
Hähte höher, in Großbritannien etwa um die Hälfte 
niedriger und in Itahen etwa gleich hoch wie in der 
Bundesrepubhk Deutschland, doch dürfte dieser Ver- 
gleich aus methodischen Gründen wenig aussagefä- 
hig sein. 


4. Was sind die gesetzlichen Altersgrenzen (gegliedert 
nach Mäimem, Frauen sowie besonderen Personen- 
gruppen)? Wie hat sich das durchschnittiiche Renten- 
eintrittsalter in den vergangenen 10 Jahren entwik- 
kelt? Gibt es Abschläge bei vorzeitiger Inanspruch- 
nahme von Altersrenten? Bestehen Teilrentenpro- 
gramme? Welche Kosten sind durch ein Sinken des 
Rentenzugangsalters in den EG -Mitgliedstaaten ent- 
standen? 

a) In den EG-Mitghedstaaten sind die gesetzlichen 
Altersgrenzen wie folgt festgelegt: (siehe Tabelle 
Seite 36) 

b) Zur Entwicklung des durchschnittiichen Renten- 
eintrittsalters hegen nur ausgewählte Daten aus 
einer OECD-Veröffenthchung aus dem Jahr 1988 
(OECD, Social Pohcy Studies No. 5, Reforming 
Pubhc Pensions, S. 78) vor. Für die EG-Mitgheds- 
länder Bimdesrepubhk Deutschland, Frankreich, 
Luxemburg, Portugal, Spanien und Großbritannien 
ergibt sich danach eine Abnahme des durch- 
schnitthchen Renteneintrittsalters seit 1975. In Bel- 
gien, für das nur Daten für die Jahre 1980 und 
1983/84 angegeben sind, ist dagegen ein leichtes 
Ansteigen des Renteneintrittsalters zu verzeich- 
nen. Nähere Einzelheiten ergeben sich aus der Ta- 
behe G 4 im Anhang. 

EbenfaUs einer OECD-Veröffenthchung entnom- 
men sind die nachstehenden Angaben (auf S. 37) 
über das gesetzhche Renteneintrittsalter 
im Vergleich zum durchschnittiichen Eintrittsalter 
in eine Altersrente in den Jahren 1983/1984 
(OECD, Social Pohcy Studies, No. 6, The Future of 
Social Protection, S. 36). 

c) Bei vorzeitiger Inanspruchnahme von Altersrenten 
werden in der Bundesrepubhk Deutschland keine 
versichenmgsmathematischen Abschläge vorge- 
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Männer 

Frauen 

Voraussetzungen 

Belgien 

65 

60 

bei 45/40 Versicherungsjahren 


64 


bei 5jähriger Schwerarbeit in den letzten 15 Jahren 
oder für jeweils 12 Jahre Schwerarbeit 


60 


Bergarbeiter, nicht unter Tage 


55 


Bergarbeiter unter Tage 

Dänemark 

67 

67 

mindestens drei Jahre Wohnsitz in Dänemark zwi- 
schen dem 15. und 67. Lebensjahr 

Frankreich 

65 

65 

muß als Invalide angesehen werden 


60 

60 

bei 37V2jähriger Versicherungszeit 

Bundesrepublik Deutschland 

65 

65 

mindestens 60 Beiträge 


63 

63 

mindestens 35 Versicherungsjahre einschl. 180 Bei- 
tragsmonate, mtl. Verdienstgrenze: 1 000, — DM 


60 

60 

Schwerbehinderte mit mindestens 35 Versicherungs- 
jahren einschl. 180 Beitragsmonate, mtl. Verdienst- 
grenze: 450, — DM 


60 

60 

Arbeitslose mit mindestens 180 Beitragsmonaten und 
nündestens 52 Wochen Arbeitslosigkeit in den letzten 
IV 2 Jahren 



60 

mindestens 180 Beitragsmonate und mindestens 121 
Beitragsmonate in den letzten 20 Jahren 

Griechenland 

65 

60 

nündestens ca. 13 Jahre Beitragszahlung 


62 

57 

mindestens 33 Jahre Beitragszugehörigkeit 


60 

55 

in gefährlichen Berufen für mindestens 10 Jahre zu- 
rückgelegte Beitragszeit 


58 


mindestens 35 Jahre Beitragszeit 



55 

verheiratete Frauen und Witwen mit ledigen Kindern 
unter 18 Jahre und mindestens 5 500 Tagen Beitrags- 
zugehörigkeit 

Irland 

65 

65 

Versicherungseintritt vor dem 55. Lebensjahr und min- 
destens 156 Wochenbeiträge 


66 

66 

Versicherungseintritt vor dem 60. Lebensjahr und min- 
destens 156 Wochenbeiträge 

Italien 

60 

55 

mindestens 15 Jahre Beitragszeit seit Eintritt in die 
Versicherung 

Luxemburg 

65 

65 

5 Jahre Versicherungszeit 

480 Monate Beitragszeit 


60 

60 

Niederlande 

65 

65 

muß lediglich in den Niederlanden gearbeitet oder 
gewohnt haben; für jedes angefangene Jahr werden 

2 % des festgesetzten Höchstbetrages, der auf 50 Jahre 
ausgerichtet ist, gezahlt 

Portugal 

65 

62 

120 Versichenmgsmonate oder gleichgestellte Zeiten 


nommen; eine stufenweise Einführung ist im Ent- 
wiorf eines Rentenreformgesetzes 1992 ab dem 
Jahre 2001 vorgesehen. Entsprechende Angaben 
aus den Mitghedstaaten liegen nicht vor. 

d) In Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, Spa- 
nien, Frankreich und Großbritannien gibt es Rege- 
lungen über einen teilweisen Vomihestand. Dane- 


ben existiert, soweit ersichtlich, nur in Dänemark 
eine Teilrentenregelung, die in das „normale" 
Rentenversichenmgssystem integriert ist. Verglei- 
chende internationale Darstellungen solcher Sy- 
steme sind manchmal widersprüchlich, weil die 
Maßnahmen teilweise als Maßnahmen der Ar- 
beitsmarktpohtik, teilweise als rentenpolitische 
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gesetzliches 

Renteneintrittsalter 

durchschnittliches 

Renteneintrittsalter 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Belgien 

65 

60 

63,3 

60,7 

Dänemark 

67 

67 

n.a. 

n.a. 

Frankreich 

60 

60 

62,4 

Bundesrepublik Deutschland 

65 

65 

62,0 

60,8 

Griechenland 

65 

60 

n.a. 

n.a. 

Irland 

66 

66 

n.a. 

n.a. 

Italien 

60 

55 

n.a. 

n.a. 

Luxemburg 

65 

65 

60,6 

63,0 

Niederlande 

65 

65 

n.a. 

n.a. 

Portugal 

65 

62 

66,0 

63,8 

Spanien 

65 

65 

63 

,9 

Vereinigtes Königreich 

65 

60 

65,4 

60,4 


Quelle: OECD Sozial Daten Bank 


Maßnahmen eingeordnet werden. In der Bundes- 
republik Deutschland ist nach dem Entwurf des 
Rentenreformgesetzes auch der Bezug von Teil- 
renten in Höhe von einem Drittel, der Hälfte oder 
zwei Dritteln der Vollrente ab dem Jahre 1992 vor- 
gesehen. Im einzelnen liegen für die EG-Mitglied- 
staaten folgende Angaben vor: 

Belgien: 

Für Arbeitnehmer ab 50 Jahre, die mindestens in 
den letzten 6 Monaten beschäftigt waren und nun- 
mehr nur noch Teilzeitarbeit leisten. Für den Aus- 
fall der resthchen Teilzeitarbeit muß eine beschäf- 
tigungslose Kraft eingestellt werden, Finanzierung 
durch Arbeitsamt. 

Bundesrepubhk Deutschland: 

Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr vollendet 
haben, können aufgrund einer Vereinbarung mit 
ihrem Arbeitgeber — soweit durch Tarifvertrag 
oder Vereinbanmg geregelt — ihre Arbeitszeit auf 
die Hälfte reduzieren; bei Einstellung eines ar- 
beitslosen Arbeitnehmers erstattet die Bundesan- 
stalt für Arbeit den vom Arbeitgeber zu zahlenden 
Aufstockungsbetrag (20 % des Arbeitsentgelts für 
die Altersteilzeitarbeit) sowie die Beiträge zur Hö- 
herversicherung in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung. 

Dänemark: 

Für unselbständig und selbständig Erwerbstätige 
zwischen 60 und 66 Jahren mit 10 Beitragsjahren in 
der Rentenversicherung, bei einer mindestens 
25 %igen Arbeitszeitverkürzung; Finanzierung 
durch den Staat. 

Griechenland: 

Nein 

Spanien: 

Für Arbeitnehmer ab 62 Jahren, 50 % Teilzeitar- 
beit, für die restlichen 50 % muß eine beschäfti- 


gungslose Person eingestellt werden; Finanzie- 
rung durch System der Sozialen Sicherheit, 

Frankreich: 

Für Arbeitnehmer ab 55 Jahren bei einer lOjähri- 
gen versicherungspflichtigen Beschäftigung und 
einer Arbeitszeitverkürzung von 50 %. 

Irland: 

Keine Angabe 

Itahen: 

Nein 

Luxemburg: 

Keine Angabe 

Niederlande: 

Keine Angabe 

Portugal: 

Keine Angabe 

Großbritannien : 

Für Arbeitnehmer (Männer 60-64, Frauen ab 59), 
die mindestens 30 Stunden wöchentiich arbeiten 
und seit mindestens 12 Monaten für den gegen- 
wärtigen Arbeitgeber tätig sind, bei einer minde- 
stens 14stündigen Arbeitszeitverkürzung. 

e) Grundsätzlich hängt der absolute oder relative 
Mehraufwand einer Senkung des Rentenzugangs- 
alters davon ab, welche institutionelle und funk- 
tionale Abgrenzung getroffen wird, in welchem 
Umfang Rentenlaufzeiten ansteigen und ob bei 
vorzeitiger Verrentung versicherungsmathemati- 
sche Abschläge vorgesehen sind. Hinsichtiich der 
institutioneilen und funktionalen Abgrenzung ist 
zu berücksichtigen, daß durch einen vorgezogenen 
Eintritt in die Alterssicherung z.B. Leistungen we- 
gen Arbeitslosigkeit oder Invahdität substituiert 
werden, wobei insbesondere zu beachten ist, daß 
nicht in allen Mitgliedstaaten der EG die Invahdi- 
tätssicherung — wie in der Bimdesrepublik 
Deutschland — in das Alterssicherungssystem in- 
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tegriert ist. Zudem bestehen in einigen Mitglied- 
staaten Sonderregelungen an der Grenze des 
Übergangs zum Alterssicherungssystem — wiez.B. 
in der Bundesrepubhk Deutschland die befristete 
Regelung des Vorruhestandsgesetzes — die bei ei- 
ner entsprechenden Kostenrechnung zu berück- 
sichtigen wären. 

Quantitative Aussagen für die EG-MitgÜedstaaten 
lassen sich zur Zeit selbst größenordnungsmäßig 
nicht machen. 


5. Welche Maßnahmen werden im Hinblick auf die 
schlechter werdende demographische Entwicklimg in 
den EG-Mitgliedstaaten ins Auge gefaßt (z.B. Anhe- 
bimg der Altersgrenze, Absenkimg des Renten- 
niveaus, höhere Beiträge etc.)? 

Alle EG-Mitgliedstaaten sind mit unterschiedhcher 
Dringhchkeit mit dem Problem der Veralterung der 
Bevölkerung konfrontiert. In einigen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft werden daher Überlegungen im 
Hinbhck auf eine Reform der Alterssicherungssy- 
steme angestellt. Im Vordergrund der Überlegungen 
stehen Maßnahmen zur Erhöhung des Rentenein- 
trittsalters, die allerdings aufgrund der in vielen Län- 
dern der Gemeinschaft zur Zeit noch ungünstigen Ar- 
beitsmarktsituation eher zurückhaltend diskutiert 
werden. 

Nähere Angaben über die in den einzelnen Ländern 
erwogenen Maßnahmen liegen nicht vor. 

Für die Bimdesrepubhk Deutschland ist im Entwurf 
eines Rentenreformgesetzes 1992 im Hinblick auf die 
demographische Entwicklung insbesondere vorgese- 
hen 

— eine gleichgewichtige Entwicklung der Renten 
und der verfügbaren Arbeitnehmereinkommen 
(Nettoanpassung) , 

— eine stufenweise Anhebung der vorgezogenen Al- 
tersgrenzen bis zum 65. Lebensjahr bzw. die Vor- 
nahme von Abschlägen bei vorzeitiger Inan- 
spruchnahme der Altersrenten ab dem Jahre 
2001, 

— eine zusätzliche Erhöhung des Bundeszuschusses 
sowie seine Fortschreibimg mit der Entgelt- und 
der Beitragssatzentwicklung und 

~ jährliche Anpassung der Beitragssätze durch 
Rechtsverordnung. 

Der Neuorientierung im Rentenreformgesetz 1992 
wird im Beamtenversorgungsrecht und in den ande- 
ren ganz oder teilweise aus Steuermitteln finanzierten 
Alterssicheningssystemen sinngemäß Rechnung ge- 
tragen werden. 

6. Wie ist die Invaliditätssichemng bei Krankheit und 
Arbeitsunfall in den EG-Mitgliedstaaten ausgestaltet? 
Wie wirkt sich dies bei Wanderarbeitnehmem aus? 

Die Invahditätssicherung bei Krankheit ist in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wie folgt geregelt: 


Belgien: 

Rente: 60 % des entgangenen Lohns bei Unterhalts- 
verpflichtung bzw. 40 %, falls keine Unterhaltsver- 
pflichtung gegeben ist. 

Dänemark: 

Rente abhängig vom Grad der Erwerbsunfähigkeit. 
Bundesrepublik Deutschland: 

Berufsunfähigkeitsrente wird gewährt, wenn die Er- 
werb sfähigkeit auf weniger als die Hälfte eines ver- 
gleichbaren gesunden Versicherten herabgesunken 
ist. 

Erwerbsunfähigkeitsrente wird gewährt, wenn der 
Versicherte eine mehr als nur geringfügige Erwerbs - 
tätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit nicht mehr aus- 
üben kann. Die Erwerbsunfähigkeitsrente wird be- 
rechnet wie eine Altersrente. Die Beruf sunfähigkeits- 
rente beträgt 2/3 davon. 

Griechenland: 

Rente gestaffelt nach Grad der Minderung. 

Spanien; 

Berufsunfähigkeitsrente 

Erwerbsunfähigkeitsrente 

Frankreich: 

Rente gestaffelt nach Grad der Minderung. 

Irland: 

Rente 

Itahen: 

Berufsunfähigkeitsrente 

Erwerbsunfähigkeitsrente 

Luxemburg: 

Rente 

Niederlande: 

Rente 

Portugal: 

Rente 

Großbritannien: 

Rente 

Eine Differenzierung zwischen deutschen Arbeitneh- 
mern und Wanderarbeitnehmem ist nicht gegeben. 
Der Wanderarbeitnehmer erhält die entsprechende 
Rente anteilsmäßig aus den in der Bimdesrepubhk 
Deutschland zurückgelegten Versichenmgszeiten. 

Die Invahditätssichemng bei Arbeitsunfall ist wie 
folgt geregelt: 

In sämthchen Mitghedstaaten — ausgenommen Nie- 
derlande — wird im Falle eines Arbeitsunfalles mit der 
Folge dauernder Einschränkung der Erwerbsfähig- 
keit eine Unfallrente bezahlt. In den Niederlanden 
besteht keine besondere Versichemng im Bereich der 
Arbeitsunfälle. Das Risiko des Arbeitsunfalles ist in 
den Niederlanden durch die Krankenversicherung 
(Sach- und Geldleistungen), die Arbeitsunfähigkeits- 
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Versicherung (Invahdität) und die Hinterbhebenen- 
versicherung gedeckt. 

Auch im Bereich der Invalidität bei Arbeitsunfällen 
erfolgt keine Differenzienmg zwischen Wanderar- 
beitnehmem und deutschen Arbeitnehmern. 


7. Wie ist die Hinterbliebenenversorgung geregelt? Be- 
stehen Anrechnungsmodalitäten beim Zusammen- 
treffen von eigenen imd abgeleiteten Rentenansprü- 
chen? Gibt es eine „eigenständige Sichenmg" der 
Frau? 


a) Regelimg der Hinterbhebenenversorgung 

In der deutschen Rentenversicherung haben Män- 
ner imd Frauen unter gleichen Voraussetzimgen 
Anspruch auf Witwen/Witwerrente; Vorausset- 
zimg ist, daß der verstorbene Ehegatte wenigstens 
60 Versicherungsmonate zurückgelegt hat. 

In sämtlichen Mitghedstaaten — ausgenommen 
Dänemark — werden ebenfalls abgeleitete Renten, 
d. h. Renten aus der Versicherung des verstorbe- 
nen Ehepartners gezahlt. Eine dänische Witwe er- 
hält keine Witwenrente, sondern nur noch eine ei- 
gene Rente aufgrund eigener Wohnzelten in Däne- 
mark. Wohnzelten eines verstorbenen Ehemanns 
werden nicht in den Wohnzeitenbestand einer 
Witwe übertragen. 

b) Anrechnungsmodahtäten beim Zusammentreffen 
von eigenen imd abgeleiteten Rentenansprüchen 

Eine Anrechmmg von eigenem Einkonmien des 
überlebenden Ehegatten auf die Hinterbliebenen- 
rente findet nur in der Bundesrepublik Deutsch- 
land statt. Eigenes Erwerbs- und Erwerbsersatz- 
einkommen wird zu 40 % auf die Witwen/Witwer- 
rente angerechnet, soweit es über einem Freibe- 
trag liegt, der z. Z. 986 DM/mtl. beträgt (ab 1, Juh 
1989: 1 013,40 DM), Eine Übergangsregelung, die 
für Todesfälle bis zum Jahre 1995 gilt, sieht vor, daß 
die Einkommensanrechmmg auf Witwenrenten 
stufenweise einsetzt. 

c) Eigenständige Sicherung der Frauen 

Frauen, die versichenmgspfhchtig beschäftigt 
sind, erwerben unter den gleichen Voraussetzun- 
gen Rentenansprüche wie versicherungspfhchtig 
beschäftigte Männer; auch bei der Berechnimg der 
Rente wird nicht nach Frauen imd Männern diffe- 
renziert. Die eigene soziale Sicherung der Frau ist 
— neben -der Herabsetzung der Wartezeit für das 
Altersruhegeld von 15 auf 5 Jahre — insbesondere 
durch die Anrechmmg von Kindererziehimgszei- 
ten in der Rentenversicheiung ausgebaut worden. 
In den anderen Mitghedstaaten können die Frauen 
ebenfalls eigene Rentenansprüche wie versiche- 
rimgspfhchtig beschäftigte Männer erwerben. 

In sämthchen Mitghedstaaten — ausgenommen Dä- 
nemark — werden abgeleitete Renten, d.h. Renten 
aus der Versicherung des verstorbenen Eheteils, ge- 
zahlt. Eine dänische Witwe erhält keine Witwen- 
rente. 


Eine Anrechnung von Einkommen des überlebenden 
Ehegatten auf die Hinterbhebenenrente findet nur in 
der Bundesrepubhk Deutschland statt. 

Von einer sozialen Sicherimg der Frau, die ohne vor- 
ausgegangene Erwerbstätigkeit ausschheßhch auf 
selbst erworbenen Ansprüchen besteht, kann in kei- 
nem Mitghedstaat gesprochen werden. 

8. Welche Bedeutung und welchen Umfang haben Sy- 
steme der betrieblichen Altersversorgimg oder an- 
dere Zusatzversorgimgssysteme bei der Alterssiche- 
rung? 

Die Bedeutimg der betriebhchen Altersversorgung 
hegt in ihrer Ergänzimgsfunktion zu den RegeUei- 
stimgen der gesetzhchen Rentenversicherung. Die 
Vielfalt der auf privatrechthcher Grtmdlage beruhen- 
den betriebhchen Altersversorgung macht aUgemein 
gültige Aussagen unmöghch. Statistische Unterlagen 
hegen nur in ganz beschränktem Umfang vor. 

Nach den bisher durchgeführten Erhebungen geht 
man davon aus, daß in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land etwa 65 % der beschäftigten Arbeitnehmer be- 
triebhche Versorgungszusagen haben und heute etwa 
30 % der Rentner betriebhche Zusatzleistungen erhal- 
ten. 

Die Barleistungen der privaten betriebhchen Alters- 
versorgung werden im Jahre 1988 rd. 15 Mrd. DM 
betragen haben. Die angesammelten Mittel in diesem 
Bereich soUen sich auf über 250 Mrd. DM ohne Zu- 
satzversicherung im öffenthchen Dienst belaufen, die 
in RücksteUungen, Vermögen der Unterstützungs- 
imd Pensionskassen sowie der betriebhch veranleißten 
Lebensversicherimgen bestehen. 

Hierin sind nicht enthalten Leistungen der Zusatzver- 
sorgung für ehemahge Angestehte und Arbeiter aus 
den Bereichen des unmittelbaren imd mittelbaren öf- 
fenthchen Dienstes, die im Jahre 1988 etwa 9 Mrd. 
DM betragen haben. 

Erkeimtnisse über die Bedeutung und den Umfang 
von Systemen der betriebhchen Altersversorgung 
oder anderer Zusatzversorgungssysteme in den ande- 
ren EG -Mitghedstaaten hegen nicht vor. 


9. In welchem Umfang hat sich die private Eigenvor- 
sorge (z.B. durch Lebensversichenmg) in den letzten 
10 Jahren entwickelt? Gibt es Bestrebungen in den 
einzelnen EG-Mitgliedstaaten, die Bedeutung der Ei- 
genvorsorge zu stärken? 

Private Eigenvorsorge findet in sehr unterschiedh- 
chen Formen statt, wobei bei manchen Formen der 
Vermögensbildung mehrere Motive Zusammenkom- 
men, so daß eine Zuordnung zum Motiv der privaten 
Eigenvorsorge nur begrenzt möghch ist. Das gilt glei- 
chermaßen für Sparbücher wie für Wertpapierdepots, 
für Mietshäuser wie für Sammlungen von Schmuck 
oder Münzen, um nur einige Beispiele zu neimen. Ein 
Eigenheim oder eine eigene Wohnung erleichtert es 
nicht nur im Alter sondern auch schon vorher, mit 
einem geringeren laufenden Einkommen zu leben. Es 
gibt bei ah diesen Beispielen keinen genügend sicher 
greifbaren besonderen Zusammenhang mit der Al- 
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tersvor sorge. Einen solchen kann man am ehesten in 
der Lebensversicherung finden, wiewohl er auch dort 
keineswegs immer gegeben ist. 

Nach Angaben des Verbandes der Lebensversiche- 
rungs-Unternehmen e.V. hat sich die private Eigen- 
vorsorge durch Lebensversicherungen wie folgt ent- 
wickelt (aktuellere Zahlen lagen dem Verband nicht 
vor): 

Lebensversicherungsbestand 
in Mrd. DM*) 



1976 

1985 

Belgien 

81,058 

129,961 

Dänemark 

80,745 

226,848 

Bundesrepubhk 
Deutschland . . 

494,793 

1 115,975 

Frankreich 

656,457 

1 503,827 

Griechenland . . . 


6,752 

Großbritannien . . 

609,633 

1 719,648 

Irland 

13,990 

76,400 

Itahen 

41,580 

78,361 

Luxemburg 

1,530 

4,585 

Niederlande .... 

228,450 

468,439 

Portugal 


5,615 

Spanien 


110,672 


•) Summe der abgeschlossenen Versicherungssummen 


Die vorstehende Tabelle zeigt, daß in den meisten EG- 
Staaten die Lebensversicherung seit 1976 eine außer- 
ordenthch günstige Entwicklung genommen hat. Hin- 
sichtiich der Bestrebungen in den einzelnen EG-Mit- 
ghedstaaten, die Bedeutung der Eigenvorsorge zu 
stärken, liegen der Bundesregierung keine gesicher- 
ten Erkenntnisse vor. 


H. Vergleich der Krankenversicherung in den EG-Mit- 
gliedstaaten 

I. Wo liegen die Unterschiede in den Krankenversiche- 
rungssystemen in den EG -Mitgliedstaaten? 

Die Unterschiede in den Krankenversicherungssyste- 
men der EG -Länder sind vielfältig. Sieben von ihnen 
(Dänemark, Griechenland, Großbritannien und Nord- 
irland, Irland, Italien, Portugal und Spanien) haben 
einen nationalen Gesundheitsdienst, um ihrer Bevöl- 
kerung unabhängig vom Einkommen und der Be- 
schäftigung einen Zugang zur medizinischen Versor- 
gung im Krankheitsfall zu ermöghchen. Kennzeichen 
dieser nationalen Gesundheitsdienste ist nicht nur der 
Versorgunganspruch, sondern auch die öffentliche 
Leistungserbringung und im wesentlichen die Finan- 
zierung über öffentliche Haushaltsmittel. Im Umfang 
der öffentlichen Leistungserbringung und der Steuer- 
finanzierung gibt es innerhalb der nationalen Ge- 
sundheitsdienste erhebhche Unterschiede. 

Die Länder Belgien, Frankreich, Luxemburg und Nie- 
derlande haben ein öffentlich-rechüiches Kranken- 
versicherungssystem, das dem der Bundesrepubhk 
Deutschland ähnelt. 


2. Wie werden die Krankenversicherungssysteme finan- 
ziert? Wer hat bei beitragsfmanzierten Systemen die 
Beiträge imd in welcher Höhe zu zahlen? 

In Belgien haben die Arbeitnehmer 1988 3,9 % und 
die Arbeitgeber 6,3 % des Einkommens des Beschäf- 
tigten für die soziale Krankenversicherung (einschl. 
Invahdität) gezahlt. 

In Dänemark wird das Gesundheitssystem, mit Aus- 
nahme eines kleinen beitragsfinanzierten Teils, vom 
Staat und den Gemeinden finanziert. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird je die Hälfte 
des Beitrags (der am 1. Januar 1989 12,9 % der Bemes- 
sungsgrundlage betrug) von Arbeitnehmern und Ar- 
beitgebern gezahlt. 

In Frankreich zahlen die Arbeitnehmer 5,5 % und die 
Arbeitgeber 12,6 % der Bemessungsgrundlage für die 
Krankenversicherung einschl. Invahdität (1986). 

In Griechenland zahlen die Arbeitnehmer 2,25 % und 
die Arbeitgeber 4,5 % (1986) der Bemessungsgrund- 
lage für das staatiich organisierte Gesundheitswesen; 
der Staat leistet ggf. Zuschüsse zur Deckung eines 
Defizits. 

In Großbritannien und Nordirland wird der nationale 
Gesundheitsdienst zu rd. 90 % steuerfinanziert und zu 
rd. 10 % aus Beiträgen von Arbeitnehmern und Ar- 
beitgebern finanziert. Die Beitragssätze dafür 
schwanken je nach Verdiensthöhe imd betriebhcher 
Besonderheit zwischen 2,85 % und 9 % für Arbeitneh- 
mer und 0,9 % und 10,45 % für Arbeitgeber (1986). 
Mit ihnen werden auch andere Teile der Sozialversi- 
cherung (Renten- und Arbeitslosenversicherung) fi- 
nanziert. 

In Itahen wird der nationale Gesundheitsdienst unge- 
fähr hälftig aus Steuern und Sozialbeiträgen finan- 
ziert. Arbeitnehmer zahlen 1,35 % der Bemessungs- 
grundlage, Arbeitgeber je Beschäftigtenstatus des 
Versicherten und Wirtschaftsgruppe zwischen rd. 13 
und 26 % der Bemessungsgrundlage (1986). 

In Irland zahlen die Arbeitnehmer 1 % der Bemes- 
sungsgrundlage, für Bedürftige wird diese Zahlung 
vom Arbeitgeber übernommen. Für Geldleistungen 
zahlen die Arbeitnehmer 5,5 %, die Arbeitgeber 
12,33 % der Bemessungsgrundlage. Alle Sätze gelten 
für die Gesamtheit der irischen Sozialversicherung 
einschl. Renten- und Arbeitslosenversicherung (1986). 

In Luxemburg zahlen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
je 4,15 % der Bemessungsgrundlage (1986). 

In den Niederlanden zahlen die Arbeitnehmer 5,8 % 
und die Arbeitgeber 15,05 % der Bemessungsgrund- 
lage für die Krankenversicherung (1986). Der vom 
Arbeitgeber zu zahlende Satz enthält 4,25 % für die 
Pflegeversicherung (z.B. stationäre Pflege). 

In Portugal zahlen die Arbeitnehmer 11 % und die 
Arbeitgeber 24 % der Bemessungsgrundlage (1986) 
für die gesamte Sozialversicherung (ohne Arbeitsun- 
fälle/Berufskrankheiten) . 

In Spanien zahlen die Arbeitnehmer 4,8 % und die 
Arbeitgeber 24 % (einschl. Invaliditäts- und Renten- 
versicherung) der Bemessungsgrundlage (1986). 
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Finanzierung der medizinischen Versorgung in ausgewählten EG-Ländern (1985) 



Finanzierung 

öffentiich 

privat 

Sozialbeiträge 

Steuern 

private Kranken- 
versichenmgs- 
beiträge 

Selbstbeteüigung 

Belgien 

40,6% 

37,5% 

4,0% 

19,9% 

Bundesrepublik Deutschland 

73,2% 

12,1% 

7,4% 

7,3% 

Frankreich 

74,4% 

3,4% 

6,9% 

15,3% 

Großbritannien 

12,5% 

68,1% 

5,4% 

14,0% 

Italien 

72,1% 

27,9% 

Niederlande 

74,9% 

25,1% 

Spanien 

53,5% 

21,9% 

3,7% 

20,9% 


(Quelle: Gesundheitssysteme im Internationalen Vergleich, Ausgabe 1988; vgl. dort auch die Angaben zur Abgrenzung der Aus- 
gabenblöcke) 


3. Zu welchem Prozentsatz werden krankheitsbedingte 
Kosten in den EG-Mitghedstaaten vom Staat bzw. öf- 
fentlichen Finanzierungssystemen (z.B. Krankenkas- 
sen) übernommen und wieweit sind sie individuell zu 
tragen? In welchem Umfang findet eine private Absi- 
cherung statt? 

Die krankheitsbedingten Ausgaben werden in ausge- 
wählten Ländern der EG zu mehr als drei Vierteln 
öffentiich finanziert. Im Rahmen der öffentiichen Fi- 
nanzierung ist die Finanzierung über Beiträge und 
über Steuern in den einzelnen Ländern sehr unter- 
schiedlich. Es liegen Angaben über folgende Länder 
vor: (siehe oben) 


4. Wie hoch sind die öffentlichen Gesamtausgaben (ge- 
ghedert nach Krankenhauskosten, ambulanter Ver- 
sorgung, Arzneimittelkosten) für das Gesundheitswe- 
sen gemessen am Bruttosozialprodukt in den einzel- 
nen EG-Mitghedstaaten? 

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt ^) schwanken die 
Anteile der Gesundheitsausgaben in unten genann- 
ten EG-Ländem zwischen 5 und 8 %. Der Anteil der 
öffentlichen Ausgaben liegt im Durchschnitt bei ca. 
drei Viertel der Gesamtausgaben. Ein Vergleich der 


Ausgaben für einzelne Bereiche des Gesundheitswe- 
sens ist noch schwieriger als ein Vergleich der Ge- 
samtausgaben. Die institutionelle Abgrenzung von 
stationärem und ambulantem Bereich erfolgt in den 
einzelnen Ländern sehr unterschiedlich. Dadurch ist 
jeder Versuch, vergleichbare Zahlen für einzelne Be- 
reiche zu ermitteln auf Schätzrmgen angewiesen. Un- 
ter diesem Vorbehalt ergibt sich das in der Tabelle 
dargestellte Zahlenbild. 


5. Wie hoch ist die Zahl der Beschäftigten im Gesund- 
heitswesen in den EG-Mitghedstaaten und auf wel- 
che Gesundheitsberufe verteilen sie sich im einzel- 
nen? 

Für welche Gesundheitsberufe existieren bereits 
Richtlinien zur gegenseitigen Anerkennung von Aus- 
bildungen? In welchen Berufen ist dies noch erforder- 
hch? In welchen Bereichen kann es eine sog. Inländer- 
Diskriminienmg geben? 

Über die Gesamtzahl der Beschäftigten im Gesund- 
heitswesen in der EG liegen keine Zahlen vor. Nach 
Schätzungen von BASYS, Augsburg, sind im Gesimd- 
heitsbereich ca. 10 Mio Personen tätig, darunter 


Anteile der Ausgaben für die medizinische Versorgung am Bruttoinlandsprodukt (in %) 

1985 



insgesamt 

stationäre 

Behandlung 

ambulante 

ärztliche 

Behandlung 

ambulante 

zahnärztliche 

Behandlung 

Arzneimittel 

Belgien 

6,76 

2,15 

2,00 

0,26 

1,12 

Dänemark 

6,54 

4,19 

— 

— 

0,68 

Bundesrepublik Deutschland 

7,78 

2,77 

1,40 

1,06 

1,37 

Frankreich 

7,96 

4,04 

1,37 

0,51 

1,37 

Großbritannien 

5,28 

3,00 

1,23 

0,25 

0,91 

Italien 

6,72 

3,23 

1,58 

— 

1,25 

Niederlande 

8,03 

3,71 

0,80 

0,45 

0,92 

Spanien 

5,90 

3,32 


— 

1,12 


Quelle: Gesundheitssysteme im Internationalen Vergleich, Ausgabe 1988, und unveröffenthchte Zahlen des BASYS-Instituts 
1) Übhcherweise werden Ausgabengrößen im Gesundheitswesen auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) bezogen, das den Gesamt- 
wert im Inland erzeugter Güter angibt. 
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1,8 Mio Krankenschwestern, 720 000 Ärzte und 
150 000 Zahnärzte und 214 000 Apotheker (1986). Die 
übrigen verteilen sich auf eine Vielzahl von z.T. natio- 
nal unterschiedlich abgegrenzten Gesimdheitsbe- 
rufe. 

Für die Bundesrepublik Deutschland hat das Statisti- 
sche Bimdesamt zuletzt 1984 umfassende Übersichten 
über die Beschäftigten im Gesundheitswesen erstellt. 
(Mangels einschlägigen Materials in den Jahren seit 
1984 hat das Statistische Bundesamt aktuellere Über- 
sichten nicht erstellen können.) 

Nach der Statistik des Statistischen Bundesamtes zum 
Stichtag 31.12.1984 waren im Gesundheitswesen der 
Bundesrepublik Deutschland tätig: 


Zahl der benifs- 

Benife tätigen Berufs- 

angehörigen * ) 

Ärzte 1) 153 895 

Zahnärzte 34 415 

Apotheker 30 865 

Heilpraktiker 8 372 

Krankenpflegepersonen 2) 263 435 

Krankenschwestern bzw. 

-pfleger 2) 200 997 ^) 

Kinderkrankenschwestern 
bzw. -pfleger 2) 24 575 

Krankenpflegehelfer 2) 37 863 

Geburtshilfepersonal 5 366 

Wochenpflegerinnen 2) 500 

Masseure 2) 4 517 

Masseure 

imd med. Bademeister 2)3) 16 292 

Krankengymnasten 2) 12 492 

Beschäftigungstherapeuten/ 

Arbeitstherapeuten 2) 3 715 

Medizinisch-technische 

Assistenten 2) 12 039 

Medizinisch-technische 
Laboratoriumsassistenten 2) aj 10 779 

Medinisch-technische 

Radiologieassistenten 2) 6 268 

Diätassistenten 2) 3 150 

Apothekerassistenten 4 334 

Pharmazeutisch- technis che 
Assistenten 14 066 

Rettungssanitäter 11 364 

Audiometristen2) 192 

Desinfektoren 2 077 

Logopäden 2) 93 1 ®) 

Orthoptisten2) 205 

Zytologieassistenten 2) 242 


*) Ohne Saarland 

1) In Bremen und Berlin (West) ohne Assistenten bei Ärzten in 
freier Praxis 

2) In Bremen nur in Krankenhäusern tätige Personen. 

3) Einschheßlich medizinischer Bademeister, die nicht gleich- 
zeitig Masseme sind. 

») Ohne Hessen 

c) In Schleswig-Holstein einschl. 2 Gemeindeschwestern. 


EG-Richtlinien zur gegenseitigen Anerkennung von 
Berufsabschlüssen gibt es für Ärzte, Zahnärzte, Tier- 
ärzte, Apotheker, Krankenschwestern und -pfleger, 
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, so- 
wie Hebammen. 

Der Rat der EG berät derzeit Vorschläge der Kommis- 
sion zur Änderung der Richtlinien für Ärzte, Zahn- 
ärzte, Tierärzte, Krankenschwestern imd Kranken- 
pfleger, die für die allgemeine Pflege verantwortlich 
sind, und Hebammen. Die Vorschläge beziehen sich 
auf technische Änderungen (Änderungen von Be- 
zeichmmgen), Erweiterungen der Vorschriften über 
„Erworbene Rechte", Ergänztmgen von Übergangs- 
regelungen, Anpassung der Regelungen über die ge- 
genseitige Anerkennung fachärztlicher Diplome, Prü- 
fimgszeugnisse imd sonstiger Befähigimgsnachweise 
an die Entwicklimg in den Mitgliedstaaten, Konkreti- 
sierungen der Anforderungen an die Krankenpflege- 
ausbildung. 

Die Kommission bereitet Richtlinienvorschläge für 
Kinderkrankenschwestem und Kinderkrankenpfle- 
ger sowie für Psychiatriekrankenschwestem und 
Psychiatriekrankenpfleger vor. 

Erforderlich sind noch Richtlinien für die übrigen 
nichtärzüichen Heilberufe, insbesondere für Kran- 
kengymnasten, Masseure imd medizinische Bade- 
meister, Technische Assistenten in der Medizin, Diät- 
assistenten, Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten, 
Logopäden, Orthoptisten, Rettungssanitäter, Pharma- 
zeutisch-technische Assistenten und sonstige sog. Ge- 
sundheitshandwerker. 

Ohne eindeutige Regelungen ist eine gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise dieser Berufe in der 
Gemeinschaft nicht hinreichend gesichert, zumal die 
Rechtsprechung des EuGH zu diesen Fragen noch 
lückenhaft ist. 

Das Recht der Bundesrepublik Deutschland eröffnet 
Angehörigen der genannten nichtärztlichen Heilbe- 
rufe aus den übrigen Mitghedstaaten der EG weitge- 
hend die Möglichkeit, beim Nachweis eines gleich- 
wertigen Ausbildungsstandes die gewünschte Berufs- 
erlaubnis zu erlangen. Entsprechende Regelungen 
gibt es aber zumindest in der Mehrheit der übrigen 
Mitgliedstaaten der EG nicht. Dies kann zu einseiti- 
gen Wanderungsbewegimgen in die Bundesrepublik 
Deutschland und damit zu erheblichen Nachteilen für 
deutsche Bemfsangehörige führen. 

Es bedarf gemeinschaftsrechtlicher Regelungen der 
Diplome dieser Berufe, um eine reibungslose Wande- 
rung der Berufsangehörigen in der Gemeinschaft zu 
gewährleisten. Die Ausbildungsanforderungen der 
Mitghedstaaten bei diesen Berufen sind uneinheithch. 
So ist der Berufszugang bei einzelnen der genannten 
Berufe in einigen Mitghedstaaten von einer Ausbil- 
dung auf Hochschulebene abhängig, während in an- 
deren Mitghedstaaten — dies gilt auch für die Bimdes- 
republik Deutschland — die Ausbildungen im Sekxm- 
darbereich angesiedelt sind. 
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6. Inwieweit gibt es spezifische Kassenzulassungssy- 
steme, insbesondere für Ärzte imd Zahnärzte? Gibt es 
dabei Zulassungsbeschränkungen und wie sind diese 
nach EG-Recht zu beurteilen? Bestehen objektive Zu- 
lassimgsbeschränkimgen bei anderen Gesimdheits- 
berufen (z.B. Apothekern)? 


Das deutsche Recht sieht eine spezifische Kassenzu- 
lassung für Ärzte und Zahnärzte in der gesetzhchen 
Krankenversicherung vor. 

Die Voraussetzungen zur Teilnahme an der kassen- 
ärztlichen Versorgung sind für deutsche imd andere 
EG-Ärzte/Zahnärzte unterschiedlich geregelt: Deut- 
sche Ärzte haben eine einjährige und deutsche Zahn- 
ärzte eine zweijährige Vorbereitungszeit abzuleisten. 
Die Teilnahme an der kassenärztlichen Versorgung 
von Ärzten/Zahnärzten, die in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften ein nach 
den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften aner- 
kanntes Diplom erworben haben imd zur Berufs- 
ausübung zugelassen sind, ist nicht von der Voraus- 
setzimg der Ableistimg einer Vorbereitimgszeit ab- 
hängig. 

In einer Reihe von Mitgliedstaaten der EG bestehen 
im Gegensatz zur Bimdesrepublik Deutschland Nie- 
derlassimgsbeschränkungen für Apotheker. Den im- 
terschiedüchen Verhältnissen in den Mitgliedstaaten 
trägt die Richtlinie 85/433/EWG dadurch Rechnung, 
daß sie die Niederlassung eines Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaates der EG als Apotheker in einem 
anderen Mitgliedstaat nur für den Fall ermöglicht, daß 
eine seit mindestens drei Jahren bestehende Apo- 
theke übernommen wird. 


7. Wie hoch ist der Prozentsatz der Ärzte, Kranken- 
schwestern imd Krankenhausbetten gemessen an der 
GesamtbevÖlkerung in den EG -Mitgliedstaten? 

Der Anteü der berufstätigen Ärzte an der Gesamtbe- 
völkerung der EG beträgt 0,22 % — das sind 2,2 je 
1000 Einwohner — und der Anteil der Krankenpflege- 
personen 0,55 % — das sind 5,5 je 1000 Einwohner. 
Die Anzahl der Krankenhausbetten liegt im Durch- 
schnitt bei 8,2 je 1000 Einwohner (s. unten). 

Zu dieser Frage wird auch auf die Vorbemerkung ver- 
wiesen. 

8. Wie hoch sind im Vergleich der EG-Mitgliedstaaten 
die Krankenversicherungsbeiträge am Einkommen? 

Es wird Bezug genommen auf die Antwort zu Fra- 
ge H 2. 


9. Beim Vergleich der Ausgabendynamik der letzten 10 
Jahre; Welche EG-Mitgliedstaaten haben eine beson- 
ders überdurchschnittliche und welche eine unter- 
durchschnittliche Entwicklung zu verzeichnen? Wel- 
ches sind die Gründe dafür? 

Mißt man die Entwicklung der Ausgaben an der Bean- 
spruchung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) durch das 
Gesundheitswesen, ergibt sich folgendes Bild (An- 
gaben hegen nur für die genannten Länder vor) 
(s. S. 44). 

Es zeigt sich, daß Belgien, Frankreich und Itahen eine 
überdurchschnitthche, Bxmdesrepubhk Deutschland, 
Großbritannien und die Niederlande eine unterdurch- 
schnitthche Wachstumsrate aufweisen. Die Gründe 
dafür dürften bei Belgien im wesenthchen in der Ent- 
wicklung des Anteils der Krankenhausausgaben am 
BIP (1980-86 17 %), bei Frankreich bzw. Itahen in der 


Ärzte, Krankenpflegepersonen und Krankenhausbetten 

in Prozent der Gesamtbevölkerung bzw. je 1 000 Einwohner 



Ärzte in % 
der Bevölkerung 
Üe 1000 
Einwohner) 

1986 

Krankenpflege- 
personen in % 
der Bevölkerung 
(je 1000 
Einwohner) 
1986 

Krankenhaus- 
betten insgesamt 
je 1000 
Einwohner 

1985 

Akutbetten 
je 1000 
Einwohner 

1985 

Belgien 

0,31 / 3.1 

0,48 / 4,8 

9.2 

5,5 

Dänemark 

0,26 / 2,6 

0,59 / 5,9 


5,5 

Bundesrepubhk Deutschland 

0,27 ! 2,1 

0,52 / 5,2 

11,1 

7,6 

Frankreich 

0,23 / 2,3 

0,53 / 5,3 

9,0 

5,6 

Griechenland 

0,29 / 2,9 

0,23 / 2,3 

5,5 

4,2 

Großbritannien 

0 , 14 / 1,4 

0,91 / 9,1 

7,4 

2,4 

Irland 

0 , 16 / 1,6 

0,71 / 7,1 

8,9 

4,9 

Itahen 

0,29 / 2,9 

0,44 / 4,4 

8,2 

6,0 

Luxemburg 

0 , 19 / 1,9 

0,82 / 8,2 

12,5 

7,0 

Niederlande 

0,23 / 2,3 

0,65 / 6,5 

8,5 

4,7 

Spanien 

0,36 / 3,6 

0 , 37 / 3,7 

4.7 

3,4 

Portugal 

0,25 / 2,5 

0,39 / 3,9 

4,3 

2,9 

EG 

0,22 

0,55 

8,2 

5,0 


Quelle: Gesimdheitssysteme im Internationalen Vergleich, Ausgabe 1988, und imveröffentUchte Zahlen des BASYS-Instituts 
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Land 

Anteü und Entwicklung der 
Gesundheitsausgaben am BIP (in %) 
1980-1986 


Anteil 1985 

Veränderung 

1980-1986 

Belgien 

6,76 

12,8 

Bundesrepublik 
Deutschland . . 

7,78 

3.2 

Frankreich 

7,96 

13,9 

Großbritannien . . 

5,28 

5,2 

Italien 

6,72 

20,8 

Niederlande .... 

8,03 

0,5 (bis 1985) 


(Quelle: Gesundheitssysteme im Internationalen Vergleich) 


Entwicklung der Ausgabenanteile für ärztliche Be- 
handlung (1980-86 25 % bzw. 53 %), Arzneimittel (18 
bzw. 31 %) sowie Heil- und Hilfsmittel (27 bzw. 28 % 
am BIP) liegen. In der unterdurchschnittlichen Ent- 
wicklung des Anteils der Gesundheitsausgaben am 
BIP haben in Deutschland die Entwicklung des An- 
teils der Ausgaben für ärztliche und zahnärztliche Be- 
handlung, in Großbritannien und in den Niederlan- 
den die Entwicklung des Anteils der Krankenhaus - 
ausgaben wesentlich beigetragen. 

10. Gibt es gravierende Abweichungen einzelner EG- 
Mitghedstaaten beim Vergleich der durchschnittli- 
chen, krankheitsbedingten Ausfälle am Arbeits- 
platz? Worauf ist dies ggf. zurückzuführen? 

Statistische Unterlagen, welche einen Vergleich der 
durchschnittlichen, krankheitsbedingten Ausfälle am 
Arbeitsplatz in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten 
möglich machten, liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Eine harmonisierte Statistik der Arbeitsunfähigkeits- 
fälle oder der Fehlzeiten am Arbeitsplatz konnte bis- 
her durch das SAEG nicht entwickelt werden. Auch 
eine Zusammenstellung einzelner statistischer Ergeb- 
nisse von EG-Mitgliedstaaten existiert nicht. Das hat 
seinen Grund nicht nur darin, daß eine einheitliche 
statistische Erhebung erst noch geschaffen werden 
müßte, vielmehr erschweren auch die unterschiedli- 
chen Voraussetzungen der einzelnen Krankenversi- 
cherungssysteme in den Mitgliedstaaten die Ermitt- 
lung vergleichbarer Daten. 

11. In welchem Umfang tragen private Krankenversi- 
cherungsuntemehmen zur Absicherung im Krank- 
heitsfall bei? 

Auf die Antwort zu Frage H3 wird Bezug genom- 
men. 

12. Welche Überlegungen verfolgt die Biindesregierung 
im Zusammenhang mit den Bestrebungen der EG- 
Kommission zur VereinheiÜichung der Arzneimittel- 
zulassimg im Hinbhck auf den gemeinsamen Euro- 
päischen Binnenmarkt? Welche Auswirkungen kann 
dies auf das Gesundheitswesen in der Bimdesrepu- 
blik Deutschland haben? 

Die Bundesregierung verfolgt in der Frage des künfti- 
gen Arzneimittel-Zulassungssystems innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften das Ziel, das Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung nationaler Zulassun- 


gen für Arzneimittel, wie es im sogenannten Mehr- 
staatenverfahren der Artikel 8 ff der Richtlinie 75/319/ 
EWG angelegt ist, im Rahmen des EG -Rechts fortzu- 
entwickeln. Nach Auffassung der Bundesregierung 
soll das Endziel für den Gemeinsamen Markt 1992 die 
Entwicklung und rechtliche Absicherung eines Sy- 
stems der gegenseitigen Anerkennung nationaler 
Arzneimittelzulassungen mit Wirkung für die gesamte 
Gemeinschaft auf der Grundlage der harmonisierten 
Anforderungen an die Qualität, Unbedenklichkeit 
und Wirksamkeit von Arzneimitteln sein. 

Diese Auffassung hat die Bundesregierung der EG- 
Kommission in einer Mitteüung bereits dargelegt. Sie 
hat sich darin mit der Bestrebung der EG-Kommission 
auseinandergesetzt, eine zentrale europäische Stelle 
zu schaffen, die die Zulassungsentscheidungen für 
Arzneimittel verbindlich für (üe gesamte Gemein- 
schaft treffen soll. Die Kommission begründet diese 
Bestrebung vor allem mit der abzusehenden Überla- 
stung des Spezialitätenausschusses im Rahmen des 
Mehrstaatenverfahrens, dem Vorteil der Konzentrie- 
rung der knappen Ressourcen an Sachverstand in ei- 
ner zentralen Stelle sowie mit der günstigen Auswir- 
kung, daß EG-weit nur einmal zu entscheiden wäre 
und dadurch eine Verbesserung der Situation der na- 
tionalen Zulassungsbehörden zu erwarten sei. 

Die Bundesregierung hält demgegenüber eine supra- 
nationale Zulassungsbehörde nicht für eine tragfä- 
hige Alternative zur gegenseitigen Anerkennung der 
nationalen Zulassungsentscheidungen. Der beabsich- 
tigte Entlastungseffekt bei den nationalen Zulas- 
sungsbehörden darf schon deshalb nicht überschätzt 
werden, weil deren Belastung im wesentlichen durch 
die Zulassungsanträge allein national tätiger Unter- 
nehmen, nicht aber durch die Zulassungsanträge mul- 
tinational tätiger pharmazeutischer Unternehmen bei 
mehreren Zulassungsbehörden verursacht wird. 

Die Überlegungen für das am besten geeignete Zulas- 
sungssystem haben auch zu berücksichtigen, daß die 
Verkehrsgenehmigung für ein Arzneimittel nicht mit 
einer einmaligen Entscheidung abgetan ist, vielmehr 
das Arzneimittel, solange es auf dem Markt ist, einer 
ständigen Kontrolle durch die Zulassungsbehörde un- 
terliegt. Diese Dauerkontrolle erfaßt die Auswertung 
der vorgeschriebenen Erfahrungsberichte, die Bear- 
beitung der Änderungsanzeigen, die regelmäßig zu 
treffenden Verlängerungsentscheidungen sowie die 
Sammlung und Bewertung der anfallenden Risikobe- 
richte. Es ist zweifellos am zweckmäßigsten, diese 
KontroUaufgaben bei der Zulassungsbehörde zu be- 
lassen. Das würde aber für eine supranationale Be- 
hördebedeuten, daß ein Aufgabenvolumen entstehen 
würde, daß von ihr kaum, oder nur mit Mühe und 
dann auch erst nach einer Errichtungsphase, die ver- 
mutlich über das Jahr 2000 hinausreichen würde, zu 
bewältigen wäre. 

Ein ganz wesentlicher weiterer Gesichtspunkt ist, daß 
sich eine zentrale europäische Zulassungsbehörde auf 
neu zuzulassende Arzneimittel konzentrieren würde, 
der Großteü aber der bereits auf dem Markt befindli- 
chen Arzneimittel von der Zulassungstätigkeit dieser 
Behörde nicht erfaßt wäre. Dies hätte zur Folge, daß 
nur ein sehr beschränkter gemeinsamer Arzneimittel- 
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markt entstehen könnte, weil die Anzahl der von der 
zentralen Zulas sungs stelle zugelassenen Arzneimittel 
von vornherein begrenzt wäre. In einem Gesamtmo- 
dell für das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
ab 1992 muß für alle Arzneimittel ein Konzept ange- 
boten werden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung gibt es des- 
halb, will man das Ziel „Binnenmarkt 1992" nicht 
gefährden, zu der Verbindhchkeit der von den natio- 
nalen Behörden auf der Grundlage der harmonisier- 
ten Regelungen getroffenen Zulassungsentscheidun- 
gen für die gesamte Gemeinschaft keine Alternative. 
Voraussetzung für die gegenseitige Anerkennung na- 
tionaler Zulassungen für Arzneimittel ist allerdings, 
daß die von den Mitgliedstaaten im Ministerrat verab- 
schiedeten Richtlinien, Verordnungen und Empfeh- 
lungen ihren Niederschlag in der nationalen Arznei- 
mittelgesetzgebung finden. Die EG -Kommission ist 
deshalb von der Bundesregierung aufgefordert wor- 
den, stärker als bisher hierfür Sorge zu tragen. In allen 
Mitgliedstaaten müssen die Anforderungen an die 
Quahtät, Unbedenklichkeit und Wirksamkeit von 
Arzneimitteln auf einheitlichen Rechtsgrundlagen be- 
urteilt werden. Im Rahmen der 4. Novelle zum Arznei- 
mittelgesetz prüft die Bundesregierung, ob und inwie- 
weit Zulassungen anderer Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft als Entscheidungsgrundlage 
für die nationale Zulassungsbehörde in der Bundesre- 
pubhk Deutschland anerkannt werden können. 

Die Auswirkungen des Gemeinsamen Arzneimittel- 
marktes, der durch eine VereinheiÜichung der Arz- 
neimittelzulassungen gekennzeichnet ist, können wie 
folgt eingeschätzt werden: Die Bundesregierung setzt 
auf die Kräfte des Marktes. Die Öffnung der Märkte 
wird eine starke gegenseitige Durchdringung för- 
dern; sie erhöht den Wettbewerb und damit zugleich 
den Preisdruck. Insbesondere die für 1992 ange- 
strebte Vollendung des Europäischen Binnen- 
marktes wird diesen Prozeß vorantreiben. 

Am 21. Dezember 1988 ist eine Arzneimittel-Transpa- 
renzrichtlinie verabschiedet worden, deren Ziel die 
Offenlegung staatlicher Preisregelungen und ihre 
Handhabung in den EG-Mitgliedstaaten ist. Auch sie 
wird dazu beitragen, die Preisgestaltung und die 
Marktzugangsbedingungen in den Mitgliedstaaten 
transparent zu machen. Derartige Vergleichsmöglich- 
keiten sind ein wichtiger Schritt, um Wettbewerbsver- 
zerrungen z.B. aufgrund staaüicher Eingriffe in die 
Preisgestaltung abzubauen. Das bedeutet nicht gene- 
rell Preisgleichheit, aber längerfristig wird damit ein 
Prozeß zur Preisangleichung der Arzneimittelpreise in 
den EG-Mitgliedstaaten eingeleitet. 

Die Pharmaunternehmen in der EG werden sich künf- 
tig auch aus dem außer- europäischen Bereich einem 
stärkeren Wettbewerbsdruck ausgesetzt sehen. Auf 
dem Pharma-Markt konkurrieren gleichwertige Arz- 
neimittel verschiedener Hersteller miteinander. Die- 
ser Prozeß soll durch die Festbetragsregelung des Ge- 
sundheitsreformgesetzes noch verstärkt werden. Für 
diejenigen Arzneimittel, für die kein Festbetrag fest- 
gesetzt ist, wird es ab 1992 eine Selbstbeteiligung von 
15 % (höchstens 15 DM pro Medikament) geben. 
Auch damit wird zu einer Steigerung der Marktkräfte 
und der Selbstverantwortung des Verbrauchers bei- 
getragen. 


/. Schlußfolgerungen 

1. Welche Schlußfolgemngen zieht die Bundesregie- 
rung aus den zuvor ermittelten Fakten hinsichthch der 
wirtschaftüchen und sozialen Entwicklung in der Ge- 
meinschaft, und welche Interdependenzen sind ihrer 
Ansicht nach zwischen der wirtschaftüchen und sozia- 
len Entwicklung gegeben? 

Die Bundesregierung zieht aus den unterschiedlichen 
wirtschaftlichen und sozialen Grundbedingungen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten die Schlußfolgerung, 
daß weitere Fortschritte im europäischen Entwick- 
lungsprozeß nur unter Berücksichtigung und Aner- 
kennung eben dieser Unterschiede in den einzelnen 
Staaten möglich sind. Jede Überforderung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Möglichkeiten in den lei- 
stungsschwächeren Staaten müßte dort schwerwie- 
gende strukturelle, soziale und wirtschaftliche Pro- 
bleme hervorrufen. Gravierende Einschränkungen 
bei höheren Sozialstandards der reicheren Staaten 
trotz ausreichender höherer Produktivität würden den 
sozialen Frieden gefährden und dem Europagedan- 
ken dort generell schaden. Wettbewerb der Systeme 
und nicht Harmonisierung um jeden Preis ist die ange- 
messsene Pohtik zur marktwirtschaftlichen Weiter- 
entwicklung der europäischen Wirtschaft. Harmoni- 
sierungsschritte sollten pragmatisch und am Prinzip 
der Subsidiarität ausgerichtet erfolgen. In vielen Be- 
reichen der Sozialpolitik ist eine Beschränkung auf 
Mindeststandards der vorrangig zu beschreitende 
Weg. 

Die Bundesregierung hat die soziale Entwicklung der 
Gemeinschaft nie losgelöst von ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung gesehen. Wirtschafts- und Sozialord- 
nung sind interdependente Systeme. Sie bedingen 
und ergänzen sich gegenseitig. Sozialer Fortschritt ist 
ohne höhere wirtschaftliche Leistungskraft ebenso 
wenig denkbar wie die Zustimmung der Gesellschaft 
zur Marktwirtschaft ohne sozialen Ausgleich. Beides 
gilt es im Rahmen einer mittelfristig angelegten Stra- 
tegie zur Ordnung und Gestaltung einer gemeinsa- 
men europäischen Zukunft zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung hat die soziale Dimension der 
Europäischen Gemeinschaft von Anfang an als we- 
sentlichen Bestandteil des europäischen Integrations- 
prozesses angesehen. Allerdings sieht sie das Soziale 
nicht allein in der Umverteilung von Einkommen und 
in der Verwirklichung von Arbeitnehmerschutzrech- 
ten, so wichtig diese im konkreten Fall auch sind. Der 
Beitrag der Gemeinschaft zur Gestaltung einer demo- 
kratischen Freiheits- und Friedensordnung gehört 
nach Ansicht der Bundesregierung ebenso zur sozia- 
len Dimension wie die Entfaltungsmöglichkeiten der 
Bürger durch die Gewährleistung des freien Waren- 
und Kapitalverkehrs, der Niederlassungsfreiheit und 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb des eu- 
ropäischen Wirtschaftsraumes. 

Der Abbau der Zoll- und Handelsschranken und die 
dadurch verbesserte Allokation der Produktionsfakto- 
ren hat schon in den vergangenen 30 Jahren eine 
Dynamik entfaltet und einen Wohlstands schub er- 
möglicht, der — nicht zuletzt dank eines marktmacht- 
begrenzenden, intensiven Wettbewerbs — allen 
Schichten der Bevölkerung zugute gekommen ist und 
dabei von großer sozialer Bedeutung ist. Die Verbrau- 
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eher erhielten größere Wahlmöghchkeiten zu günsti- 
geren Preisen. Zugleich wurden dadurch die Voraus- 
setzungen für eine Verbesserung der Lebensqualität 
und den Ausbau der sozialen Leistungs Systeme ge- 
stärkt. 

Der verstärkte Wettbewerb wird mittelfristig zur 
Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen führen, 
deren Zahl nach einer im Auftrag der EG -Kommission 
durchgeführten Untersuchung in einer Größenord- 
nung von 1,8 bis 5 Mio hegen dürfte, je nachdem, ob 
die EG-Mitghedstaaten im Sinne der von ihnen mit- 
getragenen kooperativen Wachstumsstrategie die 
entstehenden finanziellen Spielräume unter Einsatz 
fiskalpohtischer Maßnahmen nutzen. 

Die durch die Vollendung des Binnenmarktes freige- 
setzten zusätzhehen Wachstumsimpulse dürften sich 
positiv auf die soziale Situation in aUen Regionen der 
Gemeinschaft auswirken. Außerdem ist der beim Eu- 
ropäischen Rat im Februar 1988 getroffene Beschluß, 
daß die Haushaltsmittel der drei EG -Strukturfonds für 
die am wenigsten entwickelten Gebiete bis 1992 real 
verdoppelt werden (Verdoppelung der Fondsmittel 
insgesamt bis 1993), Ausdruck der besonderen Sohda- 
rität der reicheren Mitghedstaaten mit den wirtschaft- 
hch schwächeren Mitghedstaaten. Die Reform der 
EG -Strukturfonds ist ein wesenthehes Element der 
sozialen Dimension der Gemeinschaft. 

Welche bedeutsamen Anstrengungen hier unternom- 
men werden, kommt in den folgenden Zahlen zum 
Ausdruck: Die drei EG -Strukturfonds werden für die 
Jahre 1988-1992 rd. 110 Mrd. DM (in Preisen von 
1988) zur Verfügung haben. Im Jahre 1987 bezogen 
sich die genehmigten Zuschüsse des Europäischen 
Sozialfonds auf die Förderung von berufsbildenden 
Maßnahmen und auf die Gewährung von Einghede- 
rungsbeihüfen für mehr als 3, 1 Mio Personen in den 12 
Mitghedstaaten. Mit der Verdoppelung der Fondsmit- 


tel bis 1993 wird sich die Zahl der zu fördernden Per- 
sonen entsprechend erhöhen. 


2. Welche Vorstellimgen hat die Bundesregierung, um 
schwächeren EG-Mitgliedstaaten den Aufholprozeß 

— auch bei Sozialleistungen und sozialen Standards 

— zu erleichtern, ohne daß dadurch zusätzliche Bela- 
stungen auf die Bundesrepublik Deutschland zukom- 
men? 

Für einen erfolgreichen Aufholprozeß der weniger 
entwickelten EG-Mitghedstaaten ist erforderheh, daß 
diese Länder ihre spezifischen Standortvorteile nut- 
zen können. Zu den Standortbedingungen gehören 
die konkreten wirtschaftiiehen und wirtschaftsnahen 
Standortmerkmale (u.a. Entfernung zu den Absatz- 
und Beschaffungsmärkten, Infrastruktur, Löhne, Pro- 
duktivität, Quahfikation der Erwerbstätigen, Quahtät 
der Arbeitsbeziehungen) ebenso wie ahe pohtischen, 
rechthehen und geseUschafthehen Rahmenbedingun- 
gen in ihrer interdependenten Ausgestaltung. Von 
großer Bedeutung für die Standortquahtät sind Ar- 
beitskosten und Arbeitsproduktivität. Die bestehen- 
den Vorteile der leistungsschwächeren Regionen bei 
den Arbeitskosten schaffen die Voraussetzungen da- 
für, daß Kapital in diese Regionen fließen sowie die 
Arbeitslosigkeit in diesen Regionen abgebaut werden 
kann und daß die nötigen Anpassungen stattfinden 
können. Im übrigen können aus einem Vergleich der 
Ausgaben der Bundesrepubhk Deutschland für die 
Europäischen Gemeinschaften mit den zurückfließen- 
den Einnahmen keine Rückschlüsse über eine Ko- 
sten-Nutzen-Relation hergesteUt werden. Denn unbe- 
streitbar hat die Bundesrepubhk Deutschland durch 
die Europäischen Gemeinschaften große außenwirt- 
schafthehe Vorteile, die um ein erhebhehes die direk- 
ten Zuwendungen an die wirtschaftheh schwächeren 
EG-Mitghedstaaten ausgleichen. 


Land 

Erwerbst. 

1986 

Mio. 

Jahr 1 

Jahr 2 

Jcihr 3 

Jahr 4 

Jahr 5 

Jahr 6 

(Absolute Differenzen in 1 000) 

EG 12 

125,7 

-533 

-40 

552 

1043 

1462 

1 866 

Bundesrepubhk Deutschland 

25,7 

- 78 

34 

129 

208 

311 

438 

Frankreich 

21,4 

- 60 

- 5 

73 

159 

250 

342 

Itahen 


-136 

- 50 

53 

150 

236 

308 

Vereinigtes Königreich 

24,6 

-157 

- 16 

167 

285 

342 

385 




(in % der Erwerbstätigen 

1986) 


EG 12 


-0,4 

0,0 

0,4 

0,8 

1.2 

1,5 

Bundesrepubhk Deutschland 


- 0,3 

0.1 

0,5 

0,8 

1.2 

1,7 

Frankreich 


-0,3 

0,0 

0,3 

0,7 

1,2 

1,6 

Itahen 


- 0,6 

- 0,2 

0,2 

0,7 

1,0 

1,3 

Vereinigtes Königreich 


- 0,6 

- 0,1 

0.7 

1,2 

1,4 

1,6 


Quelle: Catinat M., Doiini E., Italianer A (1988): The Completion of the International Market: Results of Macroeconomic Model 
Simulations. in: Commission of the European Communities: Research on the "Costs of Non-Europe", Basic Findings, 
Volume 2 , Studies on the Economics of Integration. Brussels. 
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3. Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung 
von der Realisierung des gemeinsamen Europäischen 
Binnenmarktes auf die Beschäftigung, insbesondere 
auch von Frauen? 

Zu den möghchen Auswirkungen der Öffnung des 
EG-Binnenmarktes auf die Beschäftigung insgesamt 
und in den einzelnen Mitghedstaaten hegen bislang 
nur wenige Untersuchungen vor. 

Von Bedeutung ist der Cecchini-Bericht, der auf EG- 
Ebene möghche gesamtwirtschafthche Beschäfti- 
gungseffekte ermittelt. 

Nach den Berechnungen dieser Studie ist bei vollstän- 
diger Reahsierung des Binnenmarkt- Programms in ei- 
nem Zeitraum von sechs Jahren nach 1992 EG-weit 
ein Beschäftigungszuwachs von 1,8 Mio Erwerbstäti- 
gen zu erwarten, die sich auf die Länder Bundesrepu- 
bhk Deutschland, Frankreich, Itahen und Vereinigtes 
Königreich wie folgt verteilen: (siehe Tabelle Seite 
46) 

Deutiich positivere Beschäftigungseffekte ergeben 
sich nach dem Cecchini-Bericht unter der Annahme 
gezielter fiskalpohtischer Maßnahmen: Der Beschäfti- 
gungszuwachs behefe sich EG-weit dann auf etwa 5,7 
Mio. 

Im Cecchini-Bericht fehlen allerdings Aussagen zu 
möghchen qualitativen und sektoralen Beschäfti- 
gungsentwicklungen innerhalb der EG und der ein- 
zelnen Mitghedstaaten, also auch für bestimmte Per- 
sonengruppen wie etwa Frauen. 

4. Sieht die Bundesregierung derzeit oder in absehbarer 
Zukunft die Notwendigkeit für eine Harmonisierung 
der großen sozialen Sicherungssysteme (Arbeitslo- 
sen-, Renten- und Krankenversicherung)? 

Das soziale Gefüge in den einzelnen EG-Mitghed- 
staaten ist durch Verschiedenartigkeit geprägt. Das 
gilt z. B. für das Verhältnis von Belastung imd Lei- 
stungsansprüchen, von privater Vorsorge gegenüber 
staathcher Vorsorge als auch für die Mitbestimmungs- 
rechte. Diese Viehalt im Wirtschafts- imd Sozialsy- 
stem muß bei der Harmonisierung der Sozialstandards 
berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang 
wendet sich die Bimdesregierung gegen Tendenzen 
zu bürokratischen Überreguherungen. Vielmehr 
bleibt der Wettbewerb der beste Koordinator dieser 
Viehalt in Europa. 

Die Bundesregierung betrachtet eine zu rasche Har- 
monisierung der Sozialstandards in Richtung auf das 
jeweihge höchste Niveau als kontraproduktiv, da be- 
stehende Wettbewerbsvorteüe der weniger entwik- 
kelten Regionen abgebaut würden. Als Folge würden 
sich die wirtschafthchen Aktivitäten noch mehr auf 
die schon jetzt leistungsfähigeren Regionen konzen- 
trieren. Kapital würde vermutiich hierher wandern, 
während in den leistungsschwächeren Gebieten die 
notwendigen Arbeitsplätze nicht entstünden bzw. so- 
gar verloren gingen. 

Selbst eine Angleichung des Sozialstandards auf ei- 
nen Gemeinschaftsdurchschnitt würde — wenn auch 
nicht im gleichen Ausmaß — zu ähnhchen Problemen 


führen. Dabei würde sich außerdem für die Bundesre- 
pubhk Deutschland angesichts des überdurchschnitt- 
hchen deutschen Gesamtniveaus der sozialen Absi- 
cherung das Problem eines Abbaus sozialer Leistun- 
gen ergeben, was nicht akzeptabel wäre. 

Andererseits wird von der Bundesregierung gesehen, 
daß auf bestimmten Gebieten in einem Wirtschafts- 
raum, der keine Grenzkontrollen mehr kennt, durch- 
aus Angleichungen möghchst bald erfolgen sollten. 
Das gilt einmal für die allgemeine Verankerung 
bestimmter grundlegender verbindlicher sozialer 
Rechte, wie etwa der Tarif autonomie, der Gleichstel- 
lung von Mann und Frau sowie der Chancengleich- 
heit für In- und Ausländer. Zum anderen sollte eine 
gewisse Angleichung bestimmter Schutzvorschriften 
im Bereich des Gesundheitsschutzes oder der Unfall- 
verhütung über eine gegenseitige Anerkennung im- 
terschiedhcher nationaler Vorschriften bzw. über eine 
Verständigxmg auf Mindeststandards Vorrang ha- 
ben. 

Hinsichtiich der Sozialversicherungssysteme ist an 
eine Vereinheitiichimg angesichts der erhebhchen 
Unterschiede der Systeme, die historisch gewachsen 
sind, in absehbarer Zeit nicht zu denken. Eine Anglei- 
chung ist aber auch weder imter dem Gesichtspimkt 
der Freizügigkeit noch unter dem Gesichtspunkt der 
Verwirkhchung des Binnenmarktes notwendig. Für 
die Verwirkhchung der Freizügigkeit genügt eine 
gute Koordinierung der bestehenden Sozialversiche- 
rungsregelimgen in den einzelnen Mitghedstaaten. 
Ein einheithcher Wirtschaftsraum zwingt — und 
hierzu wird auf die Ausführungen zu den Kostenfak- 
toren verwiesen — ebenfaUs nicht zu einer Anglei- 
chung. Denn Wirtschaftskraft imd soziale Absiche- 
rung müssen — wül man den einzelnen Mitghedstaat 
nicht überforden! — proportional wachsen. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wettbewerbs- 
chancen unseres Wirtschafts- und Sozialleistungssy- 
stems in seiner Gesamtheit im zukünftigen offenen 
EG-Binnenmarkt und worin sieht sie die größten Her- 
ausforderungen? 

Mit der VoUendung des EG-Binnenmarktes kommt 
der Standortquahtät der Bundesrepubhk Deutschland 
für die dauerhafte Erhaltung und Stärkung der inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit eine wachsende 
Bedeutung zu. In der guten Infrastruktur, dem stabi- 
len sozialen Klima, dem vorbildhchen Bildungssy- 
stem, der hohen beruflichen Quahfikation der Er- 
werbsbevölkerung und dem hohen Standard an 
neuem technischen Wissen besitzt die Bundesrepu- 
bhk Deutschland ein hervorragendes Standortpoten- 
tial. Auf der anderen Seite darf nicht übersehen wer- 
den, daß durchgängig hohe Löhne, hohe Energieko- 
sten, hohe Sozialkosten und hohe Kosten für den Er- 
halt der Umwelt nur verkraftbar sind, wenn es gelingt, 
sie über eine entsprechend hohe Produktivität abzusi- 
chem. Insgesamt wird die Wettbewerbsfähigkeit der 
Bundesrepubhk Deutschland von der Bundesregie- 
rung als gut beurteilt. 

Die VoUendung des europäischen Binnenmarktes 
wird neue Chancen für mehr Dynamik der Wirtschaft, 
zusätzhches Wachstum, höhere Beschäftigung imd 
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eine Steigerung des Wohlstandes bieten (vgl. auch 
1.3.) . In der raschen und effizienten Bewältigung der 
Anpassungsaufgaben, vor die die Verwirklichung des 
Binnenmarktes die deutschen Unternehmen stellen 
wird, sieht die Bimdesregierung eine der größten Her- 
ausforderungen für die deutsche Wirtschaft. Von der 
Bewältigung wird es auch abhängen, ob weitere Fort- 
schritte beim Abbau der Arbeitslosigkeit für uns und 
in Europa zu erzielen sind. 

6. Inwieweit können und sollen nach Meinung der Bun- 
desregierung die Tarifpartner zur Erhaltung der Wett- 
bewerbs- und Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft und damit des sozialen Sicherungssystems bei- 
tragen? 

Die Tarifvertragsparteien können insbesondere durch 
ihre autonomen Entscheidimgen über die Ausgestal- 
tung der Lohn- und Arbeitszeitpolitik sowie der beruf- 
lichen Aus- und Fortbildung zur Erhaltung der Wett- 
bewerbs- und Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft und des sozialen Sicherungssystems beitragen. 
Damit kommt ihnen eine erhebhche Mitverantwor- 
tung für die Wirtschafts- und Beschäftigungsentwick- 
lung sowie für den sozialen Frieden zu. 


Für die weitere Entwicklung ist der soziale Dialog von 
herausragender Bedeutung. Wichtig für diesen Dialog 
ist dabei auch, daß die Sozialpartner in ihren Entschei- 
dungen autonom bleiben. 

Für die Bewältigung des Strukturwandels ist es erfor- 
derlich, daß im Rahmen der Tarifpolitik regionale, 
sektorale und qualifikatorische Besonderheiten stär- 
ker beachtet werden. Außerdem sollten Arbeitszeit- 
verkürzung mit mehr Flexibilisierung der Arbeitszei- 
ten verbunden werden, um eine optimale Auslastung 
teurer und hochempfindlicher Produktionsanlagen zu 
gewährleisten. Siehe auch Antwort zu Frage D.IO. 

Die lohn- und beschäftigimgspolitischen Möglichkei- 
ten werden umso größer sein, je mehr es gehngt, die 
Produktivität zu steigern. Zusätzhche Verteilungs- 
spielräume könnten dann in Ländern mit einem rela- 
tiv niedrigen sozialen Standard zunächst zur Verbes- 
serung dieses Standards führen. 

Auch über die Grenzen hinweg sollten die Sozialpart- 
ner untereinander den Dialog verstärken, um das Ver- 
ständnis für die jeweiligen Probleme des anderen so- 
wie die Suche nach gemeinschaftsweiten Lösungen 
zu fördern. 
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Tabelle Al 


Gesamtbevölkening sowie Erwerbstätige 
nach Stellung im Beruf in der EG 1976 und 1986 



Gesamt- 

Erwerbstätige 

davon 

Erwerbstätige 

insgesamt 

Selbständige/ 

Mithelfende 

Abhängige 

EG -Mitgliedstaat 

bevölkerung 

insgesamt 

Selbständige/ 

Abhängige 


im Verhältnis 





Mithelfende 

zur Gesamtbevölkerung 


1000 

% 

Belgien 1976 

9 811 


624 

3 134 

38,3 

6,4 

■KHH 

1986 

9 861 


655 

3 043 

37,5 

6,6 


Dänemark 1976 

5 073 

2 424 

427 

1 997 

47,8 

8,4 

39,4 

1986 

5 120 

2 709 

310 

2 399 

52,9 

6,0 

46,8 

Bundesrepublik 

Deutschland 








1976 

61531 

25 591 

3 652 

21 939 

41,6 

5,9 

35,7 

1986 

61 066 

25 796 

3 271 

22 525 

42,2 

5,3 

36,9 

Griechenland 








1976 

9 167 

3 435 

— 


37,5 

— 

— 

1986 

9 966 

3 776 

1 827 

1 949 

37,9 

18,3 

19,6 

Spanien 1976 

35 937 

12 745 

3 770 

8 975 

35,5 

10,5 

25,0 

1986 

38 668 

11 174 

3 206 

7 968 

28,9 

8,3 

20,6 

Frankreich 








1976 

52 909 

21 608 

3 742 

17 866 

40,8 

7,1 

33,8 

1986 

55 392 

21519 

3 315 

18 204 

38,8 

6,0 

32,9 

Irland 1976 

3 228 

1064 

297 

767 

33,0 

9,2 


1986 

3 541 

1075 

250 

825 

30,4 

7,1 


Italien 1976 

55 718 

20 133 

5 724 

14 409 

MSM 

10,3 

25,9 

1986 

57 246 

21240 

6 156 

15 084 

KH 

10,7 

26,3 

Luxemburg 








1976 


157 

24 


43,5 

6,6 

36,8 

1986 

■19 

165 

19 

■Unn 

44,8 

5,2 

39,9 

Niederlande 








1976 

13 774 

4 744 

590 

4 154 

34,4 

4,3 

30,1 

1986 

14 572 

5 238 

574 

4 664 

35,9 

3,9 

32,0 


9 666 

3 860 

1 307 


39,9 

13,5 

26,4 


10 208 

4 137 

1 295 


40,5 

12,7 

27,8 

Vereinigtes 
Königreich 1976 

56 206 

24 819 

1 948 

22 871 

44,2 

3,5 

40,7 

1986 

56 763 

24 561 

2 646 

21915 

43,3 

4,7 

38,6 

Insgesamt 1976 

313 380 

124 338 

— 

— 

39,7 

— 



1986 

322 771 

125 088 

23 524 

101 565 

38,8 

7,3 

31,5 
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Tabelle A 2 


Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen und Geschlecht 
in der EG 1976 und 1986 



Anzahl in 1000 


Landwirtschaft, 










EG-MitgÜedstaat 

Jagd, Forstwirtschaft 
und Fischerei 


Industrie 


Dienstleistungen 

Insgesamt 


Männer 

— 

Frauen 

Zusam- 

men 

Männer 

Frauen 

Zusam- 

men 

Männer 

Frauen 

Zusam- 

men 

Männer 

Frauen 

Zusam- 

men 

Belgien 1976 

101 

27 

128 

Bi 

1^^ 

1416 

IB 

958 

2214 

2495 

1263 

3758 

1986 

80 

23 

103 

m 


1058 

IB 

1182 

2537 

2294 

1404 

3698 

Dänemark 1976 





223 



BB 

749 



— 

1452 

1423 

IQB 

2424 

1986 

123 

43 

166 

526 

BB 

718 

841 

984 

1825 

1491 

IB 

2709 

Bimdesrepublik 
Deutschland 1976 

803 

879 

m 

8416 


11258 

6844 

5807 

12651 

16063 

9528 

25591 

1986 

702 

642 

IS 

7752 


10345 

7461 

6646 

14 107 

15915 

9881 

25796 

Griechenland 













1976 

— 

— 

1105 

— 

— 

930 

— 

— 

1400 

— 

— 


1986 

570 

456 

1026 

800 

212 

1012 

1193 

544 

1737 

2563 

1213 


Spanien 1976 

1919 

742 


3709 

869 

4578 

3535 

1971 

5506 

9164 

3581 

IB 

1986 

1309 

433 

wm 

2930 

536 

3466 

3721 

2246 

5967 

7959 

3215 

IB 

Frankreich 1976 


680 


6056 

1929 

7985 

6140 

5401 

11541 


8009 

21608 

1986 

mm 

501 


4936 

1631 

6567 

6772 

6644 

13416 


8776 

21519 

Irland 1976 

212 


232 

258 

67 

325 

298 

209 

507 

769 

295 

1064 

1986 

153 

15 

168 

241 

60 

301 

347 

259 

606 

741 

334 

1075 

Italien 1976 

2113 

1115 

3228 

5865 

1661 

7526 

6288 

3091 

Bi 

14266 

5867 

IB 

1986 

1442 

800 

2242 

5196 

1627 

6823 

7626 

4550 

IB 

14265 

6975 

Is 

Luxemburg 1976 

— 


■B 

— 


66 

— 


81 

110 

47 

157 

1986 

5 


■b 

48 


54 

56 

48 

104 

109 

56 

165 

Niederlande 




■i 




Bi 





1976 


40 

260 

mm 

190 

1560 

1853 

IB 

2924 

3443 

1301 

4744 

1986 


55 

248 

IB 

189 

1375 

2090 

IB 

3615 

3468 

1770 

5238 

Portugal 1976 

692 

593 

1285 

909 

364 

1273 

803 

500 



1457 

3860 

1986 

444 

446 

890 

998 

388 

1386 

952 

909 



1861 

2394 



1743 

4137 

Vereinigtes 
Königreich 1976 

540 

137 

677 

7375 

2336 

9711 

7357 


14432 

m 

9547 

24 819 

1986 

502 

117 

619 

5699 

1830 

7529 

8012 


16413 

IB 


24561 

Zusammen 1976 





13573 





47377 

— 


63389 

_ 

— 

124338 

1986 

6557 

3533 

10090 

31171 

9463 


40427 

33938 

74365 

78155 

46934 

125088 
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noch Tabelle A 2 


Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen und Geschlecht 
in der EG 1976 und 1986 



Anteil in % 


Landwirtschaft, 










EG-Mitgliedstaat 

Jagd, Forstwirtschaft 
und Fischerei 


Industrie 


Dienstleistungen 

Insgesamt 


Männer 


Zusam- 

Männer 

Frauen 

Zusam- 

Männer 

Frauen 

Zusam- 

Männer 

Frauen 

Zusam- 


men 



men 



men 



men 

Belgien 1976 

4,0 

n 

3,4 

45,6 



50,3 

75,9 

58,9 

100,0 

100,0 

100,0 

1986 



2,8 

37,4 

WH 


59,1 

84,2 

68,6 

100,0 

100,0 

100,0 

Dänemark 1976 





9,2 



— 

30,9 

— 

— 

59,9 

— 

— 

100,0 

1986 

8,2 

3,5 

6,1 

35,3 

15,8 

26,5 

56,4 

30,3 

67,4 

100,0 

100,0 

100,0 

Bundesrepublik 
Deutschland 1976 


9,2 

6,6 

52,4 

29,8 

44,0 

42,6 

60,9 

49,4 

100,0 

100,0 


1986 


6,5 

5,2 

48,7 

26,2 

40,1 

46,9 

67,3 

54,7 

100,0 

100,0 


Griechenland 













1976 

— 

— 

32,2 

— 

— 

27,1 

— 

— 

40,7 

— 

— 

100,0 

1986 

22,2 

37,6 

27,2 

31,2 

17,5 

26,8 

46,5 

44,8 

46,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Spanien 1976 

20,9 

20,7 

20,9 

40,5 

24,3 

35,9 

38,6 

55,0 

43,2 

100,0 


100,0 

1986 

16,4 

13,5 

15,6 

36,8 

16,7 

31,0 

46,8 

69,9 

53,4 

100,0 


100,0 

Frankreich 1976 

10,3 

8,5 

9,6 

44,5 

24,1 

37,0 

45,2 


53,4 

100,0 

100,0 

100,0 

1986 

8,1 


7,1 

38,7 

18,6 

30,5 

53,1 


62,3 

100,0 

100,0 

100,0 

Irland 1976 

27,6 

6,8 



22,7 

30,5 

38,8 

BQ 

47,7 

100,0 

100,0 

100,0 

1986 

20,6 

4,5 



18,0 

28,0 

46,8 


56,4 

100,0 

100,0 

100,0 

Itcdien 1976 

14,8 


16,0 

41,1 

28,3 

37,4 

44,1 

52,7 

46,6 

100,0 

100,0 

100,0 

1986 

10,1 

w 

10,6 

36,4 

23,3 

32,1 

53,5 

65,2 

57,3 

100,0 

100,0 

100,0 

Luxemburg 1976 




^^3 

— 

— 

41,8 

— 

— 

51,6 

— 

— 

100,0 

1986 

4,6 



44,0 

10,7 

32,8 

51,4 

85,7 

63,2 

100,0 

100,0 

100,0 

Niederlande 



mm 










1976 


3,1 


39,8 

14,6 

32,9 

53,8 

82,3 

61,6 

100,0 

100,0 

100,0 

1986 


3,1 

fm 

34,2 

10,7 

26,3 

60,3 

86,2 

69,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Portugal 1976 

28,9 


33,3 

37,8 

25,0 

33,0 

33,4 


33,7 

100,0 

100,0 

100,0 

1986 

18,5 


21,5 

41,7 

22,3 

33,5 

39,8 


45,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Vereinigtes 
Königreich 1976 


1,4 


48,3 

24,5 

39,1 

48,2 

74,1 

58,1 

100,0 

100,0 

100,0 

1986 


1,1 


40,1 

17,7 

30,7 

56,3 

81,2 

66,8 

100,0 

100,0 

100,0 

Zusammen 1976 





10,9 





38,1 

— 

— 

51,0 

— 


100,0 

1986 

8,4 

7,5 

8,1 

39,9 

20,2 

32,5 

51,7 

72,3 

59,4 

100,0 

100,0 

100,0 
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Tabelle A5/1 

Durchschnittliche Bruttostundenverdienste der männlichen Arbeiter im produzierenden Gewerbe 

(in nationaler Währung; Stichtag Oktober) 


Land 

Jahre 

Bel- 

gien 

Däne- 
mark 2) 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 
chen- 
land 2) 3) 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Por- 

tugal<) 

Groß- 

britan- 

nien 


2052) 

. 


82 

■ 



2 949 

213 

13,32 

, 

1,86 


2422) 

53,40 

14,37 

126 


23,992) 

2,622) 

4 135 

238 

14,84 

73 

2,58 


2642) 

59,17 

15,15 

160 


27,532) 

3,142) 

5 121 

251 

15,64 

90 

2,85 


279 

65,06 

15,78 

212 


31,11 

3,572) 

5 975 

272 

16,66 

112 

3,12 

1983 

292 

67,67 

16,31 

252 


35,07 

3,952) 

6 927 

293 

16,95 

133 

3,37 

1984 

305 

70,50 

16,71 

311 

■ 

37,21 

4,362) 

7 513 

305 

17,01 

154 

3,66 

1985 

315 

74,74 

17,38 

363 


39,34 

4,81 

8 277 

314 

17,40 

184 

3,94 


315 

77,85 

18,05 

405 



5,16 


324 

17,70 

217 

4,22 

■m 

320 

86,07 

18,70 

441 

■ 

42,52 

5,38 

. 

3341) 

17,601)4) 

253 

4,50 

■H 


90,52 

19,26 

• 

■ 


5,54 ! 


‘ 

• 


• 


1) Stichtag April 

2) Ohne Baugewerbe, ohne Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung 

3) Ohne Bergbau 

*) insges., da keine geschlechtsspezifische Trennung 
Quelle: Eurostat, Verdienste, 1988/2 


Tabelle A5/2 

Durchschnittliche Bruttostundenverdienste der weiblichen Arbeiter im produzierenden Gewerbe 

(in nationaler Währung; Stichtag Oktober) 


Land 

Jahre 

Bel- 

gien 

Däne- 
mark 2) 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 
chen- 
land 2) 3) 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland 

Itahen 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Por- 

tugal<) 

Groß- 

britan- 

nien 

1978 

1452) 

. 


56 


14,492) 


2 423 

136 

9,74 

. 

1,30 

1980 

1702) 

45,95 

10,40 

85 


18,782) 

1,802) 

3 441 

154 

10,84 

73 

1,80 

1981 

1892) 

50,75 

11,00 

107 


00 

00 

CM 

2,112) 

4 299 

159 

11,37 

90 

1,99 

1982 

204 

55,37 

11,46 

157 


24,72 

2,442) 

5 093 

173 

12,18 

112 

2,16 

1983 

216 

57,84 

11,78 

188 


28,09 

2,702) 

5 949 

191 

12,53 

133 

2,32 

1984 

225 

60,51 

12,12 

236 


29,84 

2,982) 

6 233 

197 

12,59 

154 

2,53 

1985 

234 

64,15 

12,66 

286 


31,77 

3,21 

6 848 

207 

12,80 

184 

2,71 

1986 

234 

66,66 

13,22 

314 


33,03 

3,46 


209 

13,13 

217 

2,89 

1987 

241 

73,69 

13,75 

347 


34,34 

3,59 


2181) 

17,601)4) 

253 

3,10 

19881) 

• 

76,19 

14,14 




3,72 


• 

• 

• 

• 


1) Stichtag April 

2) Ohne Baugewerbe, ohne Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung 

3) Ohne Bergbau 

4) insges., da keine geschlechtsspezifische Trennung 
Quelle: Eurostat, Verdienste, 1988/2 
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Tabelle A5/3 

Durchschnittliche Bruttostundenverdienste der männlichen Arbeiter in der Landwirtschaft 

(in nationaler Währung; Stichtag Oktober) 


Land 

Jahre 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Bimdes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Por- 

tugal 

Groß- 

britan- 

nien 















169 

39,89 




18,76 

1.74 

3 508 

142 

12,75 


1,68 



























1983 













1984 

215 


12,841) 



29,34 

2,58 

6 249 

193 

14,21 


2,43 

1985 














222 


13,98 


318 


2,92 

6 877 

211 

15,23 


2,79 

rngm 



























1) Arbeiter in Betrieben mit einer Fläche von mindestens 50 ha 
Quelle: Eurostat, Verdienste in der Landwirtschaft 1986 


Tabelle ASM 

Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der männlichen Angestellten im produzierenden Gewerbe 

(in nationaler Währung; Stichtag Oktober) 


Land 

Jahre 

Bel- 

gien 

Däne- 
mark 2) 4) 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 
chen- 
land 2) 3) 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland'*) 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Portu- 
gal 4) 

Groß- 

britan- 

nien 

1978 













1980 

62 861 

9 426 

3 7152) 



7 5802) 


1 0052) 

74 2512) 

3 7612) 

21 286 

659 

1981 

68 699 

10 434 

3 9092) 



8 4962) 


1 2202) 

77 545 

3 9912) 

25 928 

740 

1982 

72 151 

11 613 

4 0642) 



9 338 


1 3892) 

84 806 

4 260 

31 219 

798 

1983 

74 916 

12 271 

4 226 

59 789 


10 342 


1 623 

89 310 

4 342 

37 334 

904 

1984 

78 116 

12 952 

4 403 

74 991 


11 015 


1 820 

96 233 

4 256 

45 959 


1985 

81 327 

13 945 

4 560 

87 581 


11 642 

1 114 

2 063 

99 560 

4 262 

55 455 

1 043 

1986 

81 892 

14 768 

4 755 

96 445 


12 342 

1 189 


105 397 

4 423 

67 157 

1 148 

1987 

83 378 

15 764 

4 926 

102 685 


12 766 

1 264 


106 8961) 


78 683 

1 2101) 

1988 


16 7401) 

5 0391) 




1 3071) 







1) Stichtag April 

2) Ohne Baugewerbe, ohne Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung 

3) Ohne Bergbau 

4) insges., da keine geschlechtsspezifische Trennung 
Quelle: Eurostat, Verdienste, 1988/2 
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Tabelle A5/5 

Durchsdiiiittliche Bnittomonatsverdienste der weiblichen Angestellten im produzierenden Gewerbe 

(in nationaler Währung; Stichtag Oktober) 


Land 

Jahre 

Bel- 

gien 

Däne- 
mark 2) *) 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 
chen- 
land 2) 3) 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland^) 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Portu- 

gal<) 

Groß- 

britan- 

nien 

n 

38 911 

9 426 

2 4512) 


I 

4 6342) 


7272) 

36 9292) 

2 2232) 

21 286 

359 

■SH 

41799 

10 434 

2 5852) 

. 


5 2182) 


8782) 

39 686 

2 3662) 

25 928 

405 

1982 

44 386 

11 613 

2 7062) 



5 762 


9982) 

44 704 

2 557 

31 219 

436 

1983 

46 869 

12 271 

2 811 

35 898 


6 440 


1 162 

48 229 

2 652 

37 334 

496 

1984 

48 878 

12 952 

2 923 

45 440 


6 886 


1 278 

51804 

2 684 

45 959 

. 

1985 

51 186 

13 945 

3 019 

56 321 


7 325 

1 114 

1427 

54 939 

2 733 

55 455 

571 

1986 

51 929 

14 768 

3 151 

60 860 


8 008 

1 189 

, 

57 671 

2 772 

67 157 

623 

1987 

53 177 

15 764 

3 278 

66 844 


8 308 

1264 


59 2131) 

. 

78 683 

6591) 

1988 

• 

16 7401) 

3 3531) 


■ 


13071) 

• 


• 


• 


1) Stichtag April 

2) Ohne Baugewerbe, ohne Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme und Wasserversorgimg 

3) Ohne Bergbau 

4) insges., da keine geschlechtsspezifische Trennimg 
Quelle: Eurostat, Verdienste, 1988/2 


Tabelle A5/6 


Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der männlichen Angestellten im Handel 

(in nationaler Wähnmg; Stichtag Oktober) 


Land 

Jahre 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Por- 

tugal 

Groß- 

britan- 

nien 

1978 













1980 










3 237 



1981 









58 138 

3 402 



1982 






7 590 



62 987 

3 618 



1983 

61 644 


3 242 



8 497 



66 786 

3 688 



1984 

63 445 


3 339 



9 112 



69 703 

3 669 



1985 

66 658 


3 428 



9 669 



72 946 

3 782 



1986 

69 470 


3 558 



10 092 



75 252 

3 875 



1987 

70 757 


3 672 



10 507 



76 7321) 




1988 

• 


3 7341) 



• 








1) Stichtag April 

Quelle: Eurostat, Verdienste, 1988/2 
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Tabelle A5/7 

Durchschnittliche Bnittomonatsverdienste der weiblichen Angestellten im Handel 

(in nationaler Währung; Stichtag Oktober) 


Land 

Jahre 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland 

Itahen 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Por- 

tugal 

Groß- 

britan- 

nien 











■1 



mgm 













■m 









30 852 

üa 



rnmm 









33 515 

2 076 



1983 

39 444 


2 065 






37 010 

2 136 



1984 

41445 


2 146 



5 772 



39 462 

2 174 



1985 

43 299 


2 214 



6 130 



41 658 

2 202 



1986 

43 978 


2 293 



6 446 



43 370 

2 262 



1987 

44 783 


2 374 



6 683 



44 0261) 




1988 



2 4131) 



• 



• 

• 




1) Stichtag April 

Quelle: Eurostat, Verdienste, 1988/2 


Tabelle A7 


Unterschied der niedrigsten und höchsten Stundenlöhne/Monatsgehälter 
zwischen den Wirtschaftszweigen des produzierenden Gewerbes in Prozent des niedrigsten Werts 

(Oktober 1987) 


Land 

Arbeitnehmer 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Spa- 

nien 

Frank- 

reich 

Irland 

Ita- 

lien 

Luxem- 
burg 2) 

Nieder- 
lande 2) 

Por- 

tugal 

Groß- 

britan- 

nien 







- 

% - 






Arbeiter M 

81,7 

60,2 

58,9 

76,1 


76,2 

85,3 

67,3 

56,7 

58,6 


101,6 

F 

T 

47,8 

46,3 

67,6 

28,7 


57,0 

73,7 

37,3 

102,4 

31,5 

209,5 

117,6 

Angestellte M 

86,5 


55,8 

86,5 


52,6 


30,4 

93,2 

41,2 


71,3 

F 

T 

64,3 

45,6 

67,7 

116,3 


28,1 

70,6 

42,4 

85,7 

8,7 

146,9 

42,1 


1) X/1985 

2) IV/1987 

3) X/1986 

Quelle; Eurostat, Verdienste, 2/1988 
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Tabelle B 1 


Differenz zwischen Brutto- und Nettolohn in % des Bruttolohnes (1986) 



Land 

Arbeiter nach 
Familienstand 

Belgien 

Däne- 

mark 

Bundes- 

republik 

Deutsc±i- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Spanien 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

Portugal 

Groß- 

britan- 

nien 

1. Arbeiter, 
männhch 
alleinstehend, 
Durch- 
schnittslohn .... 

38,3 

46,0 

41,3 

23,0 

19,3 

22,7 

38,3 

24,8 

30,1 

41,4 

17,9 

30,8 

2. Arbeiter, 
weiblich 
alleinstehend, 
Durch- 
schnittslohn .... 

33,3 

43,2 

34,7 

21,0 


20,1 

27,2 

22,8 

21,4 

33,7 

17,9 

26,2 

3. Ehepaar mit zwei 
Kindern, ein 
Durchschnitts- 
lohn (Gruppe 1) . 

19,8 


25,2 

15,4 

14,7 

8,2 

23,9 

13,9 

5,7 

28,2 

13,5 

19,0 


Quelle: Eurostat-Schnellberichte, Bevölkerung und soziale Bedingungen, 2/1988 
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TabeUe B 2/1 


Struktur der Arbeitskosten in % 

Arbeiter und Angestellte in Betrieben mit 10 und mehr Beschäftigten 
Wirtschaftsbereich: A Produzierendes Gewerbe 
Jahr: 1978 



Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Luxem- 

burg 

Großbri- 

tannien 

Irland 

Däne- 

mark 

Grie- 

chen- 

land 

Spanien 

Portugal 

1 Arbeitskosten 

insgesamt 

100 

100 

100 



100 

100 



100 

100 

100 

2 Direkte Kosten 

(4+5.1+5.2+5.3) . 

78,1 

70,6 

70,8 

73,6 

75,9 

83,8 

82,0 


94,4 




3 Indirekte Kosten 

(1-2) 

21,9 

29,4 

29,2 

26,4 

24,1 

16,2 



5,6 




4 Direkte Verdienste 

59,4 

56,2 

52,1 

56,9 

57,4 

70,8 


77,3 

86,5 




5 Arbeitsneben- 
kosten 

40,6 

43,8 

47,9 

43,1 

42,6 

29,2 

27,7 

22,7 

13,5 




5.1 Prämien und 

Gratifikationen . . 

8,0 

5,3 

8,3 

8,2 

8,5 

2,9 

1,1 


0,7 




5.2 Entlohmmg für 
nicht gearbeitete 
Tage 

10,5 

8,1 

10,2 

7,7 

9,6 

9,5 

8,3 

7,7 





5.3 Naturalleistungen 

0,2 

1,0 

0,2 


0,2 



0,1 





5.4 Gesetzliche Auf- 
wendimg für die 
soziale Sicheumg 

16,6 

19,5 

26,2 

17,3 

20,4 

13,7 

8,9 

5,9 





5.4.1 Arbeitgeber- 
pflichtbeiträge . . , 

13,0 

14,7] 

25,4 

6,1 

12,9 

11,8 



0,9 




5.4.2 Lohn- tmd Ge- 
haltsfortzahlimg . 

3,3 

J 

9,2 





1,7 




5.4.3 Famihenunter- 

stützimg 

_ 

4,8 

4,3 

2,0 

5,4 

1,7 



— 




5.4.4 Andere gesetz- 
liche Aufwen- 
dungen 

0,3 


-3,5 


0,9 

0,1 



0,1 




5.5 Tariflich vertragh- 
che imd freiwillige 
Aufwendtmg für 
die soziale Siche- 
nmg 

3,4 

6,3 

1,5 

6,9 

1,8 

0,7 

6,3 

5,1 

1,4 




5.5.1 Betriebliche 

Altersversorgung 

3,2 

3,6 

_ 

5,3 

0,9 

— 


3,2 

1,3 




5.5.2 Andere nicht-ge- 
setzliche Aufwen- 
dtmgen 

0,2 

2,7 

1,5 

1,6 

0,9 

0,7 


1,9 

0,1 




5.6 Aufwendungen 
für die berufliche 
Aus- imd Weiter- 
bildung 

1,2 

1,4 

0,4 

0,5 

0,3 

0,4 

1,9 

2,1 

1,4 




5.7 Sonstige Aufwen- 
dimgen 

2,7 

2,2 

1,1 

1,7 

1,8 

1,4 







Nachrichtiich: 

Gesamte direkte Entloh- 
nung (4+5.1 +5.2) 

77,9 

69,6 

70,6 

73,4 

75,7 

83,2 

81,7 

85,9 

94,3 




Gesamte Aufwendung 
für die soziale Sicherung 
(5.4+5.51 

20,0 

68,4 

25,8 

27,7 

24,2 

75,7 

22,2 

74,2 

14,4 

41,2 

15,2 


4,1 




5 in % von 4 

77,9 

91,9 

38,3 

29,4 

15,6 




Arbeitskosten insgesamt 
in ECU 

1 253,9 

989,2 

723,7 

1 257,8 


1 217,1 

620,6 

611,5 

1 157,4 





Quelle; Eurostat 1983, Arbeitskosten 1978, Band 1; Hauptergebnisse Seite 192 
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Tabelle B 2/2 


Struktur der Arbeitskosten in % 

Arbeiter und Angestellte in Betrieben mit 10 und mehr Beschäftigten 
Wirtschaftsbereich: A Produzierendes Gewerbe 
Jahr: 1981 



Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Luxem- 

burg 

Großbri- 

tannien 

Irland 

Däne- 

mark 

Grie- 

chen- 

land 

Spa- 

nien 

Por- 

tugal 

1 

Arbeitskosten 
insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2 

Direkte Kosten 
(4+5.1+5.2+5.3) . 

77,7 

70,0 

73,4 

72,9 

75,7 

84,7 

81,0 

84,1 

94,4 

83,0 



3 

Indirekte Kosten 
(1-2) 

22,3 

30,0 

26,6 

27,1 

24,3 

15,3 

19,0 

15,9 

5,6 

17,0 



4 

Direkte Verdienste 

57,6 

55,6 

54,2 

56,9 

56,4 

70,0 

69,3 

73,9 

85,4 

64,0 



5 

Arbeitsneben- 
kosten 

42,2 

44,4 

45,8 

43,1 

43,6 

30,0 

30,7 

26,1 

14,6 

36,0 



5.1 

Prämien imd 
Gratifikationen . . 

8,5 

5,2 

8,9 

7,5 

9,8 

2,7 

1,0 

0,9 

0,7 

12,0 



5.2 

Entlohnung für 
nicht gearbeitete 
Tage 

11,3 

8,1 

10,1 

8,3 

9,2 

11,3 

10,4 

9,2 

8,2 

7,0 



5.3 

Naturalleistungen 

0,2 

1,1 

0,2 

0,2 

0,1 

0,6 

0,4 

0,1 

0,1 

1,0 



5.4 

Gesetzhche Auf- 
wendung für die 
soziale Sichenmg 

16,6 

18,9 

23,3 

17,3 

20,1 

14,4 

9,4 

7,0 

2,6 

16,0 



5.4.1 

Arbeitgeber- 
pflichtbeiträge . . . 

13,2 

14,2] 

27,4 

16,0 

12,6 

12,4 



1.2 




5.4.2 

Lohn- und Ge- 
haltsfortzahlung . 

3,1 

J 

8,2 

0,8 

0,1 



1,3 




5.4.3 

Famüienunter- 
stützung 



4,7 

4,4 

1,3 

5,0 

1,8 



— 




5.4.4 

Andere gesetz- 
Uche Aufwen- 
dimgen 

0,3 


-8,5 


1,4 

0,1 



0,1 




5.5 

Tariflich vertragh- 
che und freiwilhge 
Aufwendung für 
die soziale Siche- 
rung 

3,6 

7,6 

1,6 

6,9 

2,1 

0,7 

6,8 

5,6 

1,2 




5.5.1 

Betriebhche 

Altersversorgung 

3,4 

4,5 



5,4 

1,1 




3,6 

1,1 





5.5.2 

Andere nicht-ge- 
setzhche Aufwen- 
dungen 

0,2 

3,1 

1,6 

1,5 

1,0 

0,7 


2,0 

0,1 




5.6 

Aufwendungen 
für die berufliche 
Aus- und Weiter- 
bildimg 

1,5 

1,5 

0,5 

0,6 

0,4 

0,4 

2,0 

2,1 

1,6 




5.7 

Sonstige Aufwen- 
dungen 

0,5 

2,0 

1,2 

2,3 

1,9 

-0,1 

0,7 

1,2 

0,2 

1.0 



Nachrichtlich: 

Gesamte direkte Entloh- 
nung (4+5. 1+5. 2) 

77,4 

68,9 

73,2 

72,7 

75,5 

84,0 

80,7 

84,0 

94,3 

82,0 



Gesamte Aufwendimg 
für die soziale Sicherimg 
(5.4+5.5) 

20,2 

26,5 

24,9 

24,2 

22,2 

15,1 

16,2 

12,6 

3,8 

16,0 



5 in % von 4 

73,3 

79,9 

84,5 

75,7 

77,3 

42,9 

44,3 

35,3 

17,1 

56,3 



Arbeitskosten insgesamt 
in ECU 

1 547,0 

1 445,0 

1 061,6 

1 498,0 

1614,6 

1 398,6 

1 187,8 

986,9 

1379,1 

664,5 




Quelle: EUROSTAT 1984, Arbeitskosten 1981, Band 1: Wichtigste Ergebnisse Seite 168 
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Tabelle B 2/3 


Struktur der Arbeitskosten in % 

Arbeiter und Angestellte in Betrieben mit 10 und mehr Beschäftigten 
Wirtschaftsbereich: A Produzierendes Gewerbe 
Jahr: 1984 



Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 


Großbri- 

tannien 

Irland 

Däne- 

mark 

Grie- 

chen- 

land 

Spa- 

nien 

Por- 

tugal 

1 Arbeitskosten 

insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2 Direkte Kosten 

(4+5.1+5.2+5.3) . 

76,7 

68,1 

72,6 

72,9 

75,1 

83,7 

82,9 

82,6 

92,4 

81,0 


74,5 

3 Indirekte Kosten 

(1-2) 

23,3 

31,9 

27,4 

27,1 

24,9 

16,3 

17,1 

17,4 

7,6 

19,0 


25,5 

4 Direkte Verdienste 

56,5 

52,5 

53,4 

56,1 

54,9 

69,0 

71,3 

69,7 

83,6 

(a)62,0 


58,7 

5 Arbeitsneben- 
kosten 

43,5 

47,5 

46,6 

43,9 

45,1 

31,0 

28,7 

30,3 

16,4 

39,0 


41,3 

5.1 Prämien und 

Gratifikationen . . 

8,6 

5,0 

8,0 

7,1 

10,9 

3,2 

1,1 

1.0 

0,7 

12,0 


10,3 

5.2 Entlohnung für 
nicht gearbeitete 
Tage 

11.4 

9,4 

10,9 

9,6 

9,1 

11,2 

10,4 

11,7 

8,0 

7,0 


5,3 

5.3 Naturalleistungen 

0,2 

1.2 

0,3 

0,1 

0,1 

0,3 

0,2 

0,2 

0,1 

1,0 


0,2 

5.4 Gesetzliche Auf- 
wendung für die 
soziale Sicherung 

16,4 

19,4 

32,2 

16,3 

22,5 

14,3 

7,6 

8,6 

4,6 

18,0 


16,3 

5.4.1 Arbeitgeber- 
pflichtbeiträge . . . 

13,5 

14,51 


26,3 

9,0 

15,2 

12,0 



3,0 




5.4.2 Lohn- imd Ge- 
haltsfortzahlung . 

2,6 

-J 


4,8 

0,7 

0,5 



1,1 




5.4.3 Famihenunter- 
stützung 



4,9 

4,3 

2,5 

4,8 

1,7 



— 




5.4.4 Andere gesetz- 
liche Aufwen- 
dxmgen 

0,3 


1.6 


1.6 




0,5 




5.5 Tariflich vertragli- 
che und freiwiUige 
Aufwendung für 
die soziale Siche- 
rung 

4,6 

8,7 

1,3 

8,1 

1,4 

0,6 

7,0 

6,1 

1,1 



2,1 

5.5.1 Betriebliche 

Altersversorgung 

4,4 

4,7 



6,4 

1.1 

0,4 

* 

4,2 

1,0 

_ 


1,1 

5.5.2 Andere nicht-ge- 
setzliche Aufwen- 
dxmgen 

0,2 

4,0 

1.3 

1,7 

0,3 

0,2 


1,9 

0,1 



1.0 

5.6 Aufwendxmgen 
für die berufliche 
Aus- imd Weiter- 
bildung 

1,6 

1,6 

0.3 

0,4 

0,4 

0,5 

1,5 

1,3 

1,9 



2,0 

5.7 Sonstige Aufwen- 
dimgen abzüglich 
Subventionen . . . 

0,7 

2,2 

-6,4 

2,3 

0,6 

0,9 

i 

0,9 

1,4 


1,0 


5,1 

Nachrichtlich: 













Gesamte direkte Entloh- 
nung (4+5. 1+5.2) 

76,5 

66,9 

72,3 

72,8 

74,9 

83,4 

82,7 

82,4 

92,3 

80,0 


74,3 

Gesamte Aufwendung 
für die soziale Sicherung 
(5.4+5.5) 

21,0 

28,1 

33,5 

24,4 

24,0 

14,9 

14,6 

14,7 

5,7 

18,0 


18,4 

5 in % von 4 

77,0 

90,5 

87,3 

78,3 

82,1 

44,9 

40,3 

43,5 

19,6 

62,9 


70,4 

Arbeitskosten insgesaunt 
in ECU 

2 008,4 

1 733,6 

1 544,7 i 

1 891,1 

1 718,6 

1 573,6 

1417,1 

1 423,0 

1 732,4 

623,4 


385,5 


Quelle: EUROSTAT 3c, Arbeitskosten 1984, Seite 184 
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Tabelle B2/4 


Monthly earnings manual and non-manual workers as per cent of total costs 
Direkte Verdienste in % der Gesamtarbeitskosten nach Betriebsgrößenklassen im Jahre 1984 
Salaire mensuel ouvriers et employes en pour cent du coüt total 


Establishements 
with Employees 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

France 

Italia 

Neder- 

land 

Belgi- 

que 

Luxem- 

bourg 

United 

King- 

dom 

Ireland 

Dan- 

mark 

HeUas 

Espana 

Portugal 






Produzierendes Gewerbe insgesamt 







Industry Nace: A 



Industrie Nace: A 


ge. 

10 

56.5 

52.4 

53.4 

56.1 

54.9 

69.0 

71.3 

— 

83.6 

61.7 

— 

58.7 

ge. 

50 

55.8 

51.5 

53.1 

55.5 

54.4 

68.7 

70.8 

— 

83.6 

61.3 

— 

58.1 

10 to 

49 

61.2 

56.4 

55.3 

58.3 

57.0 

71.0 

73.9 

— 

83.7 

63.1 

— 

61.6 

50 to 

99 

60.8 

55.3 

55.5 

57.4 

57.0 

— 

73.1 

— 

83.9 

62.7 

— 

62.9 

100 to 

199 

59.9 

54.0 

54.9 

56.9 

56.4 

— 

73.0 

— 

84.0 

62.1 

— 

59.3 

200 to 

499 

58.4 

53.0 

53.9 

56.0 

55.5 

— 

72.2 

— 

83.5 

61.8 

— 

56.4 

500 to 

999 

56.8 

52.1 

54.0 

56.0 

55.5 

— 

70.6 

— 

83.2 

60.7 

— 

57.0 

ge. 

1 000 

52.6 

47.7 

50.4 

53.8 

52.1 

— 

68.9 

— 

83.5 

59.7 

— 

56.5 




Industry Nace: B 



Industrie Nace: B 


ge. 

10 

56.7 

53.2 

54.3 

56.3 

55.3 

69.2 

71.7 

— 

83.6 

61.6 

— 

59.0 

ge. 

50 

56.0 

52.5 

54.2 

55.8 

54.9 

69.0 

71.3 

— 

83.6 

61.1 

— 

58.6 

10 to 

49 

61.3 

56.4 

55.3 

58.4 

57.0 

71.0 

73.9 

— 

83.7 

63.1 

— 

61.4 

50 to 

99 

60.9 

55.3 

55.5 

57.6 

57.1 

— 

73.1 

— 

83.9 

62.5 

— 

62.8 

100 to 

199 

60.1 

54.1 

55.0 

57.1 

56.4 

— 

73.1 

— 

84.0 

61.8 

— 

59,0 

200 to 

499 

58.7 

53.0 

53.9 

56.3 

55.6 

— 

72.2 

— 

83.6 

61.7 

— 

56.0 

500 to 

999 

57.1 

52.2 

54.1 

56.3 

55.3 

— 

70.6 

— 

83.2 

60.5 

— 

56.9 

ge. 

1 000 

52.8 

50.0 

53.0 

54.2 

53.2 

— 

69.8 

- 

83.5 

59.5 

— 

59.5 




Industry Nace: C 



Industrie Nace: C 


ge. 

10 

46.6 

41.8 

52.3 

52.7 

53.1 

70.4 

70.9 

— 

83.1 

61.3 

— 

56.8 

ge. 

50 

45.8 

40.5 

51.4 

52.0 

53.0 


69.8 

— 

82.0 

61.1 

— 

56.4 

10 to 

49 

62.3 

54.6 

54.1 

62.1 

56.4 


74.7 

— 

85.5 

62.9 

— 

62.2 

50 to 

99 

58.9 

52.4 

53.1 

63.7 

58.8 

— 

74.0 

— 

82.6 

61.7 

— 

59.5 

100 to 

199 

58.3 

47.7 

52.7 

57.1 

55.9 

— 

71.4 

— 


60.4 

— 

60.0 

200 to 

499 

54.4 

46.6 

49.4 

— 

— 

— 

71.7 

— 


60.3 

— 

: 

500 to 

999 

52.3 

41.6 

52.8 

— 

— 

— 

73.0 

— 

— 

56,9 

— 


ge. 

1 000 

44.9 

39.3 

— 

— 

52.5 

— 

67.6 

— 

— 

62.7 

— 

; 






Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 







Industry Nace: D 



Industrie Nace: D 


ge. 


56.7 

53.3 

54.5 

57.0 

55.6 

69.0 

71.3 

— 

83.8 

61.6 

— 

58.2 

ge. 

50 

56.2 

52.6 

54.3 

56.4 

55.1 

68.8 

71.0 

— 

83.5 

61.1 

— 

57.6 

10 to 

49 

61.9 

56.9 

56.2 

60.5 

58.5 

71.3 

73.4 

— 

84.5 

63.1 

— 

61.9 

50 to 

99 

61.0 

55.5 

55.9 

59.1 

57.7 

— 

72.6 

— 

84.2 

62.5 

— 

59.2 

100 to 

199 

59.9 

54.0 

55.1 

58.4 

56.7 

— 

73.0 

— 

84.0 

61.8 

— 

58.7 

200 to 

499 

58.5 

53.0 

54.1 

57.2 

55.7 

— 

72.0 

— 

83.5 

61.8 

— 

55.4 

500 to 

999 

57.1 

52.2 

54.2 

56.8 

55.5 

— 

70.3 

— 

82.8 

60.8 

— 

56.8 

ge. 

1 000 

53.4 

50.6 

53.0 

54.7 

53.3 

— 

69.4 

— 

83.5 

58.9 

— 

59.5 


Quelle: Eurostat 1986, Arbeitskosten 1984, Band 2 
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Anlage B 5 d) 

Anhang 11 

Verfahren zur Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit 
von Tarifverträgen in der Gemeinschaft 


in allen Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft fallen Tarifverträge unter das 
Privatrecht: daraus folgt, daß sie nur 
für die Vertragsparteien und Unter- 
zeichner verbindlich sind. 

Im Bemühen um Gleichbehandlung 
von Arbeitnehmern und Unterneh- 
men bestehen jedoch in mehreren 
Mitgiiedstaaten Verfahren, die darauf 
abzielen, die Tarifverträge für alle 
Arbeitgeber und alle Arbeitnehmer 
desselben Sektors oder derselben 
Branche als allgemeinverbindlich zu 
erklären. 

Belgien 

— Tarifverträge, die im Landesar- 
beitsrat oder in einem paritäti- 
schen Ausschuß geschlossen 
werden, sind für alle Arbeitgeber, 
die einer Arbeitgeberorganisation 
angeschlossen sind, und für alle 
Arbeitnehmer, die von diesen 
Arbeitgebern beschäftigt werden, 
verbindlich. 

Auch für „nichtorganisierte“ 
Arbeitgeber sind derartige Tarif- 
verträge verbindlich, es sei denn, 
sie haben schriftlich und Indivi- 
duell für jeden Beschäftigten eine 
Ausnahme vereinbart. 

— Das Gesetz regelt das System der 
Ausdehnung der Verbindlichkeit 
durch Königlichen Erlaß, der auf 
Antrag der Sozialpartner ergeht. 
In diesem Fall ist keine Ausnahme 
möglich: Der Tarifvertrag gilt also 
für alle Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, die in die Zuständigkeit 
des Organs fallen, in dem der 
Tarifvertrag geschlossen wurde 
(generell für den Landesarbeitsrat 
und Branche für den paritätischen 
Ausschuß). 

In der Praxis wird die Ausdeh- 
nung der Verbindlichkeit generell 
beantragt und genehmigt (von 
den 42 Im Landesarbeitsrat ge- 
schlossenen Tarifverträgen waren 
beispielsweise 41 Gegenstand 
eines Königlichen Ausdehnungs- 
erlasses). 


Italien 

Die verfassungsrechtliche Vorschrift, 
die die Gewerkschaftsorganisationen 
zum Abschluß allgemeinverbindlicher 
Tarifverträge befugt, wird nicht ange- 
wendet. 

Durch ein Gesetz von 1959 wurde die 
Regierung ermächtigt, Verordnungen 
zu erlassen, deren Inhalt mit dem der 
Tarifverträge übereinstimmt, die beim 
Arbeitsministerium ad hoc registriert 
werden. Das Verfassungsgericht hat 
dieses Gesetz jedoch für verfas- 
sungswidrig erklärt. 

Im übrigen wird In der Praxis ziemlich 
reibungslos das Verfahren des 
schrittweisen Beitritts zu bereits 
geschlossenen Tarifverträgen ange- 
wandt. 

Luxemburg 

Durch Großherzoglichen Erlaß kann 
die Regierung Tarifverträge für allge- 
meinverbindlich erklären, sofern zwei 
Bedingungen erfüllt sind. Einmal muß 
eine gleichlautende Stellungnahme 
des Landesschlichtungsamts (Paritä- 
tisches Organ) vorliegen und zum 
anderen darf der Tarifvertrag keine 
gesetzwidrigen Bestimmungen ent- 
halten. Dieses Verfahren wird laufend 
praktiziert. 

Dänemark 

Es gibt kein Ausdehnungsverfahren 
im eigentlichen Sinne. Bel Streitig- 
keiten kann das Parlament den Tarif- 
vertrag einer Branche auf die sich in 
Tarif Streitigkeiten befindenden Wirt- 
schaftszweige ausdehnen. Auf diese 
Praktik ist in den letzten Jahren 
verstärkt zurückgegriffen worden, vor 
allem in den wichtigsten Sektoren. 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Die Erklärung der Allgemeinverbind- 
lichkeit von Tarifverträgen (die sich 
allerdings nicht auf den räumlichen 
Geltungsbereich desselben er- 
streckt) erfolgt durch den Bundes- 


minister für Arbeit oder durch die 
Arbeitsminister der Länder auf 
Antrag einer der Vertragsparteien 
nach einfachem Mehrheitsbeschluß 
eines paritätischen Ausschusses 
(Tarifausschuß) unter der Vorausset- 
zung, daß die Arbeitgeber 50 % der 
Arbeitnehmer beschäftigen, die in 
den Geltungsbereich des Tarifver- 
trags fallen; in der Praxis spielt 
dieses Verfahren nur eine unterge- 
ordnete Rolle, mit Ausnahme der 
Wirtschaftszweige, in denen die 
kleinen und mittleren Unternehmen 
zahlreich vertreten sind. 

Vereinigtes Königreich 

Es gibt kein Verfahren zur Ausdeh- 
nung der Verbindlichkeit von Tarifver- 
trägen. 

Niederlande 

Durch ein Gesetz aus dem Jahr 1937 
ist der Minister für soziale Angele- 
genheiten ermächtigt, auf Antrag 
einer der Vertragsparteien einen 
Tarifvertrag für den gesamten Wirt- 
schaftssektor für verbindlich zu 
erklären. 

Irland 

Die Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen kann auf dreierlei Art 
und Weise erreicht werden: 

— durch Registrierung von Tarifver- 
trägen beim Arbeitsgericht, wobei 
diese Verträge bestimmte Voraus- 
setzungen erfüllen müssen; in 
den letzten Jahren wurden nur 
wenige Tarifverträge registriert; 

— durch „Beschlüsse über die 
Regelung der Beschäftigung“ 
(employment regulation Orders), 
die von gemeinsamen Arbeits- 
ausschüssen (drittelparitätische 
Organe auf sektoraler Ebene) 
gefaßt und vom Arbeitsgericht für 
verbindlich erklärt werden; es 
wird geschätzt, daß 5 % der 
Arbeitskräfte unter diese Be- 
schlüsse über die Regelung der 
Beschäftigung fallen; 

— die ..Entschließung über gerechte 
Löhne und Gehälter“ (Fair Wages 
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Resolution) sieht vor, daß öffent- 
liche Aufträge nur an Arbeitgeber 
vergeben werden können, die 
sich einverstanden erklärt haben, 
die im gleichen Sektor üblichen 
Arbeitsentgelte und Arbeitsbedin- 
gungen einzuhalten; über die 
Wirkung dieser Regelung in der 
Praxis ist wenig bekannt. 

Frankreich 

Man unterscheidet zwei Verfahren: 

— das Verfahren der Ausweitung: es 
gilt für Fälle, in denen Arbeit- 
nehmer überhaupt nicht oder nur 
in geringem Maße gewerkschaft- 
lich organisiert sind und es daher 
auf Dauer unmöglich ist, einen 
Tarifvertrag oder ein Tarifab- 
kommen für einen Wirtschafts- 
zweig oder einen bestimmten 
Gebietsteil zu schließen; auf 
Antrag einer betroffenen reprä- 
sentativen Organisation oder auf 
Eigeninitiative kann der Arbeitsmi- 
nister einem gegebenen Wirt- 
schaftszweig oder einem gege- 
benen Bezirk den Tarifvertrag 
vorschreiben, der ihren Inter- 
essen am nächsten kommt; 
dieses Verfahren wird selten 
angewendet; 

— das Verfahren der Ausdehnung: 
Dieses Verfahren kann auf Antrag 
einer der Parteien oder auf initia- 
tive des Ministers selber einge- 
leitet werden; der Ausdehnungs- 
erlaß ergeht nach Abgabe einer 
begründeten Stellungnahme der 
nationalen Tarifvertragskommis- 
Sion; diese Praxis ist üblich. 


Griechenland 

Nach dem Gesetz von 1955 gibt es 

zwei Ausdehnungsverfahren: 

— Der Tarifvertrag, an den die 
Arbeitgeber gebunden sind, die 

tigen, kann durch Ministerialver- 
ordnung für alle Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer für verbindlich 
erklärt werden, wenn die Prüfung 
ergeben hat, daß die Rechtsvor- 
schriften eingehalten werden; in 
der Praxis ergeben sich Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich der Prüfung, 
des rechtlich erforderlichen pro- 
zentualen Anteils; 

— die in Anwesenheit des Arbeits- 
ministers ausgehandeiten und 
Unterzeichneten Tarifverträge sind 
für alle Arbeitgeber und Beschäf- 
tigten verbindlich; dieses Ver- 


fahren wird ziemlich häufig ange- 
wendet. 


Spanien 

Tarifverträge, die von Gewerkschafts- 
organisationen unterzeichnet wer- 
den, die 50 % der Beschäftigten ver- 
treten, sind automatisch allgemein- 
verbindlich. Dieser prozentuale Anteil 
wird bereits von den beiden Mehr- 
heitsgewerkschaften erreicht. Außer- 
dem gibt es noch ein Ausdehnungs- 
verfahren, das vom Arbeitsminister 
eingeleitet werden kann; dieses 
Verfahren wird jedoch sehr selten 
angewendet. 


Portugal 

Ausdehnungsverfahren durch Mini- 
sterialverordnung. 


Quote der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer In der 
ersten Hälfte der achtziger Jahre 


Quote 

Land(’) 

70-80 

Belgien, Dänemark 

60-70 

Luxemburg 

50-60 I 

Irland, Italien. Vereinigtes Königreich 

40-50 

Deutschland 

30-40 

Niederlande 

15-30 

Frankreich, Spanien, Portugal 


Quelle: IAA — 2. Bericht über die Welt der Arbeit. 

(*) Für Griechenland liegt keine Quotenangabe vor. 
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Tabelle C 4/1 


Tarüvertragliche regelmäßige Wochenarbeitszeit 






Eine regelmäßige Wochenarbeitszeit von . 

. . bis unter . . 





Durch- 

schnitt- 

liche 

Wochen- 

arbeits- 

zeit 

— Stun- 
den — 

Jahr 

35,0 

bis 

35,5 

35,5 

bis 

36,0 

36,0 

bis 

36,5 

36,5 

bis 

37,0 

37,0 

bis 

37,5 

37,5 

bis 

38,0 

38,0 

bis 

38,5 

38,5 

bis 

39,0 

39,0 

bis 

39,5 

39,5 

bis 

40,0 

40.0 
bis 

41.0 

41,0 

bis 

41,5 

41,5 

bis 

42,0 

42,0 

bis 

42,5 

42,5 

bis 

43,0 

43,0 

0 . m. 


Stunden hatten ... % der tariflich erfaßten Arbeitnehmer 

1973 




_ 

_ 











68,9 

2,9 

3,9 

15,8 

1,8 

6,7 

40,74 

1974 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

87,1 

1,8 

1,6 

3,2 

0,5 

5,8 

40,34 

1975 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

90,6 

1,6 

0,7 

1,5 

0,4 

5,2 

40,27 

1976 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

91,5 

0,9 

0,5 

2,0 

0,4 

4,7 

40,24 

1977 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


92,2 

1,0 

0,4 

2,2 

0.4 

3,8 

40,21 

1978 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


— 

— 

92,6 

1,5 

0,4 

2,5 

0,4 

2,6 

40,17 

1979 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

93,5 

1,4 

0,2 

2,5 

0,4 

2,0 

40,14 

1980 

— 

— 


— 


— 

— 

— 

— 

— 

94,0 

1.4 

— 

3,5 

0,4 

0,7 

40,12 

1981 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 


94,9 

2,4 

0.1 

2,2 

0,3 

0,1 

40,08 

1982 

— 


— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

96,3 

3,1 


0,3 

0,3 

— 

40,04 

1983 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

98,8 

1,1 

— 

0,0 

0,1 

— 

40,01 

1984 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,1 

— 

— 

— 

98,9 

— 

— 

0,0 

0,0 

— 

39,98 

1985 

— 

— 

— 


— 

— 

1,2 

24,9 

0,4 

0,1 

73,4 

— 

— 

0,0 

0,0 

— 

39,60 

1986 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,3 

38,8 

0,4 

0,1 

59,4 

— 

— 

0,0 

0,0 

— 

39,39 

1987 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,4 

47,9 

0,9 

0,2 

49,6 

— 

— 

— 

0,0 

— 

39,25 

1988 

— 

— 

— 

1,0 

0,7 

23,5 

0,6 

24,2 

1,7 

0,1 

48,2 

— 

— 

— 

0,0 

— 

38,97 
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Tabelle C 4/2 


V. Arbeitsbedingungen 


Jahr 

Belgien 

Dänemark 

Bimdes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

Icuid 

Spanien 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Luxem- 

burg 

Niederlande 

Portugal 

Verei- 

nigtes 

König- 

reich 

EUR-12 


1. Wochenarbeitszeit in Stimden 


a) Vorherrschende tcuifliche Arbeitszeit der Industriearbeiter 

1970 

42-44 

42,5-41,75 

40-41 

48 


401) 

41-42 

42-44 

41-45 

42,5-41,75 



40-48 

1980 

37V2-40 

40 

40 

43^4 

42^5 

40>) 

40 

36-40 

40 

40 




1985/86 




383/4^0 

39-40 

371 / 2-39 







35^5 



— Oktober 


Bi 





1970 

42,7 

■■ 


44,62) 


45,9 

■1 

42,5 


44,3 




1980 

35,7 


^^9 

39,02) 


40,9 

n 

38,4 

H9 

40,8 


40,7 


1984 

35,7 

■IH 

mm 

39,1^) 


38,9 

Bl 

37,4 

40,1 

40,5 




1985 

35,7 

37,9 


39,32) 



41,1 


40,6 

40,5 


42,2 


1986 

35,6 






41,6 


41,0 






2. Bezahlter tariflicher Gnmdurlaub der Industriearbeiter 

— in Tagen 3) 






mm 


18 

16*-24 

6-12 


24 

12-18 

12-15 


15*-18* 



6-24 

liiH 


26*-30 

2r-30* 

10-12 

20-25 

24 

17*-19 

20 *-24 


20 *-24* 



10-30* 

1985/86 


26*-30 

21*-32* 

20-24 

25 

30 

24 

25-30 


26* 

20-25 


20-32* 

\mm 

3. Streiks 


a) Ausgefallene Arbeitstage in 1 000 

1970 

1432 

102 

93 



1742 

1 008 

18 277 


263 




1980 

217 

192 

77 

2 617 

6 178 

1511 

412 

13 514 


54 

533 

11964 


1984 


131 

2 921 



1 317 

386 

7 279 


29 

270 

27 135 


1985 


2 332 

35 



727 

418 

3 177 


89 


6 402 


1986 



28 



568 

309 

4 737 







b) Ausgefallene Arbeitstage je 1 000 beschäftigte Arbeitnehmer 

1970 

482 

56 

4 


135®) 

110 

1405 

1445 

- 

69 


489 


1980 

70 

90 

3 

1570 

777®) 

82 

480 

932 

0 

13 

204 

521 

362 

1984 


61 

136 


891®) 

73 

468 

511 

0 

7 

98®) 

1 277 


1985 


1 021 

2 



40 

513 

211 

0 

20 


298 


1986 






31 

374 

314 

0 



88 



s Schätzimgen. 

1) Gesetzliche Nonnalarbeitszeit. 

2) Bezahlte Arbeitszeit. 

3) Werktage — bei den durch * gekennzeichneten Angaben hcuidelt es sich um Arbeitstage. 

1 a) und 2: Nationale Tarifverträge 

Ib) „Beschäftigimg und Arbeitslosigkeit 1988" EUROSTAT; „Bulletin des statistiques du travail" I. A. A. 
3 a) und b) EUROSTAT. 
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Drucksache 11/4700 


Tabelle C 5 


Feiertage im Jahr 1989 

(89/C 58/02) 





B 

DK 

D 

GR 

E 

F 

IRL 

1 

L 

NL 

p 

UK 

Neujahr 

2. 

1. 







X 


X 



X 

Neujahr 

3. 

1. 












x(‘) 

Heilige Dreikönige 

6. 

1. 



XC) 

X 

X 



X 





Karneval 

16. 

2. 











X 


Kamevalsmontag 

6. 

3. 




X 









St. Patrick’s Day 

17. 

3. 







X 





xO 

Gründonnerstag 

23. 

3. 


X 



X 








Karfreitag 

24. 

3. 


X 

X 

28.4. 

X 


X 



X 

X 

X 

Ostermontag 

27. 

3. 

X 

X 

X 

1.5. 


X 

X 

X 

X 

X 


XOC) 

Bettag 

21. 

4. 


X 











Tag der Befreiung 

25. 

4. 








X 





Tag der Freiheit 

25. 

4. 











X 


Geburtstag der Königin 

29. 

4. 










X 



Tag der Arbeit/ Spring Bank Holiday 

1. 

5. 

X 


X 

X 

X 

X 


X 

X 


X 

X 

Christi Himmelfahrt 

4. 

5. 

X 

X 

X 



X 



X 

X 



Tag der Befreiung 

5. 

5. 










X 



Waffenstillstand 1945 

8. 

5. 






X 







Pfingstmontag 

15. 

5, 

X 

X 

X 



X 



X 

X 



Spring Bank Holiday 

29. 

5. 












X 

Fronleichnam 

2. 

6. 



XO 


25.5. 






X 


1. -Juni-Montag 

5. 

6. 







X 






Tag der Verfassung 

5. 

6. 


X 











Tag der deutschen Einheit 

17. 

6. 



X 










Nationalfeiertag 

23, 

6. 









X 




Orangeman’s Day 

12. 

7. 












xO 

Nationalfeiertag 

14. 

7. 






X 







Nationalfeiertag 

21. 

7. 

X 












St. Jakob 

25. 

7. 





X 








Summer Bank Holiday/ 1. -August-Montag 

7. 

8. 







X 





x(‘) 

Friedensfest 

8. 

8. 



xO 










Mariä Himmelfahrt 

15. 

8. 

X 


xO 

X 

X 

X 


X 

X 


X 


Summer Bank Holiday 

28. 

8. 












xOC' 

Tag der Republik 

5. 

10. 











X 


Nationalfeiertag 

12. 10. 





X 








Bank Holiday 

30. 10. 







X 






Allerheiligen 

1. 

11. 

X 


xO 


X 

X 


X 

X 


X 


Allerseelen 

2. 

11. 

X 












Fest der Dynastie 

15. 11. 

X 












Buß- und Bettag 

15. 11. 



X 










Restauration der Unabhängigkeit 

1. 

12. 











X 


Tag der Verfassung 

6. 

12. 





X 








Unbefleckte Empfängnis 

8. 12. 





X 



X 



X 


Weihnachtsfeiertag 

25. 12. 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

2. Weihnachtsfeiertag 

26. 12. 

X 

X 

X 

X 



X 

X 

X 

X 


X 


(*) Baden-Württemberg, Bayern. 

C) Baden- Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Wcstfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 

(*) Sudt Augsburg (Bayern). 

(^) Saarland und Bayern. In Bayern: gesetzlicher Feiertag nur in Gemeinden mit überwiegend katholischer Bevölkerung. 
(*) Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 

(*) Schottland. 

C) Nordirland. 

O England und Wales. 
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Tabelle D 1 Arbeitslosenquoten für Vergleiche zwischen den Mitgliedstaaten 

Jahresdurchschnitte 



EUR 12 

Bolgique/ 

BeigiÖ 

Danmark 

Bundes- 

republik 

Deutschland 

Ellas 

Espana 

France 

Ireland 

halia 

LwenAowg 

Nederland 

Portugal 

United 

Kingdom 


Alle Altersklassen (%) 
Männer und Frauen 


1984 

10.8 

12.6 

9.2 

7.1 

9.3 

20.6 

9.9 

17.0 

9.5 

3.0 

12.5 

8.4 

11.4 

1985 

10.9 

11.7 

7.6 

7.3 

8.7 

21.9 

10.3 

18.5 

9.4 

3.0 

10.5 

8.5 

11.5 

1986 

10.8 

11.8 

5.8 

6.5 

8.2 

21.2 

10.4 

18.3 

10.6 

2.6 

10.2 

8.2 

11.5 

1987 

10.6 

11.6 

5.8 

6.4 

7.9 

20.5 

10.6 

18.0 

11.0 

2.7 

10.0 

6.8 

10.6 

1988 

10.3 

10.8 

6.4 

6.4 

7.9 

19.8 

10.4 

17.6 

12.4 

2.5 

10.0 

5.9 

8.7 







Männer 







1984 

9.5 

8.5 

8.0 

6.2 

6.8 

19.5 

7.9 

16.5 

6.3 

2.4 

11.1 

5.8 

12.0 

1985 

9.5 

7.6 

6.2 

6.3 

6.3 

20.4 

8.5 

17.8 

6.2 

2.2 

9.3 

6.3 

11.8 

1986 

9.3 

7.6 

4.2 

5.5 

5.6 

19.4 

8.5 

17.5 

7.2 

1.9 

8.6 

6.3 

11.9 

1987 

8.9 

7.5 

4.8 

5.3 

5.5 

17.0 

8.3 

17.4 

7.4 

1.9 

8.3 

5.1 

11.0 

1988 

8.3 

6.8 

5.4 

5.3 

5.1 

15.4 

7.8 

16.7 

8.2 

1.9 

8.2 

4.1 

9.1 







Frauen 







1984 

12.9 

19.4 

10.5 

8.6 

13.9 

23.4 

12.5 

18.1 

15.6 

4.3 

15.0 

12.1 

10.7 

1985 

13.0 

18.5 

9.4 

8.8 

13.1 

25.3 

12.7 

20.0 

15.4 

4.4 

12.7 

11.7 

11.0 

1986 

13.1 

18.7 

7.5 

8.2 

12.8 

25.3 

12.8 

19.8 

16.9 

4.1 

12.9 

11.0 

11.0 

1987 

13.2 

18.2 

7.1 

8.0 

12.3 

27.6 

13.5 

19.2 

17.3 

4.1 

13.0 

9.2 

10.1 

1988 

13.4 

17.1 

7.7 

8.1 

12.6 

28.1 

13.6 

19.3 

19.7 

3.5 

13.4 

8.4 

8.2 


Unter 25 Jahren (%) 
Männer und Frauen 


1984 

24.1 

28.4 

14.5 

11.6 

25.6 

47.1 

26.5 

24.4 

31.8 

6.6 

21.5 

20.3 

.19.6 

1985 

23.3 

25.2 

11.2 

10.5 

24.5 

48.4 

26.1 

26.5 

31.5 

6.8 

17.9 

20.2 

18.6 

1986 

22.6 

23.9 

7.9 

7.7 

25.8 

46.2 

25.0 

26.9 

33.8 

6.3 

16.1 

19.3 

18.4 

1987 

21.3 

23.3 

8.6 

7.0 

26.9 

43.1 

23.8 

26.0 

33.5 

6.2 

14.8 

15.9 

15.8 

1988 

20.2 

20.5 

9.4 

6.4 

26.1 

41.1 

22.2 

24.1 

35.4 

4.9 

14.3 

13.6 

12.2 







Männer 







1984 

22.5 

23.1 

13.0 

10.9 

19.1 

45.8 

22.6 

26.8 

25.8 

6.7 

21.9 

15.1 

21.0 

1985 

21.7 

19.1 

9.7 

9.8 

17.6 

46.4 

23.0 

27.9 

25.1 

6.5 

18.5 

15.6 

19.9 

1986 

20.9 

17.8 

6.6 

6.7 

17.2 

43.6 

21.7 

29.6 

28.2 

5.3 

16.2 

15.4 

19.4 

1987 

19,2 

16.4 

7.4 

6.4 

18.8 

38.2 

19.6 

28.3 

28.3 

4.9 

14.7 

12.1 

16.6 

1988 

17.7 

13.9 

8.4 

6.0 

17.8 

34.9 

17.6 

25.8 

29.7 

4.4 

14.3 

9.5 

13.1 







Frauen 







1984 

26.1 

34.1 

16.3 

12.3 

33.5 

48.7 

30.6 

21.4 

39.1 

6.6 

21.1 

26.4 

17,9 

1985 

25.3 

31.5 

12.9 

11.4 

32.9 

51.3 

29.4 

24.7 

39.1 

7.1 

17.4 

26.0 

17.1 

1986 

24.6 

30.3 

9.5 

8.8 

36.1 

49.6 

28.5 

23.7 

40.4 

7.4 

16.0 

24.3 

17.2 

1987 

23.8 

30.7 

9.9 

7.6 

36.4 

49.2 

28.1 

23.3 

39.7 

7.6 

14.9 

20.7 

14.7 

1988 

23.0 

27.7 

10.6 

7.0 

35.8 

48.5 

26.8 

22.0 

42.0 

5.4 

14.3 

18.7 

11.2 


25 Jahre und älter (%) 
Männer und Frauen 


1984 

7.4 

9.4 

7.7 

6.0 

6.5 

13.2 

6.5 

14.2 

4.5 

2.0 

10.0 

4.8 

9.0 

1985 

7.8 

9.1 

6.7 

6.4 

6.2 

14.7 

7.1 

15.5 

4.7 

1.9 

8.6 

5.1 

9.3 

1986 

7.9 

9.5 

5.2 

6.2 

5.4 

14.2 

7.5 

15.2 

5.6 

1.7 

8.6 

5.1 

9.5 

1987 

8.0 

9.4 

5.1 

6.2 

5.0 

13.9 

8.1 

15.3 

6.2 

1.9 

8.7 

4.3 

9.1 

1988 

8.0 

9.0 

5.6 

6.4 

5.1 

13.7 

8.2 

15.5 

7.5 

1.9 

8.8 

3.8 

7.7 







Männer 







1984 

6.7 

6.1 

6.7 

5.2 

5.1 

13.6 

5.3 

13.6 

2.8 

1.5 

9.0 

3.2 

9.5 

1985 

7.0 

5.8 

5.3 

5.5 

4.8 

14.8 

5.9 

14.9 

3.0 

1.4 

7.6 

3.7 

9.5 

1986 

7.0 

6.0 

3.6 

5.2 

4.1 

14.0 

6.3 

14.3 

3.5 

1.2 

7.3 

3.9 

9.8 

1987 

6.8 

6.2 

4.1 

5.1 

3.8 

12.2 

6.4 

14.6 

3.8 

1.4 

7.1 

3.2 

9.5 

1988 

6.4 

5.8 

4.6 

5.1 

3.6 

11.0 

6.2 

14.5 

4.4 

1.4 

7.0 

2.7 

8.0 







Frauen 







1984 

8.7 

15.3 

8.8 

7.5 

9.4 

12.0 

8.2 

15.9 

8.0 

3.2 

12.3 

7.2 

8.2 

1985 

9.2 

15.1 

8.4 

7,9 

8.8 

14.2 

8.8 

17.1 

8.3 

3.2 

10.8 

7.1 

9.0 

1986 

9.6 

15.7 

7.0 

8.0 

8.0 

15.0 

9.2 

17.5 

9.8 

2.8 

11.5 

6.9 

9.0 

1987 

10.1 

15.1 

6.3 

8.1 

7.4 

18.0 

10.3 

17.1 

10.8 

2.9 

12.2 

5.9 

8.6 

1988 

10.6 

14.6 

6.9 

8,4 

8.0 

19.6 

10.8 

17.9 

13.3 

2.8 

13.0 

5.4 

7.3 
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Tabelle D 3 


Übersicht über wesentliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen der EG-Mitgliedsländer 




Land 


Meißnahmeart 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Frank- 

reich 

Grie- 

chen- 

land 

Groß- 

britan- 

nien 

Irland 

Italien 

Lu- 

xem- 

burg 

Nie- 

der- 

lande 

Por- 

tugal 

Spa- 

nien 

A. 

Maßnahmen für Arbeitslose 

— Qualifizierungsmaßnahmen . . 

— Eingliederungshilfen an Arbeit- 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


nehmer imd Arbeitgeber .... 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


— Hilfen zur Selbständig- 

machung 

— Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 

Xl) 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


men 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

B. 

Maßnahmen für Beschäftigte 
— Qualifizienmgsmaßnahmen . . 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


— Kurzarbeitergeld 

X 







X 

X 

X 




— Schlechtwettergeld 

— Produktive Winterbauförde- 

X 

X 

X 





X 

X 





rung 

— Verkürzimg der Lebensarbeits- 

X 













zeit 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 


X 

X 


davon: O Altersteilzeit 

X 













O Teilrente 




X 


X 







C. 

Sonstige arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen 














— Erziehimgsgeld/Eltemurlaub . 

X 













— Rückkehrförderung 

X 



X 

X 





X 




1) Überbrückungsgeld Quelle: MISEP Februar 1989, Überarbeitung durch BMA 
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Tabelle D4 Arbeitslosigkeit 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Ventcherungssysteme 

Arbeitslosenversicherung 

Arbeitslosenversicherung 

(freiwillig) 

a) Arbeitslosenversicherung 
h) Arbeitslosenhilfe 

Versicherung 

a) Arbeitslosengeld 
h) A.!- üslosenhilfe 

Arbeitslosenversicherung, haupt- 
sächlich bestehend aus 
~ Grundleiscung 

— Leistung bei Erlöschen des 
Anspru^s 

— Solidaritätssyscem (') 
(Sozialhilfe) 

Gesetzgebung 

1 . Erstes Gesetz 

Verordnung vom 18. Februar 
1924 

Gesetz, vom 4. April 1907 

a) und b) 16. Juli 1927 

1954 

a) Gesetz 62 vom 22. Juli 1961 

Gesetz vom 11. Oktober 1940 
Convention vom 31. Dezember 
1958 

2. Grundlegende 
Rechtsvorschriften 

Verordnung vom 20. Dezember 
1963, geänden 

Gesetz vom 24. März 1970 in der 
geändenen Fassung 

Arbeitsförderungsgesetz vom 25. 
Juni 1969 mit zahlreichen Ände- 
rungen 

Sozialgesetzbuch: Allg. Teil (11. 
Dezember 1975); Gemeinsame 
Vorschriften (23. Dezember 
1976) 

Rechtsverordnung von 1 954 

b) Gesetz 51 vom 8. Oktober 
1980, geänden durch das Ge- 
setz 31 vom 2. August 1984 
zur Regelung des Sdhutzes bei 
Arbeitslosigkeit; Königliche 
Verordnung 625 vom 2. 
April 1985 zur Durchführung 
dn Gesetzes 31 von 1984 

Convention vom 24. Februar 
1984; 

Verordnung vom 21. März 
1984; 

Convention vom 19. November 
1985 

A nwendungsbereich 

Alle versicherungspflichttgen Ar* 
beienehmer 

jugendliche, die nach Abschluß 
ihrer Berufsausbildung keine Be- 
schäftigung finden 

Arbeitnehmer und Selbständige 
vom 16. bis zum 65. Lebensjahr 
können Mitglied einer Arbats- 
losenkasse werden 

a) Alle Personen, die als Arbei- 
ter oder Angestellte gegen 
Entgelt oder zu ihrer berufli- 
chen Ausbildung beschäftigt 
sind (Arbeitnehmer), ein- 
schließlich jugendlicher Be- 
hindener 

b) Alle Arbeitnehmer 

Abhängig Beschäftigte, die bei 
einem Sozialversicherungsträger 
gegen Krankheit verstehen sind 
Jugendliche zwischen 20 und 29 
Jahren, die noch nie gearbeitet 
haben 

a) Abhängig Beschäftigte in der 
Industrie und im Dienstlei- 
stungssektor 

b) Arbeitnehmer im Alter zwi- 
schen 18 und 65 Jahren, die 
keinen Anspruch mehr auf die 
beitragsgebundenen Leistun- 
gen habim und die den Unter- 
halt der Familie bestreiten 

Alle Arbeitnehmer 

Vollarbeitslosigkeit 

(unverschuldet) 

Grundbedingung 

! 

Der Arbeitslose 

— darf keine Vei^ütung bezie- 
hen 

— muß arbeitsfähig und beim 
Arbeitsamt als Arbeitsuchen- 
der gemeldet sein 

Der Arbeitslose muß: 

— arbeitsfähig sein 

— ohne eigenes Verschulden ar- 
beitslos sein 

— beim Arbeitsamt gemeldet 
sein 

Der Arbeitslose muß; 
a) und b) der Arbeitsvermittlung 
zur Verfügung stehen und 
sich beim Arbeitsamt arbeits- 
los gemeldet und Leistungen 
beantragt haben 

Der Arbeitslose muß: 

— arbeitsfähig sein 

— ohne eigenes Verschulden ar- 
beitslos sein 

— als Arbeitsuchender beim Ar- 
beitsamt gemeldet sein 

— dem Arbeitsamt zur Verfü- 
gung stehen 

a) Der Arbeitslose muß die Fä- 
higkeit und die Bereitschaft 
zum Arbeiten haben und: 

— der Arbeitsvermiidung 

zur Verfügung stehen 

— seinen Arbeitsplatz ohne 
eigenes Verschulden ver- 
loren haben 

~ regelmäßig sozialversi- 
chert oder in einer versi- 
cherungsrechtlich gleich- 
gestellten Situation sein 

— die erforderlichen Bei- 
tragszeiten erfüllen 

b) Der Arbeitslose, dessen An- 
spruch auf beitragsgebundene 
Leistungen erschöpft ist 

~ muß beim Arbeitsamt ge- 
meldet sein 

— darf binnen 30 Tagen 
nach Erlöschen des An- 
spruchs auf beitragtge- 
Imndene Leistungen keine 
Arbeit gefunden naben 

— darf nicht über ein den 
branchenübergreifenden 
Mindestlohn überschrei- 
tendes Einkommen verfü- 
Ren 

Der Arbeitslose muß eine Arbeit 
suchen und zur Ausübung der 
Arbeit körperlich fähig sein 


(') Für bntinuntr Pcrstwayuppea (Lti^itybettslotc, Jugendliche, aUcimtehende Frauen mit untcrhaltsbcrrchnpcn Kindern utw.). 


Quelle; Übersicht aus der vergleichenden Darstellung der Systeme der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten der EG. Stand: 1. Juli 1986 


Dok. Nr.; ISBN 92825 7539-X 


DrUCkSdChG 11/4700 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 



Arbeitslosigkeit 


IrlanJ 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

a) Arbdcsioscnvcrsicherurg 

b) Arbeicslo^nhilfe 

a) Arbeitslosenversicherung 

b) Außerordentliche Arbeitslosen- 
hilfe 

Arbeiisloseitversichenuig 

a) Wartegeld 

b) Arbeitslosenversicherung 

c) Arbeitslosenhilfe 

a) Arbeitslosenversidicning 

b) Arbeitslosenhilfe 

Arbdtsiosenversidierung 

Gesetz von 1911 

Rechtsverordnung vom 19. Oktober 
1919 

Gesetz vom 6. August 1921 

a) und b) Gesetz vom 9. September 
1949, geändert 

c) Gesetz über die Arbeitslosenhilfe 
vom 10. Dezember 1964 

1975 

Gesetz von 1911 

Gesetz von 19S1 über die SozirJversi- 
cherung (vereinheirüchter Text) und 
geänderte Fassungen 

a) und b) Rechtsverordnung Nr. 
1827 vom 4. Oktober 1535 (mit 
mehreren Änderungen und Er- 
gänzungen) 

Gesetz vom 30. Juni 1976 mit Ände- 
rungen 


Gesetzesverordnung 20/85 vom 17. 
Januar 1985 

Geseu von 1975 und Durchführungs- 
verordnungen 

a) Mit wenigen Ausnahmen alle Per- 
sonen, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben itnd in einem 
ArbeitS' oder LehrvcrhäJtnis ste- 
hen 

b) Personen ab 18 Jahren 

a) Alle Arbeitnehmer 

b) Arbeitnehmer gewisser Grupi>cn 
und bestimmter G^enden, soweit 
nicht unter a) erfaßt 

— Alle Arbeitnehmer 

— Jugendliche, die nach Abschluß 
ihrer Berufsausbildung keine Be- 
schäftigung finden 

— Selbständige, die ihre Tätigkeit 
aufgeben mußten und eine Be- 
schäftigung als Arbeitnehmer su- 
chen 

a) und b) Alle Arbeitnehmer 
c) Alle Arbcitnrfiincr, die nicht oder 
nicht mehr die zur Gewährung 
der Vcrsicberungslcistungen not- 
wendigen Bedingungen erfüllen 

a) und b) Alle versicherten Arbeit- 
nehmer 

Alle Arbeitnehmer (') 

a) und b) 

Der Arbeitslose muß 

— arbeitsfähig sein 

— für Arbeit verfügbar sein und 
'Arbeit suchen 

— beim Arbeitsamt gemeldet 
sein 

— Er darf nicht infolge schlech- 
ter Führung arbeitslos sein 

Der Arbeitslose muß: 
a) und b) der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung snhen 

Der Arbeitslose muß: 

— nicht durch eigenes Versdrulden 
arbeitslos sein 

— arbeitsfähig sein 

— als Arbeitsuchender gemeldet 
sein 

Der Arbeitslose muß 
der Arbeitsvermittlung zur Verfü- 
gung st^en 

Der Arbeitslose muß 

a) — arbeitsfähig sein und für Ar- 

beit zur Verfügung stehen 

— bei der Arbeitsvcrwaltung ge- 
meldet sein 

— er darf nicht Empfänger einer 
Invaiiditäts- oder Altersrente 
sein 

b) — gleiche Voraussetzungen wie 

oben und er darf außerdem: 

— keinen Anspruch mehr auf 
Arbeitslosengeld haben 

— die erforderlidicn Vorausset- 
zungen für das Arbeitslosen- 
geld nicht erfüllen 

Der Arbeitslose muß 

— arbeitsfähig sein 

— für Arbeit bei einem Arbeitgeber 
verfügbar sein 

— beim Arbeitsamt gemeldet sein 

— Er darf nicht infolge freiwilligen 
Ausscheidens, schl^ter Führung 
oder Streikes arbeitslos sein 

j (M Amfenofninea verheiratete Frauen, die sich vor April 1977 emachieden hatten, der Venichcrung nkht beizutreten. 
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Arbcitslosi^cit 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

/«iwanKhafbieit 

Wartezeit je nach Alter des 
Versicherten zwischen 75 Ar- 
beitstagen innerhalb der letz- 
ten 10 Monate und 600 
Arbeitstagen innerhalb der 
letzten 36 Monate 

Der Arbeitslose mu6: 

~ in den vorausgegangenen 

3 Jahren miMcstens 26 
Wochen gearbeitet ha- 
ben und während dieser 
Zeit versichert gewesen 
sein 

— seit 1 Jahr bei der Kasse 
versichert sein 

a) während der letzten drei Jahre 

mindestens 12 Monate in einem 
beitragspflichtigen Beschä^- 

gungsverhältnis gestanden haben 

b) Innerhalb des l«zten Jahres Ar- 
beitslosengeld bezogen oder min- 
destens 150 Kalendenage in ent- 
lohnter Beschäftigung gestanden 
haben 

~ Mindestens 125 Arbeitstage 
während der letzten 14 Mo- 
nate oder mindestens 200 
Arbeitstage während der 2 
letzten J^re vor der Entlas- 
sung 

~ Bei erstmaligem Anspruch: 
mindestens 80 Arbeitstage 
jährlich während der letzten 

3 Jahre 

a) Mindestbeitragszeit von sechs Monaten 
in den letzten vier Jahren vor Eintritt der 
rechtlichen Situation der Arbeitslosig- 
keit 

b) Keine; (wenn die erforderliche Anwan- 
schaftszeit nicht erfüllt ist: mindestens 
drei Beitragsmonate) 

Grundleistung: 3 Monate 
VersicheningspAicht in den 
letzten 12 Monaten 

Leistung bei Erlöschen des 
Anspruchs: 

Sonderbedingungen 

Hdcfastaker 

Männer: 65 Jahre 

Frauen: 60 Jahre 

67 Jahre 

a) und b}‘. 65 Jahre 

65 Jahre 

a) und b) 65 Jahre, wenn der Berechtigte die 
Mindestbeitrapzeit für die Begründung des 
Anspruchs auf Altersrente nachweisen kann 

60 Jahre 

Einkommen 



a) — 

b) Prüfung der Bedürftigkeit 


a) — 

b) Der Arbeitslose darf nidit über irgend- 
welche Einkünfte verfugen, die den gel- 
tenden branchenüber^eifenden h^- 
destlohn überschreiten 


Karenz 

Keine 

Keine 

a) und b); Keine 

6 Tage 

Keine 

Keine 

Leistungen 

Tage, för die eine 
Lei^ng in Fr^ 
kommt 

Werktage und nicht bezahlte 
Feienage 

6 Tage pro Woche 

a) und b) 6 Wochentage 

25 Tage pro Monat 

Alle Tage 

Alle Tage 

Dauer der Leistung 




a) 5 Moiute nach mindestens 

180 Arbeitstagen 

3 Monate n^ mindestens 
150 Arbchstagen 

2 Monate n^ mindestens 
125 Arbeitstagen 

b) Arbeitslose über 49 Jahre: 

8 Monate für mindestens 
210 Arbeitstage 

c) In allen Fällen: 3 zusätzliche 
Monate bei verringertem 
Satz 

a) Abhängig von den beitragspflichtigen 
ficschä^gungszeiten in den letzten vier 
Jahren; die Leistungsda:: -t entspricht der 
Hälfte der Beschäfngungszeit 

b) Verlängerung halbjährlich bis zu 18 
Monaten möglich. Für über 56jährige 
Arbeitnehmer Verlängerung bis Errei- 
chen der Rentenaltersgrenze 

Arbeitslose, die die erforderliche Warte- 
zeit nicht erfüllt haben, können Arbeits- 
losenhilfe während eines der Beitragszeit 
entsprechenden Zeitraums in Anspruch 
ndtmen 

Grundleistung: 

Je nach Versichenii^sdauer 
und Aher: 

— Mindestens 3 Monate 

— Höchstens 21 Monate 
Verlängerui^ m^Iich 

Solklaritätssystem : 
unbestimmt 

Bezugslohn 

DutchschninliclMS TagCMiit- 
geh 

Berechnung gewöhnlich auf 
der Grundla^ des Durch- 
schnittsentgelts der voraus- 
l^ngenen 4 Wochen (1 

a) und b) Durchschnittlich erzielter 
Stundenlohn während der letzten ins- 
gesamt 20 Tage 

Entgelt zum Zeitpunkt der Ent- 
lassung 

a) Durchschnitt der Beitragsbemessungs- 
grund]^*des Arbeitnehmers in den letz- 
ten sechs Monaten. Sie berechnet sich 
nach dem branchenübergreifenden Min- 
destlohn, der bei Beginn des Leistungs- 
anspruchs gilt, wenn sie niedriger ist 

b) Branchenübergreifender Mindmlohn 

Beitragspflichtiges Entgek 
während der Iraen 12 Mo- 
nate 

Loliii(Knze (von 

SdKl22) 

BFR 1 798,24 pro Tag 


a) und b) DM 5 600 pro Monat 

Siehe unten 


FF 37 920 pro Monat 


(>) VcrilHcnia« <kr LmnmpdMcr ab 44 jabfCB (höchncm 16 Momm). ab 49 Jahrai (böchmm 20 Monaia} und ab 54 Jahfcn (böchffcm 24 Momk). 
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Arbeitslosigkdt 


a) Pauschalleistung: 

— 26 bezahlte Wochenbeitr^; 

— im Bcitragsj 3 hr{*) vor dem Lei- 
srun^jahr(M müssen 48 Wo' 
chenoeirrage gezahlt oder gutge- 
schrieben sein. 

Sind v/eniger als 48, aber ntehr 
als 26 gezahlt oder gutgeschrie- 
ben, gekürzte Leistung 

Entgeitbezogene Leistung: 

— Ansprudh auf Pauschalleistung 

— steuerpflichtiges Entgelt von 
mehr als IRL 58 pro Woche 
während des ma^ebenden 
Stetterjahres 


Luxemburg 


Mindestens zwei Jahre versi- Während des letzten Jahres minde- 


chert gewesen sein und wäh- 
rend der letzten zwei Jahre min- 
destens 52 Wochen lang Beiträ- 
ge entrichtet haben 
Vor 1949 oder während der 
letzten zw« Jahre mindestens 5 
Wochen oder 1 Monat Beiträge 
entrichtet haben 


stens 26 Wochen in einem Beschäf- 
tigungsverhältnis gestanden haben 


Niederlande 

a) Während der leuten 12 Monate 
mindestens 130 Tage in demsel- 
ben Benifszweig in einem Be- 
schäfdgungsverhältnis gegen 
Entgelt gestanden haben (^) 

b) Während der letzten 12 Monate 
mindestens 130 T^e in einem 
Beschäftigungsverhältnis gegen 
Entteh gestanden haben (^) 

c) AuMrdem für Personen bis 23 
Jahre: 130 Wochen Beschäfti- ; 
gung während der letzten 3 Jah- 
re 


Portugal 

a) Mindestens 36 Monate ununterbro- 
chen in einem Vollzeit- oder Teilzeit- 
beschäftigungsverhältnis gegen Ent- 
gelt gestanden haben 
Entrichtung von Beiträgen während 
eines Zeitraums von 12 Monaten, der 
dem zweiten Monat vor Beginn der 
Arbeitslosigkeit unmittelbar voraus- 
geht 

b) Mindestens 180 beitragspflichtig Be- 
sdhäftigungstm gegm Entgelt in den 
letzten 360 Tagen vor B^nn der 
Arbeitslosigkeit 


Vereinigtes Königreich 

Die im maßgeblichen Sceuerjahr be- 
zahlten oder guigetchricbenen Wo- 
chenbeiträge müssen mindestens dem 
50fachen Mindestbeitrag dieses Jah- 
res entbrechen. Gekürzte Leistung, 
wenn diese Zahl nicht erreicht wird, 
jedod) die in einem Steuerjahr nach 
dem 6 . 4. 1975 bezahlten Beiträge 
mindestens dem 25fachen Mindest- 
beitrag dieses Jahres entsprechen 


a) und b): 66 Jahre 


b) Unzureichendes Einkommen 


Pauschalldstung: 3 Tage 
Entgeltbezogene Leistung; 18 Tage 


6 Tage pro Woche 


I 64 Jahre 


a) 7 Tage 

b) 1 Tag 

a) und b) Alle Tage 


Alle Tage 


65 Jahre 


5 Tage pro Woche 


I a) und b; Alle Tage 


Männer: 65 Jahre 

Frauen: 60 Jahre, wenn im Ruhe- 
stand 


b) Durchschnir" .* «r Monatsltdin bis zu | 
70 % des g 'eiten Mindestlohns ^ 
oder durcl tlidies Pro-Kopf- 
Einkommen der r.^milie, das ins^- 
samt das Zweifache dieses Lohns 
nidit überschreitet 


6 Tage pro Woche 


a) Pauschalleistung: 

Begrenzt auf 390 Tage (^) 
Entgeltbezogene Leistung: 
Höastens 375 Tage 

b) Arbeitslosenhilfe: 
Unbegrenzt 


a) 180 Tage jährlich. Ein Ober- 
gangssystem erlaubt jedoch die 
Gewährung der Leistungen 
während 360 Tagen im Bai^e- 
werbe. 

b) 90 Tage (Verlängerung bis 180 
Tage mö^idi) 


— 365 Kalendertage in einem a) Wartegeld: 40 Tage jährlich (^), 


Zeitraum von 24 Monaten 


anschließend Arbeitslosengeld 


— 182 Kalendertage zusätzlich bei b) 130 Tage jährlich 


besonders schwer unterzubrin- 
gen^ Personen 


c) Je nach Alter 

— bis 23 Jahre: 6 Monate 

— - 23 bis 29 Jahre: 12 Monate 

— 30 bis 34 Jahre: 18 Monate 

— 35 und äher: 2 Jahre 

Bei Arbeitslosen ab 60 Jahre Ver- 
längerung bis zum 65. Lebensjahr 


a) 1 Monat pro 12 Monate versiche- 
ningspflichtige Beschäftigungszeit, 
mindestens j^och sechs Monate 

b) In der Regel: 15 Monate 

18 Monate für 50 bis 55jährige 
Arbeitnehmer 

1 24 Monate für über 55jährige Arbeit- 

nehmer 


Pau sch alleistungen : 

Höchstens 312 Tage (ohne So:. r.a- 
ge) pro Zeitraum der Beschäftigungs- 
unterbrechung. Erneuter An^ru^ 
auf einen w«ceren Zeitraum von 312 
Tagen, wenn abhängige Besdiäfti- 
9 mg während 13 — nidic unbedingt 
aufeinander folgenden -- Wochen 
mit jeweils mindestens 16 Arbeits- 
stunden 


Enegehbezof^ Leistung: 
Steuerpflichtiges Bruttoentgelt in einem 
früheren Einkommensteuerjahr 


Bruttolohn der drei letzten Monate Das ausgefallene tägliche Arbeits- 
entgelt 


a) Durchschnittlicher Tageslohn der 
leuten 2 Monate vor den 2 Monaten, 

I die dem B^nn der Arbeitslosigkeit 
I vorau^ehen 

b) Mindettlohn 


Entgeitbezogene Leistung 
IRL 220 pro Woche 


a), b) und c) HFL 262,28 pro Tag — 
(5-Tage-Wo^e) 


(>) Siche Tcbclle IV-1 (Krankheit -> Gckileienii«M), Fufinocr 3. 
(>} Fte^Tage-Wochc. 

P) Hat der AatrafMcUcr das 65. Lebcnnalir erreiche, wird das Ai 
(*) P^i^heitne lu nc r , die Wartegrid erhalten, werden ab mit ili 


eld bU 2 um 66. Lebensiahr (Rcntcnatoer) fcwihrt. vorausgeicm. es wurden 156 Wochenbntr^ ^’***M', j ... , . - * 

gweig noch et« in Verbind^ stehend a n g esehen. Die Bcniligenoiscnschaücn können das Wancgeld länger gewähren. Ehe Arbeitnehmer können anschließend, im gleichen Jahr. ^ 90 Tage 
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1. Jahr: 60% des Bezueslohns 

2. Jahr (M: 

— Hausnaltsvorstand; 60% des Bezugs- 
lohns 

— Andere: 40 % des Bezugslohns 

Höchstsatz: BFR 1 079 täglich 52,55 DM 

Mindestsatz (täglich); 43,64 

— Haushaltsvorstand: BFR 898 

— Andere: BFR 631 

— Jugendliche v. 18— 20 J.: BFR 442 

— Jugendliche unter 18 J.: BFR 280 

Ab 3. Jahr: 

— Haushaltsvorstand: 60 % des Bezugs- 
lohns (Mindestsatz; siehe oben) 

— Haushaltsmitglieder: BFR 404 täglich 
(BFR 513, wenn sie zu einem Haus- 
halt gehören, der nur über Ersatz- 
einkommen verfügt) 

— Alleinstehende: BFR 631 täglich 
(6-Tage-Woche) 


Familienzuschläge — 
(Siehe auch Tahdle X 
»Kindergeld*') 


Dänemark 

90% des Bezugslohns, höch- 
stens jedoch pKR 2052 wö- 
chenthch. (Die Höchstsätze 
werden von den einzelnen Kas- 
sen jeweils für ein halbes Jahr 
festgesetzt) 550,35 DM 


30,66 DM 
21,48 DM 
13,60 DM 
19,63 DM 
24,93 DM 
30,66 DM 


Arbeitslosigkeit 

BR Deutschland 

Arbeitslose mit Kindern; 

a) 68 % des Nenobhns, 
tabellarische Festsetzung 
der Leistungssätze; 

b) 58 % des Nettolohns, 
tabellarische Festsetzung 
der Leistungssätze 

Arbeitslose ohne Kinder: 

a) 63 % des Nettolohns 

b) 50 % des Nettolohns | 


Griechenland 

Arbeiter; 40% 

Angestellte: 50 % des täglichen 
Entgelts 

Mindestsatz: 2/3 des Mindest- 
tageslohns (= DRA 1 092 
Höchstsatz; (Grundbetrag und 
unterhaltsberechtigte Person): 
70% des fiktiven Entgelts der 
Beitragsklasse des Versicherten. 
Nach Ausschöpfung der Zeiten 
mit Anspruchsberechtigung 
(siehe vorstehende Seite) Zula- 
ge von 50% der Grundlei- 
stung 16,82 DM 


Spanien 

a) 80 % des Bezugslohns in den ersten 
180 Tagen; 70% dieses Lohns vom 
sechsten bis zwölften Monat und 
danach 60% 

(Höchstsatz: 220% des branchen- 
übergreifenden Mindestlohns 
Minimum: branchenübergreifender | 
Mindestlohn) 

b) 75% des branchenübergreifenden 
Mindestlohns 16,27 DM 


lung (siehe Tabellen X) 


Frankreich 

Grundleistun^ 

FF 43,87 täglich + 40% 
des Bezugslol ins (2) 

13,71 DM 

Mindestsatz: FF 105,50 täg- 
lich 32,87 DM 
Leistung bei Erlöschen des 
Anspruchs: 

FF 64 täglich (1) 20,03 DM 
Solidaritätsregelung: 

FF 64,50 tääich (nach Si- 
tuation und Älter steigender 
Satz) 20,19 DM 


Allgemeine Kindergeldrege- Zuschlag von 10 % des Ar- Arbeitslose, die Arbeitslosengeld bezie- 1 — 


beitslosengeldes je Unterhalts- hen, und Empfänger von Leistungen 
berechtigte Person bei Krankheit haMn Anspruch i if 

Höchstsatz Arbeitslosengeld einen Zuschlag zum Familieneinko '^- 
plus Zuschläge: 70 % des tägli- men von PTA 1 050 pro unterhaksb. ! 
chen Entgelts rechtigtes Kind 


Entschädigung älterer 
Arbeitsloser und Früh- 
rentner 
Maßnahme 


1) Frührente: siehe Tabelle Vll-d (Vor- 
ziehen der Rente) 

2) Tarifvertragliches Frührentensystem 
im Fall von Entlassung 


Frührentensy stem 


Alrersruhegeld für Arbeitslo- 
se von 60 Jahren; siehe 
Tabelle VII-3 (Vorziehen 
der Rente) 

Seit dem 1. Mai 1984 tarif- 
vertraglich geregelter Vorru- 
hestand für Arbeitnehmer ab 
58 Jahren (“♦) 


Vorgezogener Ruhestand (64 Jahre) Frührente: 


mit 100 % der Ansprüche Übernahme 

2) Nach dem Gesetz für industrielle ab 55 Jahre 
Umstellungen können Arbeitneh- 
mer in den forderungsfähigen Wirt- 
schaftszweigen Sozialleistungen er- 
halten, die nicht von der sozialen 
Sicherheit, sondern im Rahmen der 
geltenden sektoralen Umstellui^ 

pläne finanziert werden. Sie sind 
besonders bedeutsam für Arbeit- 
nehmer, die im Zeitpunkt der 
Umstellung des Sektors mindestens 
55 Jahre ak sind, und werden bis 
zum Erreichen der Altersgrenze von 
65 Jahren gezahlt 

3) Anteilige Rente mit 62 Jahren bei 
entspr^ender Kürzung der Alters- 
rente 


Übernahme durch den Staat, 


(') Bei emsprcchcnder beruflicher Laufbahn veiiingert sich der Bezugszeitraum von 2 Jahren um 78 Tage je 31 Arbeitstage. 

(‘) Günstigere Regelung für Arbeitslose in Gebieten mit industrielicr Umstrukturierung. 

(') FF 89 pro für bestimmte iltere Arbeitslose. 

(*} Bei einem Mindest- Vorruhestandsgeld von 65 % des zuletzt bezt^enen Bruttoentgelts und Wiederbesetzung des keigewordenen Arbeitsplatzes zahlt die Bundesanstalt für Arbeit einen Zuschuß von 35 % der Aufwendungen. 
Umrechnung erfolgte auf Grundlage der Devisenkurse für 1986 

Quelle: Internationaler Vergleich der Preise für die Lebenshaltung, statistisches Bundesamt Wiesbaden 
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CJ 


Arbeitslosigkeit 


Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

a) PauschaJleistung: 

IRL 41,10 pro Whe 118,78 DM 
Entgeltbezt^ene Leistung: 

Ersten 141 Tage: 25% 

nächsten 234 Tage: 20% 

des zugrunde gelegten Wochenentgelts 
zwischen IRL 58 und IRL 220 

Pauschal- und entgeltbezogene Leistungen 
zusammen dürfen 85 % des Nettowochen- 
verdienstes im laufenden Steuer] ahr nicht 
überschreiten 167,62 und 635,80 DM 

b) Städtische Gebiete: 

höchstens IRL 34,05(2) 98,40 DM 

Sonstige Gebiete: 

höchstens IRL 33,00 pro Woche (2) 

95,37 DM 
(Bedürfnisprüfung) 

a^ und b) Pauschal LIT 800 täg- 
lich 

Bei Arbeitslosigkeit infolge von 
Betriebsschließung oder Personal- 
reduzierung, besondere Arbeitslo- 
senhilfe in Höhe von 2/3 des letz- 
ten Tagesverdienstes für 180 Tage 
(Beitragsvoraussetzung auf 13 
Wochen verkürzt) 1,16 DM 

aj 80 % des Bezugslohns, jedoch nicht 
mehr als 2,5 x den Mindescsoziallohn 
oder 2 x den Mindescsoziallohn, wenn 
die Arbeitslosigkeit während eines Zeit- 
raums von 12 Monaten länger als 182 
Kalendertage dauert 

b) Für die zusätzliche Leistungsperiode 
wurde die Höchstgrenze aut 1 ,5 x den 
Mindestsoziallohn festgesetzt 

c) 60 % des Bezugslohns, wenn der vom 
Arbeitslosen nicht getrennt lebende 
Ehegatte oder die mir ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebentle Person ein Ein- 
kommen von mehr als 2,5 x den Min- 
destsoziallohn bezieht 

a), b) und c) 70% des Bezugs- 
iohns 

Berücksichtigter Mindestlohn; 
HFL 140,87 pro Tag für den 
Familienunterhalt 124,10 DM 

a) 60 % des Bezugslohns 

(Höchstsatz: das Dreifache des 
garantienen Mindcstlohns; 
Mindestsatz: garantierter Min- 
desclohn, es sei denn, der 
Arbeitnehmer bezieht ein nied- 
rigeres Einkommen) 

b) 70 % bis 100 % des Mindest- 
lohns je nach Zahl der unter- 
haltsberechtigten Personen 

UKL 30,80 pro Woche 

97,94 DM 

a) 1 ancerhaltsberechtigter 

Erwachsener: IRL 26,40 

1. Kind: IRL 9,40 

2. Kind; IRL 10,50 

3. -5. Kind; IRL 8,70 

6. Kind und folgende; IRL 6,95 

pro Woche 

b) 1 unterhalcsberechcigter Erwachsener: 
städtische Gebiete: max. IRL 24,60 (*) 
sonstige Gebiete: max. IRL 23,95 (^) 

1 Erwachsener + 1 Kind: 

städtische Gebiete: max. IRL 32,75 (^) (’) 
sonstige Gebiete max. IRL 32,10 (*) (*) 





1 unterhaltsberechtigter 
Erwachsener: UKL 19,00 pro 
Woche 


Siehe Tabellen VII vAher* 
(Vorziehen der Rente) 

Wartegeid bei Frühreme(>) für in der 
Eisen- und Stahlindustrie 1986 beschäftig- 
ten Arbeitnehmer 

(Ausdehnung auf andere Arbeitnehmer 
möglich) 

1. Verlängerung der Entschädi- 
gui^sdauer 

2. Ggf. Frührence im Rahmen der 
Tarifvertrag der einzelnen 
Wirtschaftszweige 

3. Verlängerung der Entschädi- 
gungsdauer, aber bei Mindest- 
satz 

Vorgezogenc Altersgrenze für Ar- 
beic^ose, die 62 Jahre alt sind 

Regelung bei freiwilliger Au^- 
be der Tätigkeit (Job release 
scheme) (*} 


Die Entschädigung wird von den Arbeitgebern bezahlt und teilweise vom Arbcitsloscnfonds zurückerstattet. 
(*) Höherer Sau nach J90 Tagen der Gewährung von Versichenings* oder SozialhilfekiMungen. 

(*) Höherer Sau fOr jedes weitere Kind. 

1^) Diese Leistung wird nicht als Teil der Sozialversicherung angesehen. 
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Arbeitslosigkeit 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Voraussetzungen 

1. Siehe Tabelle VII-3 (Vorzie- 
hen der Rente) 

2. — 55 Jahre alt sein 

— Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld haben 
— Entlassen, worden sein 
— Sich vom Arbeitsmarkt 
zurückziehen 

— Zwischen 60 und 67 Jahre alt 
sein 

— Während der letzten 15 Jahre 
mindestens 10 Jahre einer 
Arbeitslosenversicherung an- 
gehort haben 

— Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld haben 

— in Dänemark ansässig sein 

— Nicht im Ruhestand leben 

— Berufstätigkeit begrenzt auf 
200 Stunden jährlich 

— Während der letzten 18 Mo- 
nate mindestens 1 Jahr ar- 
beitslos gewesen sein 

— Während der letzten 10 Jahre 
mindestens 8 Jahre lang ren- 
tenversicherungspflichtige Be- 
schäftigung ausgeübt haben 


1. Einzelvereinbarung oder besonderer Ta- 
rifvenrag 

Erfüllung der Voraussetzungen für den 
Rentenb^inn bei gesetzlichem Renten- 
alter 

Wiederbesetzung des frei gewordenen 
Arbeitsplatzes mit einem jungen Arbeit- 
nehmer oder einem Arbeitnehmer, der 
ArbeitslosenKld bezieht 

2. Vollendung des 55. Lebensjahres 

Antrag des Unternehmens l^i den zustän- 
digen Behörden, die die Krisensituation 
bereinigen 

Staatliche Krisenerklärung durch die Ar- 
beitsverwaltung 

3. Vollendung des 62. Lebensjahres 
Umstrukturierungsplan des betreffenden 
Unternehmens 

— Mindestens 55 Jahre alt sein 

— Mindestens 1 Jahr währoid 
der letzten 5 Jahre gearbeitet 
und 10 Jahre lang der Sozial- 
versicherung angehört haben 

— Vor dem 60. Lebensjahr kei- 
nen Anspruch auf (vorgezoge- 
nes) Akersruhcgeld zum vol- 
len San haben 

— Keinen Antrag auf Zahlung 
von Akersrunegeld getcellt 
haben 

Satz 

1. Siche Tabelle VIl-3 {Vorzie- 
hen der Rente) 

2. Zuzüglich zum Arbeitslosen- 

geldi Entschädieung (M ent- 
sprechend der Hälfte des Un- 
tcrschiedsbetrags zwischen 
(begrenztem) N«.'toentgelt 

und Arbeitslosengeld 

— Während 2^2 Jahren 

(einschl. Zeiten entsch. Ar- 
beitslosigkeit): gleicher Satz 
w'ie Arbeitslosengeld; gleicher 
Höchstbetrag v. DKR 2052 
wöchentlich 

— Folgende 2 Jahre (einschl. 
Zeiten entsch. Arbeitslo- 
sigk.): nicht mehr als 80 % 
dM Höchstbetrags 
Anschließend: nicht mehr als 
70 % des Höchstbetrags 

Siche Tabellen VII („Alter“) (^) 


1. 100 % der bei Erreichen der gesetzlichen 
Altersgrenze gezahlten Leistung 

2. 55 bis 60 Jahre: 80 % des durchschnitt- 
lichen Lohns der letzten sechs Monate vor 
der Umstellungserklärung des betreffen-, 
den Sektors 

60 bis 65 Jahre: 75 % des durchschnittli- 
chen Verdienstes der letzten sechs Mona- 
te vor Eintritt in den vorgezogenen Ruhe- 
stand 

3. Die für die gesetzliche Altersrente gelttn- 
de Lösung. Kürzung der Altersrente ent- 
sprechend der von dem Anspruchsberech- 
tigten geleisteten Arbeitszeit 

65 % des täglichen Bezugslohns 
bis zum Alter von 60 Jahren (zu- 
züglich 50 % oberhalb der Be- 
messungsgrenze} 

Teilarbeiulosigkeit 
Bestimmung des 
Begriffs 

Teilarbeitslosigkeit 

Tage oder halbe Tage, an denen 
die Ausführung des Vertrags un- 
terbrochen ist 

Keine besondere Begriffsbestim- 
mung 

Nur Arbeitslosenversicherung: 
Kurzarbeit (>) 

Unvermeidbarer vorübergehen- 
der Arbeitsmangel für mindMtens 
ein Drittel der Beschäftigten, 
Ausfall von mehr als 10 % der 
betriebsüblichen Arbeitszeit bei 
einer bereits reduzierten Gesamt- 
arbeitszeit 


Die Situation, in der die tä^iche Arbeitszeit 
oder die Zahl- der Arbeitstage um mindestens 
ein Drittel der Regelarbeitszeit gekürzt ist, bei 
entsprechenden Lohnabschlägen 

a) Arbeitslosenhilfe: vorübe^e- 
hende Stillegung des Betriebs 
bzw. Verkürzung der Arbeits- 
zeit auf weniger als 40 Stun- 
den je Woche für mindestens 
20 % der Belegschaft 

b) Versicherung: Zahlung einer 
zusätzlidien Entschädigui^ je 
Stunde 

Voraussetzungen 

Siehe Vollarbeitslosigkeit 

Siehe Vollarbeitslosigkeit 

Siehe Vollarbeitslosigkeit sowie 
Ausfall von mehr als 10 % der 
betriebsüblichen Arbeitszeit 


Neben den Voraussetzungen bei Vollarbeits- 
losigkeit muß für Teilarbeitslosigkeit eine 
Entscheidung der zuständigen Arbeitsverwal- 
tung im Rahmen eines Umstrukturierungs- 
plans vorlicgen 

Siehe Vollarbeitslosigkeit 

Beträge 

60 % des Bezugslohns (höchst- 
grenze) 

Proportional dem Satz für Vollar- 
beitslosigkeit 

Je Ausfallstunde Sätze wie bei 
Vollarbeitslorigkeit (% -Sätze 

nach amtl. Tabelle) 


Die Entschädigung bei Teilarbeitdoügkeit 
wird wie bei Vollarbeitslosigkeit beredmet 
und dann proportional zur Aroeitszeitverkür- 
zung verringert 

a) FF 9,828 je Ausfallstunde 
höchstens 500 Std. (pro 
Jahr) 

b) 50% des Brunostunden- 
lohns, einschl. Entschädigoi^ 
unter a) 

Mindestsaa: FF 23,00 je 
Stunde 


(') Die Enochidigung wird von den Arbeitgebern getragen. 

(*} SchWdiMwencrgeld; Winerungsbedingier Arbcitsausfall in Betrieben des Baugewerbes in der Schlechtwenenctt (1. November bis 31. Marz}» Berechnung wie bei Kunarbett (Tabenenwerte). 
(0 Bei weiterer Ausübung einer Beschäftigung in Umemehtnen ist der Arbettge^ verpflichtet, den für den Betreffenden erhaitenen Zuschuß zurückzueruatten. 
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Arbeitslosigkeit 


Itland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 



~ Im Jahre 1989 die Voraussetzun- 
gen zum Bezug von Akersnihe- 
geld oder vorgezogenem Ahers- 
ruhegeld erfullm 
— Keine Benifstätigkeit ausüben 

1. Wie bei Vollarbeitslongkeit und 
mindestens ÖO Jahre ak sein; 

2. Unterschiedlich je nach Wirt- 
schaftszweig 

3. Wie bei Vollarbeitslosigkcit und 
zwischen 50 und öO Jahre alt 
sein 

1. Es besteht kein Anspruch mehr 
auf Arbeitslosengeld 

2. Die Akersrente muß beantragt 
sein 

1 . Männer: 64 Jahre, 

Frauen: 59 Jahre 

2. Männer: 63 Jahre 

Behinderte Männer: 60-62 Jahre 
~ Mindestens 30 Stunden pro 

Woche gearbeitet haben 
^ In Übe^nstimmung mit Ar- 
beitgeber gekündigt haben; 
Unterrichtufw der zuständigen 
Gewerkschaft 

— Durch einen gemeldeten Ar- 
beitslosen ersetzt werden (inva- 
lider Mann: nach Möglidikeit 
Ersatz durch Invaliden) 



Prozentsatz des früheren Bruttoent- 
gelts, und zwar; 85 % während der 
ersten 12 Monate; 80 % während der 
folgenden 12 Monate; 75 % während 
der nächsten 12 Monate 

Die Leistung ist Steuer- und sozialab- 
gabenpflichtig 

1. Wie bei Vollarbeitslosigkeit (c) 
bis zum 65. Lebensjahr 

2. Unterschiedlich je nach Wirt- 
schaftszweig 

3. 70 % des gesetzlichen Mindest- 
lohns 

Siehe Tabellen VU «Alter*' 

1. Alleinstehender: UKL 51,95 pro 
Woche (steuerfrei} 

Verheirateter: UKL 65,50 pro 
Woche (steuerfrei} 

2. Alleinstehender: 

UKL 60,65 pro Woche (steuer- 
pflichtig) 

Verheirateter: UKL 74,00 pro 
Wodie (steuerpflichtig) 

Das Einkommen der chefrau darf 
UKL 13 wöchentlich nidit überstei- 
gen 

Wochenarbeitszeit unter der norma- 
len Arbeitszeit für die betreffende 
Beschäfngiing 

Bei Stillegung oder Reduzierung der 

Produktion: 

— aus betrieblichen oder v<nüberge- 
benden Gründen: normaler Lohn- 
ausgleich 

^ bet sektoriellen oder örtlichen 
Wirtschafbkrisen, Umstniktuhe- 
ren, Umstellung: außergewöhnli- 
cher Lohnausgl^ 

Verkürzung der normalen Arbeitszeit 
oder Einiwrung von arbeitslosen 
Ta^ in der Arbeitswodie 

Arbeitslosigkeit, die regelmäßig mit 
Arbeitsperioden wechselt oder, mit 
Genehmigung der zuständigen Behör- 
den, Kurzaibeitsperioden (weniger 
als 48 Stunden) 


Jeder Tag der Arbeitslosigkeit, an dem 
normalerweise gearbeitet würde 

Siehe Vollarbettslostgkeit 

Begründeter Antrag des Arbeitgebers 
G^hmigung INPS oder Erlaß 

Bei Eintrin der Teilarbeitslosigkeit 
regelmäßig beschäftigte Arbeiter 

Siehe Vollarbeitslosigkeit (Warte- 
geld) 


Siehe Vollarbeitslosigkeit 

1 /5 des wöchentlichen Arbeitslosen- 
ttldes. Die Arbeitstage und die Tage, 
für die Arbeitslosengeld gezahlt wird, 
dürfm zusammen 5 Tage je Woche 
nicht überschreiten. Kern entgehbe- 
zogener Zuschlag 

80 % des Gesamtlohns für 0-40 nicht 
abgeleistete Arbeitsstuftden pro 
Woche 

Dauer: 3 Monate (normaler Lohn- 
ausgleich) bzw. 5 Monate (außer;^ 
wöhnlidiCT Lohnausgleich) 
Verlängerung mö^ich (höchstens 
LIT 892 822 pro Monat) 

80 % des Brunostundenlohns, jedoch 
nicht mehr als 2,5 x den Mindestso- 
ziallohn je Stunde. Die ersten 8 Stun- 
den je Monat werden nicht entschä- 
digt 

^he VoUarbeitslosigkeit 


Siehe Vollarbeitslosigkett 


Cn 
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Aibcitslosigkcit 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Zusamimintrefftn 

Leistungen 

— Bet Bezug einer vorzeitigen 
Vollrcnte: kein Arbeitslosm* 
geld 

— Bei Bezug einer vorzeitigen 
Teilrente: wenn die Sunune 
beider Leistungen 140 % des 
Arbeitslosengelds Qbersteigt, 
wird das Arbeitslosengeld 
entsprechend gekürzt 

Renten: Zusammentreffen zuläs- 
sig, doch ist Dauer der Leistun- 
gen begrenzt 

Barleistungen bei Krankheit: Zu- 
sammentreffen nicht zulässig 
Einkommen aus anderer entgelt- 
licher Tätigkeit: Zusammentref- 
fen normalerweise unzulässig 
ln Sonderfällen Zusammentreffen 
zulässig 

Renten wegen Erwerbsunfähig- 
keit und Alter: Kein Anspruch 
auf Arbeitslosengeld 

Krankengeld: Arbeitslosengeld 

wird nicht gewährt 


a) Einkünfte aus einer Erwerbs- 
täcigkeit: 

Ein Zusammentreffen ist nur 
mödich bei Leistungen für 
Teilarbeitslosigkeit wegen 

Kurzarbeit. Empfänger von 
Arbeitslosengeld sind berech- 
tigt, eine Teilzeitbeschäfti- 
gung auszuuben 

Sonstige Leistungen der sozia- 
len Sicherheit: kein Zusam- 
mentreffm mit der Altersren- 
te, der Invaliditätsrente und 
dm Renten für Familienange- 
hörige sowie mit Leistungen 
bei vorübergehender Invalidi- 
tät und Unterhaltsverpflich- 
tungen und bei vorüber^en- 
der Arbeitsunfähigkeit. Zu- 
sammentreffen mit Witwen- 
und Waisenrenten, mit Fami- 
benbeihilfen, mit Sterbegeld 
und anderen Leistungen ist 
grundsätzlich zulässig 

b) Zusanunentreffni mit allen 
anderen Einkünften, die den 
Mindestlohn überschreiten, 
ist untersagt 

a) Grundleistung: Zusammen- 
treßrii mit Arbeitslosenhilfe 
nicht zulässig 

b) Solidaritätsregelung: Zusam- 
mentreffen mit Leistungen für 
ältere Arbeitnehmer und In- 
validitätsrenten ist nicht zu- 
lässig 
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Arbeitslosigkeit 


Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Poctugal 

Vereinigtes Königreich 

Wird normalcrwet^ nicht neben an- 
•Jerrn Sozialvrrsichcrungsleisrungen 
gezahlt 

a) Ei« Zusammentreffen der Lei- 
stung aus der Arbeitslosenversi- 
cherung mit der auSerordentr 
liehen Arbeitslosenhilfe ist nicht 
^ulas$ig, ebenso nicht mit Kran- 
kengeld sowie mit Renten wegen 
Erwerbsunfähigkeit und Renten 
obcibatb des garantierten Min- 
destsatzes 

b) Kein Zusammentreffen mit Ren- 
ten oberhalb des garantierten 
Mindestsatzes 


a) und b) Abzug von Zuwendungen 
des Arbeitgebers möglich 
c) Sonstige Einnahmen zum Teil 
von der Leistung abgezogen 

Eia Zusammentreffen mit Leistungen 
bei Krankheit» Mutt»- oder Vater- 
schaft und mit Invaliditäts- und 
Altersrenten ist nicht zulässig 

Normalerweise nicht gleicfazcicig mit 
anderen Leistungen der Sozialversic^ 
rung zahlbar 
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Tabelle D5 Finanzierung 


Beiträge: Prozentsatz und Bemessungsgrenzen (soweit nicht anders angegeben, jährliche Bemessungsgrenze) 
(Angestellte in Italien und Luxemburg: siehe Tabelle 11-2) 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Krankheit/ Mutter- 
schaft 

Beitragssät/e 
in % 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

öffentliche Krankenversicherung 
Geldleistungen; Alle Steuerzah- 
ler; 1,85% des steuerpflichtigen 
Einkommens 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

Beitragssätze 

in% 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

d) 6,-15 

b) 3,35 

An: 2,55 
+ 1,15 

Ag: 3,80 
+ 2,20 


Durch sehn.; 
12,20 

An: 6,10 

Ag; 6,10 

DM 50 400 

a) 5,55 

b) 1,20 

An: 1,85 

+ 0,40 

Ag: 3,70 
+ 0,80 

DRA 134 125 
monatlich 

28,8 

An: 4,8 

Ag: 24 

PTA 

133 710 mo- 
natlich (siehe 
auch Anmer- 
kungen auf Sei- 
te 24) 

18,10 

An: 5,50 

Ag: 12,60 


Invalidität 

Ag: DKR 50 je Arbeitnehmer 
jährlich 

19,20 

An: 9,60 

Ag: 9,60 

DM 67 200 

14,25 

An: 4,75 

Ag; 9,50 

DRA 134 125 
monatlich 

Alter/ Hinterbliebene 

16,36 

An: 7,50 

Ag: 8,86 


1 . Nationale Altersrente: 

Alle Steuerpflichtigen zahlen 
3,5 % des steuerpflichtigen 
Einkommens 

2. Zusatzrentc: 

DKR 97,20 

(An: >/„ Ag: 2/,) 

14,70 

An: 6,50 

(davon 0,10 
Witwer/Wit- 
wen versieh, 
ohne Beitrags- 
bemessuf^s- 
grenze) 

Ag: 8,20 

FF 113 760 

Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten 

Versicherungsprämien oder Bei- 
träge zu den Gemeinschaftskas- 
sen der Arbeitgeber werden für 
die Arbeitsunfälle vertraglich ge- 
regelt. Solidaritätsbeiträge zum 
Fonds für Arbeitsunfälle: 

Ag; 0,30 % und zum Fonds für 
Bmfskrankheiten Ag: 0,65 % 

Nach Gefahrengrad unterschied- 
liche Versicherungsprämie zu La- 
sten des Arbeitgebers 

Festsetzung der Beitragssätze 
durch die Berufsgenossens^aften 
anhand der Bruttolohnsumme 
und des Grades der Unfallgefahr 
in den einzelnen Betriebszweigen 
(GefahrentariO; 

Beitragsbemessungsgrenze: zwi- 
schen DM 60 000 und 96 000 je 
nach Beruf^enossenschaft 

Sidie «Krankheit*^ und «Alter“ 

Durch Verordnung festgelegter 
Gefahrentarif nach Häufigikeit 
der für die jeweilige Tätigkeit. 
Branche und Aufgabe spezifi- 
schen Unfallgefahr. 

Ausschließlich vom Arbeitgeber 
zu leistender Beitrag (Beitragsbe- 
messungsgrenze: siehe oben) 

Gemeinsamer Gefahrentarif, der 
entweder individuell für den je- 
weiligen Betrieb oder gemischt 
nach Belegschaftsstärke und Ge- 
fahrengrad festgestellt wird. Bei- 
tragsbemessung nach der Brutto- 
lohn- und G^altssumme unter 
Berücksichtigung der Benies- 
sungsgrenze von FF 113 760 

Arbeitslosigkeit 

2,10 

An: 0,87 

Ag: 1,23 


Jährlich festgesetzter Pauschal- 
beitrag. Bonessungsgrundlage: 
Gesetzlicher Hödistsatz (DKR 
342) des täglichen Arbeitslosen- 
geldes 

An: 11,25 mal obiger Betrag 

jährlich 

Ag: 6facher obiger Betrag 

jährlich je An. 

4,00 

An; 2,00 

Ag: 2,00 

DM 67 200 

3 

An: 1 

Ag: 2 

DRA 134 125 
monatlich 

5,20 

An: 0,68 

Ag; 4,52 

— Lohngaran- 
tiefonds; 

Ag; 1,1 

— Berufsaus- 
bildung: 

An: 0,6 

Ag: 0,7 

idem 

7,08 

An: 2,31 
+ 0,50 

Ag: 4,27 

FF 455 040 
von 

FF 113 760 
bis 

FF 455 040 

Familienbeihilfen 

Ag: 7 





2 

An: 1 

Ag: 1 

DRA 134 125 
monatlich 

siehe oben 
«Gesamtbei- 
tragssatz“ 


An: 9 

FF 113 760 


An « Arbeitnehmer; Ag s Arbeitgeber (Stehe auch die Anmerkungen auf Sehe 24). 


Quelle: Übersicht aus der vergleichenden Darstellung der Systeme der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten der EG. Stand: 1. Juli 1986 Dok. Nr.: ISBN 92825 7539-X 
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CO 


Finanzicniiig 


Bcitri^e: Prozentsatz und Bemessung^enzen (soweit nicht anders angegeben, jährliche Bemessungsgrenze 
(Angestellte in Italien und Luxemburg: siehe Tabelle 0-2) 


I Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich | 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessungsgrenze 

Beitragssätze 

in% 

Beitrags- 

bemessungsgrenze 

— 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessuf^sgrenze 

Beitragssätze 
in % 

Beitrags- 

bemessungs- 

grenze 

Gesundhetts> 

dienst: 

An: 1% 

(för voll an- 
sprucfasberechtig- 
te Personen (s. 
Tabellen IH) zu 
Lasten des Ag) 

IRL 14 700 

16,41 (Industrie) 
16,41 (Handel) 
An: 1,35 

Ag: 

15,06 (Industrie) 
25,81 (Handel) 


a) 4,70 

b) 3,60 

An: 2,35 

•>•1,80 

Ag: 2,35 
->•1,80 

LFR l 647 360 

a) 9,60 

b) 4,25 

c) 7,00 

An: 4,80 

•>■ 1,00 

Ag: 4,80 

■>■ 4,25 
■>■ 6,00 

a) HFL 41 340 
oder 

HFL 159 
täglich 

b) HFL 63 750 
oder 

c) HFL 68 120 
HFL 262 
täglich 

Gesamt- 
beitragssatz: 35 

An: 11 

Ag: 24 

(ab 1. 10. 1986) 

Wochen- An Ag insge- 

verdienst samt 

(UKL) 

bis 38 

38 bis 59 5 5 10 

60 bis 94 7 7 14 

95 bis 139 9 9 18 

140 und 

mehr 9 10,45 19.45 

Sofern einem anerkannten be- 
trieblichen System angeschlos- 
sen: gleiche ^tze wie oben für 
die ersten 38 UKL des Wochen- 
verdienstes 

Danach: 

Wochen- An Ag Insge- 

verdienst samt 

(UKL) 

38 bis 59 2,85 0,9 3,75 

60 bis 94 4,85 2,9 7,75 
95 bis 139 6,85 4,9 11,75 

140 und 

mehr 6,85 6,35 13^0 
Für den Teil des Wochenver- 
dienstes, der die Beitri^bemes- 
sungsgrenze von UKL 285 
überst^, erhöht sich der Ar- 
beitgeberfaeitrag aut iU,45 % 

An: UKL 285 
wöchent- 
lich 

Ag: — 

Geldleiscungen 

17,83 

An; 540 

Ag: 1243 

IRL 14 700 

25,96 (Industrie) 
25,81 (Handel) 
An: 7,15 

lf,81 (Industrie) 
18,66 (Handel) 


16 

An: 8 

Ag: 8 

LFR 1 317 888 

a) 15,10 

b) 5,70 

An: 15,05 

Ag: 0,05 

->• 5,70 

a) HR 68120 
oder 

HFL 262 

täelich 

b) HFL 63 750 









12,70 

An: 11,35 

(Altersvers.) 

•>• 1,35 
(Hinterbliebe- 
nenversicherung) 

i 

HFL 63 750 

1 





Gemeinsamer Gefahrenurif 

nach dem )eweili«n Grad der 
Unfallgefahr in den einzelnen 
Beru^5zweige^. Die Beitragssät- 
ze variieren zwischen 3 und 
5 % (durchschnittlich 3,9 %) 
und werden nach der Lohn- 
summe berechnet. Außerdem 
zusätzlicher Beitrag in Höhe 
von 20 % der Beitragssumme 

Gemeinsamer, nach Gefahrenklassen 
abgestufter (^ahrentarif. Beitrag 
s-tz ; jhr’ich vom Versidierungsträger 

Wie für Invalidttätsversichening 

Arbeicsunfälle: 

Nach Gefahr unterschiedliche vom 
Arbeitgeber zu zahlende Versiche- 
rungsprämien; 

Ber^krankhdten: 

0,5 

An: — 

Ag: 0,5 

(keine Beitragsbemessungs- 
grenzc) 





festgesteilt und nach der Bnittolohn- 
und Gehaltssumme bemessen unter 
Berücksichtigung eines Mindestsatzes 
entsprechend dem Mindesdohn eines 
erwachsenen Arbeiters und eines 
Höchstsatzes von LFR 1 317 888 
jährlich 







Ag: 

4,11 (Industrie) 
1,61 (Handel) 




Durchschnittlich: 

3,10 

An: 1,75 

Ag: 1,35 

HR 68 120 oder 
HR 262 
täglich 

&ehe „Gesamt- 
beitragssatz** 

. . . 





Ag: 6,20 


Ag: 1,80 

LFR; 1 317 888 

Ag: 3,55 

HR 63 750 


1 



An « Arbetmehmer; Ag: Arbeitgeber {Siehe auch die Anmerkuagen auf Seite 25). 
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Finanzierung 


(Fortsetzung) Beiträge: Anmerkungen zu der vorstehenden Tabelle 11-1 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Anmerkung: 

An = Arbeitnehmer 
Ag = Arbeitgeber 

Krankheit: 

a) Sachleistungen 

b) Barleistungen 

Ferner wird ein Beitrag von 10 % 
auf die Prämien der Kraftfahr- 
zeugversicherung erhoben 

A rbeitslosigkeit: 

— der Ag hat au^dem für das 
Arbeitslosensyscem 1 »60 % 
des Einkommens des Arbei- 
ters zu zahlen 

— von dieser Beitragszahlung 
ausgenommen sind Ag, die 
zum 30. 6. letzten Jahres we- 
niger als 10 Arbeiter beschäf- 
tigten 


Krankheit: Die Beitragssätze un- 
terscheiden sich je nach den Sat- 
zungen der verschiedenen Kassen, 
die Bemessungsgrenze beträgt 
75 % der Bemessungsgrenze der 
Rentenversicherung der Arbeiter 

Krankheit: 

a) Sachleistungen 

b) Geldleistungen 

Aiter: Bei schweren und ungesun- 
den Arbeiten: zusätzlich 3,6 % 
(An: 2,2%, Ag: 1,4%) sowie 
für Unternehmen, bei denen ein 
Berufsrisiko gegeben ist: zusätz- 
lich! % (Ag) 

Beitragsbemessungsgrenze: 

Die auf die Branche mit den mei- 
sten Arbeitnehmern anzuwenden- 
de Bemessungsgrenze. Es gibt 8 
weitere Branchen mit unter- 
schiedlichen Grenzen, Die höch- 
ste Bemessungsgrenze liegt bei 
PTA 247 590 monatlich 

Krankheit: Ein Beitrag von 1 % 
wird auf das gesetzliäe Alters- 
ruhegeld eibot^ sowie auf das 
Arbeitslosengeld, wenn es höher 
ist als der gesetzliche Mindest- 
lohn. 

Darüber hinaus wird ein Beitrag 
von 15 % auf die Automobilver- 
sicherungsprämien erhoben 
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Finanzierung 


Beiträge: Anmerkungen zu der vorstehenden Tabelle II-l (Fortsetzung) 


Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Arbeitshsigkeit: Einschließlich 0,6 % 
Beitrag .,£ntlassungsentschädigung** 
Zusätzliche Abgabe zur Föäerung 
der Beschäftigung Jugendlicher; 1 % 
des gesamten Arlmtsverdienstes zu 
Lasten des An. ohne Beitragsbemes- 
sungsgrenze (zu Lasten des Ag. für 
Personen, für die er ebenfalls die Bei- 
tri^ zugunsten des Gesundheitsdien- 
stes entrichtet — siehe oben) 

Krankheit: einschl. Mutterschaftsver- 
sichening (1,23 % Industrie, 1,01 % 
Handel); 2,01 % Tuberkulose; Geld- 
leistungen (2,22 % Industrie, 2,44 % 
Handel) 

Solidaritätsbeitrag: 4 % (An: 0,20 %; 
Ag: 3,80%) für Arbeitsverdienste 
o&rhalb der Beitragsbemessungs- 
grenze, jedoch höchstens LIT 

Tooooooöo 

Für freiwillig beim naäonalen Ge- 
sundheitsdienst Verücherte werden 
spezielle Beitragssätze erhoben. 

Alter: einschli^ich 0,15 % Zusatz- 
beitrag Rentenfonds (Industrie); 
0,10 % Waisenfürsorge und 0,50 % 
Zusatzbeitrag (*) 

Kindergeld: Geringere Beiträge für 

1 bestimmte Arbeitgeoergruppen 

A rbeitslosigkeit: einschliefiich 0,30 % 
Zusatzbeitrag und 2,20 % Lohnzu- 
schlag (Teilarbeitslosigkeit) (nur In- 
dustrie) 

Krankheit: 

a) Sachleistungen 

b) Geldleistung 

Arbeitslosigkeit: Finanzierung eines 
Arbeitslosenfonds, der aus ^lidari- 
tätssteuem zu Lasten der natürlichen 
Personen und der Körperschaften 
sowie durch Zuschüsse d^ Gemein- 
den gespeist wird 

Krankheit: 

a) Sachleistungen 

b) allgemeine Versilberung für 
sdiwere Risiken 

c) Barleistungen (durchschnittlicher 
Beitragssatz) 

Invalidität 

a) Versicherung der abhängig Be- 
schäftigten (Freibetrag: HFL 91) 
täglich 

b) Volksversicherung 


Krankheit: Die Sachleistungen werden 
fast ausscbließiitb durch Steuern fi- 
nanziert 


(■) Bettmume Unteradimen wurden von emigen der genrnmen Bdtrigc befavic wie z. B.: Industrie- ^nd Hnndwerksbetnebe der verarbeitenden Industrie und des Bergbaus. ExportuntenKhmen, bestimmte Diensrietstungsbetriebe. iasbcsoodeie TraaspoRumemehmen und TMghcisai ön Betcidi 
des Touriwntts. 


CD 
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Finanzierung 


Beteiligung der öffentlichen Hand 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Krankheit / Mutter- 
schaft 

Sachleistungen 

80 % der Aufwendungen für die 
medizinische Versorgung der 
Witwen, Waisen, Rentner und 
Invaliden sowie ihrer unterhalts- 
berechtigten Angehörigen 

Finanzierung durch Staat und 
Gemeinden, mit Ausnahme eines 
kleinen Teils der durch Beiträge 
gedeckt wird 


Ggf. jährliche Zuschüsse zur 
D^ung des Defizits 

Schrittweise steigender Zuschuß 
des Staates, der regelmäßig im 
Gesamthaushaltsplan vnan- 

schlagt ist; Beteiligung bei Über- 
nahme außergewöhnlicher Ko- 
sten und Beteiligung bei konjunk- 
turbedingten Sachzwängen 


Krankheic/Mutter- 

Schaft 

Geldleistungen 



Der Bund erstattet Pauschaulbet- 
rag von DM 400 bei Gewährung 
von Mutterschaftsgeld 




Invalidität 

50 % der Aufwendungen für das 
2. sowie jeweils 75 % und 90 % 
für das 3. und 4. Jahr der Invali- 
dität, 100 % des Sterbegelds 

Grundrenten: Der Staat trägt die 
Gesamtkosten, mit Ausnahme ei- 
nes kleinen Teils, der durch Bei- 
träge gedeckt wird. 

Zusatzrenten: Keine Staatszu- 
schüsse 

jährliche Zuschüsse des Bundes, 
die entsprechend der Verände- 
rung der allg. Bemessung^rund- 
lage festgesetzt werden 

Ggf. jährliche Zuschüsse zur 
D^kung des Defizits 



Alter/Hinterbliebene 

20 % der Ausgaben für alle Lei- 
stungen 






Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten 

60 % der Ausgaben für die Ent- 
schädigung bd Staublungener- 
krankung der Bergarbeiter 


— 

Ggf. jährliche Zuschüsse zur 
D^kung des Defizits 

" 


Arbeitslosigkeit 

Ggf. Deckung des Defizits 

Der Staat übernimmt die nicht 
durch Beiträge gedeckten Ausga- 
ben 

Der Bund deckt ein eventuelles 
Defizit der Arbeitslosenversiche- 
rung und trägt die Kosten der 
Arbeitslosenhilfe 

Ggf. jährliche Zuschüsse zur 
Decätung des Defizits 

Die Leistungen der Arbeitslosen- 
hilfe werden ausschliefflich durch 
den Staat finanziert 

Pauschalzuschuß des Staates 

Familicnbeihillen 


Finanzierung durch den Staat 

Finanzierung aus dem Bundes- 
haushalt 

i 

1 

1 

Ggf. jährliche Zuschüsse zur 
Deckung des Elefizits 

Staatliche Beteiligung 
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Finanzierung 


Beteiligung der öffentlichen Hand 


Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Scaacszuschüsse: 94 7o der Sachlei- 
stungen (die Arbeitnehmer/ Arbeitge- 
berbeiträge decken nur 6 % des Auf- 
wands) 

Neben den Krankenversicherungs- 
beiträgen wird der Fonds für das 
öffentliche Gesundheitswesen von 
den Regionen, Provinzen und Ge- 
meinden sowie aus den Überschüssen 
der Tuberkulose Versicherung ge- 
speist 

50 % der Verwaltungs- und Perso- 
nalkosten (mit Ausnahme der Be- 
triebskassen) 

Der Staat trägt die Kosten für 
bestimmte gesetzlich vorgesehene Lei- 
stungen (z. B. bei Mutterschaft, be- 
stimmten Unfällen, Geisteskrankhei- 
ten und angeborenen Krankheiten, 
Tuberkulose, Krebs, Kinderlähmung 
usw.). 

Intervention des nationalen Solidari- 
tätsfonds zugunsten der Rentner 

Jährlicher fester Zuschuß für die all- 
gemeine Versicherung (schwere Risi- 
ken) 

Keine Beteiligung der öffentlichen 
Hand 

Staatszuschuß in Höhe von etwa 
88% 






Staatszuschüsse: Unterschiedsbetrag 
zwischen Beitragsaufkommen und 
Leistungskosten 

Finanzierung des Sozialfonds 

— Staat und Gemeinden: Vj des auf 
24 % festgesetzten Gesamtbei- 
tragssatzes (Ü 

— Staat: 50 % der Verwaltungsko- 
sten 

Jährlicher Zuschuß zur Deckung der 
Kosten für junge Invalide 


Zuschüsse in Höhe von ca. 9 % des 
GesamtbeitragsaulVommens 

Darüber hinaus Zuschüsse zur Dek- 
kung der Gesamtausgaben für bei- 
tragsfreie Invalidicäcsrente, Invalidi- 
täts-Pflegegeld, Beihilfen an Schwerbe- 
hinderte, die nicht laufen können, 
sowie für beitragsfreie Ruhestands- 
renten 







— 

Vj der Ausgaben für die Anpassung 
und Neufestsetzung der Renten; 
50 % der Verwaltungskosten 





Jährliche Zuschüsse des Staates 

Finanzierung durch einen Arbeitslo- 
senfonds, der u. a. durch Zuschüsse 
der Gemeinden gespeist wird 

Finanzierung der Arbeitslosen fürsor- 
ge 



Finanzierung durch den Staat 

Jahreszuschuß 

Der Staat übernimmt: 

— 50 % der Familienbeihilfen; 

— die Geburtsbeihilfen; 

— die Verwaltungskosten. 



Finanzierung durch den Staat 


(*) Einer Übergangsbestimmung nach steigt der Beitragsanteil der öffentlichen Hand durch jährliche Anhebungen um 0,2 % von 7 % im Jahre 1985 auf 8 % im Jahr 1990. 
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Finanzierung 


Finanzieningssysteme für langfristige Leistungen 



Belgien 

Dänemark 

BR Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Invalidität 

Umlageverfahren 

U ml ageverf ähren 

Umlageverfahren besonderer Art, 
Bildung einer Rücklage 

Umlageverfahren 

Umlageverfahren und Bildung ei- 
nes einzigen Konsolidierun«- 
fonds für das gesamte System der 
sozialen Sicherheit 

U mlageverfahren 

Alter / Hinterbliebene 

Umlageverfahren 

Sozialrente; 

Umlageverfahren; Bildung eines 
Fonds für besondere Zwecke 
Zusatzrenten: Mischsystem aus 
Umlage- und Kapitaldeckungs- 
verfahren 

Umlageverfahren besonderer Art, 
Bildung einer Rücklage 

U ml ageverfahren 


Umlageverfahren 

Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten 

Arbeitsunfälle: Kapitalisierung» 
Deckungssystem der privaten 
V ersicherungsgesellschaften 
Beru^krankheiten: Umlagever- 

fahren 

Mischsystem aus Umlage- und 
Kapitaldeckungsverfahren 

Umlageverfahren, Bildung einer 
Rücklage 

i 

Umlageverfahren 

Arbeitsunfälle: Kapitaldeckungs- 
verfahren für Renten bei dauern- 
der Erwerbsunfähigkeit und Hin- 
terbliebenenrenten, wenn das Ri- 
siko nicht bei der Zentralanstalt 
für die soziale Sicherheit, sondern 
bei den betrieblichen Unfallkas- 
sen oder den Unternehmen abge- 
sichert ist. 

Berufskrankheiten: Umlagever- 

fahren 

Umlageverfahren 

00 

Ü1 
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Tabelle D 6 


Eingetragene Arbeitslose nach Alter und Geschlecht 


Registered unemployed by age and sex 
October 1987 


IV/7 

Chömeurs enregistres - Structure par äge et par sexe 

Octobre 1987 


% 



Years/Ans Males and famales □ Hommes et femmes 


<18 


0.5 

0.2 

1.3 

1,5 


0.2 




4,9 

18-19 


7.1 

4.7 

4,9 

7,6 


7.6 




8,7 

20-24 


25.8 

19,2 

16.5 

24,9 


20,4 




19,8 

25-34 


32.8 

31,7 

27,6 

28,3 


29,6 




24.3 

35-44 


18,9 

20,2 

17,6 

17.4 


20,3 




15.7 

45-54 


11.1 

13.4 

18,5 

12,3 


12,3 




14,4 

55-59 


2.8 

7,7 

11,1 

6.8 


5,0 




10,0 

60-64 


0,9 

2.5 

2.4 

1,1 


4,6 




2,2 

65+ 


0,0 

0,5 

0,0 

0,0 


0,0 




0.0 

Total 

100,6 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

Males 

□ 

100,0 

Hommes 

100,6 

100,6 

100,6 

100,0 

<18 


0,5 

0.2 

1,1 

1.4 


0,2 




4,0 

18-19 


7.0 

4,5 

4,4 

6.9 


6.1 




7,3 

20-24 


25.0 

18,5 

15,7 

22,2 


18,1 




18,5 

25-34 


26,9 

29.6 

25.1 

27,2 


28,3 




24.3 

35-44 


18,8 

21.1 

18,7 

18.4 


22,5 




16,9 

45-54 


14,9 

13,8 

19,5 

14,3 


13,7 




15,0 

55-59 


4.8 

8.2 

12,5 

8,6 


5,7 




10,8 

60-64 


2,1 

3,3 

3.0 

1,0 


5.4 




3.4 

65+ 


0.0 

0,9 

0,0 

0,0 


0.0 




0.0 

Total 

100,6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Females 

□ 

100,0 

Femmes 

100,6 

100,6 

100,6 

100,0 

<18 


0.5 

0,2 

1,5 

1.6 


0,4 




6.8 

18-19 


7,1 

4,8 

5.4 

6,2 


11.0 




11,8 

20-24 


26,4 

19,7 

17,3 

27,4 


25,7 




22,7 

25-34 


37.0 

33,0 

30,3 

29,4 


32,5 




24,2 

35-44 


19,0 

19,6 

16,4 

16,5 


15,4 




12.8 

45-54 


8,4 

13.1 

17.5 

10,4 


8,9 




13,2 

55-59 


1,4 

7,3 

9,6 

5,2 


3,4 




8.3 

60-64 


0,0 

1.9 

1.9 

1,2 


2.7 




0,1 

65+ 


0,0 

0.3 

0,0 

0.0 


0,0 




0,0 

Total 

100,6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


100,0 

100,6 

100,6 

100,6 

100.0 
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Tabelle D 9/1 


Übersichten der Kommission zur Beschäftigung von Behinderten 

Übersicht 2: Recht auf Chancengleichheit 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Gesetzlich verankertes Recht axif 
die notwendigen Hilfen zur Ver- 
wirklichung der Chancengleich- 
heit. 

Das Gesetz vom 16. April 1963 be- 
gründet den Grundsatz der Chan- 
cengleichheit in bezug auf beruf- 
liche und soziale Eingliederung. 

Keine ausdrückliche Erwähmmg 
in den Gesetzestexten. 

Die Politik zielt darauf ab, jedem 
zu einer möglichst „normalen" 
Existenz zu verhelfen. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Durch die Bestimmungen der Ver- 
fassimg wird Personen, die beson- 
derer Hilfen bedürfen, die beson- 
dere Unterstützimg des Staates 
zugesichert. 

Gemäß den Bestimmungen der 
Verfassimg ist die öffentliche 
Hand gehalten, eine Rehabilita- 
tions- und Integrationspolitik 
durchzuführen . . . die Geltend- 
machung der Rechte, die allen 
Bürgern zustehen (Recht auf Ar- 
beit, Bildung, Umschulung) zu 
garantieren. 

Keine ausdrückhche Erwähnung 
in den Gesetzestexten. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Keine ausdrückliche Erwähnung 
in den Gesetzestexten. Das Ge- 
sundheitsgesetz fordert von den 
Gesundheitsämtern Dienste zur 
Förderung der beruflichen Bil- 
dung und Vermittlimg Behinder- 
ter. 

Das Recht der Behinderten auf 
Bildung tmd berufliche Eingliede- 
rung ist in der Verfassimg veran- 
kert. 

Keine ausdrückliche Erwäh- 
nung. 

Die gesetzlichen Bestimmungen 
schließen eine Gruppenforderung 
der Arbeit, jedoch kein „indivi- 
duelles Recht" ein. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Beschäftigung Behinder- 
ter zufolge müssen Arbeitgeber 
und Gewerkschaften die Chan- 
cengleichheit aller, auch Behin- 
derter, bei der beruflichen (Wie- 
der-) Eingliederung zu fördern. 

Gemäß den Bestimmungen der 
Verfassung genießen körperhch 
und geistig Behinderte in der Ver- 
fassung verankerten . . . Rechte in 
vollem Umfang; ausgeschlossen 
sind geistig Behinderte, die unter 
Vormundschaft stehen. Der Staat 
verpflichtet sich, für die Konkreti- 
sierung dieser Rechte Sorge zu 
tragen. 

Keine ausdrückhche Erwähmmg 
in den Gesetzestexten. 

Die für die Bildungsprogramme 
Verantworthchen sind vertraghch 
gehalten, u. a. die Chancen- 
gleichheit für Behinderte zu för- 
dern. 
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Tabelle D 9/2 


Übersicht 1: Definition 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Alle, die aufgrund von Auswirkun- 
gen einer auf einem regelwidrigen 
körperüchen, geistigen oder seeü- 
schen Zustand beruhenden nicht 
nur vorübergehenden Funktions- 
beeinträchtigimg in ihrer Fähig- 
keit zur Eingliederung in die Ge- 
sellschaft eingeschränkt sind. 

Alle, deren tatsächliche — Ar- 
beitskraft um mindestens 30 % — 
bei Körperbehinderung — bzw. 
um mindestens 20 % — bei geisti- 
ger Behinderung — verringert 
ist. 

Keine Definition. 

Alle, die Unterstützung zur Ent- 
wicklung oder zum Wiedererlan- 
gen ihrer beruflichen Fähigkei- 
ten, Pflege oder eine spezifische 
Behandlung benötigen, können 
eine Hilfe erhalten. Dies schheßt 
körperliche, geistige, seelische 
und soziale Behinderungen mit 
ein. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Personen mit besonderen Bedürf- 
nissen: 15— 65jährige, die wegen 
einer dauerhaften Erkrankung 
oder Beeinträchtigung körperli- 
cher oder geistiger Art nur be- 
schränkte Möghchkeiten zur Aus- 
übimg einer beruflichen Tätigkeit 
haben. Das Gesetz wird derzeit 
dahingehend überarbeitet, daß 
auch geistig oder psychisch Behin- 
derte besser abgedeckt werden. 

Jeder, der wegen einer aller Vor- 
aussicht nach dauerhaften Ein- 
schränkung seiner körperlichen, 
geistigen oder sensorischen Fä- 
higkeiten — unabhängig davon, 
ob angeboren oder erworben — 
nur begrenzte Möglichkeiten zur 
Teilnahme an Bildimg, Berufsle- 
ben und gesellschaftlichem Le- 
ben im allgemeinen hat. 

Jeder, dessen Möghchkeiten, ei- 
nen Arbeitsplatz zu er- oder be- 
halten wegen eines Mangels oder 
einer Verminderung seiner kör- 
perhchen oder geistigen Fähig- 
keiten tatsächhch eingeschränkt 
sind. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Eine Behinderung ist ein Nachteil, 
der einer Person durch eine Beein- 
trächtigung oder eine Invahdität 
entsteht, die die Erfüllung einer 
für diese Person normalen Rolle 
be- oder verhindert. Die Beein- 
trächtigimg betrifft seelische oder 
körperliche Funktionen. 

Jeder, dessen Arbeitsfähigkeit 
wegen körperlicher, psychischer 
oder sensorischer Gebrechen 
dauerhaft beschränkt ist. 

Arbeitsunfallopfer, Kriegsver- 

sehrte imd Personen, die körper- 
hch, geistig oder seeüsch beein- 
trächtigt sind. Die Einschränkung 
der Arbeitsfähigkeit muß minde- 
stens 30 % betragen. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Personen, die eine Invaüdenrente 
beziehen, sowie Personen, die 
durch besondere Maßnahmen in 
der Ausübung ihrer Tätigkeit un- 
terstützt werden (Gesetz über die 
Beschäftigung Behinderter). Ein 
zweites Gesetz betrifft Personen, 
die sich nicht ins allgemeine Ar- 
beitsleben eingliedem können. 

Jeder, der aufgrund einer ange- 
borenen oder erworbenen Beein- 
trächtigung, einer Mißbildung 
oder eines Gebrechens dauerhaft 
verringerte Fähigkeiten zur Aus- 
übung einer beruflichen Tätigkeit 
hat. Jeder, der wegen seiner Be- 
hinderung Schwierigkeiten hat, 
einen angemessenen Arbeitsplatz 
zu er- oder behalten (lEPF). 

Jeder, der wegen einer Beein- 
trächtigung, einer Krankheit oder 
einem angeborenen Gebrechen 
wesentiich eingeschränkte Mög- 
hchkeiten hat, um einen Alter, Er- 
fahrung und Quahfikationen ent- 
sprechenden Arbeitsplatz zu er- 
oder behalten. 
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Übersicht 7 : Schul- und Berufsausbildung in einer besonderen Einrichtung 


Bundesrepublik 

Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Die Berufsförderungswerke orga- 
nisieren die Umschulung Behin- 
derter, vor allem für Beschäftigun- 
gen im kaufmännischen und Ver- 
waltungsbereich, in feinwerktech- 
nischen und technischen Berufen 

aus. 

Die Ausbildung zielt auf die kör- 
perliche und geistige Entwick- 
lung, soziale Eingliederung und 
die Ausübung eines Berufs oder 
einer Beschäftigung in geschütz- 
ten Arbeitsstätten ab. 

Die Berufsausbildung in einer 
Sondereinrichtung findet häufig 
an einem geschützten Arbeits- 
platz statt. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Die OAED fördert die Einrichtung 
von spezifischen Ausbildungsgän- 
gen für Behinderte, die nicht in die 
allgemeinen Bildungsgänge inte- 
griert werden können. Die Stiftun- 
gen und unabhängige Träger füh- 
ren spezielle Lehrgänge durch. 

Ausbildung für Tätigkeiten in 
Verwaltung, Konfektion, Informa- 
tik, Elektronik und als Büroge- 
hilfe. 


Irland 

Italien 

Luxemburg 

Die Zentren des Rehabilitationsin- 
stituts bieten Ausbildungsgänge 
in den Bereichen Elektronik, Han- 
del und Banken, technisches ^ 
Zeichnen usw. 

Staatlich geförderte Selbsthilfe- 
gruppen (job Clubs) betreuen gei- 
stig Behinderte und Hörbehin- 
derte. 

Ausbildung in Werkstätten. 

Die berufliche Bildung der Behin- 
derten wird dezentral von den Re- 
gionen organisiert. Die Lehr- 
gänge umfassen spezielle Kurse 
für Behinderte oder integrierte, 
allgemeine Ausbildungsgänge. 

Bildungsprogramme mit Schwer- 
punkt auf der sozialen Bedeutung 
von Arbeit unter dem Aspekt der 
sozialen Beziehungen. Praktische 
Ausbildungsprogramme zielen 
auf die örtiichen Gegebenheiten 
ab. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes 

Königreich 

Spezielle Zentren vermitteln Be- 
rufsausbildungen in den Sparten 
Feinmechanik, Zeichnen, Elektro- 
nik, Verwaltung und Gartenbau. 

Private Wohlfahrtseinrichtungen 
führen neben staatlichen Rehabi- 
litationszentren und privaten, 
staatlich subventionierten Zen- 
tren Ausbildungsgänge und be- 
rufsvorbereitende Programme 

durch. 

Bei den Ausbildungsprogrammen 
werden örtliche Gegebenheiten, 
neue Technologien, kombinierte 
Schul- und berufspraktische Aus- 
bildungen, Lehrgänge nach dem 
Baukastenprinzip berücksichtigt. 
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Übersicht 8: Haupterleichterungen für die Berufsausbildung in allgemeinen Betrieben oder Einrichtiingen 


Bundesrepublik 

Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Die gesetzhchen Bestimmungen 
verlangen, daß den besonderen 
Schwierigkeiten und Bedürfnissen 
der Behinderten in besonderer 
Weise Rechnung getragen wird. 
Jeder Behinderte hat ein Recht auf 
für seinen Fall zugeschnittene Re- 
habüitationsmaßnahmen. Berufli- 
che Erstausbildung für jugendli- 
che Behinderte. 

Besondere Ausbildungsverträge 
in Betrieben mit dem Ziel der be- 
ruflichen Rehabüitation. Schnell- 
kurse für die Ausbildung und Um- 
schulung in Berufsbildungszen- 
tren für Erwachsene. 

Ausbildungsprogramme zur För- 
derung der Berufsausbildung im 
Rahmen des allgemeinen Arbeits- 
marktes. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

10 % der Ausbildungsplätze in den 
Berufsschulen und den Schnell- 
kursen der Berufsbildungspro- 
gramme sind für Behinderte reser- 
viert. 

Im Rahmen des Nationalen Plans 
wird die Integration Behinderter 
in allgemeine Programme zusam- 
men mit Nicht-Behinderten geför- 
dert. Keine Altersbegrenzung für 
die betriebhche Ausbildung. 

Untemehmensvereinbarungen 
zur Förderung der Ausbildimg 
in allgemeinen Bildungsgängen. 
Ausbildungsprojekte für Femar- 
beit. 

Irland 

Itahen 

Luxemburg 

Ausbildungsprogramme zur Inte- 
gration behinderter und nicht-be- 
hinderter Arbeitsloser. Beratungs- 
gremien der Arbeitgeber fördern 
die Zusammenarbeit zwischen Be- 
trieben und Ausbildungseinrich- 
tungen. 

Die Regionen organisieren in Ab- 
stimmung mit den Unternehmen 
Ausbildungslehrgänge in den Un- 
ternehmen oder in Berufsbil- 
dungsstätten. 

Berufsberatungskurse und Be- 
rufserstausbildungen in den Be- 
trieben. 

Berufspraktika in den Unterneh- 
men (Vereinbarung). 

Der Fonds für Beschäftigung för- 
dert die praktische Ausbildung in 
den Betrieben. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes 

Königreich 


Bestimmte allgemeine Ausbil- 
dungsprogramme enthalten be- 
sondere Bestimmimgen, durch 
die der Zugang für die Behinder- 
ten erleichtert wird. 

Eine bestimmte Anzahl von allge- 
meinen Ausbildungsprogrammen 
enthalten besondere Bestimmun- 
gen, um Behinderten den Zugang 
zu erleichtern (z. B. Zulassungs- 
bedingungen, Ausbildungs- 

dauer). ITTWE (speziell verein- 
barte betriebhche Ausbildung). 
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Übersicht 3: Prüfungen im Zusammenhang mit beruflicher Ausbildung 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

In den Rechtsvorschriften werden 
die zuständigen Stellen angehal- 
ten, die besonderen Probleme und 
Belange Behinderter im Bereich 
von Berufsausbildung imd Prüfun- 
gen zu berücksichtigen. Zur Ver- 
meidung behinderungsbedingter 
Hindernisse werden technische 
Prüfungserleichterungen angebo- 
ten. 

Die Berufsberatung benutzt be- 
hinderungsgerechtes Prüfungs- 
material. 

Die Regierung beabsichtigt, jedes 
äußerhche Hindernis für die Teil- 
nahme an Prüfungen zu beseiti- 
gen. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Blinde, Hörbehinderte und Perso- 
nen, die am Cooley' Syndrom lei- 
den, werden an den Universitäten 
ohne Eingangstests zugelassen. 
10 % der von der OAED verwalte- 
ten Ausbildungsplätze sind Behin- 
derten Vorbehalten. 

Flexible Gestaltung der Prüfungs- 
zeit und Umgestaltung der not- 
wendigen Einrichtungen für ei- 
nen Ausbildungsgang und bei 
Auswahlverfahren im öffentli- 
chen Dienst. 

Möghchkeit der Zeitverlänge- 
rung bei Prüfungen. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Das National Rehabilitation Board 
(Nationales Rehabilitationsamt) 
erstellt vor und während der Aus- 
büdung ständig Bewertungen, da- 
mit gewährleistet wird, daß der 
behinderte Auszubüdende seine 
ganzen Fähigkeiten entwickelt. 

Keine spezifischen Bestimmun- 
gen über Behinderte. 

Eignungstests werden von einer 
fachübergreifenden Gruppe auf 
die Bedürfnisse der Behinderten 
abgestimmt. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Keine spezifischen Bestimmungen 
über Behinderte. 

Vorrangige Zulassung für drei Be- 
hinderte bei jedem Lehrgang zur 
beruflichen Büdung, den das In- 
stitut für Beschäftigung und be- 
rufliche Bildung organisiert. 

Der Kodex für empfehlenswerte 
Praktiken beschreibt Methoden, 
die bei der Gestaltung von Aus- 
wahlverfahren angewendet wer- 
den können, durch die diskrimi- 
nierende Praktiken vermieden 
werden. 
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Übersicht 4: Entlassungen im Zusammenhang mit einer Behinderung 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Die Entlassung eines Schwerbe- 
hinderten bedarf der Zustimmung 
der zuständigen Stellen, die die 
verschiedenen Möglichkeiten ei- 
ner Weiterbeschäftigung prüfen. 

Die Rechtsvorschriften beziehen 
sich nicht ausdrücklich auf Behin- 
derte. 

Die Rechtsvorschriften nehmen 
keinen ausdrücklichen Bezug auf 
Behinderte. Behinderte werden 
genauso behandelt wie Nicht-Be- 
hinderte. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Entlassungen im Rahmen des 
Quotensystems unterliegen be- 
sonderen Gesetzen. 

Entlassungen bei geschützten 
Werkstätten: Die Unfähigkeit ei- 
nes behinderten Arbeitnehmers, 
sich gewandelten Anforderungen 
seines Arbeitsplatzes anzupas- 
sen, muß vom Nationalen Institut 
für Soziale Dienste festgestellt 
werden. 

Kein ausdrücklicher Bezug in den 
Rechtsvorschriften. Vorhandene 
Maßnahmen begünstigen die 
Weiterbeschäftigimg wenn Ge- 
fahr einer Entlassung besteht. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Kein ausdrücklicher Bezug auf Be- 
hinderte in den Rechtsvorschrif- 
ten. 

Im Rahmen des Quotensystems 
sind Entlassungen nur dann zu- 
lässig, wenn durch die Behinde- 
rung die Gesundheit der Arbeits- 
kollegen oder die Sicherheit der 
Einrichtungen gefährdet wird, 
oder wenn es keine andere Be- 
schäftigungsmöglichkeit gibt. 

Die gesetzlichen Bestimmungen 
beziehen sich nicht ausdrücklich 
auf Behinderungen. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Außer in Ausnahmefällen kann 
ein Arbeitgeber einen Arbeitneh- 
mer, der länger als zwei Jahre 
krank ist, nur mit Zustimmung des 
regionalen Arbeitsamts entlassen. 
Ein Arbeitnehmer, der teilweise 
arbeitsunfähig ist, muß, um nicht 
entlassen zu werden, den Nach- 
weis erbringen, daß er die verein- 
barte Arbeit teilweise erfüllen 
kann. Kann er die vereinbarte Ar- 
beit nicht leisten, so kann er sich 
um andere, seiner Behinderung 
besser angemessene Aufgaben 
bemühen, die ihm unter für den 
Arbeitgeber zumutbaren Bedin- 
gungen angeboten werden müs- 
sen. 

Arbeitsunfallopfer müssen wei- 
terbeschäftigt werden, wenn das 
Unternehmen mehr als 10 Be- 
schäftigte hat und wenn die Be- 
hinderung vorübergehender Art 
ist und weniger als 50% aus- 
macht. 

Bei Massenentlassungen ist die 
Weiterbeschäftigung behinderter 
Arbeitnehmer besonders ge- 
schützt. 

Den Rechtsvorschriften für die 
Beschäftigung Behinderter zu- 
folge können die Ausschüsse für 
die Beschäftigung Behinderter er- 
sucht werden, über die unbegrün- 
dete Entlassung eines registrier- 
ten Behinderten Bericht zu erstat- 
ten. 
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Übersicht 5; Rechtsweg und Beistand für Behinderte 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Behinderte genießen die gleiche 
Behandlung wie Nicht-Behin- 
derte. Bei sozialrechtiichen Strei- 
tigkeiten können sich Behinderte 
durch Vertreter von Behinderten- 
organisationen vertreten lassen. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. Behinderte können 
von den vom Nationalen Fonds 
für die Soziale Wiedereingliede- 
rung anerkannten Organisatio- 
nen Beistand erhalten. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. Der Ausschuß behin- 
derter Arbeitnehmer und der 
Kriegsversehrten ist mit der Prü- 
fung der Verfahren in erster In- 
stanz betraut, sowie damit, Stel- 
lungnahmen zu den Untemeh- 
mensvereinbanmgen im Rahmen 
des Quotensystems abzugeben. 

Irland 

Itaüen 

Luxemburg 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. Behinderte können 
einen ärzüichen Sonderausschuß 
anrufen, der überprüft, ob die ih- 
nen übertragenen Aufgaben mit 
ihrem Gesundheitszustand ver- 
einbar sind. Außerdem können 
sie sich wie andere Arbeitnehmer 
an die zuständigen Stellen wen- 
den. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. Behindertenorganisa- 
tionen können Beistand leisten. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. Das SNR bietet Be- 
hinderten technischen und juristi- 
schen Beistand an und sorgt au- 
ßerdem dafür, daß Gerichtsver- 
fahren angestrengt werden. 

Gleiche Behandlung wie Nicht- 
Behinderte. Das Gesetz zum Ar- 
beitnehmerschutz sieht günsti- 
gere Bedingungen für das An- 
strengen eines Verfahrens vor 
dem Industrie gericht vor, wenn 
die Entlassung mit Gesundheits- 
gründen motiviert wurde. 
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Übersicht 6: Wiedereinghederung von Arbeitnehmern in das Unternehmen, in dem sie vor dem Auftreten ihrer 

Behinderung beschäftigt waren 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Beim Eintreten einer Schwerbe- 
hindenmg güt der im Schwer- 
behindertenqesetz vorgesehene 
Schutz. 

Stahlindustrie: Vertrag zwischen 
Sozialpartnern, um eine Weiter- 
beschäftigung im selben Unter- 
nehmen zu fördern. 

Die Unternehmen sind nicht ver- 
pflichtet, behinderte Arbeitneh- 
mer weiter zu beschäftigen. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 


Erleidet ein Arbeitnehmer eine 
dauerhafte Teilbehinderung, so 
hat er ein Recht auf Wiederein- 
ghederung im selben Unterneh- 
men — entweder am selben Ar- 
beitsplatz oder an einem auf seine 
Leistungsfähigkeit abgestimmten 
Arbeitsplatz. Bei Wiedererlangen 
seiner voUen Leistungsfähigkeit 
kann er seinen ursprünghchen 
Arbeitsplatz oder den ersten 
freien Arbeitsplatz in seiner Kate- 
gorie wiedereinnehmen, wenn er 
das Unternehmen wegen seiner 
Behinderung verlassen hat. In 
diesem letzten Fall hat er, falls er 
seine Arbeitsfähigkeit teilweise 
wiedererlangt, ein Recht auf Wie- 
dereinsteUung am ersten freiwer- 
denden Arbeitsplatz, der seiner 
Arbeitsfähigkeit entspricht. 

Arbeitsunfallopfem wird ihr Ar- 
beitsplatz bis zu ihrer Wiederher- 
stellung garantiert. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Der Kodex für empfehlenswerte 
Praktiken enthält Empfehlungen. 

Gesetzesvorschläge zielen auf 
eine Verbesserung der Wieder- 
einghedenmg von entlassenen 
Behinderten in dasselbe Unter- 
nehmen, in dem sie vorher be- 
schäftigtwaren, ab. Für lange Ab- 
wesenheitszeiten aus Krankheits- 
oder Unfallgründen wird eine Be- 
schäftigungsgarantie vorgese- 
hen. 

Arbeitsunfallopfer haben vorran- 
gig Anspruch auf einen verfügba- 
ren Arbeitsplatz im selben Unter- 
nehmen. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

s. Übersicht 4. In bestimmten Fäl- 
len muß der Arbeitgeber dem Ar- 
beitnehmer eine seiner Arbeitsfä- 
higkeit entsprechende Arbeit auf- 
tragen, und zwar vom ersten 
Krankheitsjahr an. 

Unternehmen mit mehr als 20 Be- 
schäftigten sind verpflichtet, Per- 
sonen, die bei der Arbeit in dem 
Unternehmen Opfer eines Unfalls 
geworden sind, für Tätigkeiten, 
die mit ihrer Behinderung verein- 
bar sind, bevorzugt einzustellen. 

Der Kodex für empfehlenswerte 
Praktiken enthält Empfehlun- 
gen. 
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Übersicht 9: Finanzielle Anreize für die berufliche Bildung Behinderter 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Zur Förderung des beruflichen 
Fortkommens Behinderter werden 
finanzielle Hilfen gewährt. 

Übernahme sämtiicher Kosten für 
Unterbringung in Internaten, Be- 
obachtungszentren oder in Gast- 
familien. Finanzielle Hilfen zur 
Förderung der Eingliederung in 
allgemeine Ausbildungsgänge 
und Beitrag zu den Kosten einer 
pädagogischen Hilfe bei höherer 
Schulbildung. 

Übernahme der Ausbildungsko- 
sten imd Gewährung von Beihil- 
fen zur Kompensation von Lohn- 
zahlungen während der Ausbil- 
dung. 

Lohnbeihüfen für Behinderte, die 
an einer Berufsausbildung an Ar- 
beitsplätzen auf dem freien Ar- 
beitsmarkt teilnehmen. Im Rah- 
men einer Rehabihtation durch- 
geführte Ausbildimg kann aus öf- 
fenflichen Fonds finanziert wer- 
den. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Subventionen für die Einrichtung 
von speziellen Ausbildimgspro- 
grammen imd finanzielle Hilfe für 
Stiftxmgen und Stellen, die ähnli- 
che Programme durchführen. 

Tagegeld für Jugendliche unter 
25 Jahren, die an einem Ausbil- 
dungsgang teilnehmen. Hilfe in 
Höhe von 75 % des gesetzlich ga- 
rantierten Mindestlohns für Lang- 
zeitarbeitslose über 25 Jahre. Bei- 
hilfen auch für andere Gruppen. 

Fördermittel für die Ausbildung in 
allgemeinen Berufsbildungszen- 
tren. Finanzielle Hilfe für Um- 
schulungslehrgänge in speziah- 
sierten Einrichtimgen. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 


Die berufliche Bildung von Behin- 
derten in bestimmten Einrichtim- 
gen wird von den Regionen orga- 
nisiert. Außerdem sind finanzielle 
Hilfen für Unternehmen vorgese- 
hen, die Ausbildimgsgänge orga- 
nisieren. 

Finanzielle Anreize für behin- 
derte Jugendliche für die Teil- 
nahme an Erstausbildungsmaß- 
nahmen. Dauer: 3 Jahre. Erachtet 
das OPRTH eine Umschulung für 
erforderlich, so übernimmt der 
Staat oder die Unfallversicherung 
die Kosten. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Beihilfen für die Umgestaltung 
von Schulgebäuden und für Lern- 
mittel. 

Subventionen für private Einrich- 
tungen zur beruflichen Rehabili- 
tation tmd für Unternehmen, die 
Berufsausbildungsmaßnahmen 
für Behinderte entwickeln. 
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Übersicht 10: Öffenthche Hilfen für Löhne und Sozialabgaben 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Finanzielle Hilfe für die Arbeitge- 
ber für Einstellung, Weiterbe- 
schäftigung und berufliche Förde- 
rung von Schwerbehinderten. 

Subventionen für Löhne und Ar- 
beitgeberanteil an den Sozialab- 
gaben (maximale Dauer: 1 Jahr). 
Hilfen zum Ausgleich des Unter- 
schieds zwischen tatsächlicher 
Leistung und Tariflohn (Dauer: 

1 Jahr, Anspruch emeuerbar). 

Arbeitgeber, die ältere, leicht be- 
hinderte Personen einstellen, er- 
halten Lohnbeihilfen (Versuchs- 
stadium). Übernahme von bis zu 
40 % der Lohnausgaben bei Per- 
sonen, die keinen Anspruch auf 
die soziale Frührente haben. Bei 
Rentnern wird ein Drittel des ge- 
setzhchen Mindestlohns als Hüfe 
gezahlt. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Arbeitgeber, die Behinderte ein- 
stellen, erhalten 1 700 Drachmen 
für die Dauer eines Jahres. 

Bei Einstellungen Zuschuß (max. 
500 000 Peseten) für einen unbe- 
fristeten Arbeitsvertrag. Vergü- 
tung der Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung (70 % für Per- 
sonen unter 45 Jahren und 90% 
für die anderen). 

Spezielle Beschäftigungszentren: 
Hilfe für die Weiterbeschäftigung 
(max. 50 % des Mindestlohns) und 
Übernahme des Arbeitgeberan- 
teüs an den Sozialabgaben. 

Dem Arbeitgeber kann es gestat- 
tet werden, untertarifliche Löhne 
zu zahlen, was durch eine Ein- 
kommensgarantie für den Behin- 
derten ausgeglichen wird. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Im Rahmen des Projekts zur Ar- 
beitseignungsfeststellung werden 
Arbeitgebern Beihilfen gewährt. 

In einigen Regionen werden Ar- 
beitgebern Beihilfen zum Lohn 
oder zu den Sozialabgaben ge- 
zahlt. Behinderte Arbeitnehmer 
haben ein Recht auf den gleichen 
Lohn wie andere Arbeitnehmer. 

Erleichtenmg der Lohnkosten 
Zahlungen degressiv während 

3 Jahren. Beihilfen für den Aus- 
gleich des Produktivitäts Verlustes 
und für die Sicherung eines Min- 
desteinkommens. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Arbeitgebern kann es gestattet 
werden, Lohn entsprechend der 
Leistung eines Behinderten zu 
zahlen; in diesem FaU kann der 
Behinderte einen Zuschlag zu sei- 
ner Invahditätsentschädigung für 
die Dauer von max. 2 Jahren in 
Anspruch nehmen. 

Zahlungen entsprechend dem 
Leistungsrückstand während der 
Einarbeitungsphase. Erleichte- 
nmg des Arbeitgeberbeitrags zur 
Sozialversicherung für einen 
Dauerarbeitsplatz. Finanzielle 

Hilfe für einen Arbeitsplatz im 
Handwerk. 

Wöchenthche Lohnbeihilfen wäh- 
rend der Einarbeitungszeit. 
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Tabelle D9/11 


Übersicht 11: Umgestaltung des Arbeitsplatzes 


Bundesrepublik Deutschland 

— 

Belgien 

Dänemark 

Die Arbeitgeber sind gehalten, 
Schwerbehinderten die nötigen 
technischen Arbeitshilfen zur Ver- 
fügung zu stellen, es sei denn, daß 
dies „nicht zumutbar mit unver- 
hältnismäßigen Aufwendungen 
verbunden" ist. Ist dies der Fall, 
werden die notwendigen techni- 
schen Hilfen für alle Behinderte 
von den zuständigen Fürsorgestel- 
len erbracht. 

Übernahme der gesamten Kosten 
für die Umgestaltung des Arbeits- 
platzes und für die Arbeitsge- 
räte. 

FinanzieUe Hilfen für die Umge- 
staltimg des Arbeitsplatzes und 
den Kauf von Geräten und spe- 
zieller Ausstattung. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Finanzielle Hilfe in Höhe von 
80 000 Drachmen für die Umge- 
staltung von Arbeitsplätzen. 

Subventionen für die Umgestal- 
tung von Arbeitsplätzen und die 
Beseitigung bauhcher Hinder- 
nisse. 

Finanzielle Hilfe für die Umge- 
staltung von Arbeitsplätzen und 
Arbeitsstätten. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Finanzierungshilfen für techni- 
sche Arbeitshilfen und notwen- 
dige Ausstattung. 

Einige Regionen leisten Hilfe bei 
der Umgestaltung des Arbeits- 
platzes. 

Finanzielle Anreize für die Umge- 
staltung des Arbeitsplatzes. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Finanzielle Hilfe für die Umgestal- 
tung des Arbeitsplatzes und der 
Einrichtungen. 

Subventionen für die Umgestal- 
tung von Arbeitsplätzen und die 
Beseitigung bauhcher Hinder- 
nisse. 

Subventionen (maximal 6 000 
Pfund) für die Umgestaltung der 
Einrichtungen und Arbeitsplätze. 
Leihweise Überlassung von Aus- 
stattungen; technische Unterstüt- 
zung. 
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Tabelle D 9/12 


Übersicht 12: Hauptsächliche Erleichterungen für den Zugang zu Arbeitsplätzen auf dem freien Arbeitsmarkt 
(außer finanzielle und solche im Zusammenhang mit der Umgestaltung des Arbeitsplatzes) und Femarbeit 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Die zu erfüllenden Aufgaben wer- 
den regelmäßig überprüft, um Ein- 
schränkungen, die mit der Behin- 
derung verbunden sind, zu besei- 
tigen. 

Der Nationale Fonds erstellt für 
jeden Behinderten auf Antrag ein 
individuelles Programm zur sozia- 
len und beruflichen Eingliede- 
rung. 

Versuchsweise Finanzierung von 
personeller Hilfe für Behinderte, 
die auf dem freien Arbeitsmarkt 
beschäftigt sind. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 



Dienste des Nationalen Arbeits- 
amtes, die für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen für Behinderte 
werben, sind für Vermittlung imd 
begleitende Maßnahmen zustän- 
dig. Femarbeit und Ausbildung 
für Paraplegiker imd Tetraplegi- 
ker werden in 6 Regionen er- 
probt. 

Irland 

Itahen 

Luxemburg 

Das Programm für Arbeitseig- 
nungsfeststellung ersucht die Ar- 
beitgeber, befristete Berufseig- 
nungspraktika anzubieten. Hilfe 
und Unterstützimg vor und nach 
der Vermittlimg: Durchführbar- 
keitsstudie über Femarbeit. 


Kruse zru beruflichen Orientie- 
nmg in den Betrieben (Vereinba- 
rung), Betreurmgsdienst für die 
Vermittlimg eines Arbeitsplatzes. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Teilzeitbeschäftigimg und befri- 
stete Probebeschäftigung sind er- 
laubt. 


Behinderten Dauerarbeitslosen 
wird im Rahmen des Gemein- 
schaftsprogramms bevorzugt Zu- 
gang zu Beschäftigungsmaßnah- 
men gewährt, Hilfe und Betreu- 
ung vor und nach der Vermitt- 
limg. Spezielle örtliche Betreu- 
tmgsgmppen. Femarbeitspro- 

jekt. 
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Tabelle D 9/13 


Übersicht 13: Hilfen zur Gründung einer selbständigen Existenz 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Zur Gründung und Erhaltung ei- 
ner selbständigen beruflichen Exi- 
stenz können Schwerbehinderte 
(unter bestimmten Voraussetzim- 
gen) Darlehen erhalten. 

Behinderte, die sich selbständig 
machen wollen, können Darlehen 
und Darlehensbürgschaften er- 
halten. 

Für die Gründimg einer selbstän- 
digen Existenz erhalten Behin- 
derte nach Prüfung ihres speziel- 
len Falles eine finanzielle Unter- 
stützung. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Behinderte, die sich selbständig 
machen wollen, erhalten eine fi- 
nanzielle Hilfe von 350 000 Drach- 
men. 

Finanzielle Unterstützung bei In- 
vestitionen imd Zinszuschüsse für 
Fremdmittel. 

Projekt für Femarbeit in 6 Regio- 
nen. 

Subventionen für die Gründimg 
einer selbständigen Existenz, die 
mit anderen Beihilfen kumulier- 
bar sind. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 


Einige Regionen gewähren finan- 
zielle Unterstützung. 


Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Staatliche Zuschüsse für Vereini- 
gimgen, die Behinderten für die 
Gründung einer selbständigen 
Existenz finanzielle Hilfen gewäh- 
ren. 

Subventionen für Ausrüstimg, 
ihre Umgestaltung und zum Kauf- 
preis bei der direkten Übernahme 
eines Betriebs, sowie zur Umge- 
staltimg der Einrichtungen. 

Finanzielle Hilfen für Schwerbe- 
hinderte, damit sie die notwen- 
dige Ausrüstung kaufen können. 
Finanzielle Zuschüsse für Ausbil- 
dung und Anfangskapital. Finan- 
zielle Hilfe zur Sicherung eines 
Mindesteinkommens. 
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Tabelle D 9/14 

Übersicht 14: Leitfaden für empfehlenswerte Praktiken und sonstige Mittel zur Information 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Das Bundesministerium für Arbeit 
hat einen Leitfaden für Behinderte 
herausgegeben. Die Bundesan- 
stalt für Arbeit hat eine Informa- 
tionsbroschüre über die berufliche 
Eingliederung von Behinderten 
veröffentlicht. Weiteres Informa- 
tionsmaterial: verschiedene Infor- 
mationsschriften. 

Der Nationale Fonds (FNRSH) hat 
1970 einen Leitfaden erstellt, der 
die verfügbaren Mittel für Arbeit- 
geber enthält, sowie eine gemein- 
same Erklärung der Sozialpart- 
ner. 

Ein Leitfaden für empfehlens- 
werte Praktiken wurde ausgear- 
beitet und wird demnächst an die 
Arbeitnehmer- und die Arbeitge- 
berorganisationen verteilt. 

Im Vorhaben auf Bezirksebene 
der Stadt Arhus wurde ein prakti- 
scher Leitfaden zur Rehabilitation 
und Wiedereingliederung von Be- 
hinderten in das soziale und be- 
rufliche Leben ausgearbeitet. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Es gibt keinen Leitfaden oder Ko- 
dex für empfehlenswerte Prakti- 
ken. 

Sonstige Mittel zur Information: 
Aufklärungs- und Sensibilisie- 
lungsprogramme über die Mög- 
lichkeiten und Probleme Behin- 
derter vermittelt über Broschüren, 
Dokumentarberichte und Werbe- 
spots in den Medien. 

Es gibt keinen Leitfaden oder Ko- 
dex. Dergleichen ist auch nicht 
vorgesehen. 

Sonstige Mittel zur Information: 
Informationsbroschüren über Pro- 
gramme und Sensibüisierungs- 
kampagnen über Maßnahmen 
und Möglichkeiten von Behinder- 
ten. 

Das Ministerium für soziale und 
Arbeitsmarktfragen hat einen 
Leitfaden mit Informationen und 
Ratschlägen erstellt. 

Weitere Mittel zur Information: 
Zusammenstellung der finanziel- 
len Beihilfen, Dokument über die 
verschiedenen Maßnahmen, so- 
wie Treffen mit Arbeitgebern und 
Behinderten. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Eine Arbeitsgruppe, die sich aus 
Vertretern der Regierung, der So- 
zialpartner und der Behinderten- 
organisationen zusammensetzt, 
hat einen Kodex ausgearbeitet, 
der alle beschäftigungsrelevanten 
Aspekte abdeckt. 

Der Leitfaden wird für nützlich, 
aber nicht unverzichtbar gehal- 
ten, da das System der Einstel- 
lungspflicht besteht. 

Ein Vorhaben auf Bezirksebene 
arbeitet einen praktischen Leitfa- 
den aus, der auf die öffentliche 
Verwaltung und auf Behinderte 
abzielt. 

Sonstige Mittel zur Information: 
Informationsbroschüren über die 
behindertengerechte Zugäng- 

lichkeit von Gebäuden. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Es gibt keinen Leitfaden, ist auch 
nicht vorgesehen. 

Sonstige Mittel zur Information: 
Informationsbroschüren über be- 
schäftigungsfördemde Maßnah- 
men. 

Es gibt keinen Leitfaden oder Ko- 
dex, ist auch nicht vorgesehen. 
Sonstige Mittel zur Information: 
Informationsbroschüren über 

Maßnahmen. Leitfaden über die 
Rechte Behinderter mit Maßnah- 
menkatalog: Leitfaden über Re- 
habüitationsmaßnahmen. 

Der Leitfaden will Arbeitgeber er- 
mutigen, Strategien zugunsten 
von Behinderten anzuwenden. 
Behandelt werden Einstellung, 
Ausbildung, berufliches Fortkom- 
men und Weiterbeschäftigung. 


Tabelle D 9/15 


Übersicht 15: Geschützte Arbeitsplätze 


Bimdesrepublik 

Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

95 000 

17 429 

7 750 

— 

2 908 Empfän- 

— 

(198?) 

(1987) 

(1987) 


ger von Hilfen 






(1987) 


Irland 

Itahen 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes 

Königreich 





100 

77 755 

309 

17 510 



(1987) 

(1987) 

(1987) 

(1987) 
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Tabelle D 9/16 


Übersicht 16 a: 



Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

I. Privater Sektor 

— Rechtsgrundlage des 
Systems 

— Prozentsatz 

— Mindestgröße 

— Bestimmung der An- 
spruchsberechtigten 

— Ahndung 

Schwerbehinderten- 

gesetz 

6% 

15 Beschäftigte 
Schwerbehinderte 

150 DM/Monat/nicht be- 
setzter Pfhchtplatz 

Die im Gesetz von 1969 
vorgesehenen Bestim- 
mungen wurden nie an- 
gewandt. 

Wurde nie festgelegt 

20 Personen 

Kein Quotensystem. 

Ein Erlaß des Ministers 
für Arbeit legt fest, daß 
Behinderten zu be- 
stimmten Arbeitsplätzen 
im öffenüichen und pri- 
vaten Sektor vorrangiger 
Zugang gewährt wird. 

II. Öffentlicher Sektor 

idem. 

1 200 vorbehaltene 

Plätze in öffentlichen 
Verwaltungen. 90 vorbe- 
haltene Plätze in be- 
stimmten halbstaatli- 

chen Stellen 1 von 55 Ar- 
beitsplätzen der Behör- 
den der Kommunen und 
Provinzen 


IIL Beschäftigung im 
Rahmen des Quoten- 
systems 

974 268 vorgesehene 

Plätze im Oktober 1986, 
davon 266 299 unbe- 
setzt 

1 705 im öffentlichen 
Sektor 1987 



Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

I. Privater Sektor 

— Rechtsgrundlage des 
Systems 

— Prozentsatz 

— Mindestgröße 

— Bestimmimg der An- 
spruchsberechtigten 

— Ahndung 

Gesetz Nr. 1648 
von 1986 

3% 

50 Beschäftigte 

Personen mit besonde- 
ren Bedürfnissen 

Die Entscheidung des 
Berufungsausschusses 
ist von Amts wegen gül- 
tig- 

Gesetz über die soziale 
Eingliederung von Be- 
hinderten vom 7. 4. 87 

2% 

50 Dauerbeschäftigte 
registrierte Behinderte 

Finanzielle Strafen mög- 
lich 

Gesetz für die Beschäfti- 
gung der behinderten 
Arbeitnehmer 
vom 10. 7. 87 

1991: 6%; 1988; 3%; 
1989: 4%; 1990: 5% 

20 Beschäftigte 
Begünstigt Schwerbe- 
hinderte und Personen, 
die eine betriebliche 
Ausbildung absolvieren. 
Verschiedene auf Ver- 
ständigung basierende 
Alternativen sind vorge- 
sehen, sowie ein freiwil- 
liger Beitrag. 

II. Öffentlicher Sektor 

Dieselben Verpflichtun- 
gen wie im privaten Sek- 
tor. 

Außerdem werden 5% 
der freien Stellen im öf- 
fentiichen Sektor Behin- 
derten Vorbehalten. 

Selbe Pflicht für staatli- 
che Unternehmen. In der 
öffentlichen Verwaltung 
werden Behinderten 

eine bestimmte Anzahl 
von Arbeitsplätzen Vor- 
behalten. 

Selbe Pflicht für den öf- 
fentiichen Sektor 

in. Beschäftigung im 
Rahmen des Quoten- 
systems 

Keine verfügbaren Da- 
ten 

Keine verfügbaren Da- 
ten 

Keine verfügbaren Da- 
ten 
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Tabelle D 9/17 
Übersicht 16b: 



Irland 

Italien 

Luxemburg 

L Privater Sektor 




— Rechtsgrundlage des 

Das Quotensystem gilt 

Das Gesetz vom 2. 4. 68 

Gesetz 

Systems 

nicht für den privaten 
Sektor 

über die Einstellungs- 
pflicht 


— Prozentsatz 


15% 

2% 

— Mindestgröße 


36 Beschäftigte 

50 Dauerarbeitsplätze 
zwischen 20 imd 50: vor- 
rangige Einstellung von 
Behinderten 

— Bestimmung der An- 


Behinderte, Witwen, 

registrierte Behinderte 

spruchsberechtigten 


Waisen, Flüchtlinge 

Einschränkung der Er- 
werbsfähigkeit um min- 
destens 30 % 

— Ahndung 


Finanzielle Sanktionen 
werden für die Ausbil- 
dung Behinderter ge- 
nutzt. 

max. Geldbuße von 
10 000 FL möglich 

II. Öffentlicher Sektor 

Seit 1977 wird eine 
Quote von 3% zugun- 
sten der registrierten 
Schwerbehinderten an- 
gewandt. 

wie privater Sektor 

2 % der Beschäftigten, 
wenn die Bewerber den 
Arbeitsplätzen entspre- 
chen. 3 000 (1987) 

III. Beschäftigung im 
Rahmen des Quoten- 

362 (1986) 

290 604 (1986) 
(Behinderte) 


Systems 





Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

I. Privater Sektor 




— Rechtsgrundlage des 

Gesetz vom 1. 7. 86 wird 

Informelles Vorhaben zu 

Gesetzhche Bestimmim- 

Systems 

ab. 1. 7. 89 anwendbar 

dem sich die Regienmg 
noch nicht geäußert hat 

gen von 1944 (Nordir- 
land 1945) 

— Prozentsatz 

3—7%, je nach Indu- 
striezweig 

5% 

3% 

— Mindestgröße 


50 Personen 

20 Beschäftigte 

— Bestimmung der An- 
spruchsberechtigten 

Personen, die eine Inva- 
lidenrente erhalten wür- 
den oder andere Hilfen 
für Behinderte 


registrierte Behinderte 

— Ahndimg 

Abgabe oder Hilfe bei 
Unter- bzw. Übererfül- 
lung der Quote 


Geldbußen ein Arbeit- 
geber, der die Quote 
nicht erfüllt, kann Er- 
laubnis erhalten 

n. Öffentlicher Sektor 

Selbe Verpflichtimgen 

Im informellen Vorha- 

Verwaltung und Natio- 


im öffentlichen Sektor 

ben ist für die staatli- 
chen Unternehmen eine 
Quote von 10 % vorgese- 
hen 

naler Gesundheitsdienst 
haben dieselben Ver- 
pflichtungen angenom- 
men. 

III. Beschäftigung im 

Vorhaben 

Vorhaben 

106 743 (1987) 

Rahmen des Quoten- 
systems 
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Tabelle D 9/18 


Übersicht 17: Zusammenstellung und Veröffentlichung der Ergebnisse 


Bundesrepublik Deutschlcuid 

Belgien 

Dänemark 

Privater Sektor: Die Arbeitgeber 
übermitteln im Rahmen des Quo- 
tensystems Informationen, insbe- 
sondere an die Bundesanstalt für 
Arbeit. 

Öffentlicher Sektor: Die Bundes- 
regierung veröffentlicht in jeder 
Legislaturperiode einen Bericht 
über die Lage der Behinderten 
und die Entwicklung der RehabUi- 
tationspolitik. 

Privater Sektor: Es besteht kei- 
nerlei Verpflichtung für die Ar- 
beitgeber, ihre Ergebnisse zu ver- 
öffentlichen. 

Öffentlicher Sektor: Das ständige 
Sekretariat der Staatsbedienste- 
ten gibt jährlich die in jedem Ver- 
waltungsbereich erzielten Ergeb- 
nisse bekannt. 

Privater Sektor: Die Arbeitgeber 
sind nicht verpflichtet, ihre Er- 
gebnisse bekannt zu geben. 
Öffentlicher Sektor: idem. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Privater Sektor: Die dem Quoten- 
system unterliegenden Unterneh- 
men müssen jährlich einen Bericht 
über die Lage des Personals in 
dem Unternehmen an die Präfek- 
tur übermitteln. 

Öffentlicher Sektor: idem. 

Privater Sektor: Unternehmen mit 
mehr als 50 Beschäftigten müssen 
dem Arbeitsamt Bericht über die 
von Behinderten besetzten oder 
die ihnen vorbehaltenen Arbeits- 
plätze erstatten. 

Öffentlicher Sektor: Das Ministe- 
rium für Arbeit und soziale Si- 
cherheit veröffentlicht Informatio- 
nen über erfolgte Einstellimgen 
im Rahmen der positiven Maß- 
nahmen. 

Privater Sektor: Die dem Quoten- 
system unterliegenden Arbeitge- 
ber müssen offenlegen, wie sie ih- 
ren Verpflichtimgen nachgekom- 
men sind. 

Öffentlicher Sektor: idem. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Privater Sektor: Die Unternehmen 
sind nicht verpflichtet, ihre Ergeb- 
nisse zu veröffentlichen. 
Öffentlicher Sektor: idem. 

Privater Sektor: Die Unterneh- 
men sind gehalten, alle sechs Mo- 
nate eine Bilanz über die Einstel- 
Itmg von Behinderten zu übermit- 
teln. 

Öffentlicher Sektor: idem. 

Privater Sektor: Die Unterneh- 
men sind nicht verpflichtet, ihre 
Ergebnisse zu veröffentlichen. 
Öffentlicher Sektor: Die öffentli- 
chen Einrichtungen imd Unter- 
nehmen sind gehalten, ihre Er- 
gebnisse zu veröffentlichen. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Privater Sektor: Die dem Quoten- 
system imterliegenden Arbeitge- 
ber sind verpflichtet, Behinderten- 
karteien zu führen. 

Öffentlicher Sektor: idem. 

Privater Sektor: Die Unterneh- 
men sind nicht verpflichtet, ihre 
Ergebnisse zu veröffentlichen. 
Öffentlicher Sektor: idem. 

Privater Sektor: Unternehmen mit 
mehr als 200 Beschäftigten müs- 
sen in ihren Jahresbericht einen 
Abschnitt über ihre Politik der 
Einstellimg, Ausbildung und des 
beruflichen Fortkommens der Be- 
hinderten einfügen. 
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Tabelle D 9/19 


Übersicht 18: Lage der Behinderten auf dem freien Arbeitsmarkt 

A. Zahl der Behinderten (Beh.)/Schwerbehinderten(Schwb) 

B. Zahl der Behinderten mit einem geschützten Arbeitsplatz 

C. Zahl der Behinderten mit einem sonstigen Arbeitsplatz 

D. Zahl der arbeitslosen Behinderten 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

A. 1 640 000 (1985): Schwb im Al- 
tersabschnitt der IS—GOjähri- 
gen (geschätzt). 

1 017 000 (1985): erwerbstä- 
tige Schwb. 

B. 95 000 (1987) 

C. 811 725 (1985): 
beschäftigte Behinderte 
(außerhalb des Quoten- 
systems) 

D. 136 216 (1985): arbeitslos ge- 
meldete Beh. 

A. 546 024 (1987): Vom FNRSH 
geführte Behinderte. 

179 459 (1986): Erwerbsunfä- 
hige und Beh., die Leistungen 
bezogen. 

B. 17 429 (1987) 

C. 1 705 (1987): Beh. im öffentli- 
chen Dienst 

D. 32 107 (1986): gemeldete Beh. 
die Leistungen bezogen 

A. - 

B. 7 750 (1987) 

C. - 

D. - 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

A. 8 000 (1988): bei der OAED re- 
gistrierte Beh. 

B. 

C. 

D. 

A. 1 156 965 (1986): Beh. der Al- 
tersgruppe der 14— 65jährigen 
(geschätzt). 

222 137 (1986): erwerbstätige 
Beh. (geschätzt). 

B. + C. 138 836 (1986): ge- 

schätzt 

D. 9 058 (1987): registrierte Be- 
hinderte. 

83 301 (1986): geschätzt 

A. 930 000 (1981): erwachsene 
Beh. bis 65 Jahre. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

A. 

B. 

C. 362 (1986): durch das Quoten- 
system begünstigte Beh. im öf- 
fentlichen Sektor 

D. 

A. 

C. 290 604 (1986): durch das 
Quotensystem begünstigte 
Beh. 

D. 325 281 (1986): registrierte 

Beh. 

B. 100 (1987) 

C. 3 000 (1987): durch das Quo- 
tensystem begünstigte Beh. 

D. 800 (1987): registrierte Beh. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

A. 765 000 (1986): Bezieher von 
Invalidenrenten (Altersgruppe 
der 15— 60jährigen) 

B. 77 755 (1987) 

C. 

D. 12 000 (1986): registrierte 

Beh. 

A. 719 000: erwerbstätige Beh. 
(geschätzt) 

B. 309 (1987) 

D. 49 000 (1987): geschätzt 

A. 2 012 000 (1987): erwerbstä- 
tige Beh. mit eingeschränkter 
Arbeitsfähigkeit (geschätzt) 

B. 18 900 (1987/88) 

C. 1 542 000 (1987): geschätzt 

D. 470 000 (1987): geschätzt 


Die hier wiedergegebenen statistischen Daten sind untereinander nicht vergleichbar. Die Bewertungsmethoden und zugrunde- 
gelegten Definitionen weichen voneinander ab. 
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Tabelle D 9/20 

Übersicht 19: Konsultation der Organisationen der Sozialpartner und der Behinderten 


Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Vertreter von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern spielen bei der 
Bundesanstalt für Arbeit eine be- 
stimmende Rolle. Der Beirat für 
die Rehabilitation der Behinderten 
setzt sich aus Vertretern der Sozi- 
alpartner und der Behindertenver- 
bände zusammen. Entsprechende 
Gremien sind auch bei den Haupt- 
fürsorgestellen und der Bundesan- 
stalt für Arbeit gebildet worden. 

Die Sozialpartner und Vertreter 
der Behindertenorganisationen 
sind im Verwaltungsrat des Na- 
tionalen Fonds zur Sozialen Ein- 
gliederung von Behinderten ver- 
treten. 

Die Sozialpartner sind sowohl in 
dem paritätischen nationalen 
Ausschuß für Arbeitsvermittlung 
als auch in den Arbeitsmarktaus- 
schüssen vertreten. 

Anhörung des Zentralrats der Be- 
hinderten. 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Die Vertreter der Behindertenor- 
ganisationen sind in den Aus- 
schüssen vertreten, die das Quo- 
tensystem verwalten; außerdem 
sind sie an der Verwaltung aller 
staatlichen Zentren für Behinderte 
beteiligt. 

Die Sozialpartner sind in den Kon- 
trollorganen der Arbeits- und So- 
zialverwaltung vertreten. 

Die Organisationen der Behinder- 
ten sind in verschiedenen bera- 
tenden Ausschüssen für Vor- 
sorge, Beschäftigung und soziale 
Dienste vertreten. 

Die Sozialpartner und die Behin- 
dertenorganisationen sind im be- 
ratenden Ausschuß für die Beruf- 
liche und Soziale Eingliederung 
der Behinderten Arbeitnehmer 
sowie in den Ausschüssen der Be- 
hinderten (auf Departements- 
ebene) vertreten. 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Die Behindertenorganisationen 
sind im „National Rehabilitation 
Board" (Amt für Rehabilitation) 
vertreten und haben offizielle 
Kontakte zum Gesundheitsmini- 
sterium. 

Die Sozialpartner und die Behin- 
dertenorganisationen sind in den 
Ausschüssen der Provinzen ver- 
treten, die das Einstellsystem ver- 
walten. 

Die Sozialpartner und Behinder- 
tenorganisationen sind im Ver- 
waltungsausschuß des Amtes für 
Vermittlung und Umschulung be- 
hinderter Arbeitnehmer (OTH) 
vertreten. 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Die Sozialpartner werden bei der 
Durchführung des Gesetzes über 
die Beschäftigung Behinderter 
und bei sozialpolitischen Maßnah- 
men konsultiert. Die Organisatio- 
nen der Behinderten werden nicht 
konsultiert. 

Die Sozialpartner und Behinder- 
tenorganisationen sind im CNR 
(Nationalrat für Rehabilitation) 
dem beratenden Organ des SNR 
vertreten, die Sozialpartner auch 
im Verwaltungsrat. 

Vertreter der Arbeitnehmer und 
der Arbeitgeber sowie der Behin- 
derten sind im beratenden Aus- 
schuß für die Beschäftigung Be- 
hinderter (NACEDP) und in loka- 
len Ausschüssen für die Beschäfti- 
gung Behinderter vertreten. 
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Tabelle E 2/1 


Erwerbstätige nach Bildungsniveau in einzelnen EG-Mitgliedstaaten 1981/82 


EG>Mitgliedstaat 

Primarbereich 
nicht beendet 

Primarbereich 

Sekundär* 
bereich I 

Sekundar- 
bereich n 

Tertiärer 

Bereich 

Insgesamt 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

Bundesrepublik 
Deutschland 





22 839 

87,8 

1 106 

4,2 


8,0 

26 026 

100,0 

Italien 

1392 

6,9 

8 001 

39,5 

6 150 

30,4 

3 528 

17,4 

1 175 

5,8 

20 246 

100,0 

Niederlande 

429 

7,7 

807 

14,6 

1598 

28,8 

1921 

34,7 

786 

14,2 

5 541 

100,0 

Belgien 

35 


1 184 

30,7 

1 263 

32,7 

789 

20,4 

591 

15,3 

3 862 

100,0 

Vereinigtes 
Königreich 









3 183 

12,2 

26 007 

100,0 

Irland 

439 

34,6 



692 

54,4 


. 

140 

11,0 

1 271 

100,0 

Griechenland .... 

582 

16,4 

1 644 

46,5 

299 

8,4 

635 

17,9 

384 

10,8 

3 544 

100,0 

Spanien 

2 683 


4 887 

36,8 

2 771 

20,9 

1545 

11,6 

1400 

10,5 

13 286 

100,0 

Portugal 

2 934 

70,1 

529 

12,6 

341 

8,2 

237 

5,7 

143 

3,4 

4 184 

100,0 


Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Volkszählungen in den Ländern der Gemeinschaft 1981 — 1982, 
Luxemburg 1988. 
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Tabelle E 2/2 


Erwerbstätige in einzelnen EG-Mitgliedstaaten nach Alter und Bildungsniveau 1981/82 

— Primarbereich nicht beendet — 

Prozent i) 


Alter 
von . . . 
bis unter . . . 
Jahren 

Bimdes’ 

republik 

Deutsch- 

land 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Ver- 

einigtes 

König- 

reich 

Irland 

Griechen- 

land 

Spanien 

Portugal 





Mämüich 





unter 25 

1,8 

9,8 

0,5 


15,3 

3,4 

8,6 

59,4 

25-35 

2,1 

7,2 

0,7 


28,7 

3,4 

13,8 

66,0 

35-45 

5,1 

8,4 

1,2 


44,6 

9,7 

25,1 

75,2 

45-55 

11,9 

7,8 

1,5 


58,8 , 

25,2 

33,6 

83,8 

55-60 

15,0 

6,1 

1,2 


65,9 

22,2 

35,3 

85,9 

60-65 

13,9 

5,6 

1,3 


69,4 

26,4 

36,6 

87,3 

65 und mehr 

18,9 

5,6 

1,6 


77,2 

41,5 

32,1 

81,7 

Zusammen 

6,6 

7,9 

1,0 


40,2 

14,4 

22,0 

72,1 





Weiblich 





unter 25 

0,9 

6,9 

0,4 


11,2 

2,5 

5,5 

56,3 

25-35 

1,9 

6,8 

0,5 


13,8 

3,9 

7,9 

57,7 

35-45 

7,9 

8,3 

1,0 


26,2 

22,9 

20,8 

72,6 

45-55 

18,6 

8,3 

1,4 


37,3 

45,6 

31,7 

82,8 

55-60 

18,0 

6,9 

1,5 


44,2 

45,8 

35,8 

86,3 

60-65 

15,4 

8,0 

1,3 


46,2 

57,7 

39,3 

87,8 

65 und mehr 

20,9 

9,8 

2,5 


57,9 

75,9 

41,7 

85,9 

Zusammen 

7,4 

7,4 

0,7 


20,1 

21,8 

14,7 

66,6 




Insgesamt 




unter 25 

1,4 

8,4 

0,4 


13,5 

34 

7,4 

58,2 

25-35 

2,1 

7,1 

0,6 


24,7 

3,5 

12,4 

62,8 

35-45 

6,0 

8,4 

1,1 


41,2 

13,1 

24,4 

74,3 

45-55 

13,8 

8,0 

1,5 


54,4 

30,0 

33,2 

83,5 

55-60 

15,7 

6,2 

1,3 


61,4 

27,2 

35,4 

86,0 

60-65 

14,3 

6,1 

1,3 


64,7 

32,7 

37,1 

87,4 

65 und mehr 

19,4 

6,5 

1,9 


73,4 

48,1 

35,1 

82,7 

Insgesamt 

6,9 

7,7 

0,9 


34,6 

16,4 

20,2 

70,1 


Anteil an der jeweiligen gleichaltrigen Bevölkerung. 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Volkszählungen in den Ländern der Gemeinschaft 1981 — 1982, 
Luxemburg 1988. 
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Tabelle E 2/3 


Erwerbstätige in einzelnen EG-Mitgliedstaaten nach Alter und Bildungsniveau 1981/82 

— Primarbereich — 

Prozent i) 


Alter 
von . . . 
bis unter . . . 
Jahren 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Ver- 

einigtes 

König- 

reich 

Irland 

Griechen- 

land 

Spanien 

Portugal 





Männlich 




unter 25 

18,6 

11,9 

22,8 


54,7 

17,3 

27,6 

25-35 

29,5 

10,4 

22,3 


47,2 

42,8 

11,5 

35-45 

47,8 

14,6 

34,3 


52,9 

46,9 

8,3 

45-55 

56,9 

20,4 

45,9 


47,0 

47,9 

5,1 

55-60 

54,7 

23,8 

48,2 


56,4 

48,2 

3,9 

60-65 

52,3 

26,2 

42,0 


53,5 

46,6 

3,3 

65 und mehr 

47,5 

24,2 

29,6 


44,1 

35,8 

4,3 

Zusammen 

41,6 

14,9 

32,6 


50,2 

39,7 

12,7 





Weibhch 




unter 25 

14,2 

9,2 

19,0 


37,9 

13,1 

25,3 

25-35 

28,0 

9,8 

20,5 


32,6 

29,9 

10,5 

35-45 

46,0 

15,0 

32,5 


41,6 

40,0 

6,7 

45-55 

50,7 

25,0 

43,8 


35,0 

44,7 

4,0 

55-60 

47,9 

31,5 

43,7 


40,2 

45,1 

3,0 

60-65 

46,6 

35,0 

43,9 


33,7 

41,7 

2,7 

65 und mehr 

51,7 

37,0 

51,4 


19,4 

34,5 

3,6 

Zusammen 

35,2 

13,8 

27,2 


36,1 

27,7 

12,5 




Insgesamt 




unter 25 

16,8 

10,6 

21,1 


48,0 

15,7 

26,7 

25-35 

29,0 

10,2 

21,6 


43,1 

39,6 

11,1 

35-45 

47,2 

14,7 

33,7 


50,0 

45,8 

7,8 

45-55 

55,1 

21,5 

45,3 


44,2 

47,4 

4,7 

55-60 

53,1 

25,5 

47,3 


53,0 

47,6 

3,6 

60-65 

50,8 

27,7 

42,3 


49,5 

45,6 

3,2 

65 und mehr 

48,7 

26,9 

36,5 


39,3 

35,4 

4,1 

Insgesamt 

39,5 

14,6 

30,7 


46,5 

36,8 

12,6 


1) Anteil an der jeweiligen gleichaltrigen Bevölkerung. 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Volkszählungen in den Ländern der Gemeinschaft 1981 — 1982, 
Luxemburg 1988. 
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Tabelle E 2/4 


Erwerbstätige in einzelnen EG-Mitgliedstaaten nach Alter und Bildungsniveau 1981/82 

— Sekundarbereich 1 — 

Prozent 


Alter 
von . . . 
bis unter . . . 
Jahren 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Ver- 

einigtes 

König- 

reich 

Irland 

Griechen- 

land 

Spanien 

Portugal 

unter 25 

91,6 

62,4 

43,6 

45,1 

Männlich 

77,6 

18,6 

50,8 

9,2 

25-35 

81,4 

36,9 

25,8 

34,4 


56,6 

12,6 

15,6 

10,5 

35-45 

85,8 

25,9 

23,9 

30,5 


44,0 

8,5 

9,4 

7,6 

45-55 

89,8 

17,9 

23,3 

27,9 


33,1 

6,3 

5,7 

4,9 

55-60 

87,6 

14,7 

22,6 

25,8 


27,3 

5,1 

5,1 

4,0 

60-65 

83,5 

13,9 

22,5 

25,8 


24,1 

6,2 

4,6 

3,4 

65 und mehr 

78,9 

12,6 

20,2 

22,3 


16,1 

6,0 

4,5 

4,3 

Insgesamt 

86,6 

30,8 

27,6 

33,1 


49,8 

9,8 

18,4 

7,6 

unter 25 

90,2 

57,6 

39,0 

36,3 

Weibhch 

81,0 

9,7 

52,5 

11,1 

25-35 

83,8 

30,8 

27,3 

31,4 


64,8 

4,5 

19,2 

13,0 

35-45 

90,2 

21,1 

30,7 

30,8 


52,8 

3,1 

11,2 

7,2 

45-55 

93,8 

13,9 

26,2 

29,3 


47,4 

2,1 

6,5 

4,2 

55-60 

91,7 

12,3 

22,3 

26,9 


43,9 

1,9 

5,1 

3,3 

60-65 

90,1 

13,0 

19,8 

26,2 


41,8 

1,6 

4,3 

2,6 

65 und mehr 

92,2 

12,7 

15,0 

27,5 


35,8 

1,4 

4,0 

2,9 

Insgesamt 

89,6 

29,5 

31,4 

32,0 


66,3 

4,7 

28,4 

9,1 

\mter 25 

91,0 

60,4 

41,4 

Insgesamt 

41,1 

79,1 

15,1 

51,5 

9,9 

25-35 

82,3 

34,7 

26,2 

33,2 


58,8 

10,4 

16,5 

11,5 

35-45 

87,4 

24,4 

25,9 

30,6 


45,7 

7,1 

9,7 

7,4 

45-55 

91,2 

16,8 

24,0 

28,3 


36,0 

5,3 

5,9 

4,6 

55-60 

89,2 

14,2 

22,6 

26,1 


30,8 

4,4 

5,1 

3,8 

60-65 

85,5 

13,7 

22,0 

25,9 


27,6 

5,3 

4,5 

3,2 

65 und mehr 

84,5 

12,6 

19,1 

24,0 


20,1 

5,1 

4,4 

4,0 

Insgesamt 

87,8 

30,4 

28,8 

32,7 


54,4 

8,4 

20,9 

8,2 


Anteil an der jeweiligen gleichaltrigen Bevölkerung. 

Quelle; Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Volkszählimgen in den Ländern der Gemeinschaft 1981 — 1982, 
Luxemburg 1988. 
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Tabelle E 2/5 


Erwerbstätige in einzelnen EG-Mitgliedstaaten nach Alter und Bildungsniveau 1981/82 

-- Sekundarbereich n — 

Prozent 1) 


Alter 
von . . . 
bis unter . . . 
Jahren 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Ver- 

einigtes 

König- 

reich 

Irland 

Griechen- 

land 

Spanien 

Portugal 

unter 25 

7,6 

17,0 

30,9 

24,7 

Männlich 


20,0 

18,2 

3,3 

25-35 

5,5 

24,3 

38,5 

23,7 



21,1 

14,0 

6,6 

35-45 

2,9 

14,7 

35,2 

17,6 



16,7 

8,3 

4,5 

45-55 

2,6 

8,6 

34,0 

14,7 



13,6 

5,7 

2,9 

55-60 

3,9 

8,9 

33,3 

15,1 



9,9 

5,1 

2,8 

60-65 

4,4 

9,1 

32,5 

16,1 



7,9 

4,8 

2,4 

65 und mehr 

4,7 

7,2 

29,9 

15,3 



4,5 

6,2 

3,0 

Zusammen 

4,3 

15,4 

35,0 

19,7 



15,9 

10,9 

4,1 

unter 25 

8,1 

26,8 

38,2 

30,6 

Weiblich 


40,4 

20,2 

6,5 

25-35 

4,7 

28,7 

36,3 

23,8 



31,4 

16,0 

12,2 

35-45 

2,3 

17,6 

30,6 

15,5 



17,6 

8,0 

9,2 

45-55 

2,2 

12,2 

26,8 

12,9 



9,8 

5,4 

6,6 

55-60 

3,1 

14,8 

26,2 

12,8 



6,6 

4,4 

5,1 

60-65 

3,4 

16,6 

25,3 

11,3 



4,4 

3,8 

4,4 

65 imd mehr 

3,0 

11,1 

24,3 

11,2 



1,9 

3,2 

4,9 

Zusammen 

4,2 

21,6 

34,0 

21,7 

• 


23,5 

14,0 

8,4 

unter 25 

7,8 

21,0 

34,4 

27,4 

Insgesamt 

28,2 

19,0 

4,6 

25-35 

5,2 

25,9 

37,8 

23,7 



23,9 

14,5 

8,8 

35-45 

2,7 

15,6 

33,9 

16,9 



16,9 

8,2 

6,1 

45-55 

2,5 

9,6 

32,2 

14,1 



12,7 

5,7 

4,1 

55-60 

3,6 

10,3 

31,8 

14,6 



9,2 

4,9 

3,4 

60-65 

4,1 

11,1 

31,2 

15,3 



7,2 

4,6 

2,9 

65 und mehr 

4,0 

8,3 

28,7 

14,0 



4,0 

5,2 

3,5 

Insgesamt 

4,2 

17,4 

34,7 

20,4 



17,9 

11,6 

5,7 


1) Anteil an der jeweiligen gleichaltrigen Bevölkerung. 

Quelle; Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Volkszählungen in den Ländern der Gemeinschaft 1981 — 1982, 
Luxemburg 1988. 


110 








Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4700 


Tabelle E 2/6 


Erwerbstätige in einzelnen EG-Mitgliedstaaten nach Alter und Bildungsniveau 1981/82 

— Tertiärbereich — 

Prozent 1) 


Alter 
von . . . 
bis imter . . . 
Jahren 

Bimdes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Ver- 

einigtes 

König- 

reich 

Irland 

Griechen- 

land 

Spanien 

Portugal 






Männlich 





unter 25 

0,8 

0,2 

3,9 

6,9 

4,9 

7,1 

3,3 

5,1 

0,5 

25-35 

13,1 

7,1 

18,1 

18,9 

18,2 

14,7 

15,7 

13,7 

5,5 

35-45 

11,4 

6,4 

18,0 

16,4 

15,9 

11,3 

12,3 

10,3 

4,4 

45-55 

7,6 

4,7 

14,5 

10,0 

12,5 

8,1 

8,0 

7,1 

3,3 

55-60 

8,5 

6,6 

14,2 

9,7 

9,6 

6,7 

6,4 

6,3 

3,5 

60-65 

12,1 

10,8 

13,2 

14,8 

7,8 

6,6 

6,0 

7,4 

3,6 

65 und mehr 

16,4 

13,8 

20,1 

31,2 

10,8 

6,6 

3,9 

21,4 

6,6 

Zusammen 

9,1 

5,6 

14,6 

13,6 

12,5 

10,0 

9,7 

9,0 

3,4 






Weibhch 





unter 25 

1,7 

0,5 

6,6 

13,7 

7,0 

7,8 

9,4 

8,7 

0,8 

25-35 

11,5 

10,5 

19,9 

23,7 

20,1 

21,4 

27,6 

27,0 

6,6 

35-45 

7,5 

7,4 

15,3 

20,2 

13,4 

20,9 

14,8 

20,0 

4,3 

45-55 

3,9 

4,5 

13,7 

12,6 

10,6 

15,3 

7,5 

11,7 

2,4 

55-60 

5,1 

7,0 

13,2 

15,1 

7,3 

11,9 

5,5 

9,6 

2,3 

60-65 

6,5 

8;4 

11,9 

17,2 

6,3 

12,0 

2,6 

10,9 

2,5 

65 und mehr 

4,8 

3,7 

13,8 

7,5 

5,4 

6,4 

1.4 

16,7 

2,7 

Zusammen 

6,2 

6,3 

13,4 

18,3 

11,8 

13,6 

13,9 

15,2 

3,4 





Insgesamt 




unter 25 

1,2 

0,3 

5,2 

10,0 

5,8 

7,4 

5,7 

6,5 

0,6 

25-35 

12,5 

8,3 

18,6 

20,9 

18,9 

16,5 

19,0 

17,0 

5,9 

35-45 

10,0 

6,7 

17,2 

17,7 

14,9 

13,1 

12,9 

11,9 

4,4 

45-55 

6,3 

4,7 

14,3 

10,8 

11,7 

9,6 

7,9 

7,8 

3,0 

55-60 

7,2 

6,7 

14,0 

10,8 

8,8 

7,8 

6,2 

6,9 

3,1 

60-65 

10,4 

10,1 

13,0 

15,2 

7,4 

7,6 

5,3 

8,1 

3,3 

65 und mehr 

11,5 

11,0 

18,7 

23,7 

8,9 

6,6 

3,4 

19,9 

5,7 

Insgesamt 

8,0 

5,8 

14,2 

15,3 

12,2 

11,0 

10,8 

10,5 

3,4 


1) Anteil an der jeweiligen gleichaltrigen Bevölkerung. 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Volkszählungen in den Ländern der Gemeinschaft 1981 — 1982, 
Luxemburg 1988. 
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Kindergeldtabelle der Bundesanstalt für Arbeit 

Tabelle F 1/1 127.1 EG-Staaten (Stand 1. Juh 1986) 


Staat 

Belgien 

Frankreich 
(ohne Übenee) 

i) Aaapniths- 

Arbeltnehiner and Selbttindige, die in 

Penonen mit W>hnsitz in Frankreich 

berechtigte 

Belgien eine Erwerbstitigkeit von einer 



bestimmten Mindestdauer ausüben und 
dort mit ihren Familien wohnen 
(^iterge Währung bei Arbeitsunfähigkeit 
wegen Krankheit oder Arbeitsunfalli bis 
zur Dauer von 6 Monaten, beim Bezug von 
Altersrente unbegrenzt) 

Wb iterge Währung beim Bezug von Asbeits- 
losenuntentützung 

Erwerbstätigkeit nicht erforderlich 

2) \bmftg bei 

Regelmäßig Vorrang des Vaters 

Regelmäßig Vorrang des*Vitert 

Ansprachs- 

(Mutter kann vorrangig berechtigt sein. 

(Mutter kaim vorrangig berechtigt sein. 

konkwmmi 

wenn Ehegatten getrennt leben oder 

wenn Ehegatten getrennt leben oder Ehe 


Ehe geschieden ist 

geschieden ist) 

3) Kinder 

eheliche Kinder, 

alle unterhaltsberechtigten Kinder (« 


Stiefkinder, 

Kinder, für deren Unterhalt und 

BerÜckskhÜft 

anerkannte nichteheliche Kinder, 

Erziehung der Berechtigte regelmäßig 

werden: 

Geschwister (unter bestimmten 

sorgt, auch wenn sie nicht mit ihm 


Voraussetzungen), 

sonstige Kinder, für deren Unterhalt 

verwandt sind). 


der Berechtigte im wesentlichen sorgt, 

wenn diese Kinder in Belgien wohnen und 
erzogen werden 

wenn diese Kinder in Frankreich wohnen 

Ahersfienxc; 



Allgemein: 

14 Jahre bzw. bis Ende der Schulpflicht 

6 Jahre 

Schule : 

16 Jahre 

16 Jahre 

Berufsausbildung: 

21 JahreA'ergütung nicht üb. 8.3SO,- bfrs 

18 Jahre 

Arbeitslosigkeit: 

25 Jahre 

17 Jahre 

Studium: 

25 Jahre 

20 Jahre 

Als einzige Hilfe 



im Haushalt: 

25 Jahre 

20 Jahre 

Gebrechlichkeit: 

unbegrenzt (ab ^ Erwerbsunflhigkeit) 

20 Jahre 

Unterhaltsberechtigte 



Erwerbstätige: 


16'A Jahre 

4) Monatliche 

für das 1. Kind 2. 17V bfrs 

rar 2 Kinder 538.67 FF 

Lebtang 

2. Kind 4.027,- bfrs 

3 Kinder i.228.84 FF 

je Kind 

ab 3. Kind 5.894,- bfh 

4 Kinder 1.919,01 FF 

5 Kinder 2.609,19 FF 

AUgescIttc 

Für ^isen wird eine erhöhte Familienbei- 

für jedes 

Regelung 

hilfe gewährt; für Kinder von erwerbtunll« 
higen Arbeitnehmern gelten eigene Sätze; 
für gebrechliche Kinder wird neben den 
allgemeinen Sätzen und dem evtl. Alters- 
zuschlag noch ein Sonderzuschlag je Kind 
von 9.599,- bfrs (über 25 Jahre 3.740,- bfh) 
gewährt 

weitere Kind 690,17 FF 

Aken* 

6- U Jahre 408,-/ 476,- bfh 

10-15 Jahre 151,50 FF 

zuachlag 

12-15 Jahre 953,-/ 953,- bfn 

üb. 15 Jahre 269,33 FF 


üb. 15 Jahre 1.163,-/1.357,- bfn 

Hat die Familie weniger als drei Kinder, 


Der ente Betrag gilt für Erstgeborene, der 

wird für das ältere Kind kein Alterszuschlag 


zweite sowohl für weitere als auch für alle 
gebrechlichen Kinder. Für über 25 Jahre alte 
gebrechliche Kinder werden 1.205,-bfn 
gewahrt. 

gewährt 
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Staat 


1) Anspiuchs- 
berechtigte 


2) Vomng bei 
Anspnichs- 
konkorrenz 


3) KiDder 


Berücksichtigt 

werden: 


Altersgrenze: 

Allgemein 

Berufsaus- 

bildung: 

Schule, 

Studium; 

Gebrechlichkeit: 


4) Monatliche 
bzw. 

JihrUche 
Leistung 
je Kind 


Griechenland 

Allgem. Regelung für Arbeitnehmer Besondere Regelung für 

im Lohn- und Gehaltsverhältnis Großfamilien 

Arbeitnehmer, die im vergangenen Kalen- Familien mit mindestens einem nach dem 

deijahr mindestens 75, wenn sie mehrere 31. 12. 1971 geborenen Kind, das wenigstens 

Kinder haben, mindestens 50 Arbeitstage zwei ältere Geschwister hat, oder mit 

beschäftigt waren. Zeiten des Bezugs von mindestens vier vor dem 1.1.1972 

Arbeitslosenleistungen und der Arbeits- geborenen Kindern. Vater muß Grieche 
Unfähigkeit sind gleichgestellt sein: Aufenthaltsort und Einkommen 

unbeachtlich 


Die den Angehörigen des öffentlichen Dienstes gewährten Familienbeihilfen sind 
keine Leistungen im Sinne des EG-Rechts. 


Vorrang des Arbeitnehmers; ggf. Berechtigte nbestimmung; im übrigen Vorrang des 
Eltemteils, dem das Sorgerecht zusteht 


eheliche Kinder, 

für ehelich erklärte Kinder, 

nichteheliche Kinder, 

Adoptivkinder, 

Stiefldnder, 

Enkel, Geschwister, Nichten und Neffen, die mindestens Halbwaisen sind, 
sofern sie ihren ständigen Wohnsitz in Griechenland oder einem anderen 
EG-Mitgliedstaat haben und ledig sind 


18 Jahre 15 Jahre 

22 Jahre 

22 Jahre 
unbegrenzt 

mtl. Tür 1 Kind 920 Dr mtl. für das 3. Kind 500 Dr 

2 Kinder 3. 170 Dr 4. Kind 750 Dr 

3 Kinder 6.920 Dr ab 5. Kind 1.000 Dr 

4 Kinder 8.000 Dr 

Familien mit mindestens vier vor dem 
für jedes weitere Kind mtl. 1.500 Dr; 1. 1. 1972 geborenen Kindern erhalten eine 

Minderung der Leistung für das 1. bis 4. jährliche Familienbeihilfe von 2.000 Dr., 

Kind, wenn das Familiennettoeinkommen mit fünf oder mehr Kindern 2.500 Dr. 
im Voijahr 600.000 Dr überstiegen hat; 

Erhöhung der Leistung für verwitwete und Der Anspruch auf die monatliche Familien- 
invalide Berechtigte ohne Rente beihilfe schließt den Anspruch auf die 

jährliche Familienbeihilfe aus 
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Staat 

Italien 

Luxemburg 

1) Anspnichs* 

Arheitneluner, die in Italien eine Beschäf- 

Arbeitnehmer und Selbständige, die in 

berechtigte 

tigung gegen Entgelt ausuben und dort mit 
ihren Familien wohnen, und selbständige 
Landwirte 

(Weitergewährung bei Arbeitsunföhigkeit 
wegen Krankheit oder Arbeitsunfall bis zur 
Dauer von 3 Monaten, vorausgesetzt, daß 
das Arbeitsverhältnis fortbesteht; Weiter- 
gewährung bei Bezug von Arbeitslosen- 
unterstützung und von Renten) 

Beamte, Angestellte und Arbeiter im 
öffentlichen Dienst fallen nicht unter £G- 
Recht 

Luxemburg eine Erwerbstätigkeit ausüben 
und dort mit ihren Familien wohnen 

(Weitergewährung bei Bezug von 
Krankengeld, Arbeitslosenunterstützung 
sowie Invaliden-, Alters- und Hinterbliebe- 
nenrente) 

2) VomBg bei 

Beide Eltemteile gleichrangig; ein 

Regelmäßig Vorrang des Viten 

Anspniebs- 

Eltemteil muß auf Antragstellung ver- 

(Mutter kann vorrangig berechtigt sein. 

konkarrena 

zichten 

wenn Ehegatten getrennt leben oder Ehe 
geschieden ist) 

3) Kinder 

eheliche, für ehelich erkärte, anerkannte 
nichteheliche Kinder, Adoptivkinder, 
eheliche Stiefkinder, unter bestimmten 

eheliche Kinder sowie 
alle anderen Kinder, 
für deren Unterhalt der 

Berflckaicbtigt 

werden: 

Voraussetzungen auch gleichgestellte 
Kinder (Enkel, Geschwister, Neffen, 
Nichten), sofern diese Kinder in Italien 
wohnen und sich in der Obhut des 
Anspruchsberechtigten befinden bzw. 
dieser, wenn sie sich nicht in seiner Obhut 
befinden, für ihren Unterhalt aufkommt 

Berechtigte aufkommt, 

wenn diese Kinder in Luxemburg wohnen 
und - mit Ausnahme der Kinder im 
Studium - ledig sind 

Altersgrenze: 



Allgemein: 

18 JahreO 

18 Jahre 

Berufsausbildung : 

18 JahreO 

25 Jahre 

Schule: 

21 Jahre^)2) 

- 

Studium: 

26 Jahre (Semester 1. Nov. bis 31. Okt.) 

25 Jahre 

Als einzige Hilfe 



im Haushalt: 

- 

- 

Gebrechlichkeit: 

unbegrenzt 

0 falls nicht erwerbstätig 

3) Schuljahr beginnt am 10. Sept. und 
endet am 9. Sept. des folgenden Jahres, 
AbschlußschuUahr endet am 31. Juli 

unbegrenzt 

4) Monatliche 

für jedes Kind 19.760,- Lit 

für 1 Kind 1.731,- Ifrs 

Leistung 

Für Kinder unter 18 Jahren wird eine vom 

2 Kinder 5.279,- Ifrs 

Je Kind 

Einkommen der Eltern und der Zahl der 
mindeijährigen Kinder abhängige Ergän- 

3 Kinder 11.613,- Ifrs 

4 Kinder 16.808,- Ifrs 

Allgemeine 

zungszulage gezahlt 

5 Kinder 22.002,- Ifrs 

Regelnng 





FOr gebrechliche Kinder im Alter bis zu 

18 Jahren wird eine Sonderzulage von 
1.731,- Ifrs gewährt 

Alters- 

Zuschlag 


ab 6 Jahren 173,- Ifrs 

12 Jahren 565,- Ifrs 
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Staat 

Irland 

Vereinigtes 

Königreich 

1) AnspniclM- 

Kinder mit gewöhnlichem Aufenthalt in der 

Personen, die in den letzten 52 ^chen vor 

berecktlfte 

Republik Irland 

Erwerbstätigkeit nicht erforderlich 

Antragstellung mindestens 26 Wochen im 
Vereinigten Königreich gewohnt haben 

Erwerbstätigkeit nicht erforderlich 

2) Vomnc bei 

Kindergeld wird in der Regel an die Mutter 

Die Familienbeihilfen werden gnind* 

Anspracbs- 

ausgezahlt, die den Antrag für das Kind 

sätzlich an die Mutter ausgezahlt; 

konkairenz 

stellt; Ausnahmen möglich 

Ausnahmen möglich 

3) Kinder 

in Irland ständig wohnende eigene Kinder, 

im Königreich wohnende eigene Kinder 

Berftckslchtict 

sofern nicht in Heimen untergebracht, und 

und andere Kinder, die der Antragsteller 

werden: 

andere Kinder, die' dem Haushalt 

überwiegend unterhält und für die die 


angehören und vom Antragsteller unter* 
halten werden 

leiblichen Eltern keinen Anspruch haben 

Altersgrenze: 



Allgemein: 

16 Jahre 

16 Jahre 

Berufsausbildung: 

- 

- 

Schule: 

18 Jahre 

19 Jahre 

Studium: 

Als einzige Hilfe 

18 Jahre 

- 

im Haushalt: 

- 

- 

Gebrechlichkeit: 

18 Jahre 


4) Monatliche 

für das 1. bis 5. Kind 15,05 £ 

für jedes Kind 30,33 £ 

Leistung 

ab 6. Kind 21,75 £ 

für erste und für Einzelkinder von Verwit- 

je Kind 


weten, Geschiedenen oder Getrennt- 
lebenden wird eine ergänzende Leistung 

Allgemeine 

Regeinng 

Zuschläge für Mehrfachgeburten 

von mtl. 19,72 £ gewährt. 

Alters- 



znscblag 




115 























Drucksache 11/4700 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Staat 

Niederlande (Stand 1.7.87) 

Dänemark (Stand 1.7.87) 

1) Anspnichs- 

Personen, die in den Niederlanden 

Personen, die in Dänemark ihren Wohnsitz 

berechtigte 

wohnen 

oder gewöhnlichen Aufenthalt haben 

Erwerbstätigkeit nicht erforderlich 

2) Vonaag bei 

Berechtigtenbestimmung möglich; Vor- 

Das Kindergeld wird grundsätzlich an die 

Anspnicbs- 

konkorrenz 

rang der Mutter, wenn keine Einigung; 
sonst Obhutsprinzip 

Mutter ausgezahlt; Ausnahmen möglich 

3) Kinder 

Berficksicbtigt 

werden: 

Leibliche Kinder 

Stiefkinder 

Pflegekinder, für deren Unterhalt der 
Berechtigte nachweislich sorgt 

unverheiratete Unterhaltsberechtigte und 
»sorgeberechtigte** Kinder mit gewöhn- 
lichem Aufenthalt in Dänemark 

Altersgrenze: 



Allgexnein: 

16 Jahre 

18 Jahre 

Berufsausbildung : 

- 

- 

Schule, Studium; 

18 Jahre (Übergangsregelung 27 Jahre) 

- 

Haushai tfUhrung: 

18 Jahre (Übergangsregelung 27 Jahre) 

- 

Arbeitslosigkeit: 

17 Jahre, in Sonderfallen 18 Jahre 
(Übergangsregelung 21 Jahre) 


Gebrechlichkeit: 

17 Jahre 

Die Übergangsregelung gilt für vor dem 
1.10.1986 geborene Kinder, die keinen 
Anspruch auf Studienfinanzierung haben. 


4) Vierteyibriiche 

Betrag je Kind 6 bis un- 18 bis un- 

Leistung für Familien mit Kindern beträgt 

Leistnng 

Je Kind 

in Familien mit ter 12 Jahre ter 27 Jahre 

für jedes Kind 1.250 DKR (wird jeweils im 
voraus gezahlt) ohne Einkommens- 

Allgemeine 

Regelung 

1 Kind 285,96 hfl 294,32 hfl 

2 Kindern 375,07 hfl 386,03 hfl 

3 Kindern 401,62 hfl 413,36 hfl 

4 Kindern 438,69 hfl 451,51hfl 

Für unter 6 Jahre alte Kinder werden 70%, 
für 12 bis unter 18 Jahre alte Kinder werden 
127,5% des Satzes für 6 bis unter 12 Jahre 
alte Kinder gewährt. 

Jedes vom Berechtigten überwiegend 
unterhaltene, noch nicht 16 Jahre alte Kind, 
das wegen seiner Berufsausbildung oder 
wegen Erwerbsunfähigkeit außerhalb des 
elterl. Haushalts lebt, wird wie zwei Kinder 
gerechnet 

anrechnung 

Außerdem wird unter bestimmten Voraus- 
setzungen die »gewöhnliche*' und »zusätz- 
liche** Kinderbeihilfe gezahlt. 

Kein Kindergeld für verheiratete Kinder 

Die Leistung für Familien mit Kindern wird 
ohne Antrag automatisch gezahlt. 

Alters- 

znschlag 

Jedes vom Berechtigten überwiegend 
unterhaltene Kind zwischen 16 und 27 
Jahren, für das Kindergeld zusteht, wird wie 
zwei Kinder gerechnet 

Ist ein solches Kind über 18 Jahre alt und 
lebt es wegen Schul- oder Berufsausbüdung 
außerhalb des elterl. Haushalts, so wird es 
wie drei Kinder gerechnet 
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1) Ansprnchs- 
berechügte 


Spanien 


Arbeitnehmer, die in den letzten 3 Jahren 
fiir mindestens 330 Tage Beiträge zur 
Sozialversicherung geleistet haben. 

Bezieher von Alters- und Erwerbsunfähig- 
keitsrente sowie von Lohnersatzleistungen 
(z. B. Arbeitslosengeld, Krankengeld). 


Portugal 


Arbeitnehmer, die mindestens einen Tag 
im Monat eine Arbeitsleistung erbracht 
haben. 

Bei Krankheit, Mutterschaft, Rentenbezug, 
Arbeitslosigkeit, Haft und Militärdienst 
wird weitergewährt. 


2) Vomng bei 
Aiispnichs- 
koBkairenz 


3) Kinder 

Berflcksicbtigt 

werden: 


Berechtigtenbestimmung möglich; wenn 
keine Einigung Vorrang der Person, in 
deren Obhut sich das Kind befindet; sonst 
Vorrang der Person, die das Kind 
überwiegend unterhält. 


Altersgrenze: 

Allgemein: 

Schule: 

Berufsausbildung: 

Arbeitslosigkeit: 

Studium: 

Als einzige Hilfe 
im Haushalt: 
Gebrechlichkeit: 


4) Monatlicbe 
Leistung 
je Kind 



je Kind 250 Pts 


Vorrang des Elternteils, in dessen Obhut 
sich das Kind befindet. Übt jedoch der 
Ehegatte eines Rentners eine Erwerbs- 
tätigkeit aus, so ist der Erwerbstätige 
vorrangig. 


Unterhaltsberechtigte eigene Kinder, 
Kinder des Ehegatten, 
unter Vormundschaft stehende Kinder, 
adoptierte Kinder, 

wenn diese Kinder in Portugal wohnen 


14 Jahre ') 
22 Jahre 0 


25 Jahre 0 


0 kann aus gesund- 
heitlichen Grün- 
den um 3 Jahre 
hinausgeschoben 
werden 


24 Jahre, jedoch unbegrenzt, sofern kein 
Anspruch auf Rente oder besondere staat- 
liche Unterstützung besteht 


je Kind 1,000 Esc 

ab 3, Kind 1.400 Esc, jedoch einkommens- 
abhängig 


AUgemeine 

Regelung 


Um bis zu 35% erhöhte Sätze bei Familien 
ab 4 Kindern. Bei niedrigem Familienein- 
kommen Zuschlag in Höhe von 1.050 Pts für 
jedes unterhaltsberechtigte Kind 


Alters- 

znscblng 



bis 13 Jahre 1.850 Esc 
14 bis 17 Jahre 2.750 Esc 
18 bis 24 Jahre 3.650 Esc 
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Tabelle Fl/2 


Kindergeld (ohne Familienzuschläge) Stand: 1988 


EG -Staat 

Anspruchs- 

berechtigte 

Besondere 

Bedingimgen 

Altersgrenzen 

Leistungsmodus 

Belgien 

Arbeitnehmer mit min- 
destens einem unter- 
haltsberechtigten Kind 
im Haushalt, die in Bel- 
gien arbeiten (Ausnah- 
meregelung) und wenig- 
stens drei Stunden täg- 
lich eine Beschäftigimg 
ausüben. 

Ein Anspruch besteht 
auch für Kinder von 
Arbeitslosen, Invaliden, 
Rentnern und Selbstän- 
digen. Kindergeld kön- 
nen auch Kinder von Be- 
hinderten, Witwen, In- 
haftierten, Studenten, 
Auszubildenden erhal- 
ten. 

Alterszuschläge zum Kin- 
dergeld für Kinder ab 

6 Jahren 

Seit 1984 wird 
das monatliche 
Kindergeld ab 
einem Brutto- 
lohn von BF 
34 015 um BF 
375 gekürzt. 

Generell: 18 Jahre (schul- 
pflichtiges Alter); 

— bis 21 Jahre für 
Auszubildende (Ein- 
künfte nicht höher als 
BF 8 460), 

— bis 25 Jahre für 

Studenten, Arbeitssu- 
chende (begrenzte 

Frist) und unverheira- 
tete Kinder, die im 
Haushalt beschäftigt 
sind. 

Behinderte Kinder erhal- 
ten Kindergeld gnmd- 
sätzlich bis 21 Jahre (ab 
l.Juli 1987; vorher bis 
25 Jahre. 

Monatlich werden folgende Be- 
träge ausgezahlt für Kinder von; 

a) Arbeitnehmern: 

— BF 2 220 für das 1. Kind, 

— BF 4 108 für das 2. Kind, 

- BF 6 133 für das 3. Kind 

b) Invaliden Arbeitnehmern: 

— BF 4 559 für das 1. Kind, 

- BF 4 715 für das 2. Kind, 

- BF 6 133 für das 3. Kind 

c) Arbeitslosen (mind. 6 Monate) 
imd Rentnern: 

— BF 3 165 für das 1. Kind, 

- BF 4 175 für das 2. Kind, 

- BF 6 133 für das 3. Kind 

d) Selbständigen: 

- BF 634 für das 1. Kind, 

- BF 3 740 für das 2. Kind, 

- BF 5 894 für das 3. Kind 
tmd folgende. 

e) Waisenkinder erhalten ein 
Kindergeld von BF 8 528 pro 
Kind (BF 8 197 bei Selbständi- 
gen), 

(Bindung der monatlichen Be- 
träge an den Preisindex) 

Zusätzlich zum Kindergeld wird 
ein Betrag gezahlt: 

— für Kinder von 6 bis 12 Jahren: 
BF 615, 

— für Kinder von 12 bis 16 Jah- 
ren: BF 1 141, 

— für Kinder über 16 Jahre für 
das 1. Kind BF 1 186 und für 
weitere Kinder BF 1 384. 

(Bei Selbständigen sind die ent- 
sprechenden Beträge etwas nied- 
riger.) 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Eltern und Kind müssen 
in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließ- 
lich Berlin (West) einen 
Wohnsitz haben oder 
sich hier gewöhnlich auf- 
halten (Ausnahmerege- 
lung für im Ausland 
lebende Kinder). 

Zuschlag zxim Kinder- 
geld für Eltern, bei de- 
nen sich der steuerliche 
Kinderfreibetrag wegen 
zu geringen Einkom- 
mens nicht oder nicht 
vollständig auswirken 
kaim. 

Minderung des 
Kindergeldes ab 
dem 2. Kind bei 
höherem Ein- 
kommen. 

Bei zwei Kindern 
betragen die 

Obergrenzen: 

- DM45 480 bei 
Verheirateten 

- DM 37 880 bei 
Alleinstehen- 
den. 

Für jedes weitere 
Kind erhöhen 
sich diese Be- 
träge um DM 

9 200. 

Generell; bis 16 Jahre; 

— bis 21 Jahre bei Ar- 
beitslosigkeit oder 

fehlendem Ausbil- 

dungsplatz, 

— bis 27 Jahre bei Aus- 
bildung des Kindes 
(Ausbildungsvergü- | 
tung nicht höher als 
DM 750) oder unter 
bestimmten Bedin- 
gxmgen bei Hilfe im 
Haushalt 

— ohne Altersgrenze bei 
behinderten Kindern 
(Lebensunterhalt darf 
nicht durch andere 
Einkünfte sicherge- 
stellt sein). 

Monatlicher Betrag von 

— DM 50 für das 1. Kind 

— DM 100 für das 2. Kind 

— DM 220 für das 3. Kind 

— DM 240 für das 4. und jedes 
weitere Kind. 

Der monatliche Betrag, der zu- 
sätzlich zum Kindergeld ausge- 
zahlt wird, kann 22% des nicht 
genutzten Kinderfreibetrages 

(DM 2 484 jährlich pro Kind) er- 
reichen: 

— bis zu DM 46 für 1 Kind, 

— bis zu DM 91 für 2 Kinder; 
bei weiteren Kindern steigert er 
sich entsprechend. 
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Kindergeld (ohne Famihenzuschläge) Stand: 1988 


EG-Staat 

Anspnichs- 

berechtigte 

Besondere 

Bedingungen 

Altersgrenzen 

Leistimgsmodus 

Dänemark 

Der Inhaber der elterli- 
chen Gewalt muß in Dä- 
nemark voll steuerpflich- 
tig sein, und das Kind 
muß in Dänemark hei- 
matzuständig sein. 


Generell: bis zum 

18. Geburtstag des Kin- 
des 

Vierteljährhche Vorauszahlung 
an die Mutter des Kindes. 
Vierteljährhcher Betrag pro Kind: 
Kr. 1 375 (jährüch: Kr. 5 400) 

Frankreich 

Personen mit unterhalts- 
berechtigten Kindern, 
die in Frankreich woh- 
nen. 

(Die Einkünfte der Kin- 
der dürfen monatlich 
nicht mehr als 55% des 
allgemein garantierten 
Mindestlohnes [SMIC] 
betragen.) 

Anspruch ab 

dem 2. Kind für 
jedes Kind gege- 
ben. 

Generell: bis zum Alter 

von 16 Jahren; 

— bis 17 Jahre bei Ar- 
beitslosigkeit/ 
Arbeitssuche, 

— bis 18 Jahre bei Vor- 
hegen eines Lehrver- 
hältnisses, 

— bis 20 Jahre, wenn 
Ausbildimg des Kin- 
des, schwere Behin- 
derung des Kindes 
oder Mädchen muß 
Haushalt führen. 

Höhe der Leistimgen in Prozent- 
sätzen des Basisbetrages (1. Juli 
1988: F 1 770,18 pro Monat); die- 
ser Prozentsatz variiert je nach 
Zahl der Kinder: 

— 32 % (BMAF) Famihe mit 

2 Kindern 

-73% (BMAF) Famihe mit 

3 Kindern 

— 114% (BMAF) Famihe mit 

4 Kindern 

Monathcher Betrag für 

- 2 Kinder F 566,45 

- 3 Kinder F 1 292,23 

- 4 Kinder F 2 018,00 

— für jedes weitere Kind 

F 725,77. 


Alterszuschüsse für El- 
tern, deren Kinder mehr 
als 10 Jahre als sind. 



Monathche Zahlimg zusätzhch 
zum Kindergeld: 

— für jedes Kind von 10 bis 

15 Jahre F 159,31 (9% 

BMAF) 

— für jedes Kind über 15 Jahre 

F 283,22 (16% BMAF), jeweUs 
abgesehen vom ältesten Kind 
der Famihe mit weniger als 

3 Kindern. 

Griechenland 

Personen in einem priva- 
ten Arbeitsverhältnis mit 
kindergeldberechtigten 
Kindern, die im vergan- 
genen Jahr mindestens 
50 Tage gearbeitet ha- 
ben bzw. 2 Monate lang 
Arbeitslosengeld bezo- 
gen haben, arbeitsunfä- 
hig wurden oder Mutter- 
schaftsurlaub hatten. 

Die jeweilige 

Leistungshöhe 
ist abhängig vom 
Famüieneinkom- 
men im ver- 
gangenen Jahr. 
Zahlung eines 
monatlichen Zu- 
schlags, wenn 
der berechtigte 
Eltemteil verwit- 
wet ist, der Ehe- 
gatte Invalide 
oder Wehrpflich- 
tiger ist, uneheli- 
che oder behin- 
derte Kinder hat 
oder Waisen ge- 
genüber unter- 
haltspflichtig ist. 

Generell: bis 18 Jahre; 

— bis 22 Jahre bei Fort- 
setzung der Ausbil- 
dung, 

— ohne Altersbegren- 
zimg bei arbeitsunfä- 
higen Kindern. 

Bruttojahreseinkommen bis 

DR 600 000: 

— DR 920 bei 1 Kind, 

— DR 3 170 bei 2 Kindern, 

— DR 6 920 bei 3 Kindern, 

— DR 8 000 bei 4 Kindern. 

DR 600 001 bis DR 900 000: 

— DR 750 bis 1 Kind, 

— DR 2 500 bei 2 Kindern, 

— DR 6 500 bei 3 Kindern, 

— DR 7 500 bei 4 Kindern. 

DR 900 001 bis DR 1 200 000: 

— DR 625 bei 1 Kind, 

— DR 2 050 bei 2 Kindern, 

— DR 5 840 bei 3 Kindern, 

— DR 6 420 bei 4 Kindern. 

Über DR 1 200 001; 

— DR 625 bei 1 Kind, 

— DR 2 050 bei 2 Kindern, 

— DR 3 920 bei 3 Kindern, 

— DR 5 340 bei 4 Kindern. 

Für das 5. und jedes weitere Kind 
erhöht sich der Betrag jeweils um 
DR 1 500 monathch. 

Zuschlag von DR 1 250 pro Monat 
für jedes Kind imter bestimmten 
Bedingungen. 
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Kindergeld (ohne Familienzuschläge) Stand: 1988 


EG-Staat 

Anspruchs- 

berechtigte 

Besondere 

Bedingimgen 

Altersgrenzen 

Leistimgsmodus 

Irland 

Personen mit Wohnsitz in 
Irland, die mindestens 
ein Kind haben, das bei 
ihnen lebt oder von ih- 
nen imterhalten wird. 


Generell: bis 16 Jahre; 

Heraufsetzung der Al- 
tersgrenze bis 18 Jahre 

— bei ganztägigem Be- 
such einer Schule 
oder Hochschule, 

— bei dauernder Ar- 
beitsunfähigkeit des 
Kindes. 

MonaÜicher Betrag pro Kind: 

— IR £ 15,05 für das 1. bis 
5. Kind, 

— IR £ 21,75 für das 6. und jedes 
weitere Kind, 

Für Drillinge, Vierlinge etc. wird 
der Betrag für jedes Kind verdop- 
pelt, solange für wenigstens drei 
der Kinder ein Anspruch be- 
steht. 

Italien 

Arbeitnehmer imd Emp- 
fänger von Sozialversi- 
cherungsleistungen, die 
aufgrund einer bezahl- 
ten Beschäftigung er- 
worben wurden, mit 
unterhaltsberechtigten 
Kindern. 

Die Höhe des 
monatlichen Be- 
trages hängt von 
der Größe der 
Familie und dem 
jährlichen Ge- 
samteinkommen 
der Familie ab. 
Zur „Familie" 
rechnen der Ehe- 
gatte (außer bei 
Getrenntleben- 
den) xmd Kinder 
imter 18 Jahren 
(oder völlig be- 
hinderte Kinder), 
wenn sie in Ita- 
lien wohnen. 

Generell: bis 18 Jahre; 
ohne Altersbegrenzung 
bei behinderten Kin- 
dern. 

Familienbeihilfe pro Monat 
(in 1 000 Lire): 

Jährliches Familieneinkommen 
bis 12 000: 

— 90 bei 2 Familien- 
mitgliedern, 

— 160 bei 3 Familien- 
mitgliedern, 

— 230 bei 4 Familien- 
mitghedem, 

300 bei 5 Familien- 
mitgliedern, 

— 370 bei 6 Familien- 
mitgliedern, 

— 440 (Höchstbetrag bei 7 Fami- 
lienmitgliedern oder mehr). 

Jährliches Familieneinkommen 
12 001 bis 15 000: 

— 70 bei 2 Familien- 
mitgliedern, 

— 140 bei 3 Familien- 
mitgliedern, 

— 200 bei 4 Familien- 
mitgliedern, 

— 280 bei 5 Familien- 
mitgliedern, 

etc. 

Jährliches Familieneinkommen 
15 001 bis 18 000: 

— 50 bei 2 Familien- 
mitgliedern, 

— 110 bei 3 Familien- 
mitgliedern, 

— 170 bei 4 Familien- 
mitgliedern, 

250 bei 5 Familien- 
mitgliedern, 
etc. . . . 

— Bei einem Familieneinkom- 
men ab 27 001 wird erst ab 

4 Familienmitgliedern ge- 
zahlt, 

— bei einem Familieneinkom- 
men ab 33 001 erst ab 5 Fami- 
lienmitgliedern, 

— bei einem Familieneinkom- 
men ab 36 001 erst ab 6 Fami- 
lienmitgliedern, 

— bei einem Familieneinkom- 
men ab 39 001 erst ab 7 Fami- 
lienmitgliedern. 

(Jährliche Anpassimg der Be- 
träge in Übereinstimmimg mit 
der prozentualen Änderung des 
Lebenshaltimgskostenindex — 
ISTAT) 
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EG-Staat 

Anspruchs- 

berechtigte 

Besondere 

Bedingungen 

Altersgrenzen 

Leistungsmodus 

Luxemburg 

Jedes Kind, das ununter- 
brochen im Großherzog- 
tum erzogen wird und 
dort seinen gesetzlichen 
Wohnsitz hat 
(Ausnahmeregelung für 
im Ausland erzogene 
Kinder) 

Aiterszuschüsse für Kin- 
der, die das 6. Lebens- 
jahr vollendet haben. 


Generell: bis 18 Jahre; 

— Verlängerung bis 

25 Jahre bei Studium 
oder beruflicher Aus- 
bildung 

— Ohne Altersgrenze 
bei Behindenmg, auf- 
gnmd derer der Un- 
terhalt nicht selbst er- 
bracht werden kann 
(Behindenmg muß vor 
dem 18. Lebensjahr 
festgestellt worden 
sein) 

Auszahlung an Person/Einrich- 
tung, die das Kind faktisch erzieht 
bzw. an volljähriges Kind monat- 
liche Beträge in Anbetracht der 
Kinderzahl in einer Famüie (Fa- 
miliengruppe): 

— F 1 758 Einzelkind, 

— F 5 358 Gruppe von 2 Kin- 
dern, 

— F 11 788 Gruppe von 3 Kin- 
dern. 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
der letzte Betrag jeweils um 

F 5 273. 

Monatliche Auszahlung zusam- 
men mit Kindergeld, jedoch ein- 
zeln für jedes Khid berechnet: 

— F 175 Kind zwischen 6 und 
12 Jahren, 

— F 574 Kind ab dem 12. Lebens- 
jahr. 

Niederlande 

Personen, die in den Nie- 
derlanden ansässig sind 
imd zu deren Haushalt 
Kinder gehören oder von 
denen Kinder, die nicht 
mehr zu seinem Haus- 
halt gehören, weitge- 
hend unterhalten wer- 
den. 


Generell: bis 17 Jahre; 

— bis unter 18 Jahre bei 
Kindern, die behin- 
dert sind oder ein Ge- 
brechen haben bzw. 
bei Kindern, die ar- 
beitslos sind und als 
Arbeitssuchende ge- 
meldet sind, 

— bis 20 Jahre bei 
arbeitslosen Schulab- 
gängern 

(nicht länger als 

2 Quartale), 

— bis 27 Jahre bei Kin- 
dern in Ausbüdung, 
die kein Recht auf Stu- 
dienfinanziertmg ha- 
ben. 

Die Höhe des Kindergeldes hängt 
vom Alter des Kindes und der 
Zahl der Familienangehörigen 
ab. Vierteljährliche Auszahlung 
pro Kind: 

Kinder von 0 bis 5 Jahren 
(70%): 

— Hfl 211,93 bei Famüien mit 

1 Kind, 

— Hfl 277,97 bei Familien mit 

2 Kindern, 

— Hfl 297,64 bei Familien mit 

3 Kindern, 

— Hfl 325,11 bei Familien mit 

4 Kindern, etc. 

Kinder von 6 bis 11 bzw. 18 bis 
27 Jahren (100%): 

— Hfl 302,75 bei Familien mit 

1 Kind, 

— Hfl 397,10 bei Familien mit 

2 Kindern, 

— Hfl 425,20 bei Familien mit 

3 Kindern, 

— Hfl 464,44 bei Familien mit 

4 Kindern, etc. 

Kinder von 12 bis 17 Jahren 
(130%): 

— Hfl 393,58 bei Familien mit 

1 Kind, 

— Hfl 516,23 bei Familien mit 

2 Kindern, 

— Hfl 552,76 bei Familien mit 

3 Kindern, 

— Hfl 603,77 bei Familien mit 

4 Kindern, etc. 

In bestimmten Fällen (z. B. nach 
Beendigung der Studien) kann 
ein Kind für zwei oder drei zäh- 
len. 
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EG-Staat 

Anspruchs- 

berechtigte 

Besondere 

Bedingungen 

Altersgrenzen 

Leistungsmodus 

Portugal 

Arbeitnehmer mit einem 
oder mehreren imter- 
haltsberechtigten Kin- 
dern, die mindestens ei- 
nen Tag im Monat eine 
Arbeitsleistimg erbracht 
haben. 

(Bei Krankheit, Mutter- 
schaft, Rentenbezug, Ar- 
beitslosigkeit, Haft und 
Militärdienst wird wei- 
tergewährt). 

Ab dem 3. Kind 
höhere Rate, 

wenn das Ein- 
kommen niedri- 
ger ist als das 
IVzfache des ga- 
rantierten Min- 
destlohnes 
(MGW = 27 200 
ESC). 

Generelle Altersgrenze 
bis 14 Jahre (Schul- 
pflicht), 

— bis 18 Jahre bei Be- 
such einer Sekundar- 
schule, 

— bis 22 Jahre bei Be- 
such einer weiterfüh- 
renden Schule, 

— bis 25 Jahre bei Hoch- 
schulstudium 0 . ä. 

oder Absolvierung ei- 
nes Praktikums nach 
Abschluß des Stu- 
diums. 

Diese Altersgrenzen 

können um 3 Jahre her- 
aufgesetzt werden bei 
Bescheinigung einer 

körperlichen oder geisti- 
gen Behinderung. 

— Ohne Altersgrenze 
bei behinderten Kin- 
dern, die nach dem 
24. Lebensjahr keinen 
Anspruch auf Rente 
oder eine besondere 
staaüiche Unterstüt- 
zung haben. 

Monatlicher Betrag pro imter- 
haltsberechtigtem Kind: 

- ESC 1 250, 

— ESC 1 880 ab dem 3. Kind bei 
niedrigem Einkommen. 

(Jährliche Anpassung des Kinder- 
geldbetrages in Relation zu Le- 
benshalttmgskosten. ) 

Spanien 

Arbeitnehmer mit min- 
destens einem unter- 
haltsberechtigten Kind, 
die in den letzten 3 Jah- 
ren für mindestens 
330 Tage Beiträge zur 
Sozialversicherung ge- 
leistet haben. 

Außerdem: Bezieher von 
Alters- und Erwerbsun- 
fähigkeitsrente sowie 
von Lohnersatzleistun- 
gen (z. B. Arbeitslosen- 
geld, Krankengeld) 


Generell: bis 18 Jahre, 

Bei behinderten Kindern 
ohne Altersgrenze. 

1 

Im Regelfall monatlicher Betrag 
pro Kind: Ptas 250 Steigerungs- 
beträge für Großfamilien: 

— 1. Kategorie (25%); 

4—6 Kinder oder 3 Kinder, 
wenn eines der Kinder behin- 
dert ist, der Familienvorstand 
verwitwet oder vom Ehepart- 
ner getrennt lebt oder ein Ehe- 
partner behindert ist. 

— 2. Kategorie (30%); 

7—9 Kinder oder Familien mit 

6 Kindern unter Bedingungen 
wie Kategorie 1. 

— 3. bzw. Ehrenkategorie 
(35%); 

10 Kinder oder mehr oder Fa- 
milien mit 9 Kindern unter Be- 
dingungen wie Kategorie 1. 

Vereinigtes 

Königreich 

Alle Personen, die für 
ein Kind verantwortlich 
sind, 

Anspruch nicht gegeben, 
wenn Personen während 
des letzten Jahres nicht 
mindestens ein halbes 
Jahr im Inland (U.K.) 
wohnten (Ausnahmere- 
geltmg) oder wenn das 
Kind seit mehr als 8 Wo- 
chen in einem Heim o. ä. 
imtergebracht ist, 

Vormundschaftszulage 
für Personen, die ein 
Waisenkind in die Fami- 
lie aufgenommen ha- 
ben. 


Generell: bis 16 Jahre; 
Weiterzahlimg bis zum 
vollendeten 19. Lebens- 
jahr, wenn das Kind 
ganztags eine Schule be- 
sucht (nichtuniversitäre 
Ausbildtmg). 

Auszahlung nach 4 Wochen 
(bei Alleinerziehenden, Sozialhil- 
feempfängem wöchentiiche Aus- 
zahlimg möglich). 

Monatlicher Betrag für jedes 
Kind: £ 31,42 (pro Woche 

£ 7,25). 

Zusätzlich zum Kindergeld wird 
ein Betrag von £ 8,05 pro Woche 
(April 1987) ausgezahlt. 


Verwendete Quellen: 

— Material aus den einzelnen Ländern; 

— Council of Europe, Directorate of Social and Economic Affairs (MMF-XXI (88)1): Family benefits and the famüy Situation as a factor in the 
calculation of income tax in the Coimcil of Europe member States and Füüand, Strasbourg, 8. April 1988; 

— Department of Health and Social Security (International Relation), London 1988; 

— EG-Kommission Brüssel (V/87/88-D) Zusammenstellung der Kindergeldleistimgen. 
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Finanzierung Familienpolitischer Leistungen im engeren Sinne*) (Stand 1. 7. 1986) 


EG-Staat 

Öffentliche Mittel 

Beiträge zur Sozialversicherung 

Arbeitgeber 

Arbeitnehmer 

(Rate in %) (Obergrenze) 

(Rate in %) (Obergrenze) 

Belgien 

— 

7,0 

— 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Staatshaushalt 

— 

— 

Dänemark 

Staat 

— 

— 

Frankreich 

ca. 5 % der Ausgaben 
aus Staatshaushalt 

9,0 FF 113 760 

pro Monat 

— 

Griechenland 

Jährhche Subventionen zur 
Abdeckung von Defiziten 

1,0 

1,0 DR 134 125 

pro Monat 

Irland 

Staat 

— 

— 

Itahen 

Jährliche Subventionen 

6,2 


Luxemburg 

Der Staat finanziert; 

— 50 % der Famüien- 
leistungen 

— Geburtszulagen 

— Verwaltungskosten 

1,8 LFR 

1 317 888 
pro Monat 


Niederlande 

“ 

3,55 HFL 

63 750 
pro Monat 

— 

Portugal 

Staat deckt Beträge ab, die 
nicht durch Beiträge erbracht 
werden 

24,5 

11,0 

Spanien 

Staatsbeiträge 

24,0 4,8 

Die Beiträge für die Sozialversicherung betragen 
insgesamt 28,8%; davon werden 0,41% für Fami- 
lienleistungen verwendet 

Vereinigtes 

Königreich 

Staat 

— 

— 


*) Quelle: Comparative Tables of the Security Scheines in the Member States of the European Communities. 14. Auflage 
Luxemburg 1988. 
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EG-Staat 

Anspruchs- 

berechtigte 

Besondere 

Bedingungen 

Erziehungsurlaub 

Leistungsmodus 

Belgien 

Kein spezieller Erziehungsurlaub, aber es besteht die Möglichkeit, sich im Rahmen einer weiter gefaßten 
Leistung „pourla raison sociale" („aus sozialen Gründen") für 6 Monate oder eine längere Zeit beurlauben zu 
lassen und eine Entschädigung (BF 10 504 pro Monat) zu erhalten. 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Mütter oder Väter, die 
ihr neugeborenes Kind 
selbst betreuen. 

Anspruch ist sowohl für 
erwerbstätige wie nicht- 
erwerbstätige Eltern ge- 
geben. 

Bei Betreuung 
mehrerer Kinder 
durch eine Per- 
son nur einma- 
lige Auszahlung. 

Ab der Geburt des Kin- 
des (oder Ablauf des 
Mutterschutzes) bis zum 
12. Lebensmonat des 
Kindes (seit 1988). 

Bund bezahlt DM 600 pro Monat. 
In den ersten 6 Monaten wird das 
Erziehungsgeld unabhängig vom 
Einkommen gezahlt; ab dem 
7. Monat gelten Einkommens- 
grenzen (evtl. Minderung des Be- 
trages). Kündigungsschutz für die 
Dauer des Erziehungsurlaubs. 
Beitragsfreie Weiterversicherung 
in gesetzlicher Krankenversiche- 
rung. 

Dänemark 

Alle erwerbstätigen Per- 
sonen und Selbständige, 
einschheßlich mithelfen- 
der Ehefrauen. 

In bestimmten 
Zeitabschnitten 
vor der Geburt 
muß das Ein- 
kommen minde- 
stens 10% des 
maximalen Ta- 
gegeldes betra- 
gen haben. 

Mutterschutz 4 Wochen 
vor dem voraussichtli- 
chen Tage der Entbin- 
dung bis 24 Wochen 
nach der Entbindung 
(bzw. Adoption). 

Bei Schwangerschafts- 
komplikationen zusätz- 
lich 4 Wochen vor der 
Geburt. 

— Sonderurlaub für den 
Vater 2 Wochen nach 
der Geburt des Kin- 
des. 

— 10 Wochen des Mut- 
terschaftsurlaub s 
kann der Vater oder 
die Mutter nehmen 
(entsprechend Erzie- 
hungsurlaub). 

Mutterschaftsgeld in Höhe von 
90 % des durchschnittlichen Wo- 
chenverdienstes, aber nicht mehr 
als Kr. 2 339 pro Woche. Kündi- 
gungsschutz. 

Frankreich 

Mutter oder Vater mit 3 
oder mehr unterhaltsbe- 
rechtigten Kindern ge- 
ben die Erwerbstätigkeit 
(völüg oder partiell) bei 
der Geburt/ Adoption ei- 
nes Kindes auf. 

Vorherige Er- 
werb Stätigkeit 
entweder 

— in den letzten 
10 Jahren vor 
der Geburt 
des 3. oder 
weiteren Kin- 
des für min- 
destens 

24 Monate 
oder 

— 30 Monate 
vor der Ge- 
burt des 3. 
oder weite- 
ren Kindes. 

Eltemurlaub bis zum Al- 
ter des letzten Kindes 
von 3 Jahren; Garantie 
zur Rückkehr an den Ar- 
beitsplatz. 

Monatliche Zahlung eines Betra- 
ges von 

- F 2 524 (50 % SMIC) bei völli- 
ger Einstellung der Erwerbs- 
tätigkeit 

— Fl 262 bei Übergang zur Teil- 
zeitarbeit 

Luxemburg 

Eltern mit Kindern unter 
zwei Jahren, die ihren 
Wohnsitz im Großher- 
zogtum haben und dort 
ansässig sind. 

Vater oder Mutter muß 
sich hauptsächlich der 
Erziehung der Kinder 
widmen, übt keine be- 
rufliche Tätigkeit aus 
und erhält auch kein Er- 
satzeinkommen (z. B. Ar- 
beitslosengeld). 

Wenn das be- 
rufliche Brutto- 
einkommen ab- 
züglich der So- 
ziaJbeiträge be- 
stimmte Einkom- 
mensgrenzen 
nicht übersteigt, 
köimen beide El- 
tern oder der Al- 
leinerziehende 
auch arbeiten. 

Ab dem Monat, während 
dem die Mutter keine 
Mutterschaftszulage er- 
hält bis einschließlich 
dem Monat, in dem das 
Kind 2 Jahre alt wird. 

Monatlicher Betrag von F 8 573. 
Dieser Betrag wird nur einmal 
ausbezahlt, auch wenn zum 
Haushalt mehr als ein Kind in die- 
sem Alter gehört. 

Spanien 

Im Anschluß an den be- 
zahlten Mutterschaftsur- 
laub kann sich die 
Berufstätige für eine 
freiwiUige Verlängerung 
des Urlaubs entschei- 
den. 


Höchstdauer 3 Jahre ab 
dem Zeitpunkt der Ent- 
bindung. 

Keine Zahlungen. Recht auf be- 
vorzugte Einstellung wie bei Mut- 
terschutz. 
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Table 7.1. Average retirement age in old-age schemes in OECD countries 




I960 

1970 

1975 

1980 

1983/84 

Austria 

Employees 

males 

64.6 

62.6 

62.9 

61.6 

61.3 

(ASVG) 

females 

61.0 

60.1 

60.4 

58.7 

58.6 

Self-employed 

males 

- 

- 

63.8 

62.0 

61.5 

(GSVG + BSVG) 

females 

- 

- 

61.0 

59.0 

58.9 

Betgium 

Employees 

males 

- 

- 

- 

63.2 

63.3 


females 

- 

*- 

- 

60.1 

60.7 

Canada 

Canadian Pension Plan 

males 

- 

66.7 

66.2 

65.2 

65.1 


females 

- 

66.7 

66.0 

65,2 

65.1 

Finlartd 

Employees 

males 

- 

66.0 

65.5 

65,1 

65.1 

(occupational, old age) 

females 

- 

65.5 

65.3 

65.0 

64.9 

Employees 

males 

• 

* 

62.2 

57,9 

58.1 


(unemployment pensions) 

females 

* 

* 

61.6 

58.3 

58.6 

Germany 

Blue-collar workers 

males 

65.2 

65.2 

64.0 

62.5 

61,9 


females 

64.0 

63.2 

63.2 

63.2 

60.9 

Employees 

males 

65.2 

65.1 

64.2 

61.9 

62.0 

females 

62.8 

63.0 

62.7 

61.7 

60.8 

France 

Employees 

droits 

directs 

- 

— 

63.6 

63.4 

62.4 

(regime general) 

droits 

derives 


■ 

65.2 

64.9 

64.7 

Japan 

Employees 

males 

- 

- 

- 

62.3 

62.3 

(EPl) 

females 

- 

- 

- 

60.5 

60.6 

Self-employed 

males 

- 

- 

- 

62.8 

62.4 

(NPS) 

females 

- 

- 


62.3 

61.1 

Luxembourg 

Employees 

males 

63.4 

63.3 

63.9 

62.5 

60.6 

females 

66.0 

64.9 

70.4 

64.3 

63.0 

Portugal 

Employees 

males 

- 


69.1 

66.5 

66.0 

(general scheme) 

females 

- 

- 

70.5 

64.6 

63.8 

Spain 

Employees 

total 

- 

- 

64.8 

64.4 

63.9 


(general scheine) 


Category A 

males 

_ 

- 

65.6 

65.4 

65.4 

Retirement pensions 

females 

” 

- 

61.0 

60.3 

60.4 

United States 

Employees 

males 

66.8 

64.4 

64.0 

63.9 

63.6 

(OASDI) 

females 

65.2 

63.9 

63.7 

63.5 

63.3 


Notes: - noi available: * programine not in existence. 
Source: OECD, Social Data Bank. Pension section. 
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